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Vorwort
Die mehr als zwanzigjährige erfolgreiche Entwicklung der Deutschen Demokratischen Republik hat gezeigt, daß die Freundschaft und Zusammenarbeit mit der Sowjetunion für unser Volk ein Lebensgesetz ist. Dagegen hat die vom deutschen Imperialismus und Militarismus verfolgte Politik der Feindschaft und militärischen Aggression dem ersten sozialistischen Staat gegenüber das deutsche Volk und die Sowjetvölker unermeßliche Opfer gekostet und in die Katastrophe des zweiten Weltkrieges geführt. Es ist deshalb ein zentrales Anliegen der Historiker der DDR, die verbrecherischen Ziele und Praktiken der deutschen Imperialisten und Militaristen aufdecken zu helfen, die gegen den Sozialismus erneut eine Frieden und Sicherheit gefährdende Politik betreiben.
Die vorliegende Veröffentlichung will die Rolle der militärischen Führungskräfte des faschistischen Deutschlands bei der Konzipierung und Vorbereitung des verbrecherischen Überfalls auf die Sowjetunion anhand von Dokumenten zeigen. Dabei konzentriert sie sich auf die besonders aufschlußreichen Monate vor dem 22. Juni 1941, in denen die langfristige politische, ökonomische und ideologische Vorbereitung der antisowjetischen Aggression in die Ausarbeitung der militärischen Operationspläne und die unmittelbaren Vorbereitungen der Streitkräfte überging.
Dieses Vorhaben ist um so dringlicher, als in Westdeutschland eine dem staatsmonopolistischen Herrschaftssystem integrierte Geschichtsschreibung seit Jahren mit den verschiedensten Mitteln der Verfälschung und Entstellung der Geschichte des zweiten Weltkrieges versucht, die aggressive antikommunistischePolitik des deutschen1 Imperialismus zu rechtfertigen, die imperialistische Klassennatur der dieser Politik dienenden Bundeswehr zu verschleiern und die durch ihre Vergangenheit im Dienste faschistischer Eroberungspolitik kompromittierte militärische Führungsschicht als
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politisch vertrauenswürdig, militärisch bewährt und moralisch untadelig hinzustellen.
Die vorgelegten, zum Teil bisher noch nicht publizierten, zu einem anderen Teil nur schwer zugängigen Dokumente aus dem Führungsapparat der faschistischen Wehrmacht sind daher nicht nur Mittel zur Erhellung eines historischen Vorganges. Sie gewinnen einen hohen aktuellen Wert aus dem Einblick, den sie in die streng geheim gehaltenen Praktiken imperialistischer Aggressionsvorbereitungen gewähren.
Selbst Diktion und Formulierung der Dokumente offenbaren dabei das sich in den Bahnen imperialistischer Aggressivität sowie antikommunistischen Klassenhasses bewegende Denken der Spitzen des deutschen Militarismus.
Die Dokumente stammen überwiegend aus dem Deutschen Militärarchiv Potsdam, dem Archiv des Ministeriums für Verteidigung der UdSSR und dem Deutschen Zentralarchiv Potsdam. Sie sind, um die Verantwortungsbereiche der Wehrmachtführung zu verdeutlichen, in Sachgruppen zusammengefaßt. Bezieht sich ein Dokument auf mehrere Sachgruppen, wurde es nach seiner wichtigsten Aussage eingeordnet. Ein Verzeichnis der Dokumente in ihrer zeitlichen Folge ermöglicht es, den Entwicklungsgang der AggressionsVorbereitungen zu verfolgen.
Jedem Dokument sind kurze Angaben über Art und Inhalt, der Dokumentenkopf und der Quellennachweis vorangestellt. Anmerkungen zu den Dokumenten sowie die Einleitung erleichtern das Verständnis der sachlichen Zusammenhänge. Eine Auswahlbibliographie soll dem Leser erste Hinweise für weitere Studien geben. In der Mehrzahl werden die Dokumente vollständig wiedergegeben, jedoch wurde generell auf die Verteiler verzichtet. Kürzungen sind durch [...] gekennzeichnet. Offensichtliche Schreibfehler in den Vorlagen sind korrigiert, Einfügungen des Herausgebers durch [ ] kenntlich gemacht und Orthographie und Zeichensetzung modernisiert worden. Die geographischen Bezeichnungen werden in der heutigen Schreibweise wiedergegeben bzw. die heutigen Namen sind in [ ] beigefügt.
Großzügige Unterstützung erhielt ich bei meiner Arbeit von der Leitung und dem Wissenschaftlichen Beirat des Deutschen Instituts für Militärgeschichte. Anteil am Gelingen des Projekts hatten auch Oberstleutnant Otto Hennicke, Werner Stang und Wolfgang Kern. Wertvolle Hinweise für die inhaltliche Gestaltung gaben u. a. Dr. Gerhard Förster, Oberst Dozent Dr. Helmut Göpfert, Dr. Norbert Müller, der auch einige Dokumente zur Verfügung stellte, Oberstleutnant Dr. Joachim Schunke und Dr. Raimund Wagner. Die Mitarbeiter des Deutschen Militärarchivs Werner Salo– 
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mon und Helga Wilczek sowie Oberst a. D. Bernhard Watzdorf halfen bei der Sammlung und technischen Aufbereitung der Dokumente, die Mitarbeiterinnen der wissenschaftlichen Fachbibliothek des Deutschen Instituts für Militärgeschichte bei der Zusammenstellung der Auswahlbibliographie. Ihnen allen bin ich zu großem Dank verpflichtet.
Potsdam, im Dezember 1969
Erhard Moritz
Einleitung
Die Vernichtung der Sowjetunion – das Hauptziel des faschistischen deutschen Imperialismus
Im Morgengrauen des 22. Juni 1941 überfiel die faschistische Wehrmacht die Sowjetunion, um entsprechend der Weisung Nr. 21 des Oberkommandos der Wehrmacht mit der Tarnbezeichnung «Fall Barbarossa» «-Sowjetrußland in einem schnellen Feldzug niederzuwerfen». Damit sollte ein seit der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution vom deutschen Imperialismus und Militarismus konzipiertes Unternehmen verwirklicht werden, das das Kernstück seiner aggressiven Pläne war. Durch die Vernichtung des sozialistischen Staates wollten die deutschen Imperialisten die politischen Bedingungen und materiellen Voraussetzungen für ihre Weltherrschaft schaffen und den längst erhobenen Anspruch auf die Führung im imperialistischen Lager nachdrücklich bekräftigen. Mit der faschistischen Wehrmacht war die bis dahin stärkste imperialistische Streitmacht aufgeboten, um das Rad der Geschichte zurückzurollen. Ihr Angriff war der gefährlichste Anschlag auf den Sozialismus.
Der Versuch des deutschen Imperialismus, mit gewaltsamen Mitteln den Grundwiderspruch der Epoche, den Widerspruch zwischen Imperialismus und Sozialismus, zur Stabilisierung des imperialistischen Weltsystems unter deutscher Vorherrschaft endgültig zu lösen, war gleichermaßen politisch reaktionär und verbrecherisch wie militärisch aussichtslos. Nur eine politische Kraft in Deutschland, die Kommunistische Partei, hatte frühzeitig erkannt, daß die antikommunistische Aggressionspolitik der herrschenden imperialistischen Klasse das deutsche Volk ins Verderben führen würde. Unermüdlich hatte sie die Kriegspolitik des Monopolkapitals entlarvt und die werktätigen Massen zum Kampf gegen den Aggressionskurs der imperialistischen Regierungen sowie für die Herstellung friedlicher Beziehungen zur Sowjetunion aufgerufen. Nur die KPD erwies sich in der Lage, ein reales Programm der nationalen Alternative zur faschistischen
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Eroberungspolitik zu entwickeln. Ihre Mitglieder hatten unter den schweren Bedingungen der Terrorherrschaft der Nazis kein Opfer gescheut, um die Aktionseinheit der Arbeiterklasse herzustellen, die antifaschistische Volksfront zu schmieden und sie in den Kampf für den Sturz des faschistischen Regimes sowie die Errichtung eines friedlichen, wahrhaft demokratischen Staates zu führen.
Jetzt bestätigten sich auf tragische Weise ihre Warnungen vor den Folgen der militärischen Expansion des deutschen Imperialismus. Der Krieg gegen den Sowjetstaat erwies sich als schwerwiegendes Verbrechen gegenüber den Sowjetvölkern, aber auch gegenüber dem deutschen Volk selbst. Die Sowjetvölker sollten ihrer sozialistischen Errungenschaften und ihrer nationalen Freiheit beraubt und nicht nur in die imperialistische Versklavung zurückgeführt, sondern bedeutende Teile sogar ausgerottet werden. Damit wollte der deutsche Imperialismus gleichzeitig allen sozialistischen und demokratischen sowie gegen die koloniale Unterdrückung kämpfenden Kräften das anspornende Beispiel für die Gestaltung der eigenen Zukunft nehmen. Für die Verwirklichung dieser fortschritts – und menschheitsfeindlichen Pläne setzte er die Existenz von Millionen Deutscher selbst aufs Spiel.
Diese Pläne waren jedoch gesetzmäßig zum Scheitern verurteilt.1 Die Kräfte des Friedens und des Fortschritts erwiesen sich als unüberwindlich. Schon bald nach der Entfachung des zweiten Weltkrieges, der als ungerechter Krieg zweier imperialistischer Koalitionen begann, hatte sich in den okkupierten und bedrohten Ländern der Volkswiderstand gegen den Faschismus verstärkt. Er gab mehr und mehr dem Kampf der gegen das faschistische Deutschland kriegführenden Kräfte das politische Gepräge. Mit dem erzwungenen Eintritt der Sowjetunion in den Krieg nahm dieser von Seiten der Gegner Hitlerdeutschlands endgültig den Charakter eines antifaschistischen Befreiungskrieges an. Gleichzeitig änderte sich dadurch das internationale Kräfteverhältnis so, daß die Niederlage der faschistischen Aggressoren unabwendbar wurde.
Zugespitzte Aggressivität und Abenteuerlichkeit bestimmten schon seit der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution das Verhältnis des deutschen Imperialismus zur Sowjetmacht. Gerade bei ihm war und blieb das Bestreben, die Entwicklung des sozialistischen Staates mit Waffengewalt wieder rückgängig zu machen, besonders ausgeprägt. Er machte die Erfahrung, daß der Sturz der kapitalistischen Ausbeuterordnung und der
Walter Ulbricht, Militärakademie «Friedrich Engels»-Schule des Kampfes für Frieden und Sozialismus. In: Walter Ulbricht, Zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung. Aus Reden und Aufsätzen, Bd. 7, Berlin 1964, S. 740ff.
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Aufbau eines sozialistischen Staates in Rußland der deutschen revolutionären Arbeiterbewegung im antiimperialistischen Kampf mächtige Impulse gab. Der antikommunistische Haß und die Hoffnung, bei der Durchsetzung imperialistischer Raubziele gegen die junge Sowjetmacht ein leichtes Spiel zu haben, waren für die deutschen Imperialisten und Militaristen wichtige Gründe, 1918 als erste eine militärische Aggression gegen den Sowjetstaat durchzuführen. Im Jahre 1919 setzten ehemalige kaiserliche Generale im Einverständnis mit den Regierungen der Weimarer Republik den bewaffneten Kampf gegen die Sowjetmacht in den baltischen Staaten fort. Dies geschah auch in der Absicht, die deutsche Armee den Siegermächten als «Schutzwall gegen den Bolschewismus» anzubieten, um auf diese Weise günstigere Friedensbedingungen zu erlangen.1
In den Jahren nach dem ersten Weltkrieg mußten es sich die deutschen Imperialisten und Militaristen – nicht zuletzt deshalb, weil sie der Kampf der friedliebenden Kräfte des deutschen Volkes unter der Führung der KPD und die Widersprüche zu den anderen imperialistischen Konkurrenten daran hinderten – zunächst einmal versagen, ihre Aggressionspolitik gegen den Sowjetstaat mit militärischen Mitteln fortzusetzen. Charakteristisch für den extremen Antisowjetismus der aggressivsten Gruppe des Monopolkapitals in der Zeit der Weimarer Republik ist jedoch, daß sie die Pläne eines antisowjetischen Kreuzzuges stets im Auge behielt (Dok. 5).2 Sie versuchte anfangs, die Bedeutung Deutschlands als antisowjetisches Bollwerk hervorzuheben, um auf diese Weise wieder als gleichberechtigter Partner in den Kreis der imperialistischen Großmächte aufgenommen zu werden.3 In dem Maße, wie der deutsche Imperialismus und Militarismus mit Hilfe der Westmächte wieder erstarkte, steuerten die reaktionärsten Kreise des Monopolkapitals darauf hin, die Rolle eines Stoßtrupps des Weltimperialismus zu übernehmen, um ihre Machtpositionen auf Kosten der Sowjetunion entscheidend zu stärken.4
1 Militarismus gegen Sowjetmacht 1917 bis 1919, Berlin 1967, S. 146f.
* Anatomie des Krieges. Neue Dokumente über die Rolle des deutschen Monopolkapitals bei der Vorbereitung und Durchführung des zweiten Weltkrieges, hrsg. und eingel. von Dietrich Eich-holtz und Wolfgang Schumann, Berlin 1969, S. 196f., und Wolfgang Rüge, Deutschland von 1917 bis 1933, Berlin 1967, S. 316.
3 Günter Rosenfeld, Zur ukrainischen Frage in den antisowjetischen Plänen des deutschen Imperialismus 1927–1928. In: Zur Ukraine-Politik des deutschen Imperialismus, hrsg. von der Sektion Philosophie und Geschichte der Friedrich-Schiller-Universität Jena, Jena 1969, S. 112f., und Alfred Änderte, Der Weg zum 22. Juni 1941. In: Juni 1941. Beiträge zur Geschichte des hitlerfaschistischen Überfalls auf die Sowjetunion, Berlin 1961, S. 11 ff.
* Walter Nimtz, Zur Rolle des deutschen Imperialismus im Kampf zwischen Kapitalismus und Sozialismus in der Zeit der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution. In: Beiträge zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, 9. Jg. (1967), Sonderheft, S. 96,
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Die Errichtung der faschistischen Diktatur im Jahre 1933, die von den reaktionärsten und aggressivsten Kreisen des Monopolkapitals, des Großgrundbesitzes und der Militärs durchgesetzt wurde, war der Übergang zu einem neuen Abschnitt der Vorbereitung der Aggressionspolitik des deutschen Imperialismus im allgemeinen und speziell gegen die Sowjetunion. Die Unterdrückung der Kommunistischen Partei Deutschlands und aller fortschrittlichen Kräfte, die Erhebung des extremen Antikommunismus zur Staatsdoktrin, der Ausbau des staatsmonopolitstischen Systems, die forcierte Aufrüstung und die schnelle Vergrößerung der Wehrmacht waren Maßnahmen, die eine Politik der «Neuordnung der Welt» im Sinne des deutschen Imperialismus ermöglichen sollten (Dok. I).1 Im Mittelpunkt der Neuordnungspläne stand die Vernichtung der Sowjetunion. Das war der wesentliche Inhalt der von der Nazipartei programmatisch verkündeten und auf Massenwirksamkeit berechneten geopolitischen Losung einer angeblichen Notwendigkeit des «Kampfes um Lebensraum» im Osten. Damit übernahm der faschistische deutsche Imperialismus auch objektiv die Funktion einer Speerspitze der Weltreaktion gegen den Sozialismus, da die Wiederherstellung der Alleinherrschaft des Imperialismus ein Anliegen aller imperialistischen Mächte war.
Führende imperialistische Kreise wiesen abei auch die Hitlerregierung im Oktober 1933 darauf hin, daß die Vernichtung der Sowjetunion bei allem Schwergewicht, das ihr in den Aggressionsplänen zukam, nicht der erste und einzige Akt der militärischen Expansion sein und bleiben könne. In einer Hitler übergebenen Denkschrift der Deutschen Bank vom Oktober 1933, in der die imperialistischen Raubziele demagogisch mit den Interessen des deutschen Volkes gleichgesetzt wurden, hieß es: «Die Möglichkeit für das deutsche Volk, im Osten Raum zu schaffen, ist nicht so schnell zu verwirklichen, als daß man nicht an andere Gebiete denken sollte, die auch dann noch erwähnenswert bleiben, wenn ein Teil unseres Volkes im Osten neue Heimstätten gefunden haben wird . . .»2 Dennoch behielt die Ostexpansion in den Plänen des deutschen Imperialismus ihr besonderes Gewicht.
Die völlige Übereinstimmung der faschistischen Hitlerregierung mit den Interessen der Monopolgewaltigen zeigen zwei Dokumente in geradezu klassischer Weise. Im August 1936 verlangte der bekannte Industrielle Röchling in einer Denkschrift von Hitler, mit allen Mitteln die Aggression
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung in acht Bänden (im folgenden: GDA), Bd. 5, Berlin 1966, S. 69ff. 2 Zitiert nach Hans Radandt, Zu den Beziehungen zwischen dem Konzern der Deutschen Bank und dem Staatsapparat bei der Vorbereitung und Durchführung des zweiten Weltkrieges. In: Der deutsche Imperialismus und der zweite Weltkrieg, Bd. 2, Berlin 1961, S. 28.
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gegen die Sowjetunion vorzubereiten, da dies ein Kampf «um unsere Existenz» sei (Dok. 2).1 Ähnlich argumentierte Hitler in seiner zur selben Zeit verfaßten Denkschrift zum Vier jahresplan, die unter Verwendung von Vorlagen einer Gruppe Experten des IG-Farben-Konzerns entstanden war (Dok. 3).2 Die Aggression gegen die Sowjetunion, von der westdeutschen Geschichtsschreibung zur Entlastung des deutschen Monopolkapitals vielfach als «Hitlers Krieg» bezeichnet, enthüllt sich in diesen Dokumenten ganz deutlich als ein von der imperialistischen Bourgeoisie aus politischen und wirtschaftlichen Interessen gewünschter und konzipierter Krieg gegen den Sozialismus.
Der deutsche Imperialismus sah in der Sowjetunion das Haupthindernis für seine Weltherrschaftspläne, da allein schon ihre Existenz die Grundlagen des kapitalistischen Ausbeutungssystems in Frage stellte und ihr Beispiel den Widerstand der Werktätigen in aller Welt gegen soziale, nationale und koloniale Unterdrückung verstärkte.3 Die sowjetische Politik der kollektiven Sicherheit stand den Ausbeutungs – und Eroberungsinteressen der deutschen Imperialisten, die eine politische und ökonomische «Neuordnung» der Welt zu ihren Gunsten anstrebten, als ernsthaftes Hindernis im Wege. Für ihre ersten Aggressionsakte nutzten sie deshalb weitgehend den Antisowjetismus der imperialistischen Westmächte aus, die in einer Aggression gegen die Sowjetunion ebenfalls eine klassenpolitische Auseinandersetzung von Weltbedeutung sahen und deshalb zu weitgehenden politischen und militärischen Zugeständnissen bereit waren.
Die politischen Ziele des deutschen Imperialismus waren untrennbar von seinen ökonomischen Raubinteressen. Das Wirtschaftspotential der Sowjetunion hatte seit langem auch die Raubgier des deutschen Imperialismus erregt. Hinter der von der Nazipartei verbreiteten Lebensraumtheorie verbarg sich die Absicht des deutschen Monopolkapitals, durch die Eroberung der wirtschaftlich wichtigen Gebiete der Sowjetunion das Herzstück des vom deutschen Imperialismus geplanten europäischen Großraums zu gewinnen und damit die maßgebenden ökonomischen und strategischen Voraussetzungen für den Kampf gegen die anderen imperialistischen Konkurrenten um die Weltherrschaft zu schaffen. Das kam in einem für Hitler bestimmten Schreiben Arnold Rechbergs, der mehrfach als Sprecher extrem
1 Siehe Dietrich Eichholtz, Monopole und Staat in Deutschland 1933–1945. In: Monopole und Staat in Deutschland 1917–1945, Berlin 1966, S. 47.
2 Siehe Dietrich Eichholtz, Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 1939–1945, Bd. 1, Berlin 1969, S. 42f.
3 GDA, Bd. 5, S. 291. Siehe auch Siegfried Vietzke, Deutschland zwischen Sozialismus und Imperialismus. Die Rolle Deutschlands in der Auseinandersetzung zwischen dem Weltimperialismus und der sozialistischen Sowjetunion (1917–1945), Berlin 1967, S. 181 f.
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expansionistischer Kreise hervorgetreten war, deutlich zum Ausdruck (Dok. 5).1 Noch viel weiter ging Hitlers langjähriger Wirtschaftsberater, Staatssekretär Wilhelm Keppler, als er im Mai 1939 vor dem Zentralausschuß der Reichsbank forderte, die Sowjetunion müsse bis zum Ural germanisiert werden.2
Obwohl die deutschen Imperialisten gerade in politischer Hinsicht mit der antisowjetischen Grundhaltung der anderen imperialistischen Mächte rechnen konnten – das bewies die Münchener Politik der britischen und französischen Regierung – , waren sie sich jedoch mehr oder minder bewußt, daß sich die ökonomischen und damit auch die politischen Widersprüche zu den imperialistischen Konkurrenten durch jede Erweiterung des eigenen Macht – und Einflußbereiches zuspitzen mußten. Daher trafen die faschistischen Militärs seit 1936 Vorkehrungen, um auch vor einem Überfall auf die Sowjetunion einen Angriff auf Frankreich und England sowie ihre Verbündeten beginnen zu können (Dok. 4).
Die reaktionärsten Kreise der britischen und französischen Bourgeoisie waren auf Grund ihrer antikommunistischen Haltung und in der Hoffnung, den faschistischen Aggressor auf die Sowjetunion lenken zu können, noch im Jahre 1939 bereit, dem deutschen Imperialismus bei der Erweiterung seiner Macht – und Einflußsphäre im Osten und Südosten Europas freie Hand zu lassen.3 Unter ihrem Einfluß hatten die Regierungen der Westmächte die Beteiligung an dem von der Sowjetunion mehrfach vorgeschlagenen System der kollektiven Sicherheit zur Zügelung der Aggressoren abgelehnt. Sie sabotierten selbst die im August 1939 auf Initiative der Sowjetregierung zustande gekommenen Verhandlungen über ein Militärabkommen, das faktisch die letzte Möglichkeit bot, die Entfesselung eines Krieges durch den deutschen Imperialismus und Militarismus zu verhindern, weil sie glaubten, daß die faschistische Regierung diesen Akt der Isolierung der UdSSR mit dem Verzicht auf den Angriff nach Westen honorieren würde.4
Sosehr die herrschenden Kreise in Deutschland diese antisowjetische Politik der Regierungen Großbritanniens und Frankreichs begrüßten, sosehr waren sie gleichzeitig darüber beunruhigt, daß in diesen Ländern unter dem Druck der Volksmassen diejenigen Kräfte der herrschenden Klassen an Einfluß gewannen, die im Zusammengehen mit der Sowjet– 

1 Siehe Anatomie des Krieges, a. a. 0., S. 196f.
2 Dietrich Eichholtz, Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 1939–1945, a. a. O., S. 199f.
3 Erich Paterna, Werner Fischer, Kurt Goßweiler, Gertrud Markus, Kurt Pätzold, Deutschland von 1933 bis 1939, Berlin 1969, S. 339ff.
4 W. G. Truchanowski, Neueste Geschichte Englands 1917–1951, Berlin 1962, S. 327f.
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Union die sicherere Garantie gegen eine faschistische Aggression sahen.1 Aus einem derartigen Bündnis ergab sich zwangsläufig für die deutschen Impe-perialisten die Gefahr eines Zweifrontenkrieges. Dadurch aber wäre das strategische Konzept des faschistischen deutschen Generalstabs, die Gegner einzeln nacheinander in Blitzfeldzügen zu schlagen, in Frage gestellt worden. Die Hitlerregierung beschloß deshalb, die außerordentlich komplizierte außenpolitische Situation der UdSSR auszunutzen, um zuerst die kapitalistischen Staaten Europas zu okkupieren oder – wie im Falle Englands – wenigstens vorläufig militärisch aktionsunfähig zu machen und dadurch dem Zweifrontenkrieg zu entgehen.
Die Sowjetunion war durch die auf ihre Isolierung gerichtete Politik der Westmächte außerstande gesetzt worden, Hitlerdeutschland wirksam an weiteren Aggressionsakten zu hindern. Noch immer wuchs die Gefahr, daß im Falle eines militärischen Konflikts zwischen Deutschland und der Sowjetunion eine Einigung Hitlerdeutschlands mit den Westmächten auf antisowjetischer Grundlage erfolgte und die Sowjetunion einer Koalition der stärksten kapitalistischen Staaten allein gegenüber stand. Darüber hinaus drohte der von den japanischen Imperialisten heraufbeschworene Konflikt an der Grenze der Mongolischen Volksrepublik im Sommer 1939 sich zu einem regelrechten Krieg auszuweiten, so daß die UdSSR in die Zange der aggressivsten imperialistischen Mächte geraten wäre. Da alle Verhandlungen mit den Westmächten über den Abschluß eines wirksamen Bündnisses ergebnislos blieben und die Maßnahmen zur Stärkung der Verteidigungskraft der UdSSR erst im Anlaufen waren, sah sich die Sowjetregierung gezwungen, das Angebot der Regierung des faschistischen Deutschlands zum Abschluß eines Nichtangriffsvertrages anzunehmen. Für die Sowjetunion war der am 23. August 1939 unterzeichnete Vertrag ein Mittel, die von den imperialistischen Mächten betriebene Isolierungspolitik zu paralysieren, die Auslösung einer gegen sie gerichteten Aggression hinauszuschieben und kostbare Zeit für die Erhöhung der Kampfkraft der Roten Armee zu gewinnen.
Mit dem Abschluß des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes hatten die deutschen Imperialisten und Militaristen ihre antisowjetischen Pläne keinesfalls aufgegeben, sondern nur aufgeschoben. Sie glaubten nicht, daß die Sowjetunion in absehbarer Zeit ihre Lage ernsthaft verbessern könnte, während sie selbst durch die Okkupation großer Gebiete des kapitalistischen Europas die strategisch, geographisch und ökonomisch günstigsten Bedingungen für den Überfall auf die Sowjetunion schufen. Das verbarg
1 Lew Besymenski, Sonderakte «Barbarossa». Dokumente, Darstellung. Deutung, Stuttgart 1968, S. 47 ff.
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sich hinter Hitlers Worten vom November 1939 «Wir können Rußland nur entgegentreten, wenn wir im Westen frei sind», mit denen er auch die Auffassung des faschistischen deutschen Generalstabs zum Ausdruck brachte (Dok. 7). Doch mußte die politische und militärische Führung des faschistischen Deutschlands bald begreifen, daß sie infolge der aktiven und konsequenten Friedenspolitik der Sowjetunion aus dem deutsch-sowjetischen Nichtangriffsvertrag längst nicht so viele Vorteile herausschlagen konnte, wie sie beabsichtigt hatte. Die Sowjetunion hielt zwar den Vertrag strikt ein, ließ aber durch ihre Maßnahmen erkennen, daß sie sich über die wahren Pläne der faschistischen Aggressoren im klaren war. Sie trat entschieden dafür ein, den imperialistischen Krieg zu beenden.
Mit wachsendem Unbehagen registrierten die faschistischen Machthaber in Deutschland, daß die Sowjetregierung die Zeitspanne, in der die Wehrmacht in Westeuropa gebunden war, energisch dazu benutzte, die deutschen Vorhaben zur Verbesserung der Bedingungen für den Überfall auf die Sowjetunion zu beeinträchtigen und gleichzeitig die eigenen Verteidigungspositionen zu verbessern.1 Die sowjetische Partei – und Staatsführung traf weitere Maßnahmen, die Kampfkraft der Roten Armee zu heben. Allerdings vermochte die faschistische Führung die Tragweite dieser Maßnahmen für die Stärkung der sowjetischen Verteidigungskraft nicht voll zu erfassen.
Außerdem verbesserte sich, nachdem sich die baltischen Staaten und andere nach dem ersten Weltkrieg verlorengegangenen Gebiete der UdSSR angeschlossen hatten, die strategische Position des Sowjetstaates bedeutend. Die Sowjetregierung behinderte durch ihre diplomatische Aktivität auf dem Balkan und ihren nachdrücklichen Einspruch gegen die Absicht des faschistischen Deutschlands, auch Schweden zu okkupieren, den Ausbau der Südost – und Nordflanke der antisowjetischen Aggressionsfront.
Die faschistische Führung vermerkte mehrfach mit unverkennbarem Unwillen, daß sich auch durch diese Maßnahmen die Bedingungen für die beabsichtigte antisowjetische Aggression verschlechterten. Das war einer der Gründe, weshalb man schon relativ zeitig begann, Überlegungen anzustellen, wie die unmittelbaren Vorbereitungen des Überfalls auf die Sowjetunion am zweckmäßigsten zu treffen seien. Diese Überlegungen beeinflußten schon seit Mitte 1940 alle anderen militärischen Vorhaben.
Bereits am 2. Juni 1940, noch während der Kämpfe in Frankreich, äußerte Hitler im Hauptquartier der Heeresgruppe A in Charleville, wenn
1 Siehe Geschichte der internationalen Beziehungen 1917–1939, Berlin 1963, S. 437f. und Vladimir Michailoviö Chvostov: Die neueste Geschichte des deutschen Imperialismus in der westdeutschen Historiographie. In: ZfG, 15. Jg. (1967), S. 590ff.
2 Moritz, Barbarossa
17
England, was er erwarte, jetzt ausschere und zu einem vernünftigen Friedensschluß bereit sei, so habe er endlich die Hände frei für seine große und eigentliche Aufgabe: die Auseinandersetzung mit dem Bolschewismus.1 Aus diesen Worten geht hervor, daß die deutschen Imperialisten weiterhin versuchten, sich zeitweilig mit dem britischen Konkurrenten zu verständigen, wenn dieser bereit war, sich mit der Rolle eines Juniorpartners zu begnügen. Die Vorbereitung für das Landungsunternehmen «Seelöwe», der Blockadekrieg und die Verstärkung der Luftkriegführung über der britischen Insel waren ein Versuch, Großbritannien auf die Knie zu zwingen oder die britische Regierung zum Nachgeben zu veranlassen.
Die faschistische Führung hatte aber den wachsenden Widerstandswillen des englischen Volkes unterschätzt. Der Erfolg einer Landung in England war unter diesen Umständen wie auch angesichts dessen, daß die deutsche Kriegsmarine der britischen unterlegen war, nicht vorauszusehen. Sie konnte so viele Kräfte kosten, daß die baldige Aggression gegen die Sowjetunion in Frage gestellt wurde. Auch ein Fehlschlagen dieser Operation konnte sich die faschistische Führung aus Prestigegründen nicht leisten, außerdem befürchtete sie, die englischen Kolonien würden den anderen imperialistischen Konkurrenten in die Hände fallen. Aus diesen Gründen und nachdem es mißlungen war, die Luftherrschaft über der Insel zu erringen, verschob die faschistische Wehrmachtführung die Landung.2 Die gegen Großbritannien gerichteten und vorbereiteten Aktionen dienten seit Herbst 1940 zunehmend dem Zweck, vorläufig nur den Druck gegen die Insel aufrechtzuerhalten, um Rückenfreiheit für den «Fall Barbarossa» zu haben und die Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion zu tarnen. Die Zerschlagung der Sowjetunion sollte zur erstrebten Hegemonie des deutschen Imperialismus in Europa führen und die Grundvoraussetzungen für den weiteren Kampf um die Weltherrschaft schaffen (Dok. 11).
Um die faschistischen Militärs von ihrer Verantwortung für diese verbrecherische Aggression freizusprechen, wird von der westdeutschen bürgerlich-imperialistischen Geschichtsschreibung behauptet, Hitler habe sich bedenkenlos über die Warnungen militärischer Ratgeber vor einem Krieg gegen die UdSSR hinweggesetzt.3 Die Tatsachen beweisen aber, daß die Aggression gegen die Sowjetunion auch von der militärischen Führung be– 

1 Siehe Karl Klee, Dokumente zum Unternehmen «-Seelöwe», Frankfurt am Main 1959, S. 189.
2 Franz Halder, Kriegstagebuch, Bd. 2, Stuttgart 1963, S. 98 f.
3 Siehe u. a. Carl Hans Herrmann, Deutsche Militärgeschichte. Eine Einführung, 2., durchges. Aufl., Frankfurt a. M, 1968, S. 484f. und Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945, hrsg. von Percy Ernst Schramm, (im folgenden: OKW-KTB), Bd. 1, Frankfurt a. M. 1965, S. 96 E.
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reits vor Beginn des zweiten Weltkrieges als eine entscheidende Aufgabe angesehen wurde. Nicht ohne Grund hatte Hitler nach seiner Machtübernahme den Spitzen der Generalität sein Regierungsprogramm vorgetragen, da sie den Aufbau der Wehrmacht leitete, die das wichtigste Instrument für die vom deutschen Imperialismus gewünschte «-Politik mit anderen Mitteln» war. Die bedeutende Rolle der Militärs im staatsmonopolistischen Führungssystem wurde dadurch unterstrichen, daß Hitler stets die Grundprobleme der Aggressionspolitik mit den Spitzen der Wehrmachtführung beriet (Dok. 1, 4, 6, 7).
Die in erster Linie gegen die Sowjetunion gerichtete Ostexpansionspolitik des deutschen Imperialismus führte frühzeitig zu konkreten militärischen Vorbereitungsmaßnahmen. Davon zeugen solche Details wie die Erörterungen, die ein Offizier des Heereswaffenamtes und ein Vertreter der Firma Krupp im März 1936 darüber anstellten, wie ein von Krupp entwickeltes Eisenbahngeschütz am zweckvollsten auf die Spurbreite der sowjetischen Eisenbahnen eingerichtet werden könne.1 Im Zusammenhang mit der am 26. Juni 1936 erlassenen Weisung für die Kriegführung forderte die Marineleitung die Inbesitznahme der Aalandsinseln und der Bucht von Petsamo, um von dort aus Operationen gegen die Sowjetunion durchzuführen.2 Der Oberbefehlshaber des Heeres, Generaloberst v. Fritsch, unterstrich in einer Denkschrift vom August 1937 die Bedeutung des Heeres gegenüber den anderen Wehrmachtteilen mit dem Hinweis, daß das Heer, «solange die Ziele eines deutschen Sieges nur in Ost-Eroberungen liegen können, . . .» stets die letzte Entscheidung bringen würde.3 Der Generalstabschef des Heeres, Generaloberst Beck, dokumentierte den «Kampf um Lebensraum» als eine Notwendigkeit.4 Es war gewiß auch kein Zufall, daß das Wehrwirtschafts – und Rüstungsamt des OKW im April 1939 in völliger Übereinstimmung mit den Plänen des IG-Farbendirektors und Bevollmächtigten für Sonderfragen der chemischen Erzeugung, Carl Krauch, bezüglich der «Neuordnung» des europäischen Wirtschaftsraumes für einen künftigen Krieg5 darauf hinwies, die mili– 

1 Anatomie des Krieges, a. a. O., S. 135. Zu dieser Problematik siehe Joachim Schunke, Probleme der Kriegsplanung des deutschen Imperialismus gegenüber der Sowjetunion. In: Auf antisowjetischem Kriegskurs, Berlin 1970, S. 62, und Carl-Axel Gemzell, Raeder, Hitler und Skandinavien. Der Kampf für einen maritimen Operationsplan, Lund 1965, S. 45ff.
3 Zitiert nach Generalfeldmarschall Keitel. Verbrecher oder Offizier? hrsg. von Walter Görlitz, Göttingen-Berlin-Frankfurt a. M. 1961, S. 128.
4 Zitiert nach Gerhard Förster, Heinz Helmert, Helmut Otto, Helmut Schnitter, Der preußischdeutsche Generalstab 1640–1965, Berlin 1966, S. 257.
5 Anatomie des Krieges, a. a. O., S. 210ff.
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tärischen Machtmittel seien nicht nur die einzigen, um sich die rumänischen und die weniger wichtigen polnischen Erdölquellen zu sichern, sondern auch das einzige Mittel, um «das größte und lohnendste Ziel ins Auge zu fassen: Die Beherrschung des gewaltigsten Erdölgebietes Europas, Kaukasien.»1 i
Aus diesen Äußerungen geht hervor, daß die militärische Auseinandersetzung mit der Sowjetunion in den militärpolitischen und militärstrategischen Erwägungen des deutschen Generalstabs in den dreißiger Jahren eine wichtige Rolle gespielt hat.
Der Abschluß des deutsch-sowjetischen Nichtangriffspaktes vom 23. August 1939 änderte nichts an den antisowjetischen Plänen des deutschen Imperialismus. Der Generalstabschef des Heeres, Generaloberst Halder, der in seinem Tagebuch die Meinung Hitlers festhielt, daß dieser Nichtangriffspakt ein Pakt mit dem Satan sei, um den Teufel auszutreiben,2 betrachtete Polen als Aufmarschgebiet für die Zukunft. Als die Monopole und staatlichen Stellen des faschistischen Deutschlands «Neuordnungspläne» für Europa und die anderen Kontinente entwarfen3, beschäftigte sich der Generalstab bereits mit den Vorbereitungen zum Überfall auf die Sowjetunion, deren Vernichtung das Kernstück der barbarischen «Neuordnungspläne» bilden sollte.
Halder, der Ende Juni 1940 erfuhr, daß Hitler den Ostfragen erhöhte Aufmerksamkeit widmete, ließ sofort im OKH aus eigener Initiative strategisch-operative Überlegungen für ein militärisches Vorgehen gegen die UdSSR anstellen (Dok. 28). Als Hitler am 21. Juli 1940 offiziell die Weisung erteilte, das «russische Problem in Angriff» zu nehmen (Dok. 9), hatte der Generalstab bereits mit den ersten Arbeiten begonnen. Den Generalstab beschäftigte bezüglich des Überfalls auf die Sowjetunion lediglich das Problem der zweckmäßigsten strategisch-operativen Hauptstoßrichtungen und des günstigsten Zeitpunktes. Gegen die Aggression als politischen Akt gab es bei den führenden Militärs keine grundsätzlichen Bedenken. Mit ihren umfassenden Planungen und Vorbereitungen schufen die Führungsstäbe der Wehrmacht die militärischen Voraussetzungen für die Aggression.4
1 DMA Potsdam, W 31.40/41, Die Mineralölversorgung Deutschlands im Kriege.
2 Franz Halder, Kriegstagebuch, Bd. 1, Stuttgart 1962, S. 38.
3 Wolfgang Bleyer, Karl Drechsler, Gerhard Förster, Gerhart Hass, Deutschland von 1939 bis 1945, Berlin 1969, S. 69 ff.
4 Siehe dazu P. A. Zilin, Kak fasistskaja Germanija gotovila napadenie na Sovetskij Sojuz, 2.^ vervollständigte Ausgabe, Moskau 1966, S. 103 ff.
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Die Fehleinschätzung des sowjetischen Kriegspotentials durch die Wehrmachtführung
Eine wesentliche Grundlage für die Ausarbeitung des Operationsplanes waren die Einschätzungen des sowjetischen Kriegspotentials (Dok. 31, 32, 40). Dafür standen den militärischen Führungsorganen nicht nur die Ergebnisse der militärischen Aufklärung zur Verfügung, sondern auch Materialien der sog. volkswirtschaftlichen Abteilungen der Monopole und Banken, der Ostforschungsinstitute und ähnlicher Einrichtungen, mit denen ein reger Nachrichtenaustausch über alle Ereignisse in der Sowjetunion erfolgte.1
Aus den Urteilen des Generalstabs über das sowjetische Kriegspotential geht hervor, daß er das Ziel, die sowjetischen Streitkräfte in einem Blitzkrieg zu vernichten und die Sowjetunion zu unterwerfen, nicht für eine Überforderung der Wehrmacht hielt, da er weder in politischer noch in militärischer Hinsicht die neue Qualität des Sowjetstaates und der Roten Armee begriff (Dok. 12). Die Hauptursache der Unterschätzung des sowjetischen Kriegspotentials durch die faschistische Wehrmachtführung war in deren reaktionärer, antikommunistischer Klassenposition zu suchen. Obwohl sie die schnelle Aufwärtsentwicklung in der Sowjetunion zur Kenntnis nehmen mußte, hielt sie die sozialistische Gesellschaftsordnung der kapitalistischen von vornherein für unterlegen, labil und der Belastung eines modernen Krieges nicht gewachsen. Die faschistischen Militärs erfaßten insbesondere nicht die Bedeutung der neuen politisch-moralischen Potenzen, die aus der Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiterklasse, der Abschaffung der Ausbeutungsverhältnisse, dem Aufbau der sozialistischen Ordnung, der Verankerung der sozialistischen Ideen im Bewußtsein der Sowjetbürger, der Gleichberechtigung aller Bürger und Nationalitäten sowie aus der Kultur – und Bildungsrevolution erwuchsen und die Grundlage für die Stabilität der sozialistischen Gesellschaft bildeten. Vor allem begriffen sie nicht die Rolle der KPdSU (B), deren Führung die Mobilisierung aller Kräfte und Mittel des Volkes und Staates auch im Kriege ermöglichte (Dok. 14). Sie bewerteten jede Schwierigkeit beim Aufbau der sozialistischen Gesellschaft entsprechend ihrem antikommunistischen Wunschdenken als «systembedingten Mangel» und als Bestätigung ihrer Ansicht von der Labilität des sozialistischen Staates.
1 Erhard Moritz, Zur Fehleinschätzung des sowjetischen Kriegspotentials durch die faschistische Wehrmachtführung in den Jahren 1935–1941. In: Auf antisowjetischem Kriegskurs, a. a. O., S. 150.
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Auch die Kenntnisnahme der unübersehbaren Wirtschaftserfolge war stets mit Zweifeln an der wirklichen Leistungsfähigkeit der sozialistischen Planwirtschaft verbunden (Dok. 20). Die faschistischen Militärs hielten es nicht für möglich, daß ein ehemals wirtschaftlich so zurückgebliebenes Land diese Rückständigkeit schnell überwand, eine große Zahl wissenschaftlicher und technischer Kader ausbildete und gleichzeitig Grundlagen für eine leistungsfähige Kriegswirtschaft schuf.1 Sie spekulierten vielmehr darauf, daß diese eingebildete Rückständigkeit die Qualität der Ausrüstung und Bewaffnung der Roten Armee negativ beeinflussen und zu Schwierigkeiten bei deren Versorgung im Kriege führen werde. Im Blitzkriegsdenken befangen, war für sie unvorstellbar, daß die Sowjetunion in der Lage sein könnte, ihre Wirtschaft rasch auf den Krieg umzustellen und einen höheren Ausstoß an Waffen und Gerät zu erreichen als das faschistische Deutschland, das außerdem über große Teile des europäischen Wirtschaftspotentials verfügte.
Die Unfähigkeit des faschistischen deutschen Generalstabs, die Potenzen der Roten Armee richtig zu erfassen, wird vor allem in der Unterschätzung ihrer politisch-moralischen Festigkeit sichtbar (Dok. 14). Weit verbreitet war unter den faschistischen Militärs die Ansicht, daß sich der Nationalitätencharakter des Sowjetstaates schwächend auf das Gesamtgefüge der Roten Armee auswirken würde (Dok. 15). Sie begriffen nicht, daß die Übereinstimmung der sozialen und nationalen Interessen der Sowjetvölker und ihre völlige Gleichberechtigung eine wesentliche Grundlage für die Festigkeit der Armee bildeten. Sie spekulierten auf Überbleibsel eines bürgerlichen Nationalismus, der dem Sowjetpatriotismus und sozialistischen Internationalismus entgegenstehen würde (Dok. 90). Darüber hinaus erwarteten sie, daß die von ihnen unterstellte politische Labilität verschiedener Bevölkerungsteile die Widerstandskraft der Roten Armee beeinträchtigen würde.
Die abschätzigen Urteile über die Fähigkeiten des sowjetischen Offizierskorps und der Sowjetsoldaten zeugen von dem Unverständnis der faschistischen Militärs für die Bedeutung der neuen Gesellschaftsordnung als Grundlage einer qualitativ neuen und höheren militärischen Potenz. Auch von rassistischen Irrlehren geprägte Vorstellungen engten ihren Blick für Tatsachen bedeutend ein (Dok. 14). Große Erwartungen knüpfte der faschistische deutsche Generalstab an die Auswirkungen der Repressalien gegen hohe Offiziere der Roten Armee in den Jahren 1937/38 (Dok. 13, 23). Seine aus antikommunistischem Wunschdenken geborenen Spekulationen
1 Siehe Sovetskaja ekonomika v period Velikoj Otecestvennoj Vojny 1941–1945 gg., hrsg. von I. A. Gladkov, Moskau 1970, S. 7 ff.
22
ließen ihn vor allem die Wirksamkeit jener Maßnahmen verkennen, die zur Erhöhung der Kampfkraft der Roten Armee eingeleitet worden waren.1
Über die Qualität der Bewaffnung und Ausrüstung der Roten Armee gab es im faschistischen deutschen Generalstab widersprüchliche Urteile. Die Abteilung Fremde Heere Ost hielt sie zu Beginn des Jahres 1941 für relativ modern, während vor allem Halder sowohl die Panzer als auch die Artillerie als veraltet charakterisierte (Dok. 14, 16,). Insgesamt herrschte jedoch die Meinung vor, die Wehrmacht habe gegenüber der in der Umrüstung befindlichen Roten Armee einen so großen qualitativen Vorsprung erreicht, daß mögliche sowjetische Weiterentwicklungen von Waffen und Gerät unberücksichtigt bleiben konnten. Die Qualität der sowjetischen Waffen, wie beispielsweise die der Panzer T 34 und KW, der reaktiven Artillerie und der neuen sowjetischen Flugzeugtypen, wurde daher für die faschistischen Aggressoren bald zu einer unangenehmen Überraschung.
Obwohl sich der Generalstab der begrenzten Zuverlässigkeit der erzielten Aufklärungsergebnisse mehr oder weniger bewußt war, glaubte er in der kriegserfahrenen Wehrmacht und in der Blitzkriegsstrategie über hinreichende Vorteile zu verfügen, die Sowjetunion daran zu hindern, ihr Kriegspotential vollständig zu entfalten. In höchstens fünf Monaten sollte der gegen sie vorbereitete Krieg beendet sein.
Wie wenig jedoch die in den vorliegenden Dokumenten getroffenen Einschätzungen des faschistischen deutschen Generalstabs der Wirklichkeit entsprachen, mußte Halder bald selbst eingestehen, als er am 11. August 1941, wenige Wochen nach dem Überfall, in sein Tagebuch schrieb: «In der gesamten Lage hebt sich immer deutlicher ab, daß der Koloß Rußland von uns unterschätzt worden ist. Diese Feststellung bezieht sich ebenso auf die organisatorischen wie auf die wirtschaftlichen Kräfte, auf das Verkehrswesen, vor allem aber auf die rein militärische Leistungsfähigkeit. Wir' haben bei Kriegsbeginn mit etwa 200 feindlichen Div. gerechnet. Jetzt zählen wir bereits 360»2 (vgl. Dok. 16, 25–27).
Trotz derartiger Einsichten war der faschistische deutsche Generalstab auch jetzt noch weit davon entfernt, in der neuen politischen Qualität der sozialistischen Gesellschaftsordnung und im gerechten Charakter des von
1 Geschichte des Großen Vaterländischen Krieges der Sowjetunion in 6 Bänden (im folgenden: GVK), Bd. 6, Berlin 1968, S. 150ff., und G. K. Shukow, Erinnerungen und Gedanken, Bd. 1, Berlin 1969, S. 231 ff.
2 Franz Halder, Kriegstagebuch, Bd. 3, Stuttgart 1964, S. 170. Siehe dazu 50 let vooruzennych Sil SSSR, Moskau 1968, S. 233 ff., und D. M. Proektor, Agressija i katastrofa. Vyssee voennoe rukovodstvo fasistskoj Germanii vo vtoroj mirovoj vojne 1939–1945, Moskau 1968, S. 184ff.
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der Sowjetunion geführten Krieges die wichtigste Ursache für die Widerstandskraft der Roten Armee und des Sowjetvolkes zu erkennen. Typisch für seine abenteuerliche Risikobereitschaft war jedoch, daß er weiterhin ohne militärische Bedenken in völliger Überschätzung der eigenen Kräfte seine Angriffspläne verfolgte.
Die strategisch-operative Planung des faschistischen deutschen Generalstabs
Den Planungen der Generalstäbe der Wehrmachtteile für den Feldzug gegen die UdSSR lag ebenso wie bei den vorangegangenen Aggressionsakten die Blitzkriegskonzeption zugrunde. Zwar gingen die verantwortlichen faschistischen Militärs davon aus, daß in der Roten Armee der faschistischen Wehrmacht ein zahlenmäßig starker Gegner gegenüberstehe und Größe sowie Beschaffenheit des Territoriums der UdSSR neue Anforderungen an die Truppen stellen würden. Sie glaubten jedoch, ihre Kriegserfahrung und Führungskunst werde bei einer Überlegenheit an Kräften und Mitteln in den Hauptstoßrichtungen und bei Ausnutzung des Überraschungsmoments ausreichende Garantien für den Erfolg der Aggression bieten. Dieser Überlegenheitsdünkel, der die ganze strategische und operative Planung prägte, zeigte sich u. a. darin, daß Hitler, offensichtlich auf Unterlagen des Generalstabs gestützt, im Juli 1940 erwog, die Sowjetunion noch im Herbst desselben Jahres zu überfallen (Dok. 10). Diese Absicht wurde jedoch aufgegeben, da der Ausbau des Aufmarschraumes noch nicht weit genug gediehen war und die Sowjetunion in einem einzigen Feldzug zerschlagen werden sollte.
Nachdem Hitler im Juli 1940 die erste strategische Orientierung gegeben hatte (Dok. 9, 10), gingen das OKH und OKW daran, operative Varianten auszuarbeiten. Diese unterschieden sich vor allem in der Festlegung der Hauptstoßrichtungen und in der Anzahl, Stärke und Rolle der zu bildenden Gruppierungen voneinander. Ging das OKH ursprünglich von einer starken Nord – oder Südgruppe aus, die in die Tiefe des Territoriums der UdSSR stoßen, die Rote Armee umfassen und zum Kampf mit verkehrter Front zwingen sollte (Dok. 28, 29), so schlug Hitler einen Stoß in Form einer beiderseitigen Umfassung einerseits in Richtung Kiew und andererseits über die baltischen Unionsrepubliken in Richtung Moskau vor (Dok. 10). Der «Operationsentwurf Ost» des Generalmajors Marcks vom 5. August sah einem Vorschlag Halders entsprechend den Hauptstoß nördlich der Pripjat-sümpfe in Richtung Moskau vor, während südlich davon eine schwächere
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Gruppe zusammen mit aus Rumänien angreifenden Verbänden die in der Ukraine dislozierten sowjetischen Verbände binden sollte (Dok. 31). In höchstens 17 Wochen sollte das sowjetische Territorium bis zur Linie Don – Wolga – Nördliche Dwina besetzt sein und, insofern die Sowjetregierung bis dahin noch nicht kapituliert habe oder – wie die faschistischen Militärs hofften – gestürzt worden sei, die Offensive bis zum Ural fortgesetzt werden.1
Im OKW fertigte Oberstleutnant Loßberg bis zum 15. September eine eigene Operationsstudie an, die drei Hauptstoßrichtungen vorsah. Der Operationsschwerpunkt zweier Heeresgruppen sollte nördlich des Pripjat-gebietes liegen, eine dritte Heeresgruppe die in der Ukraine dislozierten Verbände der Roten Armee umfassen und zusammen mit aus Rumänien vorstoßenden Truppen vernichten (Dok. 32). Eine weitere vom Chef des Generalstabs der Heeresgruppe A (später Süd), General v. Sodenstern, Anfang Dezember angefertigte Studie, nach der nördlich und südlich des Pripjatgebietes je eine Heeresgruppe in Form einer Umfassung in Richtung Moskau vorstoßen sollte, wurde nicht weiter verfolgt.2
Die vom OKH in Planspielen überprüfte und überarbeitete Fassung des «Operationsentwurfes Ost-» trug Halder am 5. Dezember 1940 Hitler als Plan «Fritz» vor.3 Dieser erklärte sich im wesentlichen einverstanden damit, wollte aber vor dem Angriff auf Moskau erst die im Baltikum dislozierte sowjetische Gruppierung ausgeschaltet wissen (Dok. 34).
In den folgenden Tagen faßte der Wehrmachtführungsstab die Ergebnisse der Planungen und Diskussionen zusammen und legte Hitler am 17. Dezember 1940 einen Entwurf der Weisung Nr. 21 vor. Hitler forderte erneut, die vorrangige Besetzung des Baltikums stärker zu berücksichtigen, und ließ den bisherigen für die Ostoperationen gebrauchten Decknamen «Fritz-» in «Barbarossa» abändern.4
Mit der Unterzeichnung der Weisung Nr. 21 durch Hitler am 18. Dezember 1940 war die Diskussion um die Hauptoperationsrichtungen zunächst beendet. Sie sah nunmehr drei Operationsrichtungen vor: Die stärkste Gruppierung, die Heeresgruppe Mitte, sollte in der Hauptrichtung Moskau vorstoßen, durch eine beiderseitige Umfassung und durch eine Nebenoperation nach Norden die dort dislozierten sowjetischen Verbände
Siehe Helmut Göpfert, Das Scheitern der Blitzkriegskonzeption des deutschen Militarismus in der Anfangsperiode des Großen Vaterländischen Krieges der Sowjetunion, Diss. an der Militärakademie «Friedrich Engels», Dresden 1963, S. 117.
Ein Teilabdruck der Studie bei Alfred Philippi, Das Pripjetproblem. In: Wehrwissenschaftliche Rundschau, Beiheft 2, März 1956, S. 73 ff.
3 Helmut Göpfert, a. a. O., S. 126f.
4 OKW-KTB, Bd. 1, a. a. O., S. 233.
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einschließen und zerschlagen. Die Heeresgruppe Süd, der eine deutschrumänische Kräftegruppe operativ unterstellt werden sollte, hatte die Aufgabe, die sowjetischen Armeen in der Ukraine zu umfassen und zu vernichten, während die Heeresgruppe Nord im Zusammenwirken mit finnischen Verbänden Leningrad einnehmen sollte. In der zweiten Feldzugsphase sollten die Reste der Roten Armee zügig verfolgt, vernichtet und schließlich die Linie Archangelsk-Astrachan besetzt werden (Dok. 36).
Der Weisung Nr. 21, die völlig vom Geist der Blitzkriegsstrategie durchdrungen war, lagen die neuesten Kriegserfahrungen der Wehrmacht zugrunde. In einem bis dahin nicht gekannten Ausmaß sollten die Panzer-und motorisierten Divisionen zusammengefaßt und, von starken Luftwaffenverbänden unterstützt, als Stoßkeile schwerpunktmäßig eingesetzt werden, um die gegnerische Verteidigungsfront aufzubrechen und so die Voraussetzungen für weiträumige Umfassungsoperationen zu schaffen.
Die strategisch-operative Planung des faschistischen deutschen Generalstabs, die in der Weisung Nr. 21 gipfelte, war, obwohl sie auf den modernsten Erkenntnissen der bürgerlichen Militärwissenschaft fußte, von vornherein abenteuerlich, da sie von einer Überbewertung der Möglichkeiten der Blitzkriegsstrategie und der faschistischen Wehrmacht einerseits und einer maßlosen Unterschätzung des Gegners andererseits ausging. Bereits bei der Überprüfung der ausgearbeiteten Unterlagen in Planspielen im November und Dezember 1940 unter Leitung des Oberquartiermeisters I, Generalleutnant Paulus, zeigte sich, daß die Kräfte der Wehrmacht nicht ausreichen würden, die gesteckten Ziele zu erreichen, wenn es nicht gelang, die Hauptkräfte der Roten Armee bereits in den Anfangsschlachten zu zerschlagen.1 Diese Möglichkeit wurde aber vom Generalstab nicht weiter erörtert und schon gar nicht bei der Planung berücksichtigt. Mit den Methoden des Blitzkrieges sollte das Mißverhältnis zwischen den Kräften und Zielen gleich zu Beginn des Krieges ausgeglichen, ein Übergewicht über die Rote Armee erreicht und mit den vorhandenen Verbänden das nach Osten zunehmend breiter werdende Operationsgebiet behauptet werden.
Der von den westdeutschen bürgerlichen Historikern vertretenen These, der faschistischen deutschen Generalität habe sich angesichts der festgestellten Schwierigkeiten eine große Sorge bemächtigt,2 widersprechen die Tatsachen. Abgesehen davon, daß die Chefs der Heeresgruppen und Armeen, die sich zu einer Beratung bei Halder versammelt hatten, nur mit einer Feldzugsdauer von 8–10 Wochen rechneten, zeigt auch eine Opera– 

1 Helmut Göpfert, a. a. O., S. 123f.
2 Heinrich Uhlig, Das Einwirken Hitlers auf Planung und Führung des Ostfeldzuges. In: Vollmacht des Gewissens, Bd. 2, Frankfurt a. M.-Berlin 1965, S. 208ff.
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tionsstudie des Chefs des Generalstabs der 4. Armee, wie siegessicher die deutschen Generalstabsoffiziere waren.1 Auch die Seekriegsleitung sah keine Schwierigkeit, die der Marine aufgetragenen begrenzten Aufgaben mit Erfolg zu lösen (Dok. 38).
Zur Rechtfertigung der eigenen Aggressionsvorbereitungen wurde schon damals die Lüge vom Präventivkrieg benutzt. So begründete Halder am 13. Dezember 1940 den Chefs der Heeresgruppen und Armeen die Angriffsvorbereitungen mit einer angeblichen Bedrohung des imperialistischen Deutschlands durch die Sowjetunion, obwohl das OKH der Meinung war, die Sowjetunion werde nicht angreifen (Dok. 31).
Die Weisung Nr. 21 bildete die Grundlage für die detailliertere Planung der drei Wehrmachtteile. Am 31. Januar 1941 erließ der Oberbefehlshaber des Heeres die «Aufmarschanweisung Barbarossa», die die operativen Aufgaben der Heeresgruppen, Panzergruppen und Armeen sowie die der Verbände der Satellitenstaaten festlegte (Dok. 39). Darüber hielt Halder am 3. Februar 1941 Vortrag vor Hitler, der mit der grundsätzlichen Disposition einverstanden war (Dok. 40). Nach dieser Aufmarschanweisung hatten die Heeresgruppen bis Mitte Februar sowie die Armeen und Panzergruppen bis März die für ihren Bereich notwendigen Studien und Befehle zu erarbeiten. Zu diesem Zeitpunkt wurden auch die Stäbe der in Rumänien und Norwegen stehenden Verbände in die Planungsarbeiten mit einbezogen (Dok. 40, 44).
Für die vorgesehenen Operationen ergab sich noch eine Änderung, als die Absicht, auch aus dem rumänischen Raum anzugreifen, aufgegeben wurde, damit die Heeresgruppe Süd verstärkt und die in der Ukraine dislozierten Verbände der Roten Armee vom Norden her besser umfaßt werden konnten (Dok. 42).
In den Planungen der Wehrmachtführung spielte die Gewinnung von günstigeren strategischen Aufmarschräumen und die Sicherung der Flanken eine bedeutende Rolle. Deshalb fürchtete sie nach dem Angriff Italiens auf Griechenland, britische Truppen könnten auf dem Balkan landen und die Ausnutzung der rumänischen Erdölbasis und damit auch das Unternehmen «Barbarossa» gefährden. Schon in der Weisung Nr. 18 vom 12. November 1940 war vorgesehen, gegebenenfalls das griechische Festland zu besetzen.2 Dieses unter dem Decknamen «Manrita» bekannte Unternehmen blieb für die Vorbereitung der Aggression gegen die Sowjetunion insofern
1 Siehe dazu Olaf Groehler, Zur Einschätzung der Roten Armee durch die faschistische Wehrmacht im ersten Halbjahr 1941, dargestellt am Beispiel des AOK 4. In: ZMG, 7. Jg. (1968), S. 729ff. Siehe zum folgenden Wolfgang Bleyer, Karl Drechsler, Gerhard Förster, Gerhart Hass, Deutschland von 1939 bis 1945, Berlin 1969, S. 109ff.
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nicht ohne Folgen, als eine Reihe von Divisionen zeitweilig gebunden war und nicht rechtzeitig in den vorgesehenen Aufmarschraum verlegt werden konnte. Eine weitere Verzögerung entstand dadurch, daß die faschistische deutsche Regierung, als am 27. März 1941 der Sturz der profaschistischen Regierung in Belgrad bekannt wurde, sofort beschloß, auch diesen Staat zu zerschlagen (Dok. 43).
Am 6. April 1941 begann der Überfall auf Jugoslawien und Griechenland, der mit der Kapitulation Jugoslawiens am 17. April 1941, dem Waffenstillstand mit Griechenland am 21. April und der Besetzung Kretas am 1. Juni 1941 endete.
Seit August/September 1940 war abzusehen, daß das faschistische Deutschland auch mit der militärischen Unterstützung Rumäniens und Finnlands rechnen konnte. Jedoch bereitete die Einbeziehung dieser Staaten in die antisowjetische Koalition insofern Schwierigkeiten, da die Absicht und der Zeitpunkt des Überfalls auf die Sowjetunion geheim bleiben sollten. Aber gerade über die militärischen Kanäle konnten Vorbereitungen getroffen werden, die leicht als Verteidigungsmaßnahmen zu tarnen waren. Die eigentlichen aggressiven Absichten des faschistischen Deutschlands wurden von den führenden Politikern und Militärs dieser Staaten sehr bald erkannt und insgeheim unterstützt.
Rumänien war schon seit dem Abschluß des Ol – Waffen-Vertrages vom 29. Mai 1940 enger an den deutschen Imperialismus gekettet worden.1 Nach dem Putsch Antonescus vom 6. September 1940, der, vom deutschen Imperialismus gefördert, zur offenen faschistischen Diktatur führte, erfolgte programmgemäß die «Einladung» einer deutschen Heeresmission unter dem Vorwand, die Reorganisation der rumänischen Armee zu unterstützen. Aus der Weisung Keitels vom 20. September 1940 geht eindeutig hervor, daß sie neben der Sicherung des kriegswichtigen Erdölgebietes die rumänische Armee zu einer Hilfstruppe der Wehrmacht für die geplante Aggression gegen die UdSSR ausbilden sollte (Dok. 33). Antonescu war auch damit einverstanden, daß das OKW Rumänien als Aufmarschbasis für den Angriff auf Griechenland ausnutzte. Ende Januar 1941 befanden sich neben der «Militärmission-» in Stärke von 2 Panzerdivisionen und mehreren Luftwaffenverbänden 7 bis 8 weitere deutsche Divisionen unter dem Oberbefehl des Generalfeldmarschalls List in Südrumänien. Inzwischen traf der faschistische deutsche Generalstab weitere Maßnahmen, um die rumänische Armee auf die Aggression gegen die Sowjetunion vor– 

1 Margot Hegemann, Die ungarisch-rumänische Grenze und die Politik des deutschen Imperialismus im Jahre 1940. In: Jahrbuch für Geschichte der UdSSR und der volksdemokratischen Länder Europas, Bd. 9, Berlin, 1966, S. 75.
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zubereiten. Die Satellitenrolle, in die Rumänien vom deutschen Imperialismus gezwungen wurde, zeigen besonders deutlich die Dokumente 51 und 54. Der faschistische deutsche Generalstab bezog die rumänischen Verbände in die Aggressionsvorbereitungen ein, ohne die rumänischen Stäbe direkt davon zu informieren. Um über diese Marionettenrolle hinwegzutäuschen, sollte Antonescu unter die Befehle des OKW für die rumänischen Truppen seine Unterschrift setzen.
Eine selbständigere Rolle mußte die faschistische deutsche Führung Finnland zugestehen. Die seit dem Herbst 1940 wieder aufgenommenen Waffenlieferungen an Finnland (Dok. 41) und das am 22. September 1940 abgeschlossene Transitabkommen über den Transport deutscher Truppen nach Nordnorwegen waren Maßnahmen, die davon zeugten, daß Finnland in eine antisowjetische Koalition eingefügt werden sollte.1 Im Dezember verhandelte Halder mit dem finnischen stellvertretenden Generalstabschef, General Talvela, angeblich um die Haltung Finnlands im Falle eines sowjetischen Angriffs zu sondieren.2 Bereits vorher aber hatte die Wehrmachtführung mit der Teilnahme Finnlands an einer antisowjetischen Aggression gerechnet. Das beweist die Loßberg-Studie eindeutig. Zu weiteren Absprachen kam es jedoch erst einige Wochen vor dem Überfall zwischen dem finnischen Generalstabschef Heinrichs und General Jodl, dem Chef des Wehrmachtführungsstabs, am 25. Mai 1941 in Salzburg und mit General Halder am 26. Mai in Zossen (Dok. 46, 48, 49). Auch zu diesem Zeitpunkt benutzte der Generalstab immer noch die seit langem eingeführte Sprachregelung, daß ein Angriff der Sowjetunion bevorstehe, der zu Gegenmaßnahmen zwinge. Die Wehrmachtführung war im Unterschied zu ihrer Haltung gegenüber Rumänien bereit, für die Operationen aus dem finnischen Raum deutsche Verbände dem finnischen Oberbefehl zu unterstellen. Vereinbarungen über die Terminplanung erfolgten schließlich zwischen dem 3. und 6. Juni 1941 in Helsinki.3
Mit diesen Verhandlungen trug die Wehrmachtführung dazu bei, die Koalition gegen den sozialistischen Staat, die durch Ungarn und die Slowakei erweitert wurde, zusammenzufügen. Ungarn und die Slowakei wurden zunächst nicht in die direkten Vorbereitungsmaßnahmen einbezogen, da sich die faschistische Führung sicher war, daß diese im November 1940 dem Dreimächtepakt beigetretenen Staaten an einem Feldzug gegen die Sowjetunion teilnehmen würden.
1 Pauli Martinmäki, Über das Zusammengehen Finnlands mit Hitlerdeutschland im 2. Weltkrieg. K In: Der deutsche Imperialismus und der zweite Weltkrieg, Bd. 2, a. a. O., S. 531.
2 Franz Halder, Kriegstagebuch, Bd. 2, a. a. O., S. 233. ^
3 Andreas Hillgruber, Der Einbau der verbündeten Armeen in die deutsche Ostfront 1941–1944. v– In: Wehrwissenschaftliche Rundschau, 10. Jg. (1960), H. 12, S. 664.
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Das OKW entwickelte darüber hinaus auch Pläne, die Dardanellen mit militärischen Mitteln zu sperren, falls die Türkei durch politischen Druck dazu nicht veranlaßt werden konnte (Dok. 45). Auf diese Weise sollten die Verbindungswege zur sowjetischen Schwarzmeerküste abgeschnürt werden. Ebenso wurden bereits konkrete Pläne entwickelt, das Erdölgebiet von Baku, das langersehnte Ziel des deutschen Imperialismus, zu erobern (Dok. 47).
Als abzusehen war, daß in Südosteuropa keine weiteren Schwierigkeiten entstehen würden, legte das OKW am 30. April 1941 den Angriffstermin endgültig auf den 22. Juni fest.
Maßnahmen der Wehrmachtführung zur Sicherstellung der Rüstung für die Aggression gegen die Sowjetunion
Unmittelbar nach Abschluß der Aggression gegen Frankreich leitete die Wehrmachtführung entsprechend den neuen militärischen Zielsetzungen des deutschen Imperialismus Maßnahmen ein, um die materiell-technische Überlegenheit der Wehrmacht über die Rote Armee zu sichern und die deutschen Truppen für die spezifischen Bedingungen des neuen Blitzfeldzuges auszurüsten. Unter Ausnutzung aller Ressourcen sollten die Bewaffnung und Ausrüstung der Wehrmacht quantitativ und qualitativ einen solchen Stand erreichen, daß die modern ausgerüsteten Verbände in der Lage wären, die Rote Armee in kurzer Frist entscheidend zu schlagen.
Noch während der Kämpfe in Westeuropa hatte die Wehrmachtführung geplant, das Heer auf einen «Friedensstand» von 120 Divisionen zu reduzieren, durch eine Verdoppelung der Zahl der Panzer – und motorisierten Divisionen aber eine qualitative Erhöhung seiner Kampfkraft zu erreichen.1 Die dazu eingeleiteten Rüstungsmaßnahmen sollten die Wehrmacht befähigen, noch besser den Anforderungen eines Blitzkrieges zu genügen (Dok. 55).
Doch wenige Tage nach der Besprechung Hitlers mit Keitel, Jodl, Brauchitsch und Halder am 31. Juli 1940, in der der Aggressionsbeginn gegen die Sowjetunion auf den Mai 1941 festgelegt wurde, informierte Keitel den Chef des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamts, General Thomas, daß die Reduzierung der Divisionen nur in begrenztem Umfange statt– 

1 Hans Höhn, Bewertung, Einsatzgrundsätze und Organisation der Infanterie des imperialistischen deutschen Heeres (1933 bis 1945), unveröffentl. Diss., Leipzig 1966, S. 155.
30
finden würde.1 Zwei Wochen später wies Keitel an, das Rüstungsprogramm mit dem Ziel einer Erhöhung der zahlenmäßigen Stärke des Feldheeres auf 180 Divisionen und 20 Besatzungsdivisionen umzustellen (Dok. 58). Die für die Rüstung verantwortlichen Militärs hielten dieses Programm für realisierbar, obwohl sie wegen der Überbeanspruchung der Produktionskapazitäten und der kurzen Termine gewisse Bedenken hatten (Dok. 56). Schließlich erging nach einem Bericht, den Brauchitsch Hitler am 26. August 1940 erstattete, eine speziellere Weisung für die Vergrößerung der Anzahl der Divisionen und die Erhöhung ihrer Kampfkraft (Dok. 59).
Eine der Maßnahmen, die Rüstung auf den Aggressionskrieg gegen die Sowjetunion auszurichten, war die Neufestlegung von Dringlichkeitsstufen für die Produktion von Waffen und Gerät. Es wurden alle Anstrengungen unternommen, um die Flugzeugproduktion zu steigern sowie die Ausrüstung der Panzer – und motorisierten Verbände sicherzustellen. Die Feuerkraft der Infanterie sollte durch die Vergrößerung des Anteils der Maschinenwaffen, die Komplettierung der Ausrüstung der Divisionen mit Infanteriegeschützen und Granatwerfern erhöht werden. Selbst der Einsatz von Gasgeschossen wurde für die Aggression gegen die Sowjetunion vorbereitet.2
Die Maßnahmen der faschistischen deutschen Führung führten zu einer bedeutenden Steigerung der Produktion von Waffen und Kriegsgerät3:
Produktion von Waffen und 1940 1941
Kriegs gerät
automatische Infanteriewaffen 171000 325000
Flak und automat. Bordwaffen 1000 23000
Geschütze ab 75 mm 5000 7000
Panzer 2200 5200
Kriegsflugzeuge 10250 11030
Jedoch widerspiegeln die Schwierigkeiten, die bei der Verwirklichung dieses gwaltigen Rüstungsprogramms auftraten, die Widersprüche, die sich sowohl aus dem weitgespannten Eroberungsprogramm des deutschen Imperialismus und seinem bis dahin mobilisierten Rüstungspotential als auch aus seiner gesellschaftlichen Grundlage, dem imperialistischen System, ergaben. Die Rüstungskapazitäten in Deutschland konnten nicht in so kurzer Frist vergrößert
1 Georg Thomas, Geschichte der deutschen Wehr – und Rüstungswirtschaft (1918–1943/45), hrsg. von Wolfgang Birkenfeld, Boppard a. Rh. 1966, S. 234.
2 Manfred Lachmann, Die Entwicklung und Bewaffnung des faschistischen deutschen Heeres (1933–1941). In: Auf antisowjetischem Kriegskurs, a. a. O., S. 374.
Helmut Göpfert, Das Scheitern der Blitzkriegskonzeption des deutschen Militarismus in der Anfangsperiode des Großen Vaterländischen Krieges der Sowjetunion, a. a. O., S. 51. Siehe auch Dokument 71.
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werden, da die herrschenden imperialistischen Kreise befürchten mußten, daß dies zu sozialen Spannungen führte, die die Kriegführung beeinträchtigte. Die faschistische Führung entschloß sich deshalb, die okkupierten Gebiete stärker auszubeuten. Zwar erweiterten sich dadurch die dem faschistischen Deutschland zur Verfügung stehenden Produktionskapazitäten erheblich, jedoch konnten sie nur unter Schwierigkeiten ausgenutzt werden, da die deutschen Imperialisten diese Gebiete nach Beendigung der Kampfhandlungen ausgeraubt und Rohstoffe wie auch Maschinen in großem Umfang abtransportiert hatten.1 Schließlich mußten die Industrien dieser Gebiete zusätzlich mit Rohstoffen versorgt werden (Dok. 62). Dadurch entstanden vor allem Engpässe in der Versorgung mit Kautschuk, Eisen, Stahl, Aluminium und Kupfer, Kohle und Treibstoff.
Das größte Problem war aber der Mangel an Arbeitskräften und speziell von Facharbeitern, da zugleich die Wehrmacht personell vergrößert wurde. Obwohl Kriegsgefangene und andere ausländische Arbeiter in immer größerer Zahl in der deutschen Wirtschaft eingesetzt wurden, fehlte es in der Rüstungsindustrie bald spürbar an Arbeitskräften. Aus diesem Grunde wurden vorübergehend im Herbst und Winter 1940/41150000 Wehrmachtangehörige den Rüstungsbetrieben zur Verfügung gestellt.2
Durch äußerste Anspannung aller Kräfte und die einseitige Orientierung auf die Kriegsproduktion gelang es der faschistischen Wehrmachtführung durch Erweiterung der Kapazitäten der Rüstungsindustrie den Ausstoß an Waffen und Gerät so zu steigern, daß die Wehrmacht weitgehend in dem von der Wehrmachtführung vorgesehenen Umfange mit Waffen und Gerät versehen werden konnte. Doch sah sich der deutsche Imperialismus auf Grund der Maßlosigkeit seiner Aggressionspläne bereits ersten größeren Schwierigkeiten gegenüber (Dok. 63). Die Unterlegenheit der faschistischen Kriegswirtschaft der sozialistischen gegenüber zeigte sich zwei Jahre später vollends, als die deutsche Rüstungsproduktion trotz erheblich gesteigerter Leistungen bald hinter denen der sowjetischen zurückblieb, obwohl die sowjetische Volkswirtschaft unter schwersten Bedingungen auf den Krieg umgestellt werden mußte.3
1 Dietrich Eichholtz, Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 1939–1945, Bd. 1, a. a. O., S. 221 ff.
2 Raimund Wagner, Die kriegsökonomische Vorbereitung des Oberfalls auf die Sowjetunion und die Rolle der militärischen Wirtschaftsorganisation des Oberkommandos der faschistischen Wehrmacht. In: Auf antisowjetischem Kriegskurs, a. a. O., S. 291.
3 N. G. Pawlenko, Die entscheidende Rolle der Sowjetunion und ihrer Streitkräfte bei der Zerschlagung des deutschen Imperialismus. In: Der deutsche Imperialismus und der zweite Weltkrieg, Bd. 1, Berlin 1960, S. 123ff., und Rolf Kieser, Die Kriegswirtschaft der Sowjetunion im Großen Vaterländischen Krieg – Beweis für die Gesetzmäßigkeit der militärökonomischen Überlegenheit des Sozialismus über den Imperialismus. In: ZMG, 7. Jg. (1968), S. 86ff.
32
Westdeutsche Historiker wie Uhlig und Hillgruber vertreten, mit dem Hinweis auf die Meinung des Leiters des faschistischen Planungsamtes im Reichsministerium für Rüstung und Kriegsproduktion, Kehrl, die Ansicht, der Krieg sei bereits 1940/41 verloren worden, da die deutsche Wirtschaft nicht im notwendigen Maße auf rationelle Kriegsproduktion umgestellt worden sei, um die «ehrgeizigen Kriegspläne» durchzusetzen.1 Die vorliegenden Dokumente zeigen jedoch, daß die deutschen Imperialisten und Militaristen unter den gegebenen Bedingungen alle ihrer Meinung nach erforderlichen Kräfte mobilisierten, um mit Hilfe der abenteuerlichen Blitzkriegsstrategie ihre imperialistischen Kriegsziele zu erreichen. Sie scheiterten nicht an subjektiven Versäumnissen, sondern an der objektiven Überlegenheit des politisch-moralischen, ökonomischen und militärischen Potentials der UdSSR und ihrer Verbündeten.2
Die Tarnung des Aufmarsches und die Vorbereitung der Truppen auf die Aggression
Als eines der wesentlichsten Elemente der Blitzkriegführung sah die faschistische Führung die Ausnutzung des Überraschungsmoments an. Der blitzartige Überfall sollte zu solchen Anfangserfolgen führen, daß damit die Entscheidung über den weiteren Verlauf und Ausgang des Krieges bereits fiel.3
Die bisherigen Kriegserfahrungen schienen diese Möglichkeiten zu bestätigen. Auch für den Überfall auf die Sowjetunion schuf das OKW seit dem Herbst 1940 ein System von Tarnungs – und Täuschungsmaßnahmen, das selbst außenpolitische, handelspolitische und Propagandamaßnahmen mit einschloß und dazu diente, die Zielsetzung des Aufmarsches zu verschleiern und das Überraschungsmoment zu sichern.
Erste Vorbereitungen für einen künftigen Aufmarsch gegen die Sowjetunion waren bereits nach der Vernichtung des polnischen Staates durch den Ausbau von Straßen und Eisenbahnen sowie von Vorratslagern in Polen eingeleitet worden. Diese Maßnahmen wurden durch den Befehl «Aufbau Ost» vom 9. August 1940 unmittelbar auf den Überfall ausgerichtet.4 Zur Tarnung dieser Arbeiten ließ die Wehrmachtführung ver– 

1 Heinrich Uhlig, Das Einwirken Hitlers auf Planung und Führung des Ostfeldzuges, a. a. O., S. 195f., und Andreas Hillgruber, Hitlers Strategie, Politik und Kriegführung 1940–1941, Frankfurt a. M. 1965, S. 273.
2 GVK, Bd. 6, S. 36 ff.
3 Gerhard Förster, Totaler Krieg und Blitzkrieg, Berlin 1967, S. 189ff.
4 OKW-KTB, Bd. 1, a. a. O., S. 16.
3 Moritz, Barbarossa
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breiten, die wachsende Luftbedrohung der Westgebiete mache eine stärkere Inanspruchnahme Polens für die Ausbildung der Wehrmacht erforderlich.1 Um die Zielsetzung der Konzentration der deutschen Verbände an der sowjetischen Grenze in den darauffolgenden Monaten zu tarnen nutzte sie die verschiedensten außenpolitischen und militärischen Ereignisse der folgenden Zeit unter dem Vorwand des Krieges gegen Großbritannien aus.
Am 29. Juni 1940 erhielt das Armeeoberkommando 18 den Oberbefehl über die an der Ostgrenze des faschistischen Machtbereichs stehenden bzw. aus dem Westen dort eintreffenden Divisionen (Dok. 64).2 Im Bedarfsfalle konnte es auch über die schnellen Verbände des XVI., XIX. und XXXXI. Korps verfügen, die zur Auffüllung aus Westeuropa nach Deutschland zurückgeführt worden waren. Wie die Aufgabenstellung für die Gruppe Guderian beweist (Dok. 65), war diese schon für mögliche Offensivoperationen gegen die UdSSR vorgesehen. Mit einem Angriff der Roten Armee rechnete der deutsche Generalstab nicht,3 obwohl in den Aufmarschweisungen zur Tarnung stets von Sicherungsmaßnahmen gegen einen sowjetischen Angriff gesprochen wurde.
Mit der Übernahme des Oberbefehls durch die Heeresgruppe B am 6. September 1940 begann eine weitere Phase des Aufmarsches (Dok. 66, 67). Am 7. Oktober 1940 war die Zahl der Divisionen an der sowjetischen Grenze bereits auf 30 angestiegen.4 Zur Begründung dieser Konzentration von Kräften ließ das OKW verbreiten, Deutschland müsse seine Interessen auf dem Balkan gegen eine sowjetische Bedrohung schützen (Dok. 68).
Als ab Februar 1941 die Verlegung der Hauptkräfte in vier Staffeln begann, hielt das OKW die bisherigen Täuschungsmanöver nicht mehr für ausreichend. Aus diesem Grunde ließ es verschiedene Gerüchte verbreiten, die durch Scheinmaßnahmen gestützt wurden, um die Ungewißheit über das Ziel der nächsten Operation zu vergrößern (Dok. 72). Selbst ein solches Argument, die Verlegung der Truppen in den Ostraum sei das größte Täuschungsunternehmen für die Landung in England, spielte dabei zeitweilig eine wichtige Rolle (Dok. 77). Nach Beginn der Aggressionen gegen Griechenland und Jugoslawien wurden auch diese Ereignisse zur Bemäntelung des Aufmarsches im Osten benutzt.
Der Überfall auf Griechenland und Jugoslawien verzögerte den Aufmarsch der deutschen Truppen erheblich. Deshalb konnte einer Weisung
1 Ebenda, S. 18.
2 Zum Aufmarsch siehe Ernst Stenzel, Der Einfluß der Vorbereitungen Hitlerdeutschlands zum Überfall auf die Sowjetunion seit dem Sommer 1940 auf die deutsche Kriegführung gegen England. In: Der deutsche Imperialismus und der zweite Weltkrieg, Bd. 3, Berlin 1962, S. 286ff.
3 Siehe auch Dok. 31.
4 Burkhart Mueller-Hillebrandt, Das Heer 1933–1945, Bd. 2, Frankfurt a. M. 1956, S. 78.
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vom 30. April 1941 nach die Staffel 3 (17 Infanteriedivisionen) erst bis zum 20. Mai, die Staffel 4a (9 Infanteriedivisionen) vom 23. Mai bis 2. Juni und die Staffel 4b (12 Panzer – und 12 motorisierte Infanteriedivisionen) vom 3. bis 23. Juni aufmarschieren.1 Die Verlegung der Mehrzahl der schnellen Verbände sowie der Luftwaffenkräfte in die Bereitstellungsräume erfolgte erst in den letzten Wochen vor dem Überfall, um die Schwerpunkte des Angriffs möglichst lange geheim zu halten (Dok. 74).
Über den Gesamtkomplex der letzten Vorbereitungsmaßnahmen gibt der Zeitplan für den «Fall Barbarossa» einen Überblick (Dok. 82). Daraus ist auch zu erkennen, daß Luftangriffe gegen England noch bis in den Juni hinein vorgesehen waren, um die Tarnung des Aufmarsches im Osten aufrechtzuerhalten. Um diese Zeit leitete das OKW auch erneut Maßnahmen zur Vortäuschung eines Landungsunternehmens an der englischen Küste unter den Decknamen «Haifisch» und «Harpune» ein, um damit auch die zunehmenden Schiffsbewegungen in der Ostsee zu bemänteln. Die Marine hielt sich mit ihren vorbereitenden Aktionen möglichst lange zurück, wollte aber schon einige Tage vor dem Überfall den Kampf gegen sowjetische U-Boote beginnen (Dok. 53).
Insgesamt stellte die Wehrmachtführung für die Aggression bereit: 190 Divisionen, davon 153 deutsche (über 70 Prozent des deutschen Heeres), 19 der 21 deutschen Panzerdivisionen mit 3700 Panzern, fast 4 der insgesamt 5 deutschen Luftflotten mit etwa 4000 Flugzeugen, dazu 1000 Flugzeuge der Satellitenstaaten, 44000 oder über die Hälfte der Geschütze und Granatwerfer der Wehrmacht, dazu 6000 Geschütze seiner Satelliten (vgl. Dok. 84, 85).2
Auch die politische und militärische Vorbereitung der faschistischen Soldaten auf die Aggression erfolgte unter strengster Geheimhaltung. Sie sollten so lange wie möglich über das nächste Kriegsziel im Ungewissen bleiben. Die spezielle Ausbildung der Verbände begann im Oktober 1940. Die Richtlinien der 4. Armee über die Ausbildung vom 1. Oktober 1940 und diejenigen des OKH vom 7. Oktober lassen erkennen, daß die deutschen Truppen unter Auswertung der bisherigen Kriegserfahrungen hauptsächlich auf den Angriff und den Bewegungskrieg vorbereitet wurden (Dok. 69, 70).3 Vor allem das Zusammenwirken der schnellen Verbände mit den anderen Truppen stand im Mittelpunkt der Ausbildung. Die Ausbildungsgrundsätze berücksichtigten bereits die Besonderheiten in der Bewaffnung
1 Ebenda, S. 198.
2 GVK, Bd. 6, a. a. O., S. 28f.
3 Siehe auch Hans Höhn, Der Aufbau des faschistischen Heeres zum Aggressionsinstrument gegen die UdSSR. In: Auf antisowjetischem Kriegskurs, a. a. O., S. 337.
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und Kampfweise der Roten Armee (Dok. 80). Daher wurde u. a. die Panzer-und Flugzeugabwehr intensiv geübt. Auch die zu erwartenden besonderen geographischen Bedingungen spielten schon in der Ausbildung der faschistischen deutschen Truppen eine große Rolle.
Schwieriger war es für die faschistische Wehrmachtführung, die Soldaten politisch-ideologisch auf den verbrecherischen Krieg gegen die Sowjetunion vorzubereiten. Im Gegensatz zur chauvinistischen Verhetzung der Soldaten vor den anderen Aggressionsfeldzügen konnte aus Geheimhaltungsgründen keine offene und massive antisowjetische Propaganda betrieben werden. Die Wehrmachtführung rechnete aber damit, daß der Antisowjetismus, der bis 1939 uneingeschränkt verbreitet worden war, weiterwirkte, zumal die antikommunistische Propaganda nicht eingestellt wurde.1 Auch der Chauvinismus und Rassismus diente in den verschiedensten Spielarten weiterhin dazu, den Charakter des Krieges zu verschleiern und die Soldaten indirekt auf die Fortführung des imperialistischen Krieges ideologisch vorzubereiten (Dok. 71). Besonderen Wert legte die Wehrmachtführung darauf, ihnen die Überzeugung ihrer Unbesiegbarkeit einzuimpfen. Unmittelbar vor Beginn des Überfalls sollten schlagartig und massiert auch die antisowjetischen Verleumdungen wieder einsetzen, um die Wehrmachtangehörigen zu rücksichtslosem Vorgehen gegen den ersten sozialistischen Staat und seine Bürger anzustacheln (Dok. 75, 98). Zu diesem Zweck bereitete das OKW besondere Richtlinien für die Durchführung der Propaganda vor, um den deutschen Soldaten gegen die sozialistische Gesellschaftsordnung mit Haß zu erfüllen und ihm u. a. die Überzeugung einer «Befreiungsmission-» als den Sinn dieses imperialistischen Krieges einzugeben.
Ein besonderes Kapitel der Vorbereitung des Überfalls war die Ausbildung von Diversanten und Spionen. In fast allen Feldzügen hatte die Wehrmachtführung Diversanten oder fünfte Kolonnen eingesetzt. In der Sowjetunion glaubte sie, mit diesen Methoden besonders große Erfolge erzielen zu können, weil sie mit einer innenpolitischen Labilität der Sowjetunion rechnete. Das berüchtigte «Lehrregiment z.b.V. 800» und die Spionageabteilung der «Abwehr» bildeten auch Terroristen und Spione für den Einsatz in der Sowjetunion aus (Dok. 78, 81, 83). Diese sollten kurz vor dem Überfall schlagartig Aktionen durchführen, um die sowjetische Verteidigung zu behindern oder zu lähmen.
Die intensive Ausbildung sollte die Soldaten und Verbände auf die Anfor– 

1 Erhard Moritz, Zum Bild der Roten Armee in deutschen faschistischen Militärzeitschriften und Jahrbüchern (1933–1941). In: ZMG, 5. Jg. (1966), S. 315f.
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derungen des Blitzkrieges vorbereiten. Die Wehrmachtführung hoffte, damit eine solche qualitative Überlegenheit der Wehrmacht über die Rote Armee zu erreichen, daß der Feldzug in kurzer Zeit beendet werden konnte.
Maßnahmen der Wehrmachtführung zur Vorbereitung des faschistischen Okkupationsregimes in der Sowjetunion
Die Vorbereitungen des faschistischen Deutschlands zur Aggression gegen die Sowjetunion waren dadurch gekennzeichnet, daß diese nicht nur zur Erweiterung der Macht – und Ausbeutungssphäre des deutschen Imperialismus dienen sollte, sondern zugleich auch als grundsätzliche Auseinandersetzung mit dem Sozialismus geplant war. Die Wehrmachtführung traf deshalb zur Erfüllung ihres antisozialistischen Klassenauftrages eine Reihe spezieller Maßnahmen, um auch die Wehrmacht auf diese politische Zielsetzung vorzubereiten.
Die verantwortlichen Militärs des faschistischen Deutschlands waren als Angehörige der herrschenden Kreise gewillt, diese politische Auseinandersetzung mit allen Mitteln und Methoden zu führen. Selbst vor Völkermord schreckten sie nicht zurück. Das zeigt eine Anzahl grundlegender Befehle, die durch ihren verbrecherischen Inhalt alles bisher Dagewesene weit übertrafen. Hatten schon gegenüber den anderen besiegten Völkern die imperialistischen «Neuordnungspläne», die Theorie vom totalen Krieg, der Rassismus und andere Irrlehren als ideologische Grundlage und zur Rechtfertigung der rücksichtslosen Unterdrückungs – und Raubpolitik des deutschen Imperialismus und Militarismus gedient,1 so wurde der verbrecherische Charakter der Kriegführung durch den Antikommunismus der herrschenden Kreise des faschistischen Deutschlands ins Maßlose gesteigert. Nach den Ausführungen Hitlers vor der Generalität am 30. März 1941 sollte im Kampf gegen die Sowjetunion «Härte mild für die Zukunft sein» (Dok. 89).
Die Wehrmachtführung übernahm die Aufgabe, die Wehrmacht auf ihre Rolle als wichtigstes Exekutivorgan in dem vorgesehenen Okkupationsregime vorzubereiten, das die völlige Liquidierung der sozialistischen Gesellschaftsordnung sowie die Realisierung der geplanten Raub-, Unterdrückungs – und Ausrottungsmaßnahmen gewährleisten sollte.2 Für die
1 Gerhard Förster, Totaler Krieg und Blitzkrieg, a. a. 0.7, S. 23.
2 Norbert Müller, Die Rolle der Wehrmacht und ihrer Führungsorgane bei der Planung und Durchführung des Okkupationsregimes des faschistischen deutschen Imperialismus in den während des zweiten Weltkrieges zeitweilig besetzten sowjetischen Gebieten, unveröffentl. phil. Diss. Berlin 1968, S. 26f.
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Durchführung dieser Aufgaben wurde die Wehrmacht auf eine enge Zusammenarbeit mit den Organen des Reichsführers SS, insbesondere mit den Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD, verwiesen. Dem Reichsführer SS wurden gemäß den vom OKW erarbeiteten «-Richtlinien auf Sondergebieten-» vom 13. März 1941 (Dok. 87) zur Vorbereitung der politischen Verwaltung bereits im Operationsgebiet des Heeres Sonderaufgaben übertragen, die, wie es unmißverständlich hieß, «aus dem endgültig (Hervorhebung von mir – E. M.) auszutragenden Kampf zweier entgegengesetzter politischer Systeme sich ergeben-». Das OKH legte zur Regelung der Zusammenarbeit am 26. März 1941 einen Befehlsentwurf vor, den der Oberbefehlshaber des Heeres, Generalfeldmarschall v. Brauchitsch, am 28. April unterzeichnete (Dok. 92). Etwa zur selben Zeit erarbeitete das OKH «Besondere Anordnungen für die Versorgung», die Maßnahmen zur militärischen Sicherung der okkupierten Gebiete im Operations – und rückwärtigen Heeresgebiet und zur Unterdrückung jeglichen Widerstandes der Bevölkerung festlegten (Dok. 91). Dafür hatte die Wehrmachtführung seit Anfang Januar 1941 als Exekutivorgane Sicherungsdivisionen aufgestellt, die neben den militärischen auch politische und ökonomische Aufgaben erfüllen sollten.
Von der Absicht der Wehrmachtführung, den Kampf gegen den Sozialismus mit allen Mitteln und mit brutaler Härte zu führen, zeugt die Tatsache, daß nicht nur Himmlers Mord – und Terrororgane, sondern auch die Wehrmacht den Befehl hatte, mit hemmungsloser Grausamkeit gegen die sowjetische Bevölkerung vorzugehen. Zu den von den obersten Führungsstäben der Wehrmacht konzipierten verbrecherischen Befehlen für die Kriegführung gegenüber der Sowjetunion gehörte die erstmals in dieser Form eingeführte Sonderregelung der Wehrmachtgerichtsbarkeit im künftigen Operationsgebiet. Der «Erlaß über die Ausübung der Kriegsgerichtsbarkeit im Gebiet ,Barbarossa'« vom 13. Mai 1941 (Dok. 97) befreite die Wehrmachtangehörigen faktisch von allen Bindungen an Völkerrechtsnormen und erlaubte ihnen jeden Willkürakt gegenüber der sowjetischen Bevölkerung. Die Dokumente 93 bis 95 gewähren einen Einblick in die Entstehung dieses Erlasses und lassen den Anteil der einzelnen militärischen Führungsorgane erkennen. Charakteristisch für den Klassenhaß der deutschen Imperialisten und Militaristen sind die politischen Begründungen, mit denen sie in diesen Dokumenten die geplanten Verbrechen zu rechtfertigen suchten. Sie reichen vom ungeschminkten Antikommunismus der Verfemung der revolutionären Kämpfe der deutschen Arbeiterklasse bis zu menschenfeindlichen rassistischen Parolen (Dok. 93). Die grundsätzlichen Bestimmungen dieser Befehle schränkten die Zusätze v. Brau– 
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chitsch' vom 24. Mai 1941 keineswegs ein, wie die reaktionäre Geschichtsschreibung behauptet. Letztere dienten vielmehr dazu, die Soldaten auch unter den Bedingungen der ihnen aufgetragenen Mord – und Terroraktionen fest in der Hand der militärischen Führung zu behalten (Dok. 99). Bezeichnend für die Übereinstimmung der militärischen Befehlshaber mit den politischen Ansichten der Naziführung war, daß sie künftig mögliche Verbrechen der faschistischen Soldaten an der sowjetischen Bevölkerung aus politischen Gründen milder geahndet wissen wollten als in den anderen eroberten Ländern (Dok. 101). An diesen Befehlen wird deutlich, daß der verbrecherische Charakter des Krieges zwangsläufig zum Barbarismus und zur Anwendung verbrecherischer Methoden führten, die durch den Antikommunismus ins Extrem gesteigert wurden.
Der besondere Haß der deutschen Imperialisten und Militaristen richtete sich gegen die politischen Funktionäre des sozialistischen Staates. Dafür sind die «Richtlinien für die Behandlung politischer Kommissare» vom 6. Juni 1941 ein deutlicher Beweis (Dok. 100). Das OKH hatte dazu am 6. Mai ebenfalls einen Entwurf an das OKW übersandt. Der Mord an den Funktionären wegen ihrer kommunistischen Gesinnung und Weltanschauung wird darin mit der Verleumdung zu rechtfertigen versucht, daß sie «jede europäische Kultur, Zivilisation, Verfassung und Ordnung» ablehnten.1 Damit trachteten die faschistischen Militärs, den progressiven Charakter der neuen Gesellschaftsordnung zu diffamieren und zu begründen, daß im «kommenden Einsatz Rechtsempfinden u. U. hinter Kriegsnotwendigkeit zu treten» habe, wie der für den Inhalt dieser verbrecherischen Befehle mitverantwortliche General z.b.V. beim Oberbefehlshaber des Heeres, Eugen Müller, vor Generalstabsoffizieren ausführte.2
In der westdeutschen Geschichtsschreibung gibt es die verschiedensten Versuche, die Verantwortung der Wehrmachtführung für die Ausarbeitung dieser Befehle zu bagatellisieren, hauptsächlich indem sie Hitler die Verantwortung dafür zuschiebt. So versucht der westdeutsche Historiker Ja-cobsen die Verantwortung des OKW und OKH für die Ausarbeitung der barbarischen Befehle abzuschwächen und ihren klassenpolitischen Inhalt zu leugnen, indem er sie als Folge einer «Ideologisierung der Kriegführung» durch Hitler erklärt.3 Nach Jacobsen lag die Wurzel dieser Befehlsgebung
1 Heinrich Uhlig, Der verbrecherische Befehl. In: Vollmacht des Gewissens, Bd. 2, a. a. O., S. 356.
2 Hans-Adolf Jacobsen, Kommissarbefehl und Massenexekutionen sowjetischer Kriegsgefangener. In: Hans Buchheim, Martin Broszat, Hans-Adolf-jacobsen, Helmut Krausnick, Anatomie des SS-Staates, Bd. 2, Olten-Freiburg 1965, S. 229.
3 Ebenda, S. 174.
39
nicht im verbrecherischen Charakter des imperialistischen Krieges, sondern nur in von Hitler verschuldeten Auswüchsen. Ohne Zweifel wurden die Grundzüge für diese Befehlsgebung von Hitler formuliert.1 Er konnte sich aber auch in diesem Falle auf die gleiche antisowjetische Grundeinstellung der führenden Militärs verlassen und sich auf die bewährte Zusammenarbeit mit dem OKW und OKH stützen, die diesen Richtlinien die entsprechende militärische Form gaben. Der ehemalige Chef der Abteilung Landesverteidigung im OKW, Warlimont, der den Kommissarbefehl unterzeichnet hatte, suchte sogar die späte Bearbeitung dieses Befehls mit bewußten Verschleppungsabsichten zu begründen,2 was selbst bei bürgerlichen Historikern auf Zweifel stieß.3 Dagegen sprechen auch die im selben Zeitraum in dieser Abteilung erarbeiteten «Richtlinien für das Verhalten der Truppe in Rußland», die ebenfalls diesen antikommunistischen Geist atmen (Dok. 98). Der in den angeführten Dokumenten sichtbar werdende Klassenhaß der führenden Militärs gegen die sozialistische Gesellschaftsordnung unterschied sich in keiner Weise von ihrer Einstellung zu den von der KPD geführten fortschrittlichen Kräften in Deutschland, die sie mit unterdrücken halfen.4 Ihre antikommunistische Grundhaltung steigerte den Barbarismus in der Kriegführung, der in der von ihnen vertretenen Theorie des totalen Krieges vorgezeichnet und bereits im bisherigen Kriegsverlauf praktiziert worden war, in einem bis dahin unbekannten Maße. Die von manchen Offizieren geäußerten Bedenken über diese Befehle rührten hauptsächlich daher, daß sie sich um die Disziplin der Truppe sorgten. Das ändert aber nichts daran, daß nach diesen verbrecherischen Befehlen gehandelt wurde und Hunderttausende von Millionen gemordeten Sowjetbürgern ihnen zum Opfer fielen.
Über das politische Schicksal des sowjetischen Staatsverbandes wurde nicht in den militärischen Führungsorganen entschieden, aber diese teilten das Grundanliegen des deutschen Imperialismus und handelten danach. Rosenberg, der «Beauftragte für die zentrale Bearbeitung des osteuropäischen Raumes», hatte eine Reihe von Dokumenten ausgearbeitet,6 die Richtschnur für die zukünftige Politik sein sollten. Unter Ausnutzung nationalistischer Tendenzen ehemals bürgerlicher und kleinbürgerlicher
1 KTB-OKW, Bd. 1, S. 340ff.
2 Walter Warlimont, Im Hauptquartier der 'deutschen Wehrmacht 1939–1945. Grundlagen, Formen, Gestalten, Frankfurt a. M. 1962, S. 179f.
3 Heinrieh Uhlig, a. a. O., S. 292ff.
4 Gerhard Förster, Heinz Helmert, Helmut Otto, Helmut Schnitter, Der preußisch-deutsche Generalstab 1640–1965, a. a. 0., S. 222f.
5 Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof, Nürnberg 14. November 1945–1. Oktober 1946, Bd. 26, Nürnberg 1947, S. 567.
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Schichten sollte der sowjetische Staatsverband zerrissen und die einzelnen Gebiete in unterschiedlicher Weise ausgenutzt werden (Dok. 90). Dazu erarbeitete das OKH schon in den ersten Wochen des Aggressionkrieges Pläne, um mit Hilfe eines militärischen Besatzungsregimes die sowjetische Bevölkerung zu unterdrücken und die kolonialistische Ausplünderung des Landes militärisch abzusichern (Dok. 103–106).
Maßnahmen der Wehrmachtführung zur Vorbereitung der Ausplünderung der Sowjetunion
Zur Durchsetzung ihrer Absichten, in der Sowjetunion das sozialistische Wirtschaftssystem zu zerschlagen, das Land mit Kolonialmethoden auszurauben und die Bevölkerung zu versklaven, hielten es die deutschen Imperialisten für notwendig, auch die Wirtschaftsorganisation der Wehrmacht umfassend einzusetzen. Mit Hilfe des militärischen Machtapparates sollten sowohl die ökonomischen Gesamtinteressen des deutschen Monopolkapitals durchgesetzt als auch die Befriedigung spezieller Raubinteressen einzelner Monopolgruppen und Monopole sichergestellt werden. Die für die Ausplünderung der Sowjetunion vorgesehene Konzentration der wirtschaftspolitischen Befehlsgewalt in der Hand Görings, des Beauftragten für den Vierjahresplan, und die Ausnutzung der Wehrmacht als Träger dieses Ausplünderungsapparates und als militärische Exekutive waren eine weitere Stufe in der Entwicklung des staatsmonopolistischen Systems des faschistischen Deutschlands.
Anfang November 1940 erhielt das Wehrwirtschafts – und Rüstungsamt von Göring den Auftrag, Vorarbeiten für den Aufbau einer Wirtschaftsorganisation durchzuführen, die unter fachkundiger Mitarbeit von Spezialisten der Konzerne die Ausplünderung der Sowjetunion einzuleiten und Voraussetzungen für die Einbeziehung der sowjetischen Gebiete in das Ausbeutungssystem des deutschen Imperialismus zu schaffen hatte. In jahrelanger Arbeit hatte das Wehrwirtschafts – und Rüstungsamt des OKW mit Unterstützung der Industrie, der Banken und anderer ziviler Institutionen Unterlagen zusammengetragen, die ein Bild vom sowjetischen Wirtschaftspotential und seiner Leistungsfähigkeit im Kriegsfalle zu geben bemüht waren. Ein überaus aufschlußreiches Dokument aus dieser Tätigkeit ist die Ausarbeitung «-Die Wehrwirtschaftlichen Auswirkungen einer Operation im Osten» (Dok. 108). In diesem Dokument wurde dargelegt, welche kriegswirtschaftlichen Ergebnisse die Ausplünderung der einzelnen Gebiete der
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UdSSR bringen würde und welche Gebiete erobert werden sollten, um die Sowjetunion kampfunfähig zu machen.
?An Hand dieser gründlichen Vorarbeiten stellten Offiziere erste Überlegungen über die Struktur einer solchen Organisation an (Dok. 107).1 Im Dezember 1940 einigten sich die Rüstungswirtschaftliche und die Wehrwirtschaftliche Abteilung des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes über die Grundzüge der Organisation, die Anfang Januar 1941 den Decknamen «Wehrwirtschaftsstab z.b.V. Oldenburg» erhielt und nach der Aufhebung der Tarnbezeichnung am 25. Juli 1941 als «Wirtschaftsstab Ost» bekannt wurde.
Der Wirtschaftsstab Ost erhielt, verglichen mit den von der Wehrmacht eingesetzten Wirtschaftsorganisationen in den vorangegangenen Feldzügen einen viel umfassenderen Aufgabenbereich zugewiesen. Sein Tätigkeitsbereich sollte sich auf die Gesamtwirtschaft erstrecken. Entsprechend den Aggressionszielen sah der Wirtschaftsstab Ost bereits die Einsetzung seiner Dienststellen für die Gebiete bis zur Linie Archangelsk-Astrachan vor.
Um größtmögliche Ergebnisse bei der Ausplünderung der sowjetischen Gebiete zu erreichen, setzte Göring für die Erarbeitung der Direktiven den Wirtschaftsführungsstab Ost ein. Dieser bestand aus einer kleinen Gruppe von Staatssekretären, die dem Wirtschaftsstab die «fachlichen», im Interesse des staatsmonopolistischen Systems liegenden Weisungen erteilten. General Thomas beauftragte er für die Zeit der Operationen mit der organisatorischen Leitung, um zunächst vor allem die Versorgung der Wehrmacht aus den eroberten Gebieten zu sichern. Für die Durchführung dieser Maßnahmen wurde der Wirtschaftsstab Ost unter Generalleutnant Schubert dem Wirtschaftsführungsstab Ost unterstellt. Die Organisation dieses Ausplünderungsapparates und die der Wehrmacht zugedachten Aufgaben wurden den Vertretern der Wehrmachtteile am 29. April 1941 (Dok. 110), in den Besonderen Anordnungen Nr. 1 zur Weisung Nr. 21 und in der sog. Grünen Mappe des Wirtschaftsführungsstabs Ost (Dok. 112) ausführlich erläutert.2
Das vordringlichste Ökonomische Raubziel der deutschen Imperialisten in der Sowjetunion bestand, wie die Grüne Mappe hervorhebt, in der Eroberung der reichen sowjetischen Landwirtschafts – und Erdölgebiete. Die
1 Zum folgenden siehe Raimund Wagner, Die kriegsökonomische Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion und die Rolle der militärischen Wirtschaftsorganisation des Oberkommandos der faschistischen Wehrmacht. In: Auf antisowjetischem Kriegskurs, a. a. 0., S. 295 ff., und Dietrich Eichholtz, Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 1939–1945, Bd. 1, a. a. O., S. 197ff.
2 Die «Besonderen Anordnungen Nr. 1» befinden sich im DMA Potsdam, II 07.20.01./12 Bl. 371–377.
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faschistische Führung beabsichtigte, dadurch für die weitere Kriegführung die Versorgung der Wehrmacht mit Lebensmitteln und Treibstoff sowie die Blockadefestigkeit Deutschlands sicherzustellen. Mit welchem Barbarismus die ökonomischen Ziele durchgesetzt werden sollten, zeigt die kurze Aktennotiz über eine «Besprechung mit den Staatssekretären über Barbarossa» vom 2. Mai 1941, an der neben Göring u. a. auch die Generale Thomas und Schubert teilnahmen (Dok. 111). In dieser Besprechung kalkulierte man ohne Skrupel den Hungertod von Millionen Sowjetbürgern ein, wenn nur dadurch die Wehrmacht mit Lebensmitteln versorgt und dem deutschen Imperialismus weitere Raubzüge ermöglicht würden.1
Für die Monopole, die sich nachweislich schon mehrere Monate vor dem Überfall auf die Sowjetunion mit Vorbereitungen zur wirtschaftlichen Ausplünderung der sowjetischen Gebiete beschäftigten und entsprechende staatsmonopolistische Organisationen gründeten,2 war die Wirtschaftsorganisation der Wehrmacht einer der ersten und wichtigsten Kanäle, um an die begehrten Reichtümer dieses Landes heranzukommen. Es gehörte zu den Selbstverständlichkeiten des staatsmonopolistischen Systems im faschistischen Deutschland, daß die Wehrmacht für den Wirtschaftsstab Ost Mitarbeiter von Konzernen als «Fachleute» heranzog, die ihre Stellungen dazu benutzten, die Interessen ihrer Monopole hinsichtlich bestimmter Industriewerke oder Rohstoffquellen durchzusetzen. Der Flick-Konzern hatte beispielsweise den kurz nach dem Überfall auf die Sowjetunion zum Generalinspekteur für die Erfassung von Rohstoffen in den okkupierten Gebieten ernannten Generalleutnant Witting gegen einen monatlichen Betrag von 1000 Reichsmark verpflichtet, die Interessen des Konzerns in den von deutschen Truppen besetzten Gebieten wahrzunehmen. Seine Tätigkeit trug beträchtlich dazu bei, daß sich dieser Konzern in der ukrainischen Schwerindustrie festsetzen konnte.3
Diese Beispiele, die besonders deutlich die Zusammenarbeit zwischen Monopolen und Wehrmacht zeigen, ließen sich ohne Mühe vermehren (Dok. 113).4 Sie beweisen, daß die Wehrmachtführung auch auf ökonomischem Gebiet die Interessen des deutschen Monopolkapitals wahrnahm.
1 Umfassender legt der Bericht des Wirtschaftsstabes Ost, Gruppe Landwirtschaft, vom 23. Mai 1941 diese verbrecherische Absicht dar (auszugsweise abgedruckt in: Der Nürnberger Prozeß, ausgew. und eingel. von P. A. Steiniger, Bd. 2, Berlin 1960, S. 495ff.)
2 Roswitha Czollek, Dietrich Eichholtz, Die deutschen Monopole und der 22. Juni 1941. In: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft 15. Jg. (1967), S. 65.
3 Norbert Müller, a. a. O., S. 40 und L. A. Besymenski, Generale ohne Maske, Berlin 1963, S. 285 ff.
4 Fall 5. Anklageplädoyer, ausgewählte Dokumente, Urteil des Flick-Prozesses, hrsg. von Karl-Heinz Thieleke und eingel. von Klaus Drobisch, Berlin 1965, S. 259.
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Die in diesem Buch dem Leser vorgelegten Dokumente decken eine Reihe neuer Zusammenhänge und Tatsachen auf, die drei grundsätzliche Feststellungen der marxistischen Geschichtswissenschaft über die Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion erhärten und helfen, daraus Lehren für den wirklichen Interessen des deutschen Volkes dienende Politik zu ziehen.
Erstens lassen sie erkennen, daß der Überfall der faschistischen Wehrmacht auf die Sowjetunion der Beginn eines lange geplanten und sorgfältig vorbereiteten, antinationalen und verbrecherischen Krieges im politischen, ökonomischen und militärischen Interesse der reaktionärsten Kreise des deutschen Monopolkapitals war, der zugleich im Interesse des Weltimperialismus lag.
Gerade die Hauptverantwortung des Imperialismus im allgemeinen und die des deutschen Monopolkapitals im besonderen für diesen Krieg wird von den reaktionären bürgerlichen Historikern Westdeutschlands heute mit Vorliebe verschleiert, um den fortschrittsfeindlichen Kurs der Bonner Regierungen zu rechtfertigen, der von denselben Klassenkräften wie zur Zeit des Faschismus bestimmt wird.1 Eine ihrer wichtigsten Methoden dabei ist, die Sowjetunion latenter, angeblich aus der Natur der sozialistischen Ordnung entspringender aggressiver Absichten zu beschuldigen, um sie dadurch zumindest mit einem Teil der Verantwortung für diesen Krieg zu belasten.2 Sie suchen damit den Angriff der faschistischen Wehrmacht auf den sozialistischen Staat als Gebot nationaler Selbsterhaltung und militärischen Verantwortungsbewußtseins hinzustellen.3 Diese antikommunistische Verleumdung ist der Grundtenor aller Spielarten westdeutscher reaktionärer Historiographie zu den Ursachen und zum Charakter des Vernichtungsfeldzuges gegen den ersten sozialistischen Staat der Welt. Ihre konkreten Erscheinungsformen reichen von der primitiven Präventivkriegslüge über pseudowissenschaftlich drapierte Zweifel an der Absicht der damaligen sowjetischen Staatsführung, eine realistische Friedenspolitik durchzuführen, bis zur Deklarierung des Exports der Revolution als allgemeiner Maxime sozialistischer Außenpolitik. Dazu gehört auch die im Sinne der unwissenschaftlichen «Totalitarismusdoktrin» vorgenommene Gleichsetzung der sowjetischen Außenpolitik mit der Aggressionspolitik des deutschen Imperialismus.4
1 Zur Entwicklung der westdeutschen Militärgeschichtsschreibung siehe Gerhard Förster, Die politisch-historische Grundkonzeption der reaktionären westdeutschen Militärgeschichtsschreibung – Ausdruck der Krise des imperialistischen Systems. In: ZMG. 8. Jg. (1969), S. 661 ff.
2 Philipp W. Fabry, Der Hitler-Stalin-Pakt 1939–1941, Darmstadt 1962, S. 429f.
3 Hellmuth Günther Dahms, Geschichte des zweiten Weltkrieges, Tübingen 1965, S. 262.
4 Andreas Hillgruber, Deutschlands Rolle in der Vorgeschichte der beiden Weltkriege, Göttingen 1967, S. 96f.
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Selbst dann, wenn diese Historiker ihre Darstellungen mit einer Kritik an konkreten Maßnahmen der faschistischen deutschen Regierung verbinden, sind sie weit davon entfernt, den Überfall auf die Sowjetunion als ein gegen den gesellschaftlichen Fortschritt und die Interessen des deutschen Volkes gerichtetes Verbrechen der imperialistischen Kräfte zu verurteilen. Vielfach wird dieser im Interesse des deutschen Monopolkapitals geführte Krieg in einen «rassenideologischen Krieg Hitlers» umgemünzt,1 um ihn als unwiederholbare ideologische Verirrung eines politischen Abenteurers klassifizieren und verurteilen zu können. Damit soll jeder Vergleich mit den vom Bonner Staat vorbereiteten militärischen Aktionen gegen den Sozialismus von vornherein ausgeschlossen werden.
Zweitens sind die Dokumente Zeugnis für die Richtigkeit der marxistischen These, daß jede Armee als Teil des staatlichen Machtapparates ausgesprochenen Klassencharakter trägt. Sie zeigen die enge Übereinstimmung der militärischen Führungsschicht des faschistischen Deutschlands mit der antisowjetischen Aggressionspolitik der deutschen Monopolbourgeoisie und der von ihr mit der Ausübung der politischen Macht betrauten nazistischen Führungsclique. Die bereitwillige Aktivität des deutschen Generalstabs schuf erst die Voraussetzung für die Realisierung dieser Politik. Die militärische Führung trägt deshalb politische Mitverantwortung für diesen verbrecherischen Krieg und Hauptverantwortung für die angewandten verbrecherischen Mittel der Kriegsführung, deren Einsatz sie von vornherein plante.
Die Hauptmethode westdeutscher imperialistischer Historiker, den deutschen Generalstab von dieser politischen Verantwortung nachträglich freizusprechen, ist ihr Versuch, Hitler für den politischen Charakter des Krieges gegen die Sowjetunion und für die in ihm begangenen Untaten verantwortlich zu machen.2 Hauptinhalt dieser Legende sind sog. Meinungsverschiedenheiten zwischen der faschistischen Regierungsclique und den Vertretern militärischer Spitzenbehörden über Grundfragen der Militärpolitik.3 Diese Legende findet sich auch in der Darstellung des Generalstabs als eines unpolitischen Gremiums militärischer Fachleute, die der Dämonie Hitlers erlagen4 und von ihm für die Verwirklichung seiner Pläne
1 Andreas Hillgruber, Hitlers Strategie, Politik und Kriegführung 1940–1941, Frankfurt a. M. 1965, S. 572f.
2 Waldemar Erfurth, Die Geschichte des deutschen Generalstabs von 1918 bis 1945, Göttingen – Berlin-Frankfurt 1957, S. 325.
Heinrich Uhlig, Das Einwirken Hitlers auf Planung und Führung des Ostfeldzuges, a. a. O., S. 207. 4 Manfred Messerschmidt, Die Wehrmacht im NS-Staat. Zeit der Indoktrination, Hamburg 1969, S. 481.
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mißbraucht worden seien.1 Aber gerade für die Zeit der unmittelbaren Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion lassen sich keinerlei Anzeichen ernster Meinungsverschiedenheiten zwischen den Militärs und den Politikern des faschistischen Deutschlands feststellen. Bei einzelnen führenden Militärs auftauchende Zweifel über die militärische Zweckmäßigkeit bestimmter Maßnahmen richteten sich nie gegen ihre politische Zielsetzung. Vielmehr zeigen die vorhandenen Dokumente eine vielseitige Aktivität und Initiative des deutschen Generalstabs, der keine Mühe scheute, die Ziele des deutschen Monopolkapitals durchzusetzen. Charakteristisch für diese Version der Legende von der Alleinschuld Hitlers ist, daß ihr mit Vorliebe eine antikommunistische Note verliehen wird, etwa durch den Vorwurf, Hitler habe durch seine dilettantische Politik das Vordringen des Bolschewismus bis nach Mitteleuropa verschuldet.2
Schließlich versuchen westdeutsche Historiker den Vorwurf der Vorbereitung und Anwendung barbarischer Methoden der Kriegführung durch die Wehrmachtorgane zu entkräften, indem sie diese als Ergebnis einer von beiden Seiten verursachten «Ideologisierung» des Krieges bezeichnen. Auch in diesen Argumenten, die das imperialistische System von seiner Verantwortung für den Aggressionskrieg und die zahllosen Verbrechen entlasten sollen, tritt die antisowjetische Stoßrichtung deutlich zutage.
Drittens machen die Dokumente sichtbar, daß die Niederlage des deutschen Imperialismus im Aggressionskrieg gegen die Sowjetunion gesetzmäßig war, «weil er die reaktionärsten Kräfte verkörperte, die räuberischsten und menschenfeindlichsten Ziele verfolgte, als Hauptstoßkraft gegen die Sowjetunion auftrat und der Widerspruch zwischen seinen Weltherrschaftsplänen und seinen politischen, wirtschaftlichen und militärischen Möglichkeiten unlösbar war»3.
Die westdeutschen reaktionären Historiker wollen oder können wie der faschistische deutsche Generalstab diese Niederlage nicht als Ergebnis der gesetzmäßigen Überlegenheit des Sozialismus begreifen. Sie versuchen zu leugnen, daß der sozialistische Staat auf Grund der Übereinstimmung der Interessen der Werktätigen mit den Zielen seiner Politik auch im Kriegsfalle unvergleichlich größere Potenzen zu mobilisieren in der Lage ist als die imperialistischen Staaten. Daher werten sie den entscheidenden
1 Alfred Philippi, Ferdinand Heim, Der Feldzug gegen Sowjetrußland 1941 bis 1945, Stuttgart 1962, S. 53.
2 Hans-Adolf Jacobsen, Zur Konzeption einer Geschichte des zweiten Weltkrieges 1939–1945, Frankfurt a. M. 1964, S. 39.
3 Thesen zum 25. Jahrestag der Befreiung des deutschen Volkes vom Faschismus, hrsg. von der Abteilung Propaganda des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. In: Neues Deutschland, Berlin, vom 31. Mai 1970.
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Anteil der Sowjetunion bei der Zerschlagung des faschistischen Aggressors ab und bestreiten, daß die deutsch-sowjetische Front die Hauptfront des zweiten Weltkrieges war, an der das Schicksal der progressiven Weiterentwicklung der Völker entschieden wurde. Ebenso versuchen sie zu vertuschen, daß die Sowjetarmee der sorgfältig vorbereiteten Wehrmacht die entscheidenden Niederlagen zufügte. Sie erklären diese Niederlage aus subjektiven, also vermeidbaren Fehlentscheidungen auch bei der Vorbereitung des Überfalls, wofür sie wiederum meist Hitler verantwortlich machen. Es ist nicht zu übersehen, daß diese Begründungen die gesunkene militärische Autorität des deutschen imperialistischen Generalstabs wieder heben und den Führungsanspruch der westdeutschen Militärs in einem erneuten antisozialistischen Kreuzzug historisch bekräftigen sollen.
Angesichts der wachsenden antisozialistischen Aggressivität des westdeutschen Monopolkapitals und seiner militärischen Führungsschicht kommt den Dokumenten zur Vorgeschichte des «Falles Barbarossa», die 1940/41 Anweisungen zur Vorbereitung der verbrecherischen Aggression gegen die Sowjetunion waren, besondere Bedeutung zu. Sie helfen, aus den Erfahrungen der Geschichte Schlußfolgerungen über die Gefährlichkeit und Abenteuerlicheit der heutigen imperialistischen Politik zu ziehen.1 Sie sind aber gleichzeitig Zeugnisse dafür, daß alle Versuche des deutschen Imperialismus und Militarismus, das Rad der Geschichte zurückzudrehen, zum Scheitern verurteilt sind.
1 Otto Hennicke, Zu den historischen Wurzeln in der antisozialistischen Militärpolitik des westdeutschen Imperialismus. In: ZMG, 7. Jg. (1968), S. 103ff.
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Dokumente
Die Vernichtung der Sowjetunion – das Hauptziel des faschistischen deutschen Imperialismus
1 Niederschrift der Rede Hitlers vor den Befehlshabern des Heeres und der Marine über sein Regierungsprogramm, 3. Februar 1933
Thilo Vogelsang, Neue Dokumente zur Geschichte der Reichswehr 1930–1933. In: Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, 2. Jg. (1954), S. 434–435.
Ziel der Gesamtpolitik allein: Wiedergewinnung der politischen Macht. Hierauf muß gesamte Staatsführung eingestellt werden (alle Ressorts!).
1. Im Innern. Völlige Umkehrung der gegenwärtigen innenpolitischen Zustände in Deutschland. Keine Duldung der Betätigung irgendeiner Gesinnung, die dem Ziel entgegensteht (Pazifismus!). Wer sich nicht bekehren läßt, muß gebeugt werden. Ausrottung des Marxismus mit Stumpf und Stiel. Einstellung der Jugend und des ganzen Volkes auf den Gedanken, daß nur der Kampf uns retten kann und diesem Gedanken gegenüber alles zurückzutreten hat. (Verwirklicht in den Millionen der Nazi-Bewegung. Sie wird wachsen.) Ertüchtigung der Jugend und Stärkung des Wehrwillens mit allen Mitteln. Todesstrafe für Landes – und Volksverrat. Straffste autoritäre Staatsführung. Beseitigung des Krebsschadens der Demokratie!
2. Nach außen. Kampf gegen Versailles. Gleichberechtigung in Genf; aber zwecklos, wenn Volk nicht auf Wehrwillen eingestellt. Sorge für Bundesgenossen.
3. Wirtschaft! Der Bauer muß gerettet werden! Siedlungspolitik! Künft. Steigerung der Ausfuhr zwecklos. Aufnahmefähigkeit der Welt ist begrenzt, und Produktion ist überall übersteigert. Im Siedeln liegt einzige Möglichkeit, Arbeitslosenheer zum Teil wieder einzuspannen. Aber braucht Zeit, und radikale Änderung nicht zu erwarten, da Lebensraum für deutsches Volk zu klein.
4. Aufbau der Wehrmacht wichtigste Voraussetzung für Erreichung des Ziels: Wiedererringung der politischen Macht. Allgemeine Wehrpflicht muß
4*
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wieder kommen. Zuvor aber muß Staatsführung dafür sorgen, daß die Wehrpflichtigen vor Eintritt nicht schon durch Pazifismus, Marxismus, Bolschewismus vergiftet werden oder nach Dienstzeit diesem Gifte verfallen. Wie soll politische Macht, wenn sie gewonnen ist, gebraucht werden? Jetzt noch nicht zu sagen. Vielleicht Erkämpfung neuer Exportmöglichkeiten, vielleicht – und wohl besser – Eroberung neuen Lebensraums im Osten und dessen rücksichtslose Germanisierung. Sicher, daß erst mit politischer Macht und Kampf jetzige wirtschaftliche Zustände geändert werden können. Alles, was jetzt geschehen kann – Siedlung – Aushilfsmittel.
Wehrmacht wichtigste und sozialistischste Einrichtung des Staates. Sie soll unpolitisch und überparteilich bleiben. Der Kampf im Innern nicht ihre Sache, sondern der Nazi-Organisationen. Anders wie in Italien keine Verquickung von Heer und SA beabsichtigt.
Gefährlichste Zeit ist die des Aufbaus der Wehrmacht. Da wird sich zeigen, ob Frankreich Staatsmänner hat; wenn ja, wird es uns Zeit nicht lassen, sondern über uns herfallen (vermutlich mit Ost-Trabanten).
2 Aus der Denkschrift des Industriellen Hermann Röchling für Hitler zur Vorbereitung des Krieges, 17. August 1936
Deutsches Zentralarchiv (im folgenden: DZA Potsdam), Historische Abteilung I, Fall XI, Bd. 291, Bl. 152–160 (Dokument NI-299).
Immer drohender wird die Kriegsgefahr für das deutsche Volk. Im Osten steht Rußland mit seiner kommunistischen Staatsauffassung und der Gottlosenlehre im schärfsten Gegensatz zum nationalsozialistischen Deutschland, das ihm den Weg zur Weltrevolution versperrt. Deutschland hat mit seinem Antisemitismus dem in Rußland absolut herrschenden Judentum und dem Judentum der Welt, dem einflußreichsten Vorkämpfer des Bolschewismus, den schärfsten Kampf angesagt. Indem es den Juden in Deutschland das Leben immer schwerer macht, sie dadurch aus dem Lande treibt und überall, wo diese Flüchtlinge hinkommen, den Antisemitismus mächtig anschwellen läßt, rührt es an das Leben schlechthin der jüdischen Rasse.
Im Westen sehen wir die Entwicklung in Frankreich immer mehr zum Bolschewismus hinübergleiten. [. . .] Der schrankenlose Individualismus, wie er sich in allen Gesetzen und der gesamten politischen Haltung des Volkes ausdrückt, macht eine Änderung der dem Bolschewismus entgegen– 
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eilenden Entwicklung der politischen Lage fast unmöglich. Durch das Militärbündnis mit Rußland gibt der französische Generalstab, wenn auch ungewollt, sein Placet. Es ist nicht zu sehen, worin die Möglichkeit bestehen sollte, den Entscheidungskampf zwischen Bolschewismus und Nationalsozialismus zu vermeiden. Die Kräfte, die wir in der Welt und damit auch in Frankreich für den Ausgleich zu mobilisieren suchen, sind zu schwach, vielfach auch gar nicht Willens, einen neuen Weltkonflikt zu verhindern.
England, das bis in die höchsten Kreise verjudet ist, hat viel zu viel Hemmungen, um sich auf unsere Seite zu stellen. [. . .]
Die Wahrscheinlichkeit, daß England uns im Falle eines Konfliktes mit dem verbündeten Frankreich und Rußland und zum mindesten auch mit der Tschechoslowakei beisteht, ist vorderhand gleich Null einzuschätzen; die Möglichkeit, daß England sich auf die andere Seite schlägt, ist unter heutigen Aussichten immer noch auf 50 zu 50 zu beurteilen. [. . .] Kurzum, wir können im besten Falle erreichen, daß England im Entscheidungskampf um unsere Existenz Neutralität wahrt, nicht um uns zu helfen, wenn der Kampf zu unseren Ungunsten ausgeht, sondern um zu verhindern, daß wir den Erfolg ausschöpfen, wenn ein solcher vorhanden sein sollte.
Das Fazit aller dieser Überlegungen ist also, daß der Krieg fast unvermeidlich ist; die wesentlichste Frage ist, wann er ausbricht. Darüber irgend etwas vorauszusagen, wäre vermessen. Ich glaube aber nicht, daß er bald kommen wird. Jedenfalls müssen wir mit dieser Auseinandersetzung rechnen und uns mit allen Mitteln darauf einrichten, denn dieser Kampf ist ein Kampf um unsere Existenz. Ein großer Teil der Völker, die im Weltkrieg zu uns gestanden haben, wie z. B. die Türkei, stehen auf der anderen Seite und andere, wie die Ungarn und Bulgaren, sind so schwach, daß sie uns nicht viel helfen können. Das deutsche Volk wird, wie mir scheint, im wesentlichen mit der Hilfe der Österreicher diesen Kampf allein durchzufechten haben. England und Italien werden zuschauen und sich vielleicht gegenseitig in Schach halten, wobei wir von Italien hinsichtlich Lieferung von Rohstoffen jeder möglichen Erpressung ausgesetzt sein werden. [. . .j1
Militärisch wird der zukünftige Krieg bestimmt ganz anders aussehen als der Weltkrieg. Selbst wenn es gelingt, den Feind an den Grenzen auf der Erde zurückzuhalten, wird es kaum möglich sein, die Bombenangriffe gegen das Hinterland zu verhindern. Weiter wird es schwer sein zu ver– 

Der hier weggelassene Absatz über die ideologische Vorbereitung des zweiten Weltkrieges ist wiedergegeben in: Klaus Scheel, Gedanken zum Kriege. Zur Frage der ideologischen und materiellen Vorbereitung des zweiten Weltkrieges durch das deutsche Monopolkapital. In: Mitteilungsblatt der Arbeitsgemeinschaft ehemaliger Offiziere, 10. Jg. (1967), H. 4, S. 9.
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hindern, daß feindliche Truppen, wenn auch schlecht bewaffnet, im Hinterland gelandet werden, um dort zu stören und zu zerstören. Die Folgerung ist, daß eine Unmasse von Waffen und Munition im Hinterland festgehalten wird, die von irgend jemand bedient werden müssen. Soldaten in kriegsbrauchbarem Alter werden nicht zur Verfügung stehen. Das führt zu dem Vorschlag, aus altgedienten, nicht mehr felddienstfähigen Soldaten, die neben ihrer täglichen Arbeit auch noch die Verteidigung der rückwärtigen Räume des Vaterlandes zu übernehmen hätten, eine einheitliche Landwehr zu schaffen. [. . .]
Man wird also nicht daran vorbeikommen, einen großen Teil der zu Hause gebliebenen Männer gleichzeitig als Soldaten wie als Arbeiter zu verwenden. Sie als Soldaten dauernd zu beschäftigen führt zu dem Unfug, der während des Weltkrieges auch in der Heimat die Revolution so sehr gefördert hat, daß all die Flaks und sonstigen Truppenteile in der Heimat wirklich nicht mehr zu tun hatten, als einige Nächte kurze Zeit gegen die herankommenden feindlichen Flieger vorbeizuschießen. Im übrigen hatten sie so reichlich Zeit zum Schimpfen, daß hier die Revolution genau wie bei der Marine auf fruchtbarsten Boden fiel.
Der kommende Krieg wird in erster Linie ein Krieg der Technik sein, wobei höchste Technik, höchster Mannesmut und größte Kraft zur Ertragung von Entbehrungen vielleicht den Sieg ermöglichen. Ohne diese Voraussetzungen wird der Erfolg unmöglich sein. Unsere Bewaffnung mag gut sein, sie ist aber von einer verwirrenden Vielseitigkeit, und sie muß zu dem Grundsatz zurückgeführt werden, daß nur das Einfachste im Kriege Aussicht auf Erfolg hat. Wenn es erwünscht sein sollte, kann ich erfüllbare Richtlinien für das kämpfende Heer aufstellen, deren Kennzeichen sein würde, daß die Infanterie nur mit Maschinenwaffen, von der Maschinenpistole angefangen bis zum Maschinengeschütz, zu bewaffnen wäre, so daß sie sich gegen jeden Angreifer auf der Erde und in der Luft selbst verteidigen kann.
So wichtig diese Dinge sind, das Wichtigste ist immer, daß das Volk stark genug gemacht wird, die Belastungsprobe auszuhalten, die ein solcher Krieg bedeutet. Dazu gehört auch, daß jeder, aber auch wirklich jeder waffenfähige Mann immer wieder an die Front [und] mit der Waffe in der Hand sein Vaterland verteidigen muß. Es darf keine Scheidung in Front, Etappe und Heimat geben. Jeder aus der Etappe, jeder aus der Heimat muß auch an der Front seine Haut zu Markte tragen. Geschieht dies nicht, so werden all die unerfreulichen Kriegserinnerungen, die mit zur Revolution geführt haben, wieder wach werden und zu unserer Vernichtung beitragen.
In dem Kampf, der um die geistigen Voraussetzungen der Weltentwick– 
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lung gehen wird, werden die geistigen Mächte das Wichtigste, ohne daß man die materiellen Erfordernisse für einen solchen Kampf gering einschätzen darf.
3 Aus der Denkschrift Hitlers zum Vierjahresplan und zur beschleunigten Vorbereitung des Krieges, 26. August 19361
DZA Potsdam, Nürnberger Prozesse, Fall VI, Film-Nr. 414/601, Bl. 10–26 (Dokument NI-4955).
Die politische Lage
Politik ist die Führung und der Ablauf des geschichtlichen Lebenskampfes der Völker. Das Ziel dieser Kämpfe ist die Behauptung des Daseins. [. . .] Seit dem Ausbruch der französischen Revolution treibt die Welt in immer schärferem Tempo in eine neue Auseinandersetzung, deren extremste Lösung Bolschewismus heißt, deren Inhalt und Ziel aber nur die Beseitigung und Ersetzung der bislang führenden Gesellschaftsschichten der Menschheit durch das international verbreitete Judentum ist.
Kein Staat wird sich dieser geschichtlichen Auseinandersetzung entziehen oder auch nur fernhalten können. Seit sich der Marxismus durch seinen Sieg in Rußland eines der größten Reiche der Welt als Ausgangsbasis für seine weiteren Operationen geschaffen hat, ist diese Frage zu einer bedrohlichen geworden. Einer in sich selbst weltanschaulich zerrissenen demokratischen Welt tritt ein geschlossener, autoritär weltanschaulich fundierter Angriffswille gegenüber. [. . .]
Unsere politische Lage ergibt sich aus folgendem:
Europa hat zur Zeit nur zwei dem Bolschewismus gegenüber als standfest anzusehende Staaten: Deutschland und Italien. Die anderen Länder sind entweder durch ihre demokratische Lebensform zersetzt, marxistisch infiziert und damit in absehbarer Zeit selbst dem Zusammenbruch verfallen oder von autoritären Regierungen beherrscht, deren einzige Stärke die militärischen Machtmittel sind, d. h. aber: sie sind infolge der Notwendigkeit, die Existenz ihrer Führung den eigenen Völkern gegenüber durch die Brachialmittel der Exekutive zu sichern, unfähig, die Brachialgewalt zur Erhaltung der Staaten nach außen anzusetzen. Alle diese Länder
1 Hitler arbeitete diese Denkschrift nach den Unterlagen aus, die bis Mitte August 1936 von einer Expertengruppe des IG-Farben-Konzerns unter Leitung von Carl Krauch in Görings Rohstoff-und Devisenstab erarbeitet worden waren (siehe Dietrich Eichholtz, Geschichte der deutschen Kriegswirtschaft 1939–1945, Bd. 1, Berlin 1969, S. 41 ff.).
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wären unfähig, jemals einen aussichtsvollen Krieg gegen Sowjetrußland zu führen.
Wie denn überhaupt außer Deutschland und Italien nur noch Japan als eine der Weltgefahr gegenüber standhaltende Macht angesehen werden kann.
Es ist nicht der Zweck dieser Denkschrift, die Zeit zu prophezeien, in der die unhaltbare Lage in Europa zur offenen Krise werden wird. Ich möchte nur in diesen Zeilen meine Überzeugung niederlegen, daß diese Krise nicht ausbleiben kann und nicht ausbleiben wird und daß Deutschland die Pflicht besitzt, seine eigene Existenz dieser Katastrophe gegenüber mit allen Mitteln zu sichern und sich vor ihr zu schützen, und daß sich aus diesem Zwang eine Reihe von Folgerungen ergibt, die die wichtigsten Aufgaben betreffen, die unserem Volk jemals gestellt worden sind. [. . .] Deutschlands Abwehrfähigkeit
[. . .] Das Ausmaß und das Tempo der militärischen Auswertung unserer Kräfte können nicht groß und nicht schnell genug gewählt werden! Es ist ein Kapitalirrtum zu glauben, daß über diese Punkte irgendein Verhandeln oder ein Abwägen stattfinden könnte mit anderen Lebensnotwendigkeiten. So sehr auch das gesamte Lebensbild eines Volkes ein ausgeglichenes sein soll, so sehr müssen doch in gewissen Zeiten einseitige Verschiebungen zu Ungunsten anderer, nicht so lebenswichtiger Aufgaben vorgenommen werden. Wenn es uns nicht gelingt, in kürzester Frist die deutsche Wehrmacht in der Ausbildung, in der Aufstellung der Formationen, in der Ausrüstung und vor allem auch in der geistigen Erziehung zur ersten Armee der Welt zu entwickeln, wird Deutschland verloren sein! Es gilt hier der Grundsatz, daß das, was in Monaten des Friedens versäumt wurde, in Jahrhunderten nicht mehr eingeholt werden kann.
Es haben sich daher dieser Aufgabe alle anderen Wünsche bedingungslos unterzuordnen. Denn diese Aufgabe ist das Leben und die Lebenserhaltung, und alle sonstigen Wünsche – und mögen sie in anderen Zeitläuften noch so verständlich sein – sind demgegenüber belanglos oder sogar lebensgefährdend und mithin abzulehnen. [. . .] Die wirtschaftliche Lage Deutschlands
[. . .] Die wirtschaftliche Lage Deutschlands ist aber, in kürzesten Umrissen gekennzeichnet, folgende:
1) Wir sind übervölkert und können uns auf der eigenen Grundlage nicht ernähren. [. . .]
5) Es ist aber gänzlich belanglos, [. . .] immer wieder festzustellen, [. . .] daß uns Lebensmittel oder Rohstoffe fehlen, sondern es ist entscheidend, jene*
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Maßnahmen zu treffen, die für die Zukunft eine endgültige Lösung, für den Übergang eine vorübergehende Entlastung bringen können.
6) Die endgültige Lösung liegt in einer Erweiterung des Lebensraumes bzw. der Rohstoff – und Ernährungsbasis unseres Volkes. Es ist die Aufgabe der politischen Führung, diese Frage dereinst zu lösen.
7) Die vorübergehende Entlastung kann nur im Rahmen unserer heutigen Wirtschaft gefunden werden. [. . .]
Es ist nicht genug damit getan, von Zeit zu Zeit nur Rohstoff – oder Devisenbilanzen aufzustellen oder von einer Vorbereitung der Kriegswirtschaft im Frieden zu sprechen, sondern es ist notwendig, der Friedensernährung und vor allem der Kriegführung die Mittel zu sichern, die durch menschliche Energie und durch Tatkraft gesichert werden können. Und ich stelle daher zu einer endgültigen Lösung unserer Lebensnot folgendes Programm auf:
I. Ähnlich der militärischen und politischen Aufrüstung bzw. Mobilmachung unseres Volkes hat auch eine wirtschaftliche zu erfolgen, und zwar im selben Tempo, mit der gleichen Entschlossenheit und, wenn nötig, auch mit der gleichen Rücksichtslosigkeit. Interessen einzelner Herren dürfen in der Zukunft dabei keine Rolle mehr spielen. Es gibt nur ein Interesse, und das ist das Interesse der Nation, und eine einzige Auffassung, das ist die, daß Deutschland politisch und wirtschaftlich in die Lage der Selbsterhaltung gebracht werden muß.
II. Zu diesem Zwecke sind auf all den Gebieten, auf denen eine eigene Befriedigung durch deutsche Produktionen zu erreichen ist, Devisen einzusparen, um sie jenen Erfordernissen zuzulenken, die unter allen Umständen ihre Deckung nur durch Import erfahren können.
III. In diesem Sinne ist die deutsche Brennstofferzeugung1 nunmehr im schnellsten Tempo vorwärtszutreiben und binnen 18 Monaten zum restlosen Abschluß zu bringen. Diese Aufgabe ist mit derselben Entschlossenheit wie die Führung eines Krieges anzufassen und durchzuführen; denn von ihrer Lösung hängt die kommende Kriegführung ab und nicht von einer Bevorratung des Benzins.
IV. Es ist ebenso augenblicklich die Massenfabrikation von synthetischem Gummi zu organisieren und sicherzustellen. Die Behauptung, daß die Verfahren vielleicht noch nicht gänzlich geklärt wären, und ähnliche Ausflüchte haben von jetzt ab zu schweigen. Es steht nicht die Frage zur Diskussion, ob wir noch länger warten wollen, sonst geht die Zeit verloren, und die Stunde der Gefahr wird uns alle überraschen. Es ist vor allem nicht die Aufgabe staatlich-wirtschaftlicher Einrichtungen, sich den Kopf über Pro– 

1 Gemeint ist: Treibstofferzeugung. . ..,. ;
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duktionsmethoden zu zerbrechen. Dies geht das Wirtschaftsministerium gar nichts an. Entweder wir besitzen heute eine Privatwirtschaft, dann ist es deren Aufgabe, sich den Kopf über die Produktionsmethoden zu zerbrechen, oder wir glauben, daß die Klärung der Produktionsmethoden Aufgabe des Staates sei, dann benötigen wir keine Privatwirtschaft mehr. V. Die Frage des Kostenpreises dieser Rohstoffe ist ebenfalls gänzlich belanglos, denn es ist immer noch besser, wir erzeugen in Deutschland teuerere Reifen und können sie fahren, als wir verkaufen theoretisch billige Reifen, für die das Wirtschaftsministerium aber keine Devisen bewilligen kann, die also mithin aus Mangel des Rohstoffes nicht erzeugt werden können und mithin überhaupt auch nicht gefahren werden. Wenn wir schon gezwungen sind, in großem Umfang eine Binnenwirtschaft im autarken Sinn aufzubauen – und dies sind wir, denn durch Lamentieren und Feststellungen unserer Devisennot wird das Problem jedenfalls nicht gelöst -, dann spielt im einzelnen der Rohstoffpreis nicht mehr die ausschlaggebende Rolle.
Es ist weiter notwendig, die deutsche Eisenproduktion auf das Außerordentlichste zu steigern. Der Einwand, daß wir nicht in der Lage seien, aus dem deutschen Eisenerz mit 26% Gehalt ein ähnliches billiges Roheisen zu erzeugen wie aus den 45%igen Schwedenerzen usw., ist belanglos, weil uns ja nicht die Frage gestellt ist, was wir lieber tun wollen, sondern nur, was wir tun können. Der Einwand aber, daß in dem Fall die ganzen deutschen Hochöfen umgebaut werden müßten, ist ebenfalls unbeachtlich, und vor allem geht das das Wirtschaftsministerium nichts an. Das Wirtschaftsministerium hat nur die nationalwirtschaftlichen Aufgaben zu stellen, und die Privatwirtschaft hat sie zu erfüllen. Wenn aber die Privatwirtschaft glaubt, dazu nicht fähig zu sein, dann wird der nationalsozialistische Staat aus sich heraus diese Aufgabe zu lösen wissen. [. . .] Sollte uns die Möglichkeit aber bleiben, trotzdem noch billige Erze einzuführen, dann ist dies ja gut. Die Existenz der nationalen Wirtschaft und vor allem der Kriegführung darf davon jedoch nicht abhängig sein. [. . .] Die deutsche Wirtschaft aber wird die neuen Wirtschaftsaufgaben begreifen, oder sie wird sich eben unfähig erweisen in dieser modernen Zeit, in der ein Sowjet-Staat einen Riesenplan aufrichtet, noch weiter zu bestehen. Aber dann wird nicht Deutschland zugrunde gehen, sondern es werden dies höchstens einige Wirtschaftler.
Es ist weiter notwendig, ohne Rücksicht auf Kosten die deutsche sonstige Erzförderung zu steigern und insbesondere die Erzeugung von Leichtmetall auf das äußerste zu erhöhen, um damit einen Ersatzstoff für bestimmte andere Metalle zu finden.
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Es ist endlich aber auch für die Aufrüstung notwendig, schon jetzt sich, wenn irgend möglich, jener Stoffe zu bedienen, die im Kriegsfalle anstelle der Edelmetalle1 treten müssen und treten werden. Es istbesser,sichim Frieden diese Probleme zu überlegen und zu lösen, als auf den nächsten Krieg zu warten, um dann im Rahmen der Fülle der gestellten Aufgaben erst auch diese wirtschaftlichen Untersuchungen und methodischen Erprobungen vornehmen zu wollen!
Kurz zusammengefaßt: Ich halte es für notwendig, daß nunmehr mit eiserner Entschlossenheit auf all den Gebieten eine 100%ige Selbstversorgung eintritt, auf denen diese möglich ist, und daß dadurch nicht nur die nationale Versorgung mit diesen wichtigsten Rohstoffen vom Ausland unabhängig wird, sondern daß dadurch auch jene Devisen eingespart werden, die wir im Frieden für die Einfuhr unserer Nahrungsmittel benötigen. Ich möchte dabei betonen, daß ich in diesen Aufgaben die einzige wirtschaftliche Mobilmachung sehe, die es gibt, und nicht in einer Drosselung von Rüstungsbetrieben im Frieden zur Einsparung und Bereitlegung von Rohstoffen für den Krieg. Ich halte es aber weiter für notwendig, sofort eine Überprüfung vorzunehmen der Devisenausstände der deutschen Wirtschaft im Auslande. Es gibt keinen Zweifel, daß die Außenstände unserer Wirtschaft heute ganz enorme sind. Und es gibt weiter keinen Zweifel, daß sich dahinter zum Teil auch die niederträchtige Absicht verbirgt, für alle Fälle im Ausland gewisse, dem inneren Zugriff entzogene Reserven zu besitzen. Ich sehe darin eine bewußte Sabotage der nationalen Selbstbehauptung bzw. der Verteidigung des Reiches, und ich halte aus diesem Grund die Erledigung zweier Gesetze vor dem Reichstag für notwendig [:]
1) ein Gesetz, das für Wirtschaftssabotage die Todesstrafe vorsieht, und
2) ein Gesetz, das das gesamte Judentum haftbar macht für alle Schäden, die durch einzelne Exemplare dieses Verbrechertums der deutschen Wirtschaft und damit dem deutschen Volke zugefügt werden.
Die Erfüllung dieser Aufgaben in der Form eines Mehr-Jahresplans der Unabhängigmachung unserer nationalen Wirtschaft vom Ausland wird es aber auch erst ermöglichen, vom deutschen Volk auf wirtschaftlichem Gebiet und dem Gebiete der Ernährung Opfer zu verlangen, denn das Volk hat dann ein Recht, von seiner Führung, der es die blinde Anerkennung gibt, zu verlangen, daß sie auch auf diesem Gebiete durch unerhörte und entschlossene Leistungen die Probleme anfaßt und sie nicht bloß ßeredet, daß sie sie löst und nicht bloß registriert!
Es sind jetzt fast 4 kostbare Jahre vergangen. Es gibt keinen Zweifel, daß wir schon heute auf dem Gebiet der Brennstoff-2, der Gummi – und zum
1 Gemeint sind: Nichteisenmetalle.
2 Gemeint ist vor allem Treibstoffversorgung. ...,,,,.,,■..
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Teil auch in der Eisenerzversorgung vom Ausland restlos unabhängig sein könnten. Genau so wie wir zur Zeit 7 oder 800000 t Benzin produzieren, könnten wir 3 Millionen t produzieren. Genau so wie wir heute einige tausend t Gummi fabrizieren, könnten wir schon jährlich 70 oder 80000 t erzeugen. Genau so wie wir von 21/2 Millionen t Eisenerz-Erzeugung auf 7 Millionen t stiegen, könnten wir 20 oder 25 Millionen t deutsches Eisenerz verarbeiten, und, wenn notwendig, auch 30. Man hat nun Zeit genug gehabt, in 4 Jahren festzustellen, was wir nicht können. Es ist jetzt notwendig, auszuführen das, was wir können. Ich stelle damit folgende Aufgabe:
I. Die deutsche Armee muß in 4 Jahren einsatzfähig sein.
II. Die deutsche Wirtschaft muß in 4 Jahren kriegsfähig sein.
4 Aus dem Protokoll der Besprechung Hitlers mit dem Reichskriegsminister, den Oberbefehlshabern der Wehrmachtteile, dem Reichs-außenminister und Oberst d.G. Hoßbach am 5. November 1937, 10. November 1937
Unterzeichnet: Hoßbach, Oberst d. G.
Der Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof Nürnberg 14. November 1945–1. Oktober 1946 (im folgenden: IMGN), Bd. 25, Nürnberg 1947, S. 403 bis 406, 408–411 (Dokument 386-PS).
Der Führer stellte einleitend fest, daß der Gegenstand der heutigen Besprechung von derartiger Bedeutung sei, daß dessen Erörterung in anderen Staaten wohl vor das Forum des Regierungskabinetts gehörte, er – der Führer – sähe aber gerade im Hinblick auf die Bedeutung der Materie davon ab, diese in dem großen Kreise des Reichskabinetts zum Gegenstand der Besprechung zu machen. Seine nachfolgenden Ausführungen seien das Ergebnis eingehender Überlegungen und der Erfahrungen seiner 4X/2Jährigen Regierungszeit; er wolle den anwesenden Herren seine grundlegenden Gedanken über die Entwicklungsmöglichkeiten und -notwendigkeiten unserer außenpolitischen Lage auseinandersetzen, wobei er im Interesse einer auf weite Sicht eingestellten deutschen Politik seine Ausführungen als seine testamentarische Hinterlassenschaft für den Fall seines Ablebens anzusehen bitte.
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Der Führer führte sodann aus:
Das Ziel der deutschen Politik sei die Sicherung und die Erhaltung der Volksmasse und deren Vermehrung. Somit handele es sich um das Problem des Raumes. [. . .]
Bevor er sich der Frage der Behebung der Raumnot zuwende, sei die Überlegung anzustellen, ob im Wege der Autarkie oder einer gesteigerten Beteiligung an der Weltwirtschaft eine zukunftsreiche Lösung der deutschen Lage zu erreichen sei.
Autarkie: Durchführung nur möglich bei straffer nationalsozialistischer Staatsführung, welche die Voraussetzung sei. Als Resultat der Verwirklichungsmöglichkeit sei festzustellen: A. Auf dem Gebiet der Rohstoffe nur bedingte, nicht aber totale Autarkie. [. . .]
Beteiligung an der Weltwirtschaft: Ihr seien Grenzen gezogen, die wir nicht zu beheben vermöchten. Einer sicheren Fundierung der deutschen Lage ständen die Konjunkturschwankungen entgegen, die Handelsverträge böten keine Gewähr für die praktische Durchführung. Insbesondere sei grundsätzlich zu bedenken, daß seit dem Weltkriege eine Industrialisierung gerade früherer Ernährungsausfuhrländer stattgefunden habe. Wir lebten im Zeitalter wirtschaftlicher Imperien, in welchem der Trieb zur Kolonisierung sich wieder dem Urzustand nähere; bei Japan und Italien lägen dem Ausdehnungsdrang wirtschaftliche Motive zu Grunde ebenso wie auch für Deutschland die wirtschaftliche Not den Antrieb bilden würde. Für Länder außerhalb der großen Wirtschaftsreiche sei die Möglichkeit wirtschaftlicher Expansion besonders erschwert.
Der durch die Rüstungskonjunkturen verursachte Auftrieb in der Weltwirtschaft könne niemals die Grundlage zu einer wirtschaftlichen Regelung für einen längeren Zeitraum bilden, welch letzterer vor allem auch die vom Bolschewismus ausgehenden Wirtschaftszerstörungen im Wege stünden. Es sei eine ausgesprochene militärische Schwäche derjenigen Staaten, die ihre Existenz auf dem Außenhandel aufbauten. Da unser Außenhandel über die durch England beherrschten Seegebiete führe, sei es mehr eine Frage der Sicherheit des Transportes als eine solche der Devisen, woraus die große Schwäche unserer Ernährungssituation im Kriege erhelle. Die einzige, uns vielleicht traumhaft erscheinende Abhilfe läge in der Gewinnung eines größeren Lebensraumes, ein Streben, das zu allen Zeiten die Ursache der Staatenbildungen und Völkerbewegungen gewesen sei. Daß dieses Streben in Genf und bei den gesättigten Staaten keinem Interesse begegne, sei erklärlich. Wenn die Sicherheit unserer Ernährungslage im Vordergrund stände, so könne der hierfür notwendige Raum nur in Europa gesucht werden, nicht aber ausgehend von liberalistisch-kapitalistischen Auffassungen
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in der Ausbeutung von Kolonien. Es handele sich nicht um die Gewinnung von Menschen, sondern von landwirtschaftlich nutzbarem Raum. Auch die Rohstoffgebiete seien zweckmäßiger im unmittelbaren Anschluß an das Reich in Europa und nicht in Übersee zu suchen, wobei die Lösung sich für ein bis zwei Generationen auswirken müsse. Was darüber hinaus in späteren Zeiten notwendig werden sollte, müsse nachfolgenden Geschlechtern überlassen bleiben. Die Entwicklung großer Weltgebilde gehe nun einmal langsam vor sich, das deutsche Volk mit seinem starken Rassekern finde hierfür die günstigsten Voraussetzungen inmitten des europäischen Kontinents. Daß jede Raumerweiterung nur durch Brechen von Widerstand und unter Risiko vor sich gehen könne, habe die Geschichte aller Zeiten – Römisches Weltreich, Englisches Empire – bewiesen. Auch Rückschläge seien unvermeidbar. Weder früher noch heute habe es herrenlosen Raum gegeben, der Angreifer stoße stets auf den Besitzer.
Für Deutschland laute die Frage, wo größter Gewinn unter geringstem Einsatz zu erreichen sei.
Die deutsche Politik habe mit den beiden Haßgegnern England und Frankreich zu rechnen, denen ein starker deutscher Koloß inmitten Europas ein Dorn im Auge sei, wobei beide Staaten eine weitere deutsche Erstarkung sowohl in Europa als auch in Übersee ablehnten und sich in dieser Ablehnung auf die Zustimmung aller Parteien stützen könnten. In der Errichtung deutscher militärischer Stützpunkte in Übersee sähen beide Länder eine Bedrohung ihrer Überseeverbindungen, eine Sicherung des deutschen Handels und rückwirkend eine Stärkung der deutschen Position in Europa. [...]
Eine ernsthafte Diskussion wegen der Rückgabe von Kolonien an uns käme nur zu einem Zeitpunkt in Betracht, in dem England sich in einer Notlage befände und das deutsche Reich stark und gerüstet sei. [. . .]
Zur Lösung der deutschen Frage könne es nur den Weg der Gewalt geben, dieser niemals risikolos sein. Die Kämpfe Friedrichs des Großen um Schlesien und die Kriege Bismarcks gegen Österreich und Frankreich seien von unerhörtem Risiko gewesen und die Schnelligkeit des preußischen Handelns 1870 habe Österreich vom Eintritt in den Krieg ferngehalten. Stelle man an die Spitze der nachfolgenden Ausführungen den Entschluß zur Anwendung von Gewalt unter Risiko, dann bleibt noch die Beantwortung der Fragen «wann» und «wie». Hierbei seien drei Fälle zu entscheiden: Falll: Zeitpunkt 1943–1945.
Nach dieser Zeit sei nur noch eine Veränderung zu unseren Ungunsten zu erwarten. ■■ .<,-•.-,: ■■ ••■■,'■.'' ■•■; ■■■;,»?» , ,■„..,...,..,. . ..,-,.-.,.
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Die Aufrüstung der Armee, Kriegsmarine, Luftwaffe sowie die Bildung des Offizierkorps seien annähernd beendet. Die materielle Ausstattung und Bewaffnung seien modern, bei weiterem Zuwarten läge die Gefahr ihrer Veraltung vor. Besonders der Geheimhaltungsschutz der «Sonderwaffen» ließe sich nicht immer aufrechterhalten. Die Gewinnung von Reserven beschränke sich auf die laufenden Rekruten Jahrgänge, ein Zusatz aus älteren unausgebildeten Jahrgängen sei nicht mehr verfügbar.
Im Verhältnis zu der bis dahin durchgeführten Aufrüstung der Umwelt nähmen wir an relativer Stärke ab. Wenn wir bis 1943/45 nicht handelten, könne infolge des Fehlens von Reserven jedes Jahr die Ernährungskrise bringen, zu deren Behebung ausreichende Devisen nicht verfügbar seien. Hierin sei ein «Schwächungsmoment des Regimes» zu erblicken. Zudem erwarte die Welt unseren Schlag und treffe ihre Gegenmaßnahmen von Jahr zu Jahr mehr. Während die Umwelt sich abriegele, seien wir zur Offensive gezwungen.
Wie die Lage in den Jahren 1943/45 tatsächlich sein würde, wisse heute niemand. Sicher sei nur, daß wir nicht länger warten können.
Auf der einen Seite die große Wehrmacht mit der Notwendigkeit der Sicherstellung ihrer Unterhaltung, das Älterwerden der Bewegung und ihrer Führer, auf der anderen Seite die Aussicht auf Senkung des Lebens-standardes und auf Geburteneinschränkung ließen keine andere Wahl als zu handeln. Sollte der Führer noch am Leben sein, so sei es sein unabänderlicher Entschluß, spätestens 1943/45 die deutsche Raumfrage zu lösen. Die Notwendigkeit zum Handeln vor 1943/45 käme im Fall 2 und 3 in Betracht. Fall 2:
Wenn die sozialen Spannungen in Frankreich sich zu einer derartigen innenpolitischen Krise auswachsen sollten, daß durch letztere die französische Armee absorbiert und für eine Kriegsverwendung gegen Deutschland ausgeschaltet würde, sei der Zeitpunkt zum Handeln gegen die Tsche-chei gekommen. Fall 3:
Wenn Frankreich durch einen Krieg mit einem anderen Staat so gefesselt ist, daß es gegen Deutschland nicht «vorgehen» kann. Zur Verbesserung unserer militärpolitischen Lage müsse in jedem Fall einer kriegerischen Verwicklung unser 1. Ziel sein, die Tschechei und gleichzeitig Österreich niederzuwerfen, um die Flankenbedrohung eines etwaigen Vorgehens nach Westen auszuschalten. Bei einem Konflikt mit Frankreich sei wohl nicht damit zu rechnen, daß die Tschechei am gleichen Tage wie Frankreich uns den Krieg erklären würde. In dem Maße unserer Schwächung
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Wurde jedoch der Wille zur Beteiligung am Kriege in der Tscheche! zunehmen, wobei ihr Eingreifen sich durch einen Angriff nach Schlesien, nach Norden oder nach Westen bemerkbar machen könne. [. . .]
Naturgemäß sei eine Abriegelung im Westen in jedem Fall während der Durchführung unseres Angriffs gegen die Tschechei und Österreich notwendig. Hierbei sei zu berücksichtigen, daß die Verteidigungsmaßnahmen der Tschechei von Jahr zu Jahr an Stärke zunähmen und daß auch eine Konsolidierung der inneren Werte der österreichischen Armee im Laufe der Jahre stattfände. Wenn auch die Besiedlung insbesondere der Tschechei keine dünne sei, so könne die Einverleibung der Tschechei und Österreichs den Gewinn von Nahrungsmitteln für5–6 Millionen Menschen bedeuten unter Zugrundelegung, daß eine zwangsweise Emigration aus der Tschechei von zwei, aus Österreich von einer Million Menschen zur Durchführung gelange. Die Angliederung der beiden Staaten an Deutschland bedeute militärpolitisch eine wesentliche Entlastung infolge kürzerer, besserer Grenzziehung, Freiwerdens von Streitkräften für andere Zwecke und der Möglichkeit der Neuaufstellung von Truppen bis in Höhe von etwa 12 Divisionen, wobei auf 1 Million Einwohner eine neue Division entfalle. [. . .]
Das Maß der Überraschung und der Schnelligkeit unseres Handelns sei für die Stellungnahme Polens entscheidend. Gegen ein siegreiches Deutschland wird Polen – mit Rußland im Rücken – wenig Neigung haben, in den Krieg einzutreten.
Einem militärischen Eingreifen Rußlands müsse durch die Schnelligkeit unserer Operationen begegnet werden; ob ein solches überhaupt in Betracht kommen werde, sei angesichts der Haltung Japans mehr als fraglich.
Trete der Fall 2 – Lahmlegung Frankreichs durch einen Bürgerkrieg – ein, so sei infolge Ausfall des gefährlichsten Gegners die Lage jederzeit zum Schlag gegen die Tschechei auszunutzen.
In gewissere Nähe sähe der Führer den Fall 3 gerückt, der sich aus den derzeitigen Spannungen im Mittelmeer1 entwickeln könne und den er eintretendenfalls zu jedem Zeitpunkt, auch bereits im Jahre 1938, auszunutzen entschlossen sei.
1 Hitler rechnete mit einem Konflikt zwischen Italien, England und Frankreich infolge der Besetzung der Balearen durch Italien während der deutsch-italienischen Intervention im national-revolutionären Befreiungskampf des spanischen Volkes.
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5 Aus der Denkschrift Arnold Rechbergs für denGhef der Reichskanzlei über eine Aggression gegen die Sowjetunion, 18. November 1938
Anatomie des Krieges. Neue Dokumente über die Rolle des deutschen Monopolkapitals bei der Vorbereitung und Durchführung des zweiten Weltkrieges, hrsg. und eingel. von Dietrich Eich-holtz und Wolfgang Schumann, Berlin 1969, S. 193–194.»
In der Tat scheinen nur zwei Lösungen für die Frage der modernen Wehrmacht, die allenthalben für die Völker zu «-teuer» wird, gegeben:
a) Die Rüstungs-Beschränkung durch internationale Verträge
Sie ist nur annehmbar für Länder, die, wie England und Frankreich, große Imperien mit für sie ausreichender Agrar – und Rohstoff-Basis zu eigen haben und daher keiner Expansion mehr bedürfen. Der Begriff der Rüstungs-Beschränkung durch internationale Verträge ist ganz ebenso mit dem Begriff des Status quo verbunden, wie es der Gedanke des Völkerbunds gewesen ist. Länder dagegen, wie Deutschland und Italien, die noch nicht zu in sich beruhenden Wirtschafts-Imperien expandiert haben, die ohne eine solche Expansion nicht lebensfähig sind und nicht lebensfähig werden können und die damit rechnen müssen, bei ihrer zwangsläufigen Expansion auf Widerstand zu stoßen, den nur militärische Gewalt brechen kann, solche Länder können die Beschränkung ihrer Rüstung durch internationale Verträge nicht auf sich nehmen.
Dazu kommt, daß sich gerade internationale Rüstungsverträge noch immer als wenig haltbar erwiesen haben.
b) Die Expansion in Länder, die reich an Agrar-Produkten und Rohstoffen sind
Für Deutschland ist als Expansionsobjekt das durch den Bolschewismus seiner Intelligenz, seines Kapitals und seiner Wirtschafts-Prosperität beraubte, aber in seinem möglichen Agrar-Ertrag und an nicht gehobenen Rohstoffen unberechenbar reiche Gebiet Rußlands gegeben. Soll eine Expansion in dieses Gebiet ausreichend sein, um Deutschland zum Imperium mit sich selbst genügender Agrar – und Rohstoff-Basis zu machen, so müßte sie mindestens das russische Gebiet bis einschließlich des Ural mit seinen gewaltigen Erzvorkommen umfassen.
Dabei ist zu überlegen, welche Großmächte beim deutschen Expansionskrieg gegen Osten, von dessen Ausgang der Bestand und die Zukunft Deutschlands abhängen wird, die voraussichtlichen Gegner und welche dem Reich verbündet sein würden. [. . .]
1
Weitere Dokumente, in denen die aktive Rolle des Monopolkapitals bei der Aggressionsvorbereitung sichtbar wird, siehe ebenda, S. 196f., 210ff. , ,.
5 Moritz, Barbarossa
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Aus dem allen ergibt sich die Erwägung, ob es nicht vornehmlich im militärischen Interesse geboten scheint, auf die Politik, wie sie General Hoffmann mit mir befürwortet hat, zurückzugreifen, auf den Versuch, eine Front der europäischen Großmächte gegen das bolschewistische Rußland aufzubauen. [. . .] Erst wenn der Versuch, eine europäische Front gegen das bolschewistische Rußland zu bilden, für die nunmehr allerdings wesentlich andere Voraussetzungen gegeben sind und zu deren Realisierung neue und andere Wege gegangen werden müßten als vor dem Jahre 1933, endgültig nicht gelingen sollte, dann darf und muß, nach meiner Ansicht, das Risiko des deutschen Expansions-Krieges gegen Osten auch gegen den Widerstand der Westmächte gelaufen werden.
6 Aus dem Bericht über eine Besprechung Hitlers mit den Oberbefehlshabern der Wehrmachtteile und anderen führenden Offizieren am 23. Mai 1939 über die Ziele der faschistischen Ostexpansion,
0. D.1
IMGN, Bd. 37, Nürnberg 1949, S. 547–550 (Dokument 079-L).
Unsere heutige Lage ist unter 2 Gesichtspunkten zu betrachten:
1. Tatsächliche Entwicklung von 1933–1939.
2. Die dauernd gleichbleibende Situation, in der Deutschland ist.
In der Zeit 1933–39 Fortschritte auf allen Gebieten. Unsere militärische Lage verbesserte sich gewaltig.
Unsere Lage zur Umwelt ist die gleiche geblieben.
Deutschland war ausgeschieden aus dem Kreis der Machtstaaten. Das Gleichgewicht der Kräfte wurde ohne die Beteiligung Deutschlands festgelegt.
Geltendmachen der Lebensansprüche Deutschlands und Wiedereintritt in den Kreis der Machtstaaten stört dieses Gleichgewicht. Alle Ansprüche werden als «Einbruch-» gewertet.
Die Engländer fürchten eine wirtschaftliche Gefährdung mehr als eine gewöhnliche Drohung durch Macht.
1 An der Besprechung nahmen neben Hitler teil: Feldmarschall Göring, Großadmiral Raeder, Generaloberst von Brauchitsch, Generaloberst Keitel, Generaloberst Milch, General der Artillerie Halder, Generalleutnant Bodenschatz, Konteradmiral Schniewindt, Oberst i. G. Jeschonnek, Oberst d. G. Warlimont, Oberstleutnant d. G. Schmundt, Hauptmann Engel, Korvettenkapitän Albrecht, Hauptmann von Below.
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Die 80 Millionen Masse hat die ideellen Probleme gelöst. Die wirtschaftlichen Probleme müssen auch gelöst werden. Um die Schaffung der wirtschaftlichen Voraussetzungen hierzu kommt kein Deutscher herum. Zur Lösung der Probleme gehört Mut. Es darf nicht der Grundsatz gelten, sich durch Anpassung an die Umstände einer Lösung der Probleme zu entziehen. Es heißt vielmehr, die Umstände den Forderungen anzupassen. Ohne Einbruch in fremde Staaten oder Angreifen fremden Eigentums ist dies nicht möglich.
Der Lebensraum, der staatlichen Größe angemessen, ist die Grundlage für jede Macht. Eine Zeitlang kann man Verzicht leisten, dann aber kommt die Lösung der Probleme so oder so. Es bleibt die Wahl zwischen Aufstieg oder Abstieg. In 15 oder 20 Jahren wird für uns die Lösung zwangsweise notwendig. Länger kann sich kein deutscher Staat um die Frage herumdrücken.
Z. Z. befinden wir uns im Zustand nationaler Begeisterung in gleicher Gesinnung mit 2 anderen Staaten: Italien und Japan.
Die zurückliegende Zeit ist wohl ausgenützt worden. Alle Schritte waren folgerichtig auf das Ziel ausgerichtet.
Nach 6 Jahren ist die heutige Lage folgende:
Nationalpolitische Einigung der Deutschen ist erfolgt außer kleinen Ausnahmen. Weitere Erfolge können ohne Blutvergießen nicht mehr errungen werden.
Die Grenzziehung ist von militärischer Wichtigkeit.
Der Pole ist kein zusätzlicher Feind. Polen wird immer auf der Seite unserer Gegner stehen. Trotz Freundschaftsabkommen hat in Polen immer die Absicht bestanden, jede Gelegenheit gegen uns auszunutzen.
Danzig ist nicht das Objekt, um das es geht. Es handelt sich für uns um die Erweiterung des Lebensraumes im Osten und [die] Sicherstellung der Ernährung sowie die Lösung des Baltikum-Problems. Lebensmittelversorgung ist nur von dort möglich, wo geringe Besiedelung herrscht. Neben der Fruchtbarkeit wird die deutsche, gründliche Bewirtschaftung die Überschüsse gewaltig steigern.
In Europa ist keine andere Möglichkeit zu sehen.
Kolonien: Warnung vor Schenkung kolonialen Besitzes. Es ist keine Lösung des Ernährungsproblems. Blockade!
Zwingt uns das Schicksal zur Auseinandersetzung mit dem Westen, ist es gut, einen .größeren Ostraum zu besitzen. Im Kriege werden wir noch weniger wie im Frieden mit Rekordernten rechnen können.
Die Bevölkerung nichtdeutscher Gebiete tut keinen Waffendienst und steht zur Arbeitsleistung zur Verfügung.
5*
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Das Problem «Polen» ist von der Auseinandersetzung mit dem Westen nicht zu trennen.
Polens innere Festigkeit gegen den Bolschewismus ist zweifelhaft. Daher auch Polen eine zweifelhafte Barriere gegen Rußland.
Kriegsglück im Westen mit schneller Entscheidung ist fraglich, ebenso die Haltung Polens.
Einem Druck durch Rußland hält das polnische Regime nicht stand. Polen sieht in einem Siege Deutschlands über den Westen eine Gefahr und wird uns den Sieg zu nehmen versuchen.
Es entfällt also die Frage, Polen zu schonen, und bleibt der Entschluß, bei erster passender Gelegenheit Polen anzugreifen.
An eine Wiederholung der Tschechei ist nicht zu glauben. Es wird zum Kampf kommen. Aufgabe ist es, Polen zu isolieren. Das Gelingen der Isolierung ist entscheidend.
Daher muß sich der Führer endgültigen Befehl zum Losschlagen vorbehalten. Es darf nicht zu einer gleichzeitigen Auseinandersetzung mit dem Westen (Frankreich und England) kommen.
Ist es nicht sicher, daß im Zuge einer deutsch-polnischen Auseinandersetzung ein Krieg mit dem Westen ausgeschlossen bleibt, dann gilt der Kampf in erster Linie England und Frankreich.
Grundsatz Auseinandersetzung mit Polen – beginnend mit Angriff gegen Polen – ist nur dann von Erfolg, wenn der Westen aus dem Spiel bleibt. Ist das nicht möglich, dann ist es besser, den Westen anzufallen und dabei Polen zugleich zu erledigen. Es ist Sache geschickter Politik, Polen zu isolieren.
Schwerwiegende Frage ist Japan. Wenn [es] auch zunächst aus verschiedenen Gründen kühl einem Zusammengehen mit uns gegenüberstand, so ist es doch im eigenen Interesse Japans, vorzeitig gegen Rußland vorzugehen.1
Zu Rußland sind wirtschaftliche Beziehungen nur möglich, wenn politische Beziehungen sich gebessert haben. In Presse-Erörterungen tritt vorsichtige Haltung in Erscheinung. Es ist nicht ausgeschlossen, daß Rußland sich an der Zertrümmerung Polens desinteressiert zeigt. Wenn Rußland weiter gegen uns treibt, kann das Verhältnis mit Japan enger werden.2
1 Am 11. Mai 1939 hatte die antisowjetische Provokation Japans am Chalchin-Gol in der Mongolischen Volksrepublik begonnen. Nach zum Teil sehr harten Kämpfen endete sie am 31. August 1939 mit der Vernichtung des größten Teils der eingesetzten 6. japanischen Armee durch sowjetische und mongolische Verbände.
2 Gemeint ist offensichtlich das Streben der sowjetischen Außenpolitik, durch ein System der kollektiven Sicherheit der Gefahr faschistischer Aggressionen entgegenzutreten (siehe dazu Geschichte der internationalen Beziehungen 1917–1939, hrsg. von W. G. Truchanowski, Berlin 1963, S. 437ff.).
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Ein Bündnis Frankreich – England – ■ Rußland gegen Deutschland – Italien – Japan würde mich veranlassen, mit einigen vernichtenden Schlägen England und Frankreich anzugreifen.
7 Aus der Rede Hitlers vor den Oberbefehlshabern der Wehrmachtteile über die Kriegsziele des deutschen Imperialismus, 23. November 1939
IMGN, Bd. 26, Nürnberg 1947, S. 329–331 (Dokument 789-PS).
Es ist ein ewiges Problem, die Zahl der Deutschen in Verhältnis zu bringen zum Boden. Sicherung des notwendigen Raumes. Keine geklügelte Gescheitheit hilft hier, Lösung nur mit dem Schwert. Ein Volk, das die Kraft nicht aufbringt zum Kampf, muß abtreten. Die Kämpfe sind anders geworden als vor 100 Jahren. Heute können wir von einem Rassenkampf sprechen. Heute kämpfen wir um Ölfelder, Gummi, Erdschätze usw. [. . .] Zum ersten Mal in der Geschichte haben wir nur gegen eine Front zu kämpfen, die andere ist z. Z. frei. Aber niemand kann wissen, wie lange es so bleibt. Ich habe lange gezweifelt, ob ich erst im Osten und dann im Westen losschlagen sollte. Grundsätzlich habe ich die Wehrmacht nicht aufgestellt, um nicht zu schlagen. Der Entschluß zum Schlagen war immer in mir. Früher oder später wollte ich das Problem lösen. Zwangsläufig wurde entschieden, daß der Osten zunächst zum Ausfall gebracht wurde. Wenn der Polenkrieg so schnell gelang, so lag es an der Überlegenheit unserer Wehrmacht. Ruhmvollste Erscheinung in unserer Geschichte. Unerwartet geringe Verluste an Menschen und Material. Jetzt wird die Ostfront mit wenigen Divisionen gehalten. Es ist eine Lage, wie wir sie früher als unerreichbar ansahen. Jetzt ist die Lage folgende: Der Gegner liegt im Westen hinter seinen Befestigungen. Es ist keine Möglichkeit, ihn anzugreifen. Entscheidend ist: wie lange können wir die Lage aushalten? Rußland ist z. Z. ungefährlich. Es ist heute geschwächt durch viele innere Vorgänge. Außerdem haben wir den Vertrag mit Rußland. Verträge werden aber nur so lange gehalten, wie sie zweckmäßig sind. Rußland wird sich nur so lange daran halten, als es Rußland selbst für sich für gut hält. Auch Bis-marck hat so gedacht. Man denke an den Rückversicherungs-Vertrag. Jetzt hat Rußland noch weitgehende Ziele, vor allen Dingen Stärkung seiner Position in der Ostsee. Wir können Rußland nur entgegentreten, wenn wir im Westen frei sind.
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8 Aus der Tagebucheintragung Halders über Hitlers Absicht, Großbritannien mit Gewalt zum Frieden zu zwingen, 13. Juli 1940
Franz Halder, Kriegstagebuch. Tägliche Aufzeichnungen des Chefs des Generalstabes des Heeres 1939–1942, hrsg. vom Arbeitskreis für Wehrforschung Stuttgart, Bd. 2, Stuttgart 1963, S. 21.
Den Führer beschäftigt am stärksten die Frage, warum England den Weg zum Frieden noch nicht gehen will. Er sieht ebenso wie wir die Lösung der Frage darin, daß England noch eine Hoffnung auf Rußland hat. Er rechnet also damit, England mit Gewalt zum Frieden zwingen zu müssen. Er tut so etwas aber nicht gern. Begründung: Wenn wir England militärisch zerschlagen, zerfällt das britische Weltreich. Davon hat aber Deutschland keinen Nutzen. Wir würden mit deutschem Blut etwas erreichen, dessen Nutznießer nur Japan, Amerika und andere sind.
9 Tagebucheintragung Halders über die ihm durch den Oberbefehlshaber des Heeres mitgeteilte Auffassung Hitlers zur Vorbereitung der Aggression gegen die Sowjetunion, 22. Juli 1940
Franz Halder, a. a. O., S. 32–33.
7. Stalin kokettiert mit England, um England im Kampf zu erhalten und uns zu binden, um Zeit zu haben, das zu nehmen, was er nehmen will und was nicht mehr genommen werden kann, wenn Frieden ausbricht.1
Er wird Interesse haben, daß Deutschland nicht zu stark wird. Aber es liegen keine Anzeichen für russische Aktivität uns gegenüber vor.
8. Russisches Problem in Angriff nehmen. Gedankliche Vorbereitungen treffen. Dem Führer ist gemeldet:
a) Aufmarsch dauert 4–6 Wochen.
b) Russisches Heer schlagen oder wenigstens so weit russischen Boden in die Hand nehmen, als nötig ist, um feindliche Luftangriffe gegen Berlin und schlesisches Industriegebiet zu verhindern.
Erwünscht, so weit vorzudringen, daß man mit unserer Luftwaffe wichtigste Gebiete Rußlands zerschlagen kann.
1 Die sowjetische Außenpolitik wahrte strikte Neutralität, um die Sowjetunion aus dem Krieg der imperialistischen Koalitionen herauszuhalten. Sie ließ sich auch nicht in ihrer Handlungsfreiheit einschränken (siehe W. G. Truchanowski, Neueste Geschichte Englands 1917–1951 Berlin 1962, S. 384f.).
70
c)* Politisches Ziel: Ukrainisches Reich.
Baltischer Staatenbund. Weiß-Rußland – Finnland. Baltikum «Pfahl in Fleisch».
* Fremde Heere Ost
d) Nötig 80–100 Divn.; Rußland hat 50–75 gute Divn. Wenn wir in diesem
Herbst Rußland angreifen, wird England luftmäßig entlastet. Amerika
kann an England und Rußland liefern.
e)* Operation: Welche Operationsziele können wir stellen? Welche Kräfte?
Zeit und Raum der Bereitstellung?
Operationsbahnen: Baltikum, Finnland – Ukraine.
Berlin und schlesische Gebiete schützen.
Rumänische ölzentren schützen.
* Op.Abt1
10 Aus der Tagebucheintragung Halders über einen Vortrag Hitlers zur strategischen Lage und über den Entschluß zum Überfall auf die Sowjetunion im Jahre 1941, 31. Juli 1940
Franz Halder, a. a. O., S. 48–50.
Führer: [. . .]
Englands Hoffnung ist Rußland und Amerika. Wenn Hoffnung auf Rußland wegfällt, fällt auch Amerika weg, weil Wegfall Rußlands eine Aufwertung Japans in Ostasien in ungeheurem Maß folgt. Rußland ostasiatischer Degen Englands und Amerikas gegen Japan. Hier für England ungenehmer Wind. Japaner haben ihr Programm wie Rußland, das vor Kriegsende noch erledigt werden soll. [. . .]
Rußland Faktor, auf den England am meisten setzt. Irgend etwas ist in London geschehen! Die Engländer waren schon ganz down, nun sind sie wieder aufgerichtet. Abgehörte Gespräche. Rußland unangenehm berührt von schneller Entwicklung der westeuropäischen Lage.
Rußland braucht England nie mehr zu sagen, als daß es Deutschland nicht groß haben will, dann hofft England wie ein Ertrinkender, daß in 6–8 Monaten die Sache ganz anders sein wird.
1 Die durch * gekennzeichneten Anmerkungen Halders sollten offensichtlich den entsprechenden Abteilungen des Generalstabs mitgeteilt werden.
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Ist aber Rußland zerschlagen, dann ist Englands letzte Hoffnung getilgt. Der Herr Europas und des Balkans ist dann Deutschland.
Entschluß: Im Zuge dieser Auseinandersetzung muß Rußland erledigt werden. Frühjahr 1941.
Je schneller wir Rußland zerschlagen, um so besser. Operation hat nur Sinn, wenn wir Staat in einem Zug schwer zerschlagen. Gewisser Raumgewinn allein genügt nicht. Stillstehen im Winter bedenklich.
Daher besser warten, aber bestimmter Entschluß, Rußland zu erledigen. Notwendig auch wegen Lage an der Ostsee. 2. Großstaat an Ostsee nicht brauchbar.
[Beginn der Aggression gegen die Sowjetunion:] Mai 1941. 5 Monate Zeit zur Durchführung. Am liebsten noch in diesem Jahre. Geht aber nicht, um Operation einheitlich durchzuführen.
Ziel: Vernichtung der Lebenskraft Rußlands. Zerlegen in:
1. Stoß Kiew. Anlehnung an Dnepr. Luftwaffe zerstört Übergänge Odessa.
2. Stoß Randstaaten mit Richtung Moskau. Schließlich Zusammenfassung aus Norden und Süden.
Später Teiloperation auf ölgebiet Baku.
Inwieweit man Finnland und Türkei interessiert, wird man sehen. Später: Ukraine, Weißrußland, Baltische Staaten an uns. Finnland bis ans Weiße Meer.
7 Div. Norwegen (autark machen!), Munition, 50 Div. Frankreich, 3 Div. Holland, Belgien. 60 120 für Osten
180
Mit je mehr Verbänden wir kommen, um so besser. Wir haben 120 plus 20 Urlaubsdiv.
Aufstellung [der 40 neuen Div.] durch * in 3 Abschnitten aus den Herausziehen eines Btls. aus jeder Div. 1 Divn. 1/z herausziehen. Nach einigen Monaten wieder 1 Btl. pp. '
Tarnen: Spanien, Nordafrika, England. Neuaufstellung in luftgeschützten Räumen.
Neuaufstellungen: Im Ostraum: 40 Divn. aus kampferprobten Mannschaften.
Ausführungen über gedachte Regelung Balkan: Gedachte Regelung Ungarn/Rumänien. Dann Garantie Rumänien.
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11 Entwurf der Weisung Nr. 32 über die Weiterführung des Kampfes um die Weltherrschaft nach der Zerschlagung der Sowjetunion, 11. Juni 19411
Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht /OKW/WFSt/Abt L (IOp) Nr. 44886/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: Warlimont, 9 Entwurfsausf.: 2. Ausf.
Hitlers Weisungen für die Kriegführung 1939–1945. Dokumente des Oberkommandos der Wehrmacht, hrsg. von Walther Hubatsch, Frankfurt a. M. 1962, S. 129–134.
A. Nach der Zerschlagung der sowjetrussischen Wehrmacht werden Deutschland und Italien das europäische Festland – vorläufig ohne die iberische Halbinsel – militärisch beherrschen.
Irgendeine ernsthafte Gefährdung des europäischen Raumes zu Lande besteht dann nicht mehr. Zu seiner Sicherung und für die noch in Betracht kommenden Angriffsoperationen genügen wesentlich geringere Kräfte des Heeres, als sie bisher aufrechterhalten werden mußten.
Der Schwerpunkt der Rüstung kann auf die Kriegsmarine und auf die Luftwaffe gelegt werden.
Die Vertiefung der deutsch-französischen Zusammenarbeit soll und wird weitere englische Kräfte fesseln, die Rückenbedrohung des nordafrikanischen Kriegsschauplatzes beseitigen, die Bewegungsmöglichkeit der britischen Flotte im westlichen Mittelmeer weiter einschränken und die tiefe Südwestflanke des europäischen Kampfraumes, einschließlich der atlantischen Küste Nord – und Westafrikas, gegen angelsächsischen Zugriff schützen.
Spanien wird in absehbarer Zeit vor die Frage gestellt werden, ob es bereit ist, an der Vertreibung der Engländer aus Gibraltar mitzuwirken oder nicht.
Die Möglichkeit, auf die Türkei und den Iran einen starken Druck auszuüben, verbessert die Aussichten, auch diese Länder mittelbar oder unmittelbar für den Kampf gegen England nutzbar zu machen.
B. Aus dieser Lage heraus, wie sie sich nach der siegreichen Beendigung des Ostfeldzuges ergeben wird, können der Wehrmacht für den Spätherbst 1941 und den Winter 1941/42 folgende strategische Aufgaben erwachsen: 1. Der neu gewonnene Ostraum muß organisiert, gesichert und unter voller Mitwirkung der Wehrmacht wirtschaftlich ausgenutzt werden.
1 Als vorläufige Arbeitsgrundlage erhielten die Oberkommandos der Wehrmachtteile den ersten Entwurf der Weisung am 19. Juni 1941. Die hier abgedruckte neue Fassung, in der die Ziffern B 2a und b ersetzt worden waren, versandte das OKW am 30. Juni 1941.
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Wie stark diese Sicherungskräfte im russischen Raum zu bemessen sind, läßt sich mit Sicherheit erst später übersehen. Aller Voraussicht nach werden aber etwa 60 Divisionen und eine Luftflotte, neben den verbündeten und befreundeten Kräften,1 für die weiteren Aufgaben im Osten genügen.
2. Fortsetzung des Kampfes gegen die britische Position im Mittelmeer und in Vorderasien durch konzentrischen Angriff, der aus Libyen durch Ägypten, aus Bulgarien durch die Türkei und unter Umständen auch aus Transkaukasien heraus durch den Iran vorgesehen ist. a) In Nordafrika kommt es darauf an, daß Tobruk [Tubruq] erledigt und hierdurch die Grundlage zur Fortführung des deutsch-italienischen Angriffes gegen den Suez-Kanal geschaffen wird. Er ist etwa für November vorzubereiten mit der Maßgabe, daß das Deutsche Afrika-Korps personell und materiell bis dahin auf den höchstmöglichen Stand gebracht und mit ausreichenden Reserven aller Art zu eigener Verfügung ausgestattet wird (bei Umbildung der 5. le.Div. in eine volle Panzer-Division), daß weitere große deutsche Verbände nicht nach Nordafrika überführt werden.
Die Vorbereitungen für den Angriff erfordern, daß das Transporttempo unter Zuhilfenahme französisch-nordafrikanischer Häfen und womöglich des neuen Seeweges aus dem südgriechischen Raum mit allen Mitteln gesteigert wird.
Aufgabe der Kriegsmarine ist es, in Zusammenarbeit mit der italienischen Kriegsmarine für die Bereitstellung des nötigen Schiffsraumes unter Charterung französischer und neutraler Schiffe zu sorgen.
Die spätere Überführung deutscher Schnellboote in das Mittelmeer ist zu prüfen.
Zur Verbesserung der Ausladeleistung in den nordafrikanischen Häfen ist der italienischen Kriegsmarine jede Unterstützung zu gewähren.
ObdL führt dem Afrika-Korps entsprechend dem Freiwerden im Osten ausreichende Fliegerverbände und Flak-Artillerie für die Weiterführung der Operation zu und verstärkt den italienischen Geleitzugschutz der Seetransporte in der Luft durch Einsatz deutscher Fliegerverbände.
Zur einheitlichen Leitung der Transportvorbereitungen ist der «Heimatstab Übersee» gebildet worden, der nach den Richtlinien des Oberkommandos der Wehrmacht in Verbindung mit dem Deutschen General beim Hauptquartier der italienischen Wehrmacht und mit dem Wehrmachtbefehlshaber Südost arbeitet.
1 Im ersten Entwurf stand statt «verbündeten und befreundeten Kräften» nur «finnischen und rumänischen Kräften».
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b) Angesichts der zu erwartenden englischen Verstärkungen im Vorderen und Mittleren Orient und namentlich zum Schutz des Suez-Kanals wird eine deutsche Operation aus Bulgarien durch die Türkei ins Auge zu fassen sein mit dem Ziel, die englische Stellung am Suez-Kanal auch von Osten her anzugreifen.
Zu diesem Zweck ist vorzusehen, so frühzeitig als möglich so starke Kräfte in Bulgarien zu versammeln, wie nötig sind, die Türkei politisch gefügig zu machen oder ihren Widerstand mit Waffengewalt zu brechen.1
c) Wenn der Zusammenbruch der Sowjetunion die Voraussetzung dafür geschaffen hat, ist ferner der Ansatz eines motorisierten Expeditionskorps aus Transkaukasien heraus gegen den Irak in Verbindung mit den Operationen zu b) vorzubereiten.
1 Ziffern B 2 a und b lauteten im ersten Entwurf: «2. Die Fortsetzung des Kampfes gegen die britische Position im Mittelmeer und in Vorderasien
a) Es bleibt anzustreben, etwa im November beginnend, den Hauptangriff gegen den Suez-Kanal mit deutschen und italienischen Verbänden von der Cyrenaika aus zu führen.
Da bis dahin mit einer erheblichen Verstärkung der britischen Kräfte in Ägypten gerechnet werden muß, ist zu versuchen, über die italienischen Verstärkungen hinaus auch dem Deutschen Afrika-Korps noch weitere Kräfte – etwa 1 Pz. und 1 mot.Div. – zuzuführen.
Diese Kräfte sind, sobald es die Ostlage erlaubt, für den afrikanischen Kriegsschauplatz auszurüsten und bereitzustellen.
Diese Absicht läßt sich nur bei befriedigender Lösung des Transportproblems verwirklichen.
Die Steigerung des Transporttempos muß daher unter Zuhilfenahme des französischen Angebotes und womöglich des neuen Seeweges aus dem südgriechischen Raum mit allen Mitteln erreicht werden.
Aufgabe der Kriegsmarine ist es, in Zusammenarbeit mit der italienischen Kriegsmarine für die Bereitstellung des nötigen Schiffsraumes unter Charterung französischer und neutraler Schiffe zu sorgen.
Zur Verbesserung der Ausladeleistung in den nordafrikanischen Häfen ist der italienischen Kriegsmarine jede Unterstützung zu gewähren.
Die spätere Überführung deutscher Schnellboote in das Mittelmeer ist zu prüfen.
Zur einheitlichen Leitung der Transportvorbereitungen wird ein «Heimatstab Übersee» gebildet werden, der nach den Richtlinien des Oberkommandos der Wehrmacht in Verbindung mit dem Deutschen General beim italienischen Oberkommando und mit dem Wehrmachtbefehlshaber Südost arbeitet.
b) Um den schwierigen Angriff vom Westen her auf Ägypten zu erleichtern, wird ein deutscher Druck in Richtung des Suez-Kanals auch vom Osten her ins Auge zu fassen sein.
Zum mindesten werden dadurch die englischen Abwehrkräfte zersplittert.
Zu diesem Zweck ist vorzusehen, so frühzeitig als möglich so starke Kräfte in Bulgarien zu versammeln, als nötig sind, die Türkei politisch gefügig zu machen oder ihren Widerstand mit Waffengewalt zu brechen.
Im Rahmen dieser Armee und, wenn der Zusammenbruch der SU die Voraussetzung dafür geschaffen hat, auch in Kaukasien, sind motorisierte Expeditionskorps aufzustellen, um sich später den Weg durch die Türkei und Syrien nach Palästina und durch den Iran nach Basra zu bahnen.»
d) Ausnutzung der arabischen Freiheitsbewegung. Die Lage der Engländer im Mittleren Orient wird bei größeren deutschen Operationen um so
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schwieriger sein, je mehr Kräfte durch Unruheherde oder Aufstandsbewegungen zeitgerecht gebunden werden. Alle diesem Zweck dienenden militärischen, politischen und propagandistischen Maßnahmen müssen in der Vorbereitungszeit engstens aufeinander abgestimmt sein. Als zentrale Außenstelle, die in allen Planungen und Maßnahmen im arabischen Raum einzuschalten ist, bestimme ich den Sonderstab F, der seinen Sitz im Bereich des Wehrmachtbefehlshabers Südost zu nehmen hat. Ihm sind die besten Sachkenner und Agenten beizugeben.
Die Aufgaben des Sonderstabes F regelt der Chef 0KW – soweit politische Fragen berührt werden – im Benehmen mit dem Reichsaußenminister.
3. Schließung des Westeinganges in das Mittelmeer durch Ausschaltung von Gibraltar.
Die Vorbereitungen für das schon einmal geplante Unternehmen «-Felix-» müssen schon während des Auslaufens der Operationen im Osten in vollem Umfange wieder aufgenommen werden. Dabei kann damit gerechnet werden, daß auch das unbesetzte französische Gebiet, wenn nicht für den Durchtransport deutscher Truppen, so doch sicherlich für Versorgungstransporte zur Verfügung steht. Auch die Mitwirkung französischer See-und Luftstreitkräfte liegt im Bereich der Möglichkeit.
Zum Übersetzen nach Spanisch-Marokko, nach der Wegnahme von Gibraltar, sind Heeresverbände nur insoweit vorzusehen, als es die Sicherung der Meerenge erfordert.
Die Verteidigung der atlantischen Küste von Nord – und Westafrika, die Ausschaltung der englischen Besitzungen in Westafrika und die Rückgewinnung des von de Gaulle beherrschten Gebietes fällt den Franzosen zu, denen im Zuge der angebahnten Entwicklung die erforderlichen Verstärkungen bewilligt werden. Die Ausnutzung westafrikanischer Stützpunkte durch Kriegsmarine und Luftwaffe, u. U. auch die Besitznahme atlantischer Inseln, wird nach Beherrschung der Meerenge erleichtert sein.
4. Neben diesen möglichen Operationen gegen die britische Machtstellung im Mittelmeer muß die «Belagerung Englands» nach Abschluß des Ostfeldzuges durch Kriegsmarine und Luftwaffe wieder in vollem Maße aufgenommen werden.
Alle diesem Zweck dienenden Rüstungsvorhaben haben damit innerhalb der Gesamtrüstung den Vorrang. Gleichzeitig gilt es, die deutsche Luftverteidigung aufs höchste zu steigern. Vorbereitungen für eine Landung in England werden dem doppelten Ziel zu dienen haben, englische Kräfte im
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Mutterland zu binden und einen sich abzeichnenden Zusammenbruch Englands durch eine Landung auszulösen und zu vollenden.
C. Zu welchem Zeitpunkt die geplanten Operationen im Mittelmeerraum und im Vorderen Orient begonnen werden können, läßt sich noch nicht übersehen. Die stärkste operative Wirkung würde ein möglichst gleichzeitiger Beginn der Angriffe gegen Gibraltar, Ägypten und Palästina ergeben.
Ob das möglich sein wird, hängt, neben einer Reihe von Faktoren, die heute noch nicht abzusehen sind, in erster Linie davon ab, ob die Luftwaffe in der Lage sein wird, die erforderlichen Kräfte zur Unterstützung dieser drei Operationen gleichzeitig einzusetzen.
D. Die Herren Oberbefehlshaber ersuche ich, nach diesen vorläufigen Absichten ihre gedanklichen und organisatorischen Vorbereitungen zu treffen und mich von deren Ergebnissen so rechtzeitig zu unterrichten, daß meine endgültigen Weisungen noch während des Ostfeldzuges erlassen werden können.
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Die Fehleinschätzung des sowjetischen Kriegspotentials durch die Wehrmachtführung
12 Einschätzung der Roten Armee durch den Generalstab des Heeres, Ende Dezember 1939
Eintragung im laufenden Kriegstagebuch der Seekriegsleitung, Teil A, vom 31. 12. 1939. IMGN, Bd. 34, Nürnberg 4949, S. 683 (aus Dokument 170-C).
Zahlenmäßig gewaltiges militärisches Instrument. – Einsatz der «Masse». – Organisation, Ausstattung und Führungsmittel ungenügend. – Führungsgrundsätze gut, Führung selbst aber zu jung und unerfahren. – Verkehrswesen schlecht, Transportmittel schlecht. – Truppe sehr unterschiedlich, keine Persönlichkeiten. – Einfacher Soldat gutmütig, völlig anspruchslos. – Kampfwert der Truppe in einem schweren Kampfe zweifelhaft. Einer neuzeitlich ausgerüsteten, führungsmäßig überlegenen Armee ist die russische «Masse» nicht gewachsen.
13 Tagebucheintragung Halders über die Beurteilung der Roten Armee durch den deutschen Militärattache in Moskau, 3. September 1940
Franz Halder, a. a. O., S. 86.
Köstring: Urteile über russische Armee: Im Aufsteigen. Bis sie wieder auf frühere Höhe kommt, 4 Jahre nötig. – Schwierigkeiten der Feststellungen infolge Überwachung G.P.U. – Rolle Baku. – Unterweisung über unsere Absichten. – Aussprache über Gelände und Verkehrsbedingungen in den verschiedenen Teilen Rußlands, Betonung der Schwierigkeiten für motorisierte Verbände. – Erkundungsaufträge.
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14 Aus der Einschätzung der politisch-moralischen Stabilität der Sowjetunion und der Kampfkraft der Roten Armee durch die Abteilung Fremde Heere Ost des Generalstabes des Heeres, 1. Januar 1941
OKH/GenStdH/OQu IV Abt Fremde Heere Ost (II) Nr. 100/41 geh., unterzeichnet: I.A. Kinzel, 2 000 Ausf.: 1195 Ausf.
Archiv Ministerstva Oborony SSSR Podolsk (im folgenden: AMO), f. 6598, op. 1 2451, d. 544, 1. 105.
Die Sowjetunion bewahrt heute nur noch die äußere Form, nicht aber den Inhalt der eigentlichen marxistischen Lehre.
Staatskapitalismus in der Wirtschaft und Rückkehr zu «bürgerlichen» Methoden auf sozialem Gebiet sind die Kennzeichen des großen Umbruchs: Einführung des 8-Stunden-Tages ohne Lohnerhöhung; scharfe Arbeitsdisziplin; Beschränkung der Freizügigkeit; Arbeitsbuch; Arbeitsdienst; 7-Tage-Woche; Wiederherstellung der Autorität von Lehrern und Eltern; Wiederherstellung der Familie; Verbot der Abtreibung; Erschwerung der Scheidung; Unterstützung Kinderreicher; Vorgehen gegen entartete Kunst; Pflege der nationalen Tradition und Geschichte.1
Der Staat wird getragen von einem Stalin blind ergebenen Beamtenapparat, die Wirtschaft von Ingenieuren und Leitern, die aus der Facharbeiterschaft stammen, dem neuen Staat alles verdanken und ihm treu ergeben sind.
Die Wehrmacht soll, besonders nach den Erfahrungen des finnischen Krieges, auf eine neue Grundlage gestellt werden. Vom bolschewistischen Größenwahn gigantischer Manöver und großer Übungen kehrt man zurück zur Kleinarbeit der Einzelausbildung bei Offizier und Mann.
Das Führerkorps aller Grade (Offizier und Unteroffizier) wird in seiner sozialen Stellung gehoben, die Disziplin wesentlich verschärft (Abschaffung der Kommissare; Einführung der Offizier – und Unteroffizierdienstgrade; Generalsuniformen; Grußpflicht, Dienstbuch; Verschärfung der Disziplinarstrafordnung; Vorschriften über Anzug und Auftreten in der Öffentlichkeit).
Alle diese Maßnahmen müssen zu einer allmählichen – Besserung der Roten Armee auf allen Gebieten führen.2 In Rußland wird jedoch der Erfolg neuer Methoden erst nach Jahren, wenn nicht Jahrzehnten, sichtbar.
1 Über die wirkliche Entwicklung der Sowjetunion siehe Geschichte des Großen Vaterländischen Krieges der Sowjetunion in 6 Bänden, Bd. 1, Berlin 1962, S. 63ff., S. 474 ff.
2 Siehe dazu G.K. Shukow Erinnerungen und Gedanken, Berlin 1969, S. 231ff.
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In nächster Zeit werden sich überall erhebliche Unterschiede bemerkbar machen. Truppenteile unter den Augen energischer höherer Vorgesetzter werden bald an Kenntnissen und Können gewinnen, während große Teile des Heeres in den Provinzen nur langsam fortschreiten werden. Der russische Volkscharakter: Schwerfälligkeit, Schematismus, Entschluß – und Verantwortungsscheu, ändert sich nicht.
Die Führer aller Grade sind in absehbarer Zeit nicht geeignet, große moderne Verbände wendig zu führen. Zu großen Operationen eines Angriffskrieges, schnellem Zufassen bei günstiger Lage und selbständigem Handeln im Rahmen des Ganzen sind und werden sie kaum befähigt sein.
Die Truppe, als Masse und durch die Zahl moderner Waffen beachtlich, wird tapfer kämpfen. Den Anforderungen des modernen Angriffs, besonders bei Zusammenarbeit aller Waffen, genügt sie nicht, Initiative des Einzelkämpfers wird häufig fehlen. In der Verteidigung, besonders bei längerer Zeit zum Einrichten, wird die Rote Armee in zähem Festhalten Gutes leisten. Die Fähigkeit, auch bei Niederlage und unter starkem Druck passiv auszuharren, entspricht besonders dem russischen Charakter.
Die Stärke der Roten Armee beruht auf der Masse und der Zahl der Waffen, der Anspruchslosigkeit, Härte und Tapferkeit des Soldaten. Sie findet ihren natürlichen Bundesgenossen in der Weite und Unwegsamkeit des Landes.
Die Schwäche liegt in der Schwerfälligkeit der Führer aller Grade, dem Kleben am Schema, der modernen Ansprüchen nicht genügenden Ausbildung, der Scheu vor Verantwortung und dem auf allen Gebieten fühlbaren Mangel an Organisation.
15 Einschätzung der Streitkräfte, der Rüstungsindustrie und des Eisenbahnwesens der Sowjetunion durch die Abteilung Fremde Heere Ost, 15. Januar 1941
Anlage 3a zu OKH/GenStdH/Op Abt (IN) Nr. 050/41 geh. Kdos. Chefs., nicht unterzeichnet, 30 Ausf.: 27. Ausf.
Deutsches Militärarchiv Potsdam (im folgenden: DMA Potsdam), H 02.02.10./42, Bl. 300–303.
1. Gesamtstärke der Roten Armee 20 Armeen 30 Schützenkorps (mindestens)
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2 Kav.Div., 3 mot.mech.Brigaden. 2 Kav.Div., 6 mot.mech.Brigaden.
150 Schützendivisionen (davon etwa 15 mot.)
9 Kav. Korps 32 Kav. Divisionen
6 mot.mech.Korps 36 mot.mech.Brigaden (mindestens)
2. Kräfteverteilung (siehe Karte)
a) Mil.Bez. Archangelsk: 8 Schütz.Div.
b) Mil.Bez. Leningrad: 15 Schütz.Div. (davon 2 mot.),
c) Besonderer Baltischer Mil.Bez. 14 Schütz.Div. (davon 1 mot.),
d) Mil.Bez. Kalinin: 3 Schütz.Div. (davon 1 mot.).
e) Besonderer westl. Mil.Bez.: 20 Schütz.Div. (davon 5 mot.),
f) Besonderer Mil.Bez. Kiew: 26 Schütz.Div. (davon 1 mot.),
g) Mil.Bez. Odessa: 11 Schütz.Div. (davon 1 mot.),
h) Mil.Bez. Moskau:
6 Schütz.Div. (davon 1 mot.), i) Mil.Bez. Orel:
2 Schütz.Div. k) Mil.Bez. Charkow:
1 Schütz.Div. (mot.) 1) Mil.Bez. Ural:
2 Schütz.Div. ' m) Mil.Bez. Wolga:
3 Schütz.Div.
n) Mil.Bez. Nordkaukasus:
4 Schütz.Div., 3 Kav.Div., ? mot.mech.Brigaden. o) Mil.Bez. Kaukasus :
6 Schütz.Div., 1 Kav.Div., ? mot.mech.Brigaden. p) Der Rest von etwa 29 Schütz.Div. (davon 2 mot.), 6–7 Kav.Div. und mindestens 5 mot.mech.Brigaden steht in Mittelasien, Sibirien und im Fernen Osten.
3. Gliederungen
a) Die OHL verfügt über eine namhafte Artl.Reserve, und zwar: 8 Artl.Div. zu je 4 Artl.Rgtern. nämlich:
5 Kav.Div.
9 Kav.Div.
2 Kav.Div.
2 Kav.Div.
7 mot.mech.Brigaden. 9 mot.mech.Brigaden. 4 mot.mech.Brigaden. 2 mot.mech.Brigaden.
6 Moritz, Barbarossa
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1 l.mot.Rgt. zu 10 Battr. = 80 Battrn.
1 s.mot.Rgt. zu 9 Battr. = 72 Battrn.
1 schwerstes mot.Rgt. (wahrscheinlich 20,3 cm), Zahl unbekannt
1 mot.Flak-Rgt. unbekannter Gliederung.
b) Die Armeestäbe verfügen organisch außer über je ein Nachr.Rgt. über keine Truppen. Sie werden ihnen von Fall zu Fall zugeteilt.
c) Die Korpsstäbe haben ein schweres Artl.Rgt. zu 9 Battr. (6 Battr. 10,7 cm und 3 Battr. 15,2 cm), 1 Pi.Batl. und 1 Nachr.Batl.
d) Schützendivisionen siehe anliegende Kriegsgliederungen.
e) Kav.Divisionen \
f) mot.mech.Korps > siehe anliegende Kriegsgliederungen.
g) mot.mech.Brig. )
4. Wert
Nach der Volkszählung vom 17. 1. 39 bilden 14 Nationalitäten zusammen 94% der Gesamtbevölkerung. Der Rest entfällt auf 36 weniger bedeutender Volksstämme. Der Anteil der Russen beträgt 58,4%, der der Ukrainer 16,6%.
Gegner des Sowjet-Regimes sind in der Hauptsache Ukrainer, Kaukasier und der größte Teil der Bewohner des neugewonnenen finnischen Gebiets und der 3 baltischen Staaten. Seit 2 Jahren bestehen keine national zusammengesetzten Truppenteile mehr, außer einigen Kosaken-Divisionen. Alle Minderheiten werden über das ganze Reich verteilt. Auch die bisher selbständigen Armeen der 3 baltischen Staaten werden aufgelöst und Offiziere und Mannschaften auf die ganze Rote Armee verteilt werden.
Besonders hochwertige Verbände sind nicht bekannt, außer der als Paradetruppe in Moskau stehenden 1. prol.Schütz.Div.
5. In jedem Fall eines äußeren Konflikts sind Teile der russischen Kräfte an anderen Fronten gebunden, und zwar:
gegen Finnland, das die Lage zur Rückgewinnung der verlorenen Gebiete
ausnutzen könnte, etwa 15 Divisionen,
im Kaukasus 6 Geb.Schütz.Div. und 1 Geb.Kav.Div.,
im Fernen Osten und in Mittelasien 29 Schütz.Div., 6–7 Kav.Div., 5 mot.– 

mech.Brigaden.
Aus Sibirien zwischen Ural und Baikalsee könnten 4 Schütz.Div. (71., 73., 78., 94.) als verfügbar angesehen werden, so daß im europäischen Rußland nicht gebunden vorhanden sind: rund 100 Schütz.Div. rund 25 Kav.Div. « ,
rund 30 mot.mech.Brig.
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6. Russische Luftivaffe
Insgesamt 12–14000 Flugzeuge, davon etwa 4000 I. Klasse und 1000 im Fernen Osten. Für Bombenangriffe auf weite Strecken sind nur die sogenannten schweren Bomberverbände geeignet. Zahl unbekannt. Eindringtiefe 1500 km, im Gegensatz zur Masse deutscher Bomber mit nur 1000 km.
7. Die russische Rüstungsindustrie ist in 6 große Gruppen geteilt: Leningrad,
Bezirk Moskau (einschließlich Tula, Kolomna und andere Gebiete),
der mittlere Teil der Westukraine,
Gorki,
Stalingrad,
Ural.
Weitere große, verstreut liegende Werke in der Ukraine, die damit, auch als Hauptgetreide-Überschußland, lebenswichtig für Rußland wird.
Die Rüstungsindustrie wird heute in ihrer Gesamtheit in der Lage sein, die Rote Armee mit dem notwendigen Kriegsgerät bei Beginn eines Krieges zu versorgen. Ob die Versorgung bei längerer starker Beanspruchung der Rüstungsindustrie in vollem Umfange aufrechterhalten werden kann, ist nicht zu übersehen.
Im Uralbezirk allein, der seit 1932 als Industriezentrum ausgebaut wird, befinden sich von der Gesamtrüstungsindustrie:
1 Werk von den 3 wichtigsten Werken für Handfeuerwaffen,
2 Werke von den 6 wichtigsten Geschützwerken,
2 Werke von den 5 wichtigsten Kampfwagenwerken sowie das wichtigste Pulver – und Sprengstoffwerk.
8. Eisenbahnwesen
Von uns bisher unterschätzt. Bei dem jetzigen sehr starken Warenaustausch und während des finnisch-russischen Krieges hat sich gezeigt, daß die Russen rücksichtslos unter Vernachlässigung der Sicherheit ihre Transporte fahren.
Im großen gesehen, hängt das Eisenbahnsystem Westrußlands nur durch 5 Strecken, von denen nur eine zweigleisig ist, mit dem neuen Industriegebiet im Ural zusammen.
Das Bahnnetz in Westrußland ist gekennzeichnet durch das Zentrum Moskau, auf das aus allen Richtungen 11 Bahnen führen. Westlich von Moskau ist die Querverbindung zwischen diesen Bahnen nur durch 4, meist eingleisige Nord-Süd-Strecken hergestellt.
6*
83
16 Aus den Notizen Halders für seinen am 3. Februar 1941 bei Hitler zu haltenden Vortrag über die Verbände der Roten Armee im europäischen Teil der Sowjetunion, 2. Februar 1941
Franz Halder, a. a. O., S. 266–267.
1. Grundgedanken durch Weisung 21x festgelegt. Gegenstand des Vortrages Ausführung. Aufmarschanweisungen2 sind 1.2. ausgegeben.
2. Feind
a) Nachrichten nicht erschöpfend, nicht [zuverlässig. b)* Wahrscheinlich in Europa 121 Schützen-Div. (13 mot.)
25 Kav.Div. mindestens 31 mot.mech.Brig.
in Summa bis zu 180 Verbänden Feindkarte Wir rechnen als gebunden:
gegen Finnland und im Kaukasus 21 I.Div. plus 1 K.Div. Verfügbar: 100 Inf.Div., 25 K.D., 30 mot.mech.Brigaden Wir: 104 I.D. (einschließlich Leichte Div.)
34 sehn. Verb, (einschließlich K.Div.) Dazu einige rumänische Div.
Zahlenmäßig: überlegen (Erfahrung, Ausbildung, Bewaffnung, Organisation, Führung, Volkscharakter, Idee).
c) Einzelheiten Führung: Timoschenko, eventuell Budjonny. Kav.Div. (4 Kav.Rgtr., 1 mech.Rgt., 6 Bttren.)
64 leichte Kpfw. – 16 Spähwagen – wenig Fla.MG Schützen-Div.: Inf. normal, 5 Artl.Abtn. (2 schw.), zahlreiche Fla.MG (mot.) – TankBtl. (lei. und mittl. Pz. bis zu 16 mm Panzerung und 4,5 cm Kanone) mot.mech.Brig. (je 2 mit 1 MG Schützenbrig. = 1 Korps). Kriegsgliederungen Bericht Thoma
* komplizierter Aufbau. Starke Aufklärung (leichte 3,5 t Panzer), 3 Kampfw.Btle. (9–10 t, bis 16 mm Pz., 4,5 cm K) 1 Schützen-Btl. Vergleich mit unseren Panz.Div. (Überlegenheit der Pz.Div. in Panzern, Schützen und Artl.) * Vergleichstabelle mot.mech.Br. Pz.Div.
Siehe Dokument 36. Siehe Dokument 39.
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Panzerzahl im ganzen (Inf.Div. plus sehn. Verbände) sehr groß (bis zu 10000 gegenüber 3^2 Tausend deutsche Pz.Kampfwagen); aber voraussichtlich überwiegend geringwertig. Immerhin Überraschungen nicht ausgeschlossen.
* Artillerie: Neben Div. – auch Korpsartl. (9 schw. Bttrn.) und 8 Artl.Divisionen (Heeresartl.) zu 4 Rgtrn.: lei.mot.Rgt. (zu 10 [Batterien]), schw.mot. Rgt. (zu 9), schwerstes mot.Rgt. (20,3 cm?). FlakRgt. (Gliederung unbekannt).
Zahlenmäßig also stark, aber altes Material, nach Erfahrung in Finnland nicht fähig zur Artl.Bekämpfung.
* Vergleichstabelle der Artin.
17 Tagebucheintragung Halders über die Einschätzung der sowjetischen Luftstreitkräfte durch den Verbindungsoffizier des OKH zum Oberbefehlshaber der Luftwaffe, 22. Februar 1941
Franz Halder, a. a. O., S. 288–290.
Morgenbesprechung ergibt nichts wesentlich Neues. Russische Luftwaffe (General Konrad):
a) Luftwaffe kein selbständiger Wehrmachtsteil (Organisation).
b) Unterbringung und Stärken 1100 Flugplätze, davon 200 brauchbar, Ausrüstung schlechter als bei uns.
Wir nehmen an 4000–5000 Kampf – und Jagdflugzeuge, davon nördlich Pripjat: Aufklärung und Kampf 1530, Jäger 2200, südlich Pripjat: Aufklärung und Kampf 675, Jäger 1250, also Schwerpunkt nördlich Pripjat.
Luftwaffe hält dies für Festlegung des russischen Westaufmarsches (neues Rußlandheft).
Transportflugzeuge und Fallschirmer Kiew.
Im Sommer 60% obengenannter Zahlen als einsatzbereit anzunehmen.
c) Typen: Aufklärer veraltet, Eindringtiefe um 300 km (bei wenigen neuen bis 640), Geschwindigkeit 150 bis 250.
Schlachtflieger in der Masse unmodern, arbeiten mit schnellen Truppen zusammen. 100–200 moderne (Geschwindigkeit – 380 km, Eindringtiefe – 700 km, wirkt nur mit MG, nach vorne 4 starre).
Jagdflieger Rata-I 16 gut, 4 MG oder 2 MG und 2 Kanonen.
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Dem deutschen Jäger unterlegen (Spanien), in der Geschwindigkeit etwas unterlegen. Neue Maschinen im Bau. 1941 wahrscheinlich noch nicht
[fertig].
Kampfflugzeuge: 2/3 gut: SB 1–3 und TB 3 = 2/3 der Gesamtmasse SB 1–3 Eindringtiefe 600 km. Nacht – und Schlechtwettermaschine. Beute der 1 TB 3 Eindringtiefe 1000 km (2000 kg)
deutschen Jäger j DB 3 Eindringtiefe 1500 km ( 800 kg)
Transportflugzeuge: wird nicht viel erwartet. Fallschirmer: desgleichen.
d) Ausbildung, Führung und Einsatz: Jagd – und Kampflieger im Verbandflug gut. Stark vom Führer abhängig. Blind – und Schlechtwetterflug unzureichend. Jäger besonders im Einsatz gegen Erdziele geschult, haben aber als 1. Aufgabe die Bekämpfung der Luftwaffe in der Luft und auf der Erde.
Zusammenarbeit Jäger-Kampfflieger mangelhaft.
Führung: Hart und rücksichtslos, aber ohne Schulung in neuzeitlichem Einsatz, schematisch, Mangel an Wendigkeit.
e) Bodenorganisation, Luftwaffennachrichtentruppe : Luftnachrichtentruppe in unserem Sinne nicht vorhanden. Nur Funkverbindung: Funkt in drängender Lage offen. Bodenorganisation dürftig. Große Teile an Fliegerverbände angeschlossen. Bevorratung anscheinend schlecht.
f) Voraussichtlicher Einsatz: siehe b). Braucht längere Zeit für Durchführung; wird überwacht.
Jäger [wirken] mit eigener Truppe [zusammen] und gegen feindliche Erdtruppe. Schlachtflieger gegen bewegliche Verbände.
Kampfflieger Hinterlandsaufgaben. Helle Nächte notwendig.
Ziele: Nachschubbasis Ostpreußen, schlesische Industrien, rumänische ölbasis, Ostseehäfen, Berlin.
g) Eigene Zahlen:
Luftwaffe rechnet im ganzen 4000 (wahrscheinlich mehr) und 600 neue
1600 [sowjetische]
Kampfflugzeuge
4050 [sowjetische] Jäger
wir Barbarossa und Heimat Westen
1:2 , 2500 900
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Wenn man 60% rechnet 1100–1700 Kampfflieger 2650–4050 Jäger. Barbarossa: Nord 380 1
Mitte 910 l Absicht! Süd 510 J Russische Flak: 300 schwer, 200 lei.Batt. und Fla-Mg. Wir im ganzen: 798 schwere 827 leichte
18 Bericht aus der Abteilung Fremde Heere Ost über die Einleitung militärischer Abwehrmaßnahmen in der Sowjetunion, 15. März 1941
OKH/GenStdH/OQu IV Abt, Fremde Heere Ost (II) Nr. 33/41 geh. Kdos. Chefs. (= Lagebericht 1), unterzeichnet: I. A. Kinzel, 35 Ausf.: 33. Ausf.
DMA Potsdam, H 07.20.01./12, Bl. 321–322.
Seit der erkennbaren Verstärkung unserer Kräfte im Osten wurden folgende russischen Maßnahmen festgestellt und bestätigt:
1. Durchführung einer Teil-Mobilmachung, im Zuge derer wahrscheinlich 4 Jahrgänge einberufen werden.
Die Maßnahme ist zahlenmäßig nicht zu übersehen, da die Rote Armee seit 1^2 Jahren teilmobil ist. Es ist nicht erkennbar, ob es sich lediglich darum handelt, die vorhandenen Verbände auf volle Kriegsstärke zu bringen, oder ob neue Divisionen aufgestellt werden.
2. Truppenverlegungen aller Waffen aus dem Mil.Bezirk Moskau in Richtung Minsk-Smolensk sowie Marschbewegungen im Baltikum in Richtung auf die deutsche Grenze zeigen, daß die russischen Truppen z. Z. an die Westgrenze aufschließen.
3. In größeren Städten finden Probe-Fliegeralarme und Verdunkelungsübungen statt; darüber hinaus ist für einzelne Städte völlige Verdunkelung angeordnet.
4. Die «Kriegspsychose» wächst. Die öffentliche Meinung spricht häufig, teils überheblich, teils sorgenvoll, vom bevorstehenden Kriege.
Offiziersfamilien der grenznahen Gebiete wurden ins Landesinnere abgeschoben.
Beurteilung: Teilmobilmachung und Aufschließen russischer Truppen zur Grenze ist Defensiv-Maßnahme und dient lediglich zur Verstärkung der Grenzsicherung.
Flakbatterien.
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19 Bericht des Chefs der Abteilung Fremde Heere Ost über weitere militärische Abwehrmaßnahmen in der Sowjetunion, 20. März 1941
OKH/GenstdH/OQu IV Abt Fremde Heere Ost (II) Nr. 35/41 geh.Kdos. Chefs. (== Lagebericht 2), unterzeichnet: Kinzel, 27. Ausf.
DMA Potsdam, H 07.20.01./12, Bl. 323–324.
1. Im Baltikum laufen seit dem 10. 3. allnächtlich Bahntransporte (8 bis 12 Züge) mit Infanterie und Panzern in Richtung Litauen, meist über Riga.
Aus Truppenbewegungen an der Grenze kann geschlossen werden, daß folgende Gruppierung besteht: Ostwärts Krottingen [Kretinga] 1–2 Div.
1 mot.mech.Brig. (?) Ostwärts Tauroggen [Taurage] 1 Div.
1 mot.mech.Brig. (?) Ostwärts Wirballen [Virbalis] 1 Div.
1 mot.mech.Brig. (?) Ostwärts Kalwarija [Kalvarija] 1 Div.
2. Vor der Mitte der Ostfront (zwischen Grodno und Wlodawa) sind nach unbestätigten ersten Nachrichten neu aufgetreten (bis zu einer Tiefe von 250 km):
4 Gen.Kdos.
5 Div.
1 mot.mech.Brig. Bestätigung fehlt.
3. Vor der Südfront (zwischen Wlodawa und Schwarzem Meer) sind nach unbestätigten ersten Nachrichten neu aufgetreten (bis zu einer Tiefe von 250 km):
„ „. I Masse davon zwischen Lemberg [Lwow] und
r ^ , „ . Czernowitz rTschernowzy]
5 mot.mech.Brig. ' L J J
Hierbei zeichnen sich eine stärkere mot.mech.Gruppe (höherer Stab,
2 mot.mech.Brig., 1 Kw.Transport-Brig.) in Gegend Proskurow [Chmel-nizki] ab. Bestätigung fehlt.
4. Nach unbestätigten Nachrichten hat sich Marschall Timoschenko am 15. 3. zu Besprechungen beim Stabe des Besonderen Baltischen Mil.Bezirks aufgehalten.
Am 14. und 15. 3. sollen bei Rigaer Truppenteilen Belehrungen stattgefunden haben, in deren Verlauf die Politischen Leiter wiederum offen geäußert haben sollen, daß es zu einem Kriege gegen Deutschland kommen werde.
rl gl – MJ'.'ilU»– t.LKI^»Mfc;M*-lUlJLS
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Beurteilung:
Die Div.Gruppen im Baltikum, deren Stärke nicht einwandfrei festgestellt ist, die aber auf insgesamt 4–5 Div. und 3 mot.mech.Brig. (?) geschätzt werden, können als Sicherung von Kräften betrachtet werden, die auf die Venta-Dubysa-Njemen[Neman]-Linie aufschließen, deren Stärke aber noch unbekannt ist.
20 Beurteilung des Kriegspotentials der Sowjetunion durch das Wehrwirtschafts – und Rüstungsamt, Stand März 1941 (Auszug)
OKW/WiRüAmt/Wi (VI) Nr. 2 758/41 geh., unterzeichnet: Becker, Oberst d.G.d.Lw., 985. Ausf. DMA Potsdam, W 63.30./116, Bl. 965–987.
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/. Wehrwirtschaftliche Grundlagen
Die UdSSR umfaßt ein Gebiet von 21,7 Mill. qkm, d.h. ein Sechstel aller Landflächen der Erde. Sie bildet damit das größte zusammenhängende Wirtschaftsgebiet der Erde. Die Gesamtlänge der Grenzen beträgt über 60000 km. Etwa zwei Drittel sind Seegrenze. Sie umschließen einen riesigen Flachlandraum, der nur vom Uralgebirge (Entfernung von der Westgrenze 2400 km) unterbrochen wird. Diese ungeheure Raumweite stellt außerordentliche Anforderungen an die verkehrsmäßige Erschließung und die Verwaltung.
Das Klima der UdSSR hat einen sich von Westen nach Osten verstärkenden kontinentalen Charakter mit harten und langen Wintern und kurzen und heißen Sommern. Eine Ausnahme bilden nur die Küstengebiete des Schwarzen Meeres und des Stillen Ozeans, wo ein milderes Seeklima herrscht.
Das Wirtschaftsgebiet der UdSSR besitzt fast sämtliche für einen umfassenden industriellen Aufbau notwendigen Rohstoffgrundlagen und Energiequellen in einem für einen langen Zeitraum ausreichendem Maße. In der Bergwirtschaft der Welt steht die Sowjetunion hinter den USA an zweiter Stelle. Sie besitzt die größten Vorkommen an Erdöl, Eisen-, Mangan-und Chromerz, Phosphoriten, Apatiten und Kalisalzen sowie an Wasserkräften und die zweitgrößten an Kohle. Die UdSSR hat sich in der letzten Zeit bemüht, neben den bisher im europäischen Teil ausgebeuteten Rohstoffvorkommen neue, wehrwirtschaftlich günstiger gelegene im Osten des Landes (Ural, Mittelasien, Sibirien) zu erschließen.
Der Reichtum an industriellen und landwirtschaftlichen Rohstoffen bildet die Voraussetzung für eine weitgehende Selbstversorgung der UdSSR. Wesentlicher Einfuhrbedarf besteht für längere Zeit wahrscheinlich nur bei Zinn, Antimon, Wolfram und Molybdän.
Die Bevölkerung der UdSSR betrug 1940 (einschließlich der neuerworbenen Gebiete) rund 193 Millionen, davon 160 Millionen im europäischen Teil (Bevölkerungsdichte 22, Deutschland 136 Einwohner je qkm) und 33 Mill. im asiatischen Teil (Bevölkerungsdichte 2,5 je qkm). Auf die Landbevölkerung entfallen z. Z. 67,2 v. H., auf die Stadtbevölkerung 32,8 v. H. Infolge des gewaltigen Ausbaues der Industrie ist in den letzten Jahren eine erhebliche Verstädterung eingetreten. Die Stadtbevölkerung hat von 1926 bis 1939 um 113 v. H. zugenommen.
Nach ihrer nationalen Zusammensetzung zerfällt die Bevölkerung der UdSSR in 175 Volksstämme mit 149 Sprachen. Der Anteil der Großrussen an der Gesamtbevölkerung beträgt mit 99 Millionen 51,7 v. H., der der Ukrainer mit 35,6 Millionen 18,4 v. H. und der der Weißrussen mit 8,3 Millionen 4,3 v. H.
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Die UdSSR gliedert sich in 16 Sozialistische Sowjetrepubliken. Diese zerfallen verwaltungsmäßig in 101 Gebiete (Oblast), 6 Gaue (Kraj), 20 Autonome Republiken, 9 Autonome Gebiete und 10 Nationale Bezirke, wobei die drei letzteren von den nationalen Minderheiten gebildet werden, soweit sie in geschlossenem Verbände leben. Im unteren Verwaltungsaufbau bestehen 890 Stadtverwaltungen, 3970 Rayons (etwa den deutschen Kreisen entsprechend) und rund 63000 Dorfverwaltungen.
Die Parteiorganisationen haben ein weitgehendes Kontrollrecht hinsichtlich der Durchführung der Regierungsanordnungen. Die Zahl der Mitglieder der Kommunistischen Partei der UdSSR betrug 1941 nur 3,8 Millionen.
Die von der UdSSR seit 1925 durchgeführte neue Verwaltungseinteilung, die sogenannte «Rayonierung», ist im wesentlichen von wirtschaftlichen Gesichtspunkten bestimmt. Die neuen Wirtschaftsgebiete sollen eine einheitliche, in sich geschlossene Wirtschaftsstruktur aufweisen. Der Prozeß der Bildung der Großwirtschaftsräume ist jedoch heute noch nicht abgeschlossen.
Unter den der Ausarbeitung zugrunde gelegten 12 Wirtschaftsgebieten heben sich folgende besonders heraus: [siehe auch] Tabelle
Die Ukraine ist trotz der beschleunigten Industrialisierung des Ostens auf industriellem Gebiet nach wie vor führend. Sie sichert die Versorgung der europäischen UdSSR und der anschließenden asiatischen Gebiete mit Kohle, Erzen, Aluminium, Metallerzeugnissen u. a. Die Ernteanteile sind in der Ukraine besonders hoch. Sie werden aber bei der großen Bevölkerungsdichte (72,5 Einwohner je qkm gegenüber einem Gesamtdurchschnitt von 22 im europäischen Teil) weitgehend aufgebraucht. Bei den technischen Kulturen werden jedoch starke Überschüsse erzielt.
In Mittelrußland (52,7 Einwohner je qkm) ist ein überragender Anteil der verarbeitenden Industrie konzentriert: fast die Hälfte des Werkzeugmaschinenbaus sowie der optischen und feinmechanischen Industrie, fast die gesamte Kraftfahrzeugproduktion und vier Fünftel der Textilindustrie. Mittelrußland ist für Roggen und Flachs Überschußgebiet und der Haupterzeuger von Kartoffeln. Auch sein Viehbestand ist verhältnismäßig hoch.
Ostrußland (20,1 Einwohner je qkm), vor allem der Ural und die angrenzenden Gebiete, ist heute an der Gewinnung von Eisenerz, Bauxit, Nichteisenmetallen (Kupfer, Nickel usw.) sowie an der Herstellung von Walzwerkerzeugnissen maßgeblich beteiligt. Desgleichen ist die anteilmäßige Erzeugung von Traktoren, Schwefelsäure und elektrischer Energie sehr hoch. Landwirtschaftlich ist Ostrußland Überschußgebiet für Roggen, Weizen und Hafer.
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Sibirien (1,5 Einwohner je qkm), und zwar hauptsächlich Westsibirien, liefert Kohle (Kusnezk), Holz sowie wichtige Getreidekulturen, besonders Weizen und Hafer.
Transkaukasien (43,3 Einwohner je qkm) stellt fast drei Viertel (72 v. H.) der gesamten Erdölerzeugung und 60 v. H. der Manganerzgewinnung.
Mittelasien (4,3 Einwohner je qkm) ist mit 81 v. H. an der Baumwollerzeugung und 73 v. H. an der Bleigewinnung überragend beteiligt.
Das Gesamtbild der territorialen Verteilung der wirtschaftlichen Kapazität der UdSSR zeigt somit eine Zusammenballung in verhältnismäßig wenigen Wirtschaftsgebieten. Das war die Veranlassung zu der neuerdings energisch angestrebten gleichmäßigeren Verteilung der wirtschaftlichen Produktion über das gesamte Staatsgebiet der UdSSR.
//. Wirtschaftsorganisation und Planwirtschaft
Die gesamte Volkswirtschaft der UdSSR ist verstaatlicht und wird seit 1928 durch Fünfjahr es plane im voraus bestimmt. Das Endziel der Pläne ist die Sicherstellung der Kriegsbereitschaft der UdSSR durch Umwandlung des bis dahin vorwiegend agrarischen Landes in ein vorwiegend industrialisiertes Land.1 Besonders kennzeichnend für den dritten Fünf jahresplan (1938 bis 1942) ist der weitere Ausbau der Rohstoff – und Energiegewinnung sowie der Schwer – und Rüstungsindustrie, vor allem im Osten des Landes, ferner das Bestreben, durch die Verteilung möglichst vieler Betriebe auf die verschiedenen Landesteile ihre wehrwirtschaftliche Selbständigkeit zu erzielen.
Oberste staatliche Planungsbehörde ist die Staatliche Plankommission beim Rat der Volkskommissare der UdSSR (Gosplan). Für die Wirtschaftsführung ist der Wirtschaftsrat beim Rat der Volkskommissare (Ekonom-sowjet) verantwortlich. Die letzte Entscheidung über grundsätzliche Fragen der Wirtschaft wird im Politbüro des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei gefällt, deren ausschlaggebendes Mitglied Stalin ist.
Die Durchführung der Wirtschaftspläne und damit aller wehrwirtschaftlichen Maßnahmen liegt in den Händen der wirtschaftlichen Volkskommissariate der UdSSR (Ministerien). Ihre Zahl ist von Januar 1939 bis März 1941 durch ständige Aufteilung von 12 auf 34 gestiegen. Von insgesamt 43 Volkskommissariaten befassen sich also 4/5 mit der zentralen Verwal– 

1 Diese auch in der faschistischen Propaganda vertretene Zweckdarstellung entstellt die Zielsetzung der auf die Entwicklung der gesamten Volkswirtschaft berechneten Fünfjahrpläne der Sowjetunion.
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tung der Wirtschaft. Die Leiter der wirtschaftlichen Volkskommissariate gehören dem Rat der Volkskommissare (Sownarkom) an, dessen 56 Mitglieder die Sowjetregierung bilden. Zur Zusammenfassung der Vielzahl von wirtschaftlichen Volkskommissariaten wurden im April 1940 6 Wirtschaftsausschüsse (Chossowjet) beim Rat der Volkskommissare der UdSSR geschaffen.
Das sowjetische Planwirtschaftssystem gestaltet und führt die gesamte Wirtschaft nach einem festen Plan, der fast ausschließlich auf die wehrwirtschaftlichen Bedürfnisse des Landes zugeschnitten ist. Der staatliche Verwaltungsapparat für eine einheitliche Lenkung der sowjetischen Wirtschaft ist somit bereits im Frieden vorhanden und kann voraussichtlich ohne besondere Schwierigkeiten auch die Aufgaben der Planung und Führung der Kriegswirtschaft übernehmen. Die Schaffung von neuen Wirtschaftsorganen ist daher im Kriegsfalle nicht erforderlich. Ob allerdings bei der Vielzahl der Wirtschaftskommissariate und ihrer nachgeordneten Stellen die im Kriege besonders notwendige straffe und einheitliche Gesamtleitung der Wirtschaft erreicht werden kann, ist fraglich.
III. Landwirtschaft
Nachdem die Sowjetregierung die bäuerliche Wirtschaftsform abgeschafft hat, ist die Landwirtschaft der UdSSR fast ausschließlich in Großbetrieben (Kollektivwirtschaften und Staatsgüter) organisiert.
Die Sowjetunion besitzt das größte zusammenhängende Agrargebiet der Welt. Besonders fruchtbar ist der Schwarzerdegürtel, der sich von der Westukraine bis nach Westsibirien hinzieht. Das wichtigste landwirtschaftliche Erzeugnis ist das Getreide, das 74 v. H. der gesamten Anbaufläche einnimmt. Die bedeutendste Getreideart ist der Weizen mit einer Anbaufläche von 43,8 Mill. ha, vorwiegend im Süden und Südosten des europäischen Rußlands und in Westsibirien. In weiterem Abstände folgen Roggen, Hafer und Gerste.
Die Hektarerträge sind in der UdSSR verhältnismäßig niedrig (8 bis 10 dz je ha gegenüber 17 bis 21 dz je ha in Deutschland). Die Bruttoernte an Getreide schwankt zwischen 80 und 120 Mill. t (1940 war ein gutes Erntejahr). Die Getreideüberschüsse sind in der Ukraine trotz großer Erzeugung infolge dichter Besiedelung nicht so groß wie in den Südostgebieten und dem Asow-Schwarzmeergebiet. Wegen der großen Verluste bei Ernte und Lagerung reichen die Getreideerträge in Durchschnittsjahren nur zur Deckung des eigenen Bedarfs aus.
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In den letzten Jahren sind zahlreiche neue Speicher gebaut worden, darunter auch moderne Getreidesilos. Das gesamte Fassungsvermögen der Getreidespeicher wird auf etwa 28 Mill. t geschätzt. Die Getreideausfuhr belief sich in den letzten Jahren auf jährlich etwa 1 Mill. t.
Die Landwirtschaft ist weitgehend mechanisiert. Sie verfügte 1940 über 523000 Traktoren, 182000 Mähdrescher und 200000 Lastwagen. Daraus ergibt sich ein außerordentlich hoher Treibstoffbedarf der Landwirtschaft.
Von der Viehhaltung entfallen nur etwa 40 v. H. auf die Großbetriebe (Staatsgüter und kollektive Viehfarmen) und etwa 60 v. H. auf die private Viehhaltung der Kollektivbauern. Der durchschnittliche Viehbesatz und seine Produktionsleistung je Kopf der Bevölkerung sind verhältnismäßig niedrig, die Überschüsse an Viehzuchterzeugnissen sind daher nicht groß (durchschnittliche Milchleistung jährlich je Kuh 10001 gegen 25001 in Deutschland).
Von der Lebensmittelindustrie ist die Zuckerindustrie bedeutend, die sich vor allem auf die mittlere und westliche Ukraine konzentriert. Die Mühlenindustrie ist in Mittelrußland, der Ukraine und im Wolgagebiet verbreitet. Die Ölmühlen, die besonders im Asow-Schwarzmeergebiet eine Rolle spielen, liefern jährlich etwa 800000 t Pflanzenöl (6 v. H. der Welterzeugung), davon die Hälfte Sonnenblumenöl. Die sowjetische Lebensmittelindustrie ist in den letzten 10 Jahren beträchtlich ausgebaut worden.
Von den technischen Kulturen sind der Baumwollanbau und die Baumwollerträge in den letzten Jahren gestiegen. Hauptanbaugebiet ist Mittelasien, in weiterem Abstand folgen Transkaukasien und das neuerschlossene Baumwollgebiet in der Südukraine. Der Gesamtertrag an entkörnter Baumwolle erreichte 1938 835000 t (Verbrauch der deutschen Baumwollspinnereien 1938 333726 t).
Die Sowjetunion ist der größte Flachs – und Hanfproduzent der Welt. Die Flachserzeugung betrug 1938 634000 t, die Hanferzeugung 162000 t.
Unter den Ölpflanzen ist die bedeutendste die Sonnenblume mit einer Anbaufläche von 2,3 Mill. ha und einer Erzeugung von 2 Mill. t Ölsaat. Die Sojabohne wird vor allem in Bessarabien angebaut, ferner in der Ukraine und im Fernen Osten. Die Anbaufläche erreicht etwa 250000 ha. Rizinus wird besonders in der Schwarzmeerzone angebaut und erreicht eine Anbaufläche von 221000 ha. Von Bedeutung ist die neuentwickelte Kautschukpflanze Kok-Sagys, deren Anbau für 1940 auf 100000 ha beziffert wird.
Die Sowjetunion deckt ihren Bedarf an Getreide durch eigene Produktion. Bei guten Ernten fallen erhebliche Getreideüberschüsse an. Auch bei durchschnittlichen Ernten können gewisse Überschüsse durch Drosselung des
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Konsums erzielt werden. Bei Flachs und Hanf sind ebenfalls Überschüsse vorhanden. Von der früheren Baumwolleinfuhr hat sich die UdSSR durch Erhöhung der Eigenproduktion unabhängig gemacht. Die Erzeugung von Ölsaaten, insbesondere von Sonnenblumenkernen, ist bedeutend. Größere Mengen werden jedoch wegen des hohen Eigenbedarfs nicht ausgeführt. Tierische Erzeugnisse stehen trotz des verhältnismäßig geringen Pro-Kopf-Verbrauches der Sowjetbevölkerung für die Ausfuhr nur in geringen Mengen zur Verfügung.
Die Sowjetunion ist ernährungswirtschaftlich autark und kann alle benötigten Agrarprodukte und pflanzlichen Rohstoffe – mit Ausnahme der tropischen – selbst erzeugen. Sie ist aber infolge der Schwächen ihres Agrarsystems bisher nicht dem Umfang ihrer Landwirtschaft entsprechend als Agrarausfuhrland in Erscheinung getreten. Das System der kollektiven Landwirtschaft hat den Nachteil, daß die landwirtschaftliche Produktion von dem Funktionieren des bürokratischen landwirtschaftlichen Verwaltungsapparates und infolge der Mechanisierung von der Versorgung mit Treibstoffen entscheidend abhängig wird.
IV. Forst – und Holzwirtschaft
Die Waldfläche der Sowjetunion beträgt 989 Mill. ha, d. i. ein Drittel der Waldfläche der Erde. Davon befinden sich jedoch neun Zehntel in den kaum besiedelten nördlichen Gebieten, während die dichter bevölkerten südlichen Gebiete nahezu waldlos sind.
Daraus ergeben sich große Schwierigkeiten für die Holzgewinnung und den Holztransport. Die Verlagerung der Holzindustrie nach den waldreichen Gebieten kann nur langsam durchgeführt werden. 1939 erzeugte die Sowjetunion 152 Mill. fm Nutzholz, 34,5 Mill. cbm Schnittholz und 932000 t Zellstoff und Papier. Trotzdem kann der große Holzbedarf des Landes nicht vollständig gedeckt werden. Die Ursache des Holzmangels liegt in den Schwierigkeiten, die sich infolge des ungünstigen Standortes der Wälder für den Transport und die Lösung der Waldarbeiterfrage ergeben.
Die Holzausfuhr zeigt seit 1935 eine rückläufige Tendenz. 1938 wurden 1,5 Mill. t unbearbeitetes Holz, insbesondere Papierholz, exportiert. In den letzten Jahren ist die Sowjetunion bestrebt, in starkem Maße veredelte Holzerzeugnisse auszuführen.
Wehrwirtschaftlich bedeutet die ungleiche Verteilung der Waldbestände und die Waldlosigkeit weiter Gebiete im Süden und Südosten einen großen Nachteil. Dazu kommt die Überlastung des Transportwesens, die eine
95
zweckmäßige Verteilung der anfallenden Holzmengen erschwert. Bei dem vorhandenen Waldreichtum könnte aber die Holzerzeugung der Sowjetunion, besonders in den Nordgebieten, bei entsprechendem Einsatz in verhältnismäßig kurzer Zeit noch beträchtlich gesteigert werden.
V. Rohstoffe und Industrie
Die Hauptförderungsstätten des sowjetischen Kohlenbergbaus liegen in der Ukraine (Donezbecken 60 v. H.), in Westsibirien (Kusnezker Becken 13 v. H.) und in Nordkasachstan (Karaganda 3,3 v. H.), weniger wertvolle Lager im Ural (bei Kisel und Tscheljabinsk, zusammen 6,1 v. H.) und im Moskauer Becken (5,6 v. H.). Die Kohlenförderung betrug 1938 132,9 Mill. t. Davon entfielen auf Steinkohle 113,5 Mill. t (Großdeutschland 188 Mill. t). Trotz erheblicher Steigerung kann die sowjetische Kohlenförderung nur den dringendsten Bedarf decken. Infolge der besonders aus Transportgründen schwierigen Kohlenversorgung der Nordwestgebiete (Leningrad und Baltikum),muß die UdSSR seit 1939 sogar Kohlen aus Deutschland einführen.
Rund ein Fünftel der sowjetischen Kohle wird verkokt. Die Koksgewinnung belief sich 1938 auf 21 Mill. t (Koksgewinnung aus Kokereien in Großdeutschland 1938: 45,9 Mill. t). Der Schwerpunkt der Koksgewinnung liegt in der Ukraine. Die Kokereien sind z. Z. nicht in der Lage, den in den Eisenhütten bestehenden Bedarf ganz zu decken. Die Gewinnungsmöglichkeiten an Kokerei-Nebenprodukten, wie Toluol, Xylol, Phenol u. a., werden bei weitem nicht voll ausgenutzt.
Die Sowjetunion gehört zu den bedeutendsten Erdölerzeugern der Welt. Sie steht mit rund 31,5 Mill. t an zweiter Stelle in der Weltförderung. 88 v. H. entfallen auf die Kaukasusreviere (72 v. H. auf Baku, 9 v. H. auf Grosny und 7 v. H. auf Maikop). Weiter folgen das zwischen Wolga und Ural gelegene sogenannte «Zweite Baku» mit 5 v. H., das Embagebiet mit 2 v. H. und die galizischen Vorkommen mit 1 v. H. 1938 wurden 28,4 Mill. t Erdöl verarbeitet, wobei die Kapazität der Raffinerien (42 Mill. t) nicht voll ausgenutzt wurde.
Unter den Verbrauchern von Erdölprodukten standen 1938 Industrie und Landwirtschaft mit je einem Drittel der verarbeiteten Rohöimengen an erster Stelle. Während sich der Mineralölverbrauch der Industrie fast ausschließlich auf Heizöl erstreckt, entfielen auf den Bedarf der Landwirtschaft 53 v. H. der gesamten Motortreibstofferzeugung.
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Das sowjetische Mineralöl ist im Gegensatz zum rumänischen im allgemeinen benzinarm. Die Herstellung von hochwertigem Flugbenzin kann deshalb nicht in ausreichendem Maße erfolgen, so daß die UdSSR bis heute genötigt ist, es aus den USA einzuführen. Die Ausfuhr an Erdölerzeugnissen ging infolge des andauernden Steigens des Inlandbedarfs ständig zurück (1932 6,1 Mill. t, 1938 1,4 Mill. t).
Die wichtigsten Eisenerzbezirke der UdSSR sind die Ukraine (Kriwoi Rog mit 60,6 v. H.), der Ural (Magnitogorsk mit 29 v. H.) und die Krim (Kertsch mit 3,4 v. H.). Insgesamt wurden 1938 26,5 Mill. t Eisenerz in der Sowjetunion gefördert (Großdeutschland 15 Mill. t). Der Eisenbedarf des Landes wird durch die Eisenerzförderung voll gedeckt.
Die Herstellung von Roheisen, Rohstahl und Walzwerkserzeugnissen erfolgt im ukrainischen Industriegebiet (52 v. H.), im Ural (21 v. H.), in Mittelrußland (10 v. H.) und in Sibirien (9 v. H.). Im ganzen wurden in der UdSSR 1938 15 Mill. t Roheisen (Großdeutschland 20 Mill. t), 18 Mill. t Rohstahl (Großdeutschland 24 Mill. t) und 13,5 Mill. t Walzwerkserzeugnisse (Großdeutschland 16,4 Mill. t) produziert. Im Gegensatz zu der an die Vorkommen gebundenen Roheisengewinnung ist die Produktion von Rohstahl und Walzwerkserzeugnissen stärker über das ganze Land verteilt. Seit Beginn der Fünfjahrespläne wurden aus wehrwirtschaftlichen Gründen neue Zentren der Eisenhüttenindustrie im Ural und in Westsibirien errichtet.
Die Eigenförderung an den Legierungsmetallen Wolfram, Molybdän, Vanadium, Kobalt und Antimon ist z. Z. noch nicht ausreichend, um die Herstellung von Edelstahl sicherzustellen. Die UdSSR muß daher diese Metalle bzw. ihre Eisenlegierungen einführen. Ebenso konnte bei der Walzwerksproduktion der Bedarf an Röhren und Eisenblechen nicht gedeckt werden, so daß die UdSSR 1938 25000 t Röhren und 70000 t Eisenbleche einführen mußte. Hauptlieferländer waren die USA und Deutschland.
Unter den für die Stahlerzeugung unentbehrlichen Legierungsmetallen sind Mangan und Chrom in der UdSSR mehr als ausreichend vorhanden. Die Sowjetunion besitzt mehr als die Hälfte der bisher festgestellten Manganerzvorkommen der Welt. Die wichtigsten Manganerzlager liegen in der Ukraine (Nikopol) und in Transkaukasien (Tschiatura). Gefördert wurden 1938 2,3 Mill. t. Davon entfielen 60 v. H. auf Tschiatura und 35 v. H. auf Nikopol. Infolge ihres steigenden Eigenverbrauchs hat die UdSSR in den letzten Jahren ihre Position als wichtigstes Manganausfuhrland der Welt an Britisch-Indien abtreten müssen, jedoch sind die ausgeführten Mengen immer noch bedeutend (1938 446000 t). Der größte Manganerzabnehmer sind die USA, seit 1940 auch Deutschland.
7 Moritz, Barbarossa
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Seit 1928 «steigert die UdSSR planmäßig die Gewinnung von NE-Metallen, um sich von der Einfuhr dieser kriegswichtigen Rohstoffe unabhängig zu machen. Bis 1938 konnte eine vollständige Eigenversorgung jedoch nur bei Zink erreicht werden. Bei den übrigen Metallen besteht die Einfuhrabhängigkeit noch fort, vor allem infolge des erhöhten Bedarfs der sowjetischen Rüstungsindustrie.
Bei Kupfer, Blei, Nickel und Aluminium ist bis 1942 eine Steigerung der Erzeugung bis zur vollen Deckung des Inlandbedarfs vorgesehen. Nur der Zinnbedarf wird auch in den kommenden Jahren fast ausschließlich durch Einfuhr gedeckt werden müssen, da die sowjetischen Zinnerzvorkommen metallarm sind und ihre Verhüttung besondere Schwierigkeiten bereitet.
Die UdSSR ist neben Kanada der bedeutendste Platinerzeuger der Welt. Sie besitzt außerdem erhebliche Gold – und iSi^ervorkommen.
Unter den metallverarbeitenden Industriezweigen ist in der UdSSR der Maschinenbau am stärksten vertreten. Seine Zentren befinden sich in Mittelrußland, der Ukraine, im Wolgagebiet und im Ural. Am weitesten entwickelt ist die Herstellung von Kraftmaschinen und -anlagen, Dampfturbinen, Wasserturbinen, Lokomobilen, Dieselmotoren, Generatoren und Elektromotoren.
Die Entwicklung des Maschinenbaus ist, hauptsächlich infolge des großen Mangels an Facharbeitern, in den einzelnen Industriezweigen so ungleichmäßig, daß die Anforderungen der spezialisierten Weiterverarbeitungswerke nur zu einem geringen Teil erfüllt werden können. Die UdSSR ist daher auch weiterhin auf den Bezug von Präzisionsmaschinen aus dem Auslande angewiesen, vor allem von schweren Werkzeugmaschinen, Bergwerksmaschinen, von Maschinen und Anlagen für die Erdöl-, Kugellagerund Kurbelwellenindustrie. Die wichtigsten Bezugsländer für diese Maschinen sind z. Z. Deutschland und die USA.
Die Zubringerindustrie, wie Zahnradfertigung und Getriebefertigung, besteht im allgemeinen in Form nichtselbständiger Betriebe. Ihre Fertigung erfolgt meist in Betriebsabteilungen der zugehörigen Fertigwarenindustrie (z. B. Kraftfahrzeugindustrie).
Der Aufbau der sowjetischen Kraftwagen – und Traktorenindustrie erfolgte unter starker Heranziehung amerikanischer Fachleute und Maschinen, so daß ihre Erzeugnisse noch heute überwiegend amerikanische Merkmale aufweisen. Die Zentren der Kraftwagenindustrie liegen in Moskau, Gorki und Jaroslawl. Die Zusammenballung in vier großen Werken Mittelrußlands kann sich im Kriegsfalle ungünstig auswirken.
Von der sowjetischen Kraftwagenerzeugung des Jahres 1938 in Höhe von 211400 Stück (Großdeutschland 360000 Stück) entfielen 87 v. H. auf
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Lastkraftwagen (Großdeütschland rund «18,5 v. H.). Dieser hohe Prozentsatz erklärt sich vor allem aus dem Bedarf der Wehrmacht und der Landwirtschaft. 1938 waren in der UdSSR 760000 Kraftwagen, davon 635000 LKW, vorhanden. (Deutschland 1950000 Kraftwagen, davon 442000 LKW.)
Der Traktorenbau beschränkt sich auf Stalingrad, Charkow, Tschelja-binsk und Leningrad. 1938 wurden mindestens 50000 Stück erzeugt (Großdeutschland rund 28000 Stück). Der Traktorenbestand belief sich Ende 1940 auf 523000 Stück, die größtenteils in der Landwirtschaft eingesetzt sind. In der Herstellung hat man sich seit 1933 auf den Raupenschlepper umgestellt.
Die Hauptwerke des Lokomotivbaus liegen in Woroschilowgrad, Charkow und Kolomna. Mit der Inbetriebnahme der Lokomotivfabriken in Orsk (Ural) und Ulan Ude (Transbaikalien) und dem Bau einer Fabrik in Sta-linsk (Kusnezker Gebiet) hat auch in diesem Industriezweig eine Verlagerung der Produktion nach dem Osten eingesetzt.
Der sowjetische Lokomotivbestand wurde 1937 auf rund 23700 Stück geschätzt (Lokomotivbestand der Deutschen Reichsbahn 1938 24000 Stück). Der jährliche Zugang, der in der letzten Zeit rund 1600 Stück jährlich betrug, reicht nicht aus, um den jährlichen Ausfall zu decken.
Verhältnismäßig unzureichend ist der sowjetische Eisenbahnwagenbau. Die Waggonfabriken, rund 25 Werke, deren Zentren sich in Mittelrußland und in der Ukraine befinden, sind zum Teil veraltet. Ihre Erzeugung bleibt seit Jahren hinter dem Produktionsprogramm zurück. Der Bestand soll nach Schätzungen 1939 36000 Personenwagen und 850000 Güterwagen mit einem Fassungsvermögen von 16,5 bis 60 t (Deutsche Reichsbahn 1938 Personenwagen 73500 und Güterwagen 630300 Stück) betragen.
Die chemische Industrie der UdSSR wurde im Laufe der ersten beiden Fünfjahrespläne mit ausländischer, u. a. auch deutscher Hilfe aufgebaut. Die wichtigsten Standorte der Grundchemie liegen in der Ukraine, Mittelrußland, im Ural und in Leningrad. Der Bergbau chemischer Rohstoffe entwickelte sich auf der Grundlage der Kalivorkommen von Solikamsk (Ural) und der Apatitvorräte der Kolahalbinsel. Im Laufe des dritten Fünfjahresplans wird die Produktion der chemischen Industrie stärker nach dem Ural und Sibirien verlagert werden.
Die chemische Industrie der Sowjetunion ist schon hinsichtlich der Grundstoffe (Salze, Säuren, Basen) nicht in der Lage, den Bedarf zu decken. Das gleiche gilt für die Herstellung chemischer Fertigprodukte, die auch qualitätsmäßig unbefriedigend sind (z. B. synthetischer Kautschuk). Außerdem ging die forcierte Produktionssteigerung einiger weniger Pro– 
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dukte auf Kosten anderer, so daß der sowjetischen chemischen Industrie eine gleichmäßige, alle Zweige umfassende Entwicklung fehlt. Bei der Herstellung kompliziert aufgebauter chemischer Stoffe ist die UdSSR auch weiterhin auf die technische Hilfe des Auslandes angewiesen. Den erweiterten Bedürfnissen des Krieges dürfte sie wahrscheinlich nicht gewachsen sein.
Die sowjetische Textilindustrie liegt zu 80 v. H. in Mittelrußland (Iwa-nowo). Ihre Ausrüstung ist vielfach veraltet, so daß sie nicht imstande ist, die anfallenden Rohstoffmengen voll zu verarbeiten. Die Steigerung der Produktion im Laufe der Fünfjahrespläne kam in erster Linie der Wehrmacht zugute. Es ist anzunehmen, daß die Textilindustrie auch im Kriegsfalle einen gesteigerten Bedarf der Wehrmacht einigermaßen befriedigen kann. Dagegen ist die Zivilbevölkerung bisher mit Textilerzeugnissen in keiner Weise ausreichend versorgt worden.
Die UdSSR ist in der Rangordnung der großen Industriestaaten der Welt von der fünften Stelle 1929 heute hinter USA und Deutschland an die dritte Stelle getreten. Die Produktionsgüterindustrie ist bei ihr ungewöhnlich stark gegenüber der Verbrauchsgüterindustrie bevorzugt.
Seit dem Beginn des dritten Fünf jahresplanes ist die Sowjetregierung bestrebt, sich von dem früher betriebenen Bau großer Werke (Giganto-manie) abzuwenden. An ihrer Stelle sollen viele mittlere und kleine Werke errichtet werden, die sich an die Rohstoffvorkommen, vor allem im Osten des Landes, anlehnen.
Infolge des Facharbeitermangels und des Zwangs zur Planerfüllung ist der Anfall an Ausschuß, vor allem beim Maschinenbau und in der Eisenindustrie, sehr hoch, ganz abgesehen davon, daß in zahlreichen Industriezweigen die Voranschläge nicht erfüllt werden.
Die sowjetische Industrie kann trotz der beträchtlich gesteigerten Erzeugung und der scharfen Drosselung des zivilen Konsumbedarfs die Bedürfnisse des Landes nicht in ausreichendem Maße decken. Um so weniger kann damit gerechnet we den, daß sie im Kriegsfalle den Anforderungen gerecht wird.
VI. Elektrizitätswirtschaft
Die Leistungsfähigkeit der sowjetischen Kraftwerke und der Elektrizitätsverbrauch in der UdSSR sind in den letzten Jahren ständig gestiegen. Mit einer Erzeugung von 38 Mrd. Kilowattstunden stand die UdSSR 1938 an 3. Stelle in der Welt hinter den USA und Großdeutschland (63 Mrd. kWh).
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Der Strömbedarf der sowjetischen Industrie könnte bei reibungslosem Ablauf der Elektrizitätserzeugung gedeckt werden. Die Versorgung mit elektrischer Energie leidet jedoch unter häufigen Störungen. Die auftretenden Mängel sind bei den Wärmekraftwerken auf ungenügende Ausnutzung der Brennstoffe und unregelmäßige Zufuhr von Kohle zurückzuführen, bei den Wasserkraftwerken auf die jahreszeitlich stark schwankende Leistung, die nur in wenigen Fällen durch Koppelung von Wasser – mit Wärmekraftwerken ausgeglichen wird.
Wichtigste Energiequelle ist die Kohle mit 54 v. H. der eingebauten Leistung. In Mittel – und Nordwestrußland spielt der Torf eine gewisse Rolle (20 v. H.). Der Anteil der Wasserkraft war mit 14 v. H. der eingebauten Leistung bisher verhältnismäßig gering, wird aber mit der Vollendung einer Reihe neuer Wasserkraftwerke in der nächsten Zeit erheblich steigen. Das Erdöl ist als Kraftquelle nur in den südrussischen Gebieten (Baku) von einiger Bedeutung (8 v. H.).
Eine das ganze Land umspannende Verbundwirtschaft besteht nicht, wohl aber eine gebietsmäßige Zusammenfassung mehrerer Kraftwerke. So sind in Mittelrußland rund 28 v. H., in der Ukraine rund 25 v. H. aller Großkraftwerke im Verbundbetrieb zusammengefaßt. Auch Leningrad und Umgebung sowie das Uralgebiet verfügen über ein verhältnismäßig gut entwickeltes Verbundsystem. Die Elektrifizierung der Landwirtschaft ist überaus gering. Auch die Elektrifizierung der Bahnstrecken steckt noch in den Anfängen. Nur knapp 2 v. H. aller sowjetischen Bahnen wurden Anfang 1941 elektrisch betrieben.
Die Pläne zur Schaffung einer eigenen leistungsfähigen und neuzeitlichen Elektroindustrie konnten bisher nicht hinreichend verwirklicht werden. Die sowjetische Elektroindustrie vermag nicht den vorhandenen Bedarf an elektrotechnischen Maschinen und Apparaten zu decken. Der Schwerpunkt der Elektroindustrie liegt in Leningrad und Moskau.
VII. Rüstungsindustrie
Die Rüstungsindustrie ist zu einem erheblichen Teil in dem Raum um Moskau und Leningrad sowie in der Ukraine und im Ural zusammengeballt. Eine Anzahl von Rüstungswerken ist in einzelnen Städten an der Wolga errichtet worden. Für die Bedürfnisse der Fernosttruppen sind bisher nur wenige Werke in Sibirien und im Fernostgebiet vorhanden. Hier werden Maschinengewehre und Pistolen sowie Infanterie – und Artilleriemunition hergestellt. Die Regierung der UdSSR ist jedoch bemüht, auch im Fernen Osten eine Rüstungsindustrie beschleunigt aufzubauen.
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Der Schwerpunkt der Fertigung von Handfeuerwaffen liegt in Mittelrußland, Ostrußland und Leningrad. Schwierigkeiten bei der Erzeugung sind nicht bekannt geworden.
Geschützrohlinge und Geschütze werden hauptsächlich in der Ukraine, im Moskauer Gebiet, in Leningrad und im Ural hergestellt. Die Güte und Leistungsfähigkeit der gefertigten Geschütze ist nicht einheitlich.
Das wichtigste Werk für Infanteriemunition befindet sich in Tula (Mittelrußland). Das Zentrum für Artilleriemunition ist Leningrad. Für die Munitionsherstellung muß die UdSSR hochwertige Spezialmaschinen aus dem Auslande (USA und Deutschland) einführen.
Die Haupterzeugungsstätten für Pulver-, Spreng – und Kampfstoffe liegen in der Ukraine, in Mittelrußland und im Ural. Die UdSSR ist noch nicht in der Lage, hochbrisante Spreng – und Kampfstoffe auf Chlorbasis in ausreichenden Mengen herzustellen.
Die Kampfwagen – und Panzerkraftwagenherstellung, die mit dem Kraftfahrzeug – und Maschinenbau eng verbunden ist, kann als einer der bestentwickeltsten Zweige der sowjetischen Rüstungsindustrie angesehen werden. Die Werke sind neuzeitliche Großanlagen, die mit voller Leistungsfähigkeit arbeiten und Kampfwagen serienweise herstellen. Sie befinden sich in der Hauptsache in Mittelrußland, im Ural, in Leningrad, Charkow und in Stalingrad. Die Panzerkraftwagen sind amerikanischen und englischen Konstruktionen nachgebaut.
Der Aufbau der sowjetischen Flugzeugindustrie wurde bisher unter Leitung und Mitarbeit zahlreicher ausländischer Fachleute durchgeführt. Ihr Schwerpunkt liegt in Moskau. Ihre monatliche Leistungsfähigkeit wird auf 400 bis 500 Zellen und rund 900 Flugmotoren über 500 PS für Militärflugzeuge geschätzt.
In den letzten Jahren hat sich trotz Einfuhr einzelner Flugzeugtypen und Motoren eine wesentliche Weiterentwicklung der bisher erzeugten Typen nicht feststellen lassen.
Das Schwergewicht des Kriegsschiffbaus liegt in Leningrad, in Sewastopol und Nikolajew (Schwarzes Meer). Der sowjetische Kriegsschiffbau stützt sich in starkem Maße auf ausländische Pläne und auf die Lieferung von Spezialeinrichtungen aus dem Auslande.
Die Herstellung von optischem und feinmechanischem Gerät und Meßgerät einfacherer Konstruktionen erfolgt fast ausschließlich in Leningrad und Moskau. Hochwertiges Gerät wird größtenteils eingeführt.
Die sowjetische Rüstungsindustrie ist im allgemeinen als leistungsfähig anzusprechen. Sie ist in der Lage, die Friedenswehrmacht voll zu versorgen und darüber hinaus auch eine gewisse Bevorratung für den Kriegsfall sowie
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einen geringfügigen Export nach asiatischen Ländern durchzuführen. Auch für den erhöhten Bedarf im Kriege wird man deshalb, wenigstens für die ersten Monate, mit einer ausreichenden Versorgung der Wehrmacht rechnen können.
VIII. Verkehr
Die mit den Fünf Jahresplänen einsetzende Steigerung der Rohstoff örde-rung und der forcierte Ausbau der Industrie stellten an das sowjetische Verkehrswesen erhöhte Anforderungen.
Eisenbahnen
Hauptvermittler des Großverkehrs sind in der UdSSR die Eisenbahnen. Von ihnen werden 9/io des Verkehrs bewältigt (Deutschland 77 v. H.). Ihre Länge beträgt heute etwa 101000 km (Deutschland 1938 69500 km). Am dichtesten ist das Eisenbahnnetz im Räume westlich Leningrad-Wolgalauf. Trotzdem entfallen auch hier nur 22 km auf 1000 qkm Fläche (Deutschland 145 km). Jenseits der Wolga verlaufen nach allen Richtungen nur noch 6 Strecken.
Der Güterverkehr bewegt sich westlich der Wolga sehr stark in nordsüdlicher Richtung, während die Kapazität der west-östlichen Linien im Frieden für den Güterverkehr nicht voll ausgenutzt erscheint, östlich der Wolga erweist sich der Ural als «Eisenbahnbarriere». Seine Durchlaßfähigkeit ist dem durch den industriellen Aufbau im Osten des Landes gesteigerten Verkehr bisher nicht gewachsen.
Im Jahre 1938 wurden auf den sowjetischen Bahnen 516 Mill. t Güter befördert (Deutschland 574,5 Mill. t), hauptsächlich die Massengüter Kohle und Koks, Holz, Erdöl, Getreide, Eisen und mineralische Baustoffe. Die Reiseweite der Güter ist um ein Mehrfaches größer als in anderen Ländern (1938 715 km gegenüber nur 156 km in Deutschland).
Die Eisenbahnen der UdSSR haben bisher den anfallenden Güterverkehr im großen und ganzen bewältigen können. Auch die Lieferungen, die sich aus dem deutsch-sowjetischen Güterverkehr ergaben, sind von ihnen ohne besondere Schwierigkeiten durchgeführt worden. Die Knappheit an rollendem Material, die schlechte Beschaffenheit des Oberbaues und die unzureichende Belieferung mit Ersatzteilen werden im Kriegsfall der ordnungsmäßigen Abwicklung eines gesteigerten Verkehrs große Schwierigkeiten bereiten.
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B innensch iffahrt
Der Ausbau der Binnenschiffahrt ist in der UdSSR bisher stark vernachlässigt worden. Ihre Leistungen entsprechen nicht der Leistungsfähigkeit der Wasserstraßen und bleiben hinter denen der Eisenbahn weit zurück. Bei einer etwa 12mal so großen Ausdehnung der Wasserstraßen im Vergleich zu Deutschland erreichte der Gütertransport nur etwa die Hälfte der Güterbeförderung auf den deutschen Wasserstraßen.
Von den Kanälen kommt z. Z. nur dem Stalinkanal [Belomorsko-Bal-tiski-Kanal] (erbaut 1931 bis 1933) als der kürzesten Verbindung zwischen dem Weißen Meer und der Ostsee eine besondere Bedeutung zu. Der Dnepr-Bug – und der Dnepr-Memel[Neman]-Kanal an der Westgrenze der UdSSR spielen bisher im deutsch-sowjetischen Warenverkehr keine Rolle.
Der Anteil des Wassertransports am Güterverkehr der UdSSR betrug 1938 nur 11,4 v. H. Von 66,9 Mill. t beförderter Güter entfielen auf geflößtes und verschifftes Holz 35,5 Mill. t.
Seeschiffahrt
Neun Zehntel der im sowjetischen Außenhandel anfallenden Transporte gehen über See. 1937 betrug die seewärtige Ausfuhr 12 Mill. t, die seewärtige Einfuhr 1 Mill. t, der Anteil der sowjetischen Flotte am eigenen Seeverkehr 44,4 v. H. an der Ausfuhr und 82,1 v. H. an der Einfuhr.
Die im Frieden bedeutende Küstenschiffahrt zwischen Häfen verschiedener Meere ist mit Ausbruch des Krieges eingestellt. Die Bedeutung des Schiffsverkehrs innerhalb der gleichen Seegebiete (Schwarzes und Kaspi-sches Meer) hat zugenommen. Auf dem in den letzten Jahren zwischen dem Atlantischen und Stillen Ozean eingerichteten «Nördlichen Seeweg» konnte bisher ein planmäßiger Verkehr längs der sibirischen Küste nicht erreicht werden.
Die Handelsflotte der UdSSR umfaßte 1940 etwa 953 Schiffe mit 1,7 Mill. BRT (knapp 2 v. H. der Welttonnage). Ihr Überseeverkehr ist seit 1939 unbedeutend. Im Kriegsfalle können große Teile der Handelsflotte – durch Sperrung der Meerengen und Ostseezugänge – vom Verkehr mit Übersee gänzlich abgeschnitten werden.
Der sowjetische Schiffbau hat große Fortschritte gemacht. Er ist heute imstande, Schiffe aller Typen zu bauen. Jedoch sind die Bauzeiten infolge organisatorischer Mängel weit länger als in anderen Schiffbauländern.
Die sowjetischen Seehäfen entsprechen im Frieden im großen und ganzen den Anforderungen. Ihre Benutzbarkeit im Kriege ist aber, wenigstens z. T., in Frage gestellt. Die meisten bestausgebauten Häfen liegen am Schwarzen Meer und an der Ostsee, also in Seegebieten, zu deren Zugängen*
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andere Staaten den Schlüssel haben. Von den Seehäfen des Nördlichen Eismeeres ist nur Murmansk eisfrei; infolge der Nähe der finnischen Grenze ist es im Kriegsfalle stark gefährdet. Auch der Haupthafen des Fernen Ostens, Wladiwostok, ist feindlicher Einwirkung leicht ausgesetzt.
Straßenverkehr
Weder Dichte noch Beschaffenheit des sowjetischen Straßennetzes entsprechen europäischen Verhältnissen. Die Gesamtlänge der mit einer künstlichen Fahrdecke versehenen Hauptstraßen betrug 1938 nur 87500 km (Deutschland 302000 km). Sie befinden sich zum größten Teil im Westen des Landes. Die übrigen rund 1,5 Mill. km langen Straßen sind für einen Kraftwagenverkehr nur sehr beschränkt verwendbar. Der Anteil des Kraftwagenverkehrs am Gesamtgüterverkehr der UdSSR beträgt nur etwa 2 v. H. Ein planmäßiger Fernverkehr besteht nur in der Umgegend von Moskau. Die Zahl der Tankstellen und Treibstofflager ist durchaus unzureichend.
Luftverkehr
Demgegenüber hat sich der sowjetische Luftverkehr günstiger entwickelt. Die Streckenlänge des Luftliniennetzes der UdSSR beträgt heute 128000 km (USA etwa 60000 km). Allerdings wird das sowjetische Netz in seiner ganzen Länge bei weitem nicht so planmäßig beflogen wie die Luftverkehrslinien anderer Länder.
Die Beförderung von Gütern steht im sowjetischen Luftverkehr weitaus im Vordergrund (1939 39654 t Fracht und 11517 t Post). Die Personenbeförderung tritt demgegenüber stark zurück. Sie betrug 1939 307000 Passagiere (USA 1939 1877700 Passagiere). [. . .]
Anmerkung:
Die statistischen Angaben mußten, soweit andere zuverlässige Unterlagen fehlten, vorwiegend der amtlichen sowjetischen Statistik entnommen werden.
Der Wert der sowjetischen Statistik wird stark beeinträchtigt durch ihr Bestreben, die tatsächliche Entwicklung der sowjetischen Wehrwirtschaft entweder aus propagandistischen Gründen zu übertreiben oder aus militärischen Gründen zu verheimlichen. Die entnommenen Zahlen können daher im wesentlichen nur als Annäherungswerte betrachtet werden.
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Oberkommando der Wehrmacht Geheim!
Wehrwirtschafts – und Rüstungsamt
Die territoriale Verteilung der wirtschaftlichen Schwerpunkte der UdSSR einschließlich der 1939/40 neuerworbenen Gebiete
Vorbemerkung: Besonders hohe Anteile sind durch Fettdruck der Zahlen hervorgehoben (Schwerpunkte). Soweit sie über 40 v. H. liegen und somit auf die eindeutige Vorherrschaft eines bestimmten Wirtschaftsgebietes hinweisen, sind sie außerdem unterstrichen.
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2,0
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 – 
-
-
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-
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-
6,1
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-
1,4
-
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4,0
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-
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~
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-
29,0
-
1,8
-

Manganerz
3 Mill. t
-
-
-
~35~
60
-
-
-
3
-
2
„ -

Bauxit
250000 t
40
-
-
-
~
-
-
-
60
-
-
-

Phosphatmineralien
5 Mill. t
60
-
-
-
-
-
20
-
12~
8
' -
-

E. Hüttenerzeugung*














Roheisen
14,6 Mill. t
-
.
.
60,7
-
2,9
8,0
-
18,2
-
10,2
■ -

Rohstahl
18 Mill. t
3,5
.
.
473
.
10,4
8,0
-
21,0
-
9,2
-

Walzerzeugnisse
13,5 Mill. t
-
.
.
57V7
-
.
10,6
-
23,0
-
8,7
-

Kupfer
95500 t
-
-
-
~
7
-
-
-
74
19
-
-

Blei
69000 t
-
-
-
-
-
13,0
-
-
~
72,5
-
14,5

Zink
70000 t
 – 
 – 
 – 
17
 – 
36
 – 
 – 
14
^~~
33
.

Nickel
7 500 t
20
-
-
-
-
-
33
-
80
-
-
-

Zinn
3000 t
67
-
-
-
-
-
33
-
~
-
-
-

Aluminium'
56800 t
Ü9


61
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Anteile der Wirtschaftsgebiete in v.
H.









insgesamt in absoluten Zahlen
I
Nordwesten
II
Baltikum
III
Weißrußland
IV Ukraine
V
Trans-kau-kasien
VI
Südrußland
VII
Mittelrußland
VIII
Nordrußland
IX Ostrußland
X
Mittelasien
XI
Sibirien
XII
Ferner Osten

F. Industrie3














Elektrischer Strom
41 Mrd. kWh
11,5
1,1
1,2
26,1
5,8
5,0
21,0
.
21,1
1.4
4,8
.

Werkzeugmaschinen*
54 000 Stück
4
.
12
22
4
3
45
-
10
-
-
-

Kraftwagen
211000 Stück
 – 
-
-
-
-
-
100
-
-
-
-
-

Traktoren
49 000 Stück
0
 – 
 – 
32
 – 
27
 – 
 – 
35
 – 
 – 
 – 

Synthetischer Kautschuk
53 000 t
-
-
-
-
10
-
80
-
10
-
-
-

Schwefelsäure
1,6 Mill. t
13
.
.
30
3
3
30
 – 
18
 – 
3
 – 

Baumwollgewebe
3,5 Mrd. m
14
1
.
.
2
.
80
-
 – 
2
.
-

Wollgewebe
157 Mill. m
3
4
23
6
1
.
46
 – 
14
.
1
 – 

Leinengewebe
277 Mill. m
1
2
•
•
 – 
 – 
79
3
11
 – 
3
 – '

1 Im Durchschnitt der Jahre 1933/35. 3 Im Jahre 1938. 5 Im Jahre 1940.
2 Werte unter 1,0 v. H. sind durch . gekennzeichnet. 4 Einschließlich Brennschiefer, auf öl umgerechnet. 6 Im Jahre 1939.
21 Tagebucheintragung Halders über die veränderte Einschätzung der Stärke der Roten Armee durch die Abteilung Fremde Heere Ost, 4. April 1941
Franz Halder, a. a. 0., S. 345.
Lagenbericht Rußland: Abteilung Fremde Heere Ost gibt nun zu, daß die Stärke des russischen Heeres im europäischen Rußland stärker anzunehmen ist als bisher angenommen. (Das hatten die Finnen und die Japaner schon immer behauptet.) Die Gesamtzahl wird nun auf 171 Div., 36 Kav.-Divisionen und 40 mot.mech.Brigaden angenommen.
Das neuaufgestellte Panzerkorps zu 3 Divisionen steht anscheinend um Leningrad.
22 Tagebucheintragung Halders zum Bericht des Chefs der Abteilung Fremde Heere Ost über Truppenverschiebungen und den Zustand der Roten Armee, 26. April 1941
Franz Haider, a. a. 0., S. 382.
Kinzel: Rußland: Gesamtlage unverändert seit 1. 4. Seit dieser Zeit Vermehrung im Westen [der Sowjetunion] um 10 Divisionen. Vergrößertes Friedensheer (etwa 170 Div.) kann als auf Kriegsstärke befindlich angesehen werden. Ob Nachschubverbände aufgestellt sind, muß bezweifelt werden.
Für Materialergänzungen rollen dauernd Züge (z. B. 250 nach Gegend Wilna [Vilnius]), anscheinend für Ergänzung auf Kriegsstärke, da bisher zahlreiche Divisionen vor allem an Artillerie nicht voll waren.
Krebs meldet, daß es noch zahlreiche Truppenteile gibt, welche materiell noch große Lücken haben.
Personell wird über Mangel an Führern geklagt. Regimenter werden durch junge Majore, Divisionen durch Oberste geführt.
Verdichtung im Westen durch Zuzug neuer Divisionen (10) wirkt sich vornehmlich aus um Belostok [Bialystok] und Lemberg [Lwow]. Hinter der dicht nach Westen aufgeschlossenen Front stehen 4 Panzergruppen von verschiedener Stärke: Bessarabien, bei und westlich Shitomir, Wilna, Pskow.
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23 Tagebucheintragung Haiders über die Eindrücke des Obersten i.G. Krebs von der Friedenspolitik der Sowjetunion und der Leistungsfähigkeit der sowjetischen Streitkräfte, 5. Mai 1941
Franz Halder, a. a. O., S. 396–397.
Oberst Krebs kommt von Moskau zurück, wo er Köstring vertreten hat. Er hat größtes Entgegenkommen gefunden.
Rußland wird alles tun, um den Krieg zu vermeiden. Jedes Zugeständnis bis auf territoriale Forderungen ist zu erwarten.
Russisches Führerkorps ausgesprochen schlecht (niederziehender Eindruck).
Unterschied gegenüber Eindruck von 1933 ist auffällig negativ. Rußland wird 20 Jahre brauchen, bis es wieder alte Höhe erreicht. Materielle Rüstung ist im Gange. Neuer Jäger. Neuer Fernbomber. Aber fliegerische Leistung und Fähigkeit gering. Fernbomber anscheinend in der Nähe der deutschen Grenze versammelt.
Materialtransporte zum Stellungsbau laufen nach der Grenze. Von Truppenansammlungen im übrigen nichts zu sehen.
24 Aus den Notizen über eine Besprechung des Oberbefehlshabers der 4. Armee über die Einschätzung der Roten Armee und über die gegen sie anzuwendenden Kampfmethoden, 20. Mai 1941 *
DMA Potsdam, H 11.04.01./82, Bl. 661–673.
Es sind die Komm.Gen. und die Div.Kdre. mit ihren Chefs oder Ia versammelt, die beim Einsatz der 4. Armee unterstellt sein werden. Auch der Befehlshaber der PzGr2 ist mit seinem Chef erschienen. [. . .] Der OB begrüßt die Anwesenden. Die Ausführungen des Tages werden für viele eine Wiederholung von schon oft Gesagtem bedeuten. Das ist an und für sich nicht zu vermeiden, weil die erstmals Anwesenden orientiert werden müssen. Es ist aber auch volle Absicht, alles immer noch einmal zu sagen, damit die Ansichten der Armee auch wirklich überallhin durchdringen.
1 An der Besprechung nahmen neben Generalfeldmarschall von Kluge, dem Oberbefehlshaber der 4. Armee, und Oberst i.G. Blumentritt, dem Chef des Generalstabs der 4. Armee, teil: die Kommandierenden Generale und die Divisionskommandeure der 4. Armee mit ihren Chefs des Generalstabs bzw. ihren Ersten Generalstabsoffizieren, ferner Generaloberst Guderian, der Oberbefehlshaber der Panzergruppe 2, und sein Chef des Generalstabs, Generalmajor Nehring.
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Der Chef spricht dann auf Befehl des OB über die typischen Merkmale der Russischen Taktik.
Wie in Frankreich ist auch in Rußland nach 1918 dem Material für die Kampfführung eine besonders große Bedeutung zugesprochen worden. Die Franzosen haben wie bekannt unter dem Eindruck des Materialkrieges ein besonderes, starres Kampfverfahren ausgebildet, während das deutsche 100000-Mann-Heer unter dem General von Seeckt bewußt alles auf die Beweglichkeit abgestellt hatte. Die Russen haben infolge des Kriegsausgangs viel von den Franzosen angenommen, deren Verfahren lag ihnen in seinem Schematismus und der Systematik an sich schon besonders. Ebenso wie die Franzosen haben die Russen seit einigen Jahren versucht, sich auf die deutsche Art beweglicher Führung von Operationen umzustellen. Das ist aber schon den Franzosen nicht gelungen. Wieviel weniger wird es in dem russischen Führerkorps durchgedrungen sein. Jedenfalls sind die Merkmale der russischen Führung Schematismus und Formalismus. In geregeltem Einsatz wird also das Zusammenwirken von Infanterie, Artillerie und Panzern gut sein. Die Gefechte werden aber kaum reibungslos verlaufen, vor allem nicht infolge der deutschen Gegenmaßnahmen. In die neuen Lagen wird sich das russische Führerkorps nicht schnell hineinfinden können, und dann wird die Überlegenheit der deutschen Führung sich voll auswirken.
An Panzern hat jede russische Schützen-Division angeblich einPz.Batl. Es ist aber anzunehmen, daß diese Ausstattung nicht voll vorhanden ist. Die höhere Führung verfügt dann noch über weitere Pz.Bataillone und schließlich noch über Pz.Brigaden. Neuerdings sind nach deutschem Muster Pz.Divisionen und Pz.Korps aufgestellt worden, die aber nicht voll schlagkräftig sein werden.
Alle Unterlagen über das russische Heer sind aber sehr unsicher und unklar.
Der Chef bespricht dann das russische Angriffsverfahren an Hand von Unterlagen, die beim OKH bearbeitet worden sind. Es handelt sich um den planmäßigen Angriff einer beiderseits angelehnten Inf.Div., bei der im Korpsbereich der Schwerpunkt liegt. Eine Pz.Brigade ist zugeteilt. Schwerpunkte werden grundsätzlich gebildet, auch in den Aufträgen an die unterstellten Verbände spricht sich das stets aus. Starke Artilleriewirkung wird angestrebt. Gegen flüchtig eingegrabenen Feind werden regelmäßig 30 bis 35 Geschütze pro Kilometer gefordert. Für den Angriff wird dann eine Artilleriefeuervorbereitung von l1j2 Stunden vorgesehen.
Der Angriff vollzieht sich dann so, daß als erste die von oben zugeteilten Pz.-Verbände, die «Fernkampfpanzer», vorgehen, dann folgen die der Infanterie zugeteilten Pz.Bataillone, denen die Infanterie unmittelbar folgt. Es wird abschnittsweise vorgegangen, in vorher genau festgelegten Linien.
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Für die Besprechung der Verteidigung liegt ein Originalbeispiel aus russischer Quelle über die Maßnahmen einer beiderseits angelehnten Inf.Div. vor. Der Hauptkampflinie ist grundsätzlich eine pioniertechnische Zone von 10 bis 12 km Tiefe vorgelagert, die in mehrere Linien unterteilt ist, in denen vorgeschobene Kräfte kämpfen. Vor den Schwerpunktabschnitt legt sich dann noch eine Scheinstellung.
In dem vorliegenden Beispiel tritt die Vorliebe der Russen für die Verteidigung klar zu Tage. Mit dem Augenblick der Auftragserteilung an den Div.Kdr. tritt ein ausgeklügeltes Verfahren in Kraft. Der Div.Kdr. entwirft einen Zeitplan für seine Maßnahmen bis zu Viertelstunden für etwa die nächsten 12 Stunden und gibt dann genaue schriftliche Weisungen an den Stab mit vielen einzelnen Fragen, erläßt dann einen mündlichen Vorbefehl, aber auch diesen genau formuliert in vielen Ziffern. Anschließend begibt er sich zur persönlichen Erkundung in das Vorgelände, die er genau nach einem ihm schriftlich vorgelegten Vorschlag seines Ia durchführt. Nach Rückkehr erhalten nacheinander, nach Minuten berechnet, die verschiedenen Offiziere Aufträge, die Kommandeure, Ia, Ic, Ib, die anderen Stellen. Es folgen noch einmal mündliche Vorausbefehle, aber auch diese genau nach Ziffern und schließlich – nach vielen Stunden – der endgültige schriftliche Befehl.
All dies läuft genau nach einem Schema ab. Den Unterführern wird auch die Art der Ausführung befohlen. Es kann nur angenommen werden, daß ihnen eine sachgemäße Tätigkeit nicht zugetraut wird.
Gelingt es dem Russen, nach vorstehendem Verfahren die Verteidigung planmäßig aufzubauen, wird der Angreifer zweifellos in dem planmäßig geleiteten Artilleriefeuer es nicht leicht haben. Es wird nicht ohne schwere Verluste abgehen. Hat man ihm aber keine Zeit gelassen, die Verteidigung schematisch aufzubauen, wird ihm sein ganzes System zerschlagen werden, da nicht anzunehmen ist, daß das neuerdings angestrebte bewegliche Kampfverfahren sich bereits überall durchgesetzt hat. Jedenfalls wird der Russe schnell sich ändernden Lagen nicht recht gewachsen sein.
Über die Stärken trägt der Chef vor, daß die Russen angeblich über 175 Schützendivisionen mit je einem Pz.Bataillon zu 38 Pz. und 33 Kav.-Div. mit 65 leichteren Pz. verfügen.
Auf Bitte des OB führt dann Generaloberst Guderian aus: Bis 1939 bestand die Masse der russischen Panzer aus weniger schweren Typen mit nicht übermäßig starker Panzerung. Die Wirkung der 3,7 cm Pak wird meist ausreichen. Vor allem kann beim T 26 und BT mit ihrem Gewicht von 9 bis 11 t und einer Kanone die Panzerung nicht stark sein. Gegen den
112
30 t Pz. (T 28) reicht gegen die Seitenflächen die 3,7 cm Pak voraussichtlich aus, gegen die Stirnwand die 5 cm Pak. Der 45 t Pz. (T 32 und T 35) wird an Zahl nicht übermäßig stark auftreten.
Zu der Frage der Verwendung großer Panzerverbände durch die Russen äußert der Generaloberst, daß die deutsche Panzerwaffe 1939 elf Jahre theoretischer Vorbereitungen hinter sich hatte, und trotzdem traten bei Kriegsbeginn große Schwierigkeiten auf. Die russischen großen Panzerverbände, die erst im Winter gebildet sind, können also nicht gut jetzt schon schlagkräftig sein.
Die Erfahrungen, die der Generaloberst persönlich bis 1930 mit den zur Ausbildung nach Deutschland entsandten russischen Offizieren gemacht hat, bestätigen, daß diese damals sich in ihrem Denken in völlig schematischen Gleisen bewegten.
Der OB führt ergänzend aus, daß die englischen Pz. eine Panzerung von 6 cm, im Turm von 6,5 cm aufweisen. Es ist anzunehmen, daß die russischen Panzer bei weitem nicht so stark gepanzert sind und daß die neueren schwereren Panzer nicht zahlreich sein werden. Alle Panzer sind in der Seite und hinten gefährdet. Es muß angestrebt werden, gegen ihre Seiten und den Rücken zur Wirkung zu kommen. Gegen die schwächeren Panzer werden unsere Waffen aber auch gegen die Front ausreichen. [. . .]
Der OB weist dann mit Ernst darauf hin, daß sich Führung und Truppe gefaßt machen müssen:
a) auf starkes und massiertes Artilleriefeuer,
b) auf viele Panzerangriffe (die Infanterie muß sich auch darauf einstellen, von Tanks durchbrochen zu werden und daß sie trotzdem halten muß),
c) auf den Gaskrieg, und zwar sowohl auf Gasgranaten wie auf Verseuchung des Geländes (Truppe darauf hinweisen, sie darf aber nicht verprellt werden). [. . .]
Der OB schließt, daß beim ersten Zusammenstoß mit dem Russen ein eindeutig klarer Sieg erkämpft werden muß. Wenn wir die Kräfte richtig einsetzen, wird das bestimmt gelingen, besonders auch bei der Psyche (Stumpfsinn) des Russen. Selbst wenn er bereit ist, sich totschlagen zu lassen. Er, der OB, ist voll überzeugt, daß der Angriff gelingen wird. Mit dieser Überzeugung muß die Armee in den Kampf gehen, und den Führern wünscht er zu ihrer Aufgabe alles Soldatenglück.
8 Moritz, Barbarossa
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25 Mitteilung des Ic der Heeresgruppe B über die zahlenmäßige Stärke der sowjetischen Streitkräfte, die Qualität ihrer Waffengattungen und ihre Befestigungsanlagen, Stand: 8. Juni 1941
Anlage 7 zu HGr B (Ia) Nr. 500/41 geh.Kdos. Chefs, v. 13. 2. 1941, nicht unterzeichnet, 20 Ausf.: 15. Ausf.
AMO, f. 6598, op. 12473, d. 252, 1. 111–115.
1. Die derzeitige Gesamtstärke des teilmobilen russischen Kriegsheeres beträgt etwa:
20 AOKs
40 Schützenkorps-Kdos.
170 Schützen-Divisionen (davon etwa 15 mot.) 9 Kav.Korps-Kdos. 33^2 Kav.Divisionen
6 Panzer – oder mot.mech.Korps-Kdos. 5 Panzer-Divisionen 42 mot.mech.Brigaden
4 Fallschirmbrig. Bei Durchführung einer Gesamtmobilmachung können schätzungsweise höchstens etwa 209 Schützen-Divisionen aufgestellt werden.
2. Vermutete Kräfteverteilung nach dem Stand von 8. 6. 41 siehe beiliegende Karte (Beilage a).1
Aus ihr geht hervor, daß die Masse des russischen Kriegsheeres in Westrußland ohne eine ausgesprochene Schwerpunktbildung in Grenznähe steht. Mit örtlichen Verschiebungen einzelner Verbände vor Beginn eines etwaigen Krieges ist zu rechnen.
3. Die Gliederung des russischen Kriegsheeres ist nur lückenhaft bekannt. Die Nachrichten hierüber sind in der Hauptsache Agentenmeldungen und der Funkaufklärung entnommen. Ebenso fehlen sichere Unterlagen über die genaue Zahl der Heeresgruppen (= Fronten), der Armeen und Operationsgruppen.
4. In einem Kriege mit Deutschland ist damit zu rechnen, daß Teile der russischen Kräfte an anderen Fronten wie folgt gebunden sind:
a) Gegen Finnland, das die Lage zur Rückgewinnung der verlorenen Gebiete ausnutzen könnte, etwa 18 Schützen-Div. und 4 mot.mech.Bri-gaden;
1 Die Karte ist nicht vorhanden. '
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b) im Kaukasus 7 Schützen-Divisionen und 3 Kav.Div.;
c) im Fernen Osten, in Mittelasien und Sibirien 25 Schützen-Div., 8 Kav.Div., 5 mot.mech.Brigaden.
Demnach bleiben zur freien Verfügung gegen Deutschland (einschließlich Rumänien) :
etwa 120 Schützendivisionen
etwa 22^ Kav.Div.
etwa 5 Panzer-Div.
etwa 33 mot.mech.Brigaden ■ ■ :.
4 Fallschirmbrig.
Vor der Front der Heeresgruppe Mitte sind anzunehmen:
Verbände von 5 AOKs (AOK 3, 4, 10, 11 und 13), 12 Schützen-Korps
1 Kav. Korps
2 Panzer-Korps
40 Schützen-Div. (davon 2 mot.)
6 Kav.Div.
2 Panzer-Div.
12 mot.mech.Brig.
1 Fallschirmjäger-Rgt.
5. Einzelheiten über verschiedene russische Waffengattungen:
a) Artillerie
Die OHL verfügt über eine namhafte Artl.-Reserve, und zwar:
8 Artl.Div. zu je 4 Artl.Rgtern, nämlich:
1 l.mot.Rgt. zu 10 Battr. = 80 Battr. '>
1 s.mot.Rgt. zu 9 Battr. = 72 Battr.
1 schwerstes mot.Rgt. (wahrscheinlich 20,3 cm)
Zahl der Battr. unbekannt,
1 mot.Flakregiment unbekannter Gliederung.
Die Erfahrungen des russisch-finnischen Krieges haben gezeigt, daß die russische Artillerie-Unterstützung beim Angriff und in der Abwehr infolge des mangelhaften Zusammenwirkens mit den anderen Waffen nicht übermäßig stark gewesen ist.
b) Panzerwaffe:
Die Panzerverbände sind zahlenmäßig stark (etwa 5 Pz.Div. und 42 mot.-mech.Brig.). Das Gerät ist z. T. neuzeitlich und leistungsfähig, jedoch
8*
115
verhältnismäßig schwach gepanzert. Stets ist mit dem Auftreten von Panzerkampfwagen zu rechnen, weil auch zu jeder Schützen-Division organisch eine Panzerkampfwagenabt. gehören soll.
Seit März zeichnet sich der Versuch einer Zusammenfassung von Panzerkräften nach deutschem Vorbild ab. Als Anhalt siehe die herausgegebene mutmaßliche Gliederung eines russischen Panzerkorps.
Nach Ansicht des OKH, Abt. Fremde Heere Ost, werden solche Versuche operativer Verwendung von Panzer – (mot.mech.) Verbänden bei dem derzeitigen Ausbildungsstand der Roten Armee wohl an Führungs – und Nachschubschwierigkeiten scheitern.
Verwendung starker Panzer – (mot.mech.) Verbände zu weiträumigen Angriffsoperationen ist daher voraussichtlich nicht zu erwarten. Sie werden hauptsächlich als bewegliche operative Reserven zum Angriff gegen durchgebrochene Gegner eingesetzt werden.
c) Chemische Waffe:
Auf ihre Entwicklung ist besonderer Wert gelegt worden. BiszudenSchützen-Rgtern. herunter gehören zu sämtlichen Verbänden organisch Gastruppen. Ein Einsatz chemischer Kampfstoffe erscheint daher wahrscheinlich.
6. Grenzschutzkorps:
Das Grenzschutzkorps ist eine gut ausgerüstete und ausgebildete Truppe. Es untersteht im Frieden dem Volkskommissar des Innern (NKWD) und sichert im Kriege den Aufmarsch der Roten Armee. Eine Grenzschutzabteilung hat etwa Batl.Stärke, besitzt jedoch infolge besserer Ausstattung mit MG eine bedeutend höhere Feuerkraft. Ein Teil der Abteilung ist motorisiert.
Vor der Heeresgruppe Mitte stehen als erste Grenzsicherung 10 Grenzschutzabt. Mit weiteren NKWD-Truppen als Reserve ist zu rechnen.
7. Luftwaffe:
Die russische Luftwaffe verfügt nach den bisherigen Unterlagen über rund 6000 Frontflugzeuge.
Am stärksten belegt sind die Militärbezirke Kiew, der Besondere Militärbezirk West und die Militärbezirke Baltische Staaten und Leningrad mit insgesamt 4200 Flugzeugen. Hiervon sind allein 2500 bis 2700 Jagdflugzeuge.
Ein Schwerpunkt im Aufmarsch der Luftwaffe ist im Besonderen Militärbezirk West festzustellen. Genaue Angaben über Gliederung der Kräfte vor der Heeresgruppe Mitte und der Luftflotte 2 liegen nicht vor. Auf Grund der Funküberwachung können hier etwa 600 russische Kampf – und Aufklärungsflugzeuge und rund 900 russische Jagdflugzeuge vorhanden sein.
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Der Eigenart der russischen Luftkriegführung entsprechend muß in diesem Abschnitt mit reinrassigen Fernkampf – und Jagdflieger-Diven, gerechnet werden. Die Luftwaffe ist dem Heere unterstellt.
Besondere Schlachtflieger-Rgter., die nur zum Angriff gegen Erdziele, insbesondere Kolonnen usw., eingesetzt werden, sind vorhanden.
Hauptangriffsform ist der geschlossene Verband. Nacht – und Schlechtwetterflüge werden nach Möglichkeit vermieden. Bei der Eigenart der russischen Luftkriegführung und dem mangelhaften Nachrichtenverbindungsnetz ist mit einem engen Heranhalten von Fliegerkampfkräften an die aufmarschierten Heeresteile zu rechnen.
Fallschirm truppen:
Nach den Erfolgen der deutschen Fallschirmjäger wird der Ausbildung der russischen Fallschirmtruppe besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Sie soll in Bataillonen zusammengefaßt sein.
Zu Abwehrübungen gegen feindliche Fallschirmtruppen wurde auch die russische Zivilbevölkerung herangezogen. , ,.,,..
8. Russische Befestigungen: s
a) Befestigungen in Grenznähe.
Entlang der gesamten deutsch-russischen Grenze arbeiten die Russen am Ausbau einer Befestigungszone, die in der Hauptsache aus Feldbefestigungen besteht. Die MG-Stände sind vielfach noch unfertig betoniert. Schwerpunkte der Befestigungszone wurden durch eingegrabene Panzerkampfwagen verstärkt. Unmittelbar an der Grenze befinden sich ein durchlaufendes Drahthindernis und Wachtürme.
Schwerpunkte der Befestigungszone scheinen im Abschnitt Przemysl-Sokal zu liegen. Erkannt sind sie im Abschnitt Brest-Litowsk [Brest] – Nowogrod. In diesem ist der Abschnitt Brest – Nur am stärksten ausgebaut.
Schwache Stellen des Befestigungssystems liegen im Abschnitt gegenüber Ungarn, im Abschnitt Wladimir-Wolynski-WIodawa und um Grodno.
b) Befestigungen in der Tiefe.
1. Njemen [Neman\-Vonta-Linie.
Nach unbestätigten Meldungen sollen sich entlang des Njemen und der Vonta zwei hintereinanderliegende Verteidigungslinien befinden. Nähere Nachrichten hierüber liegen bisher nicht vor.
2. Die alte polnische Befestigungslinie Kamenez-Podolsk-Ternopol-Dubno-Pinsk-Baranowitschi-Wilna [Vilnius] findet ihre Fortführung in dem von
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Agenten gemeldeten Ausbau des nördlichen Düna[Daugawa]ufers, von Dünaburg [Daugavpils] bis Riga, nach Norden.
3. Das Befestigungssystem an der ehemaligen russischen Grenze von Odessa-Berditschew-Minsk-Peipus-See [Tschudskoje osero] ist seit 1940 nicht weiter ausgebaut worden. Es besteht in der Hauptsache nur aus in der Tiefe gestaffelten Sperren und Befestigungen der Verkehrsknotenpunkte.
Dieses Befestigungssystem hat seine größte Tiefe im Brückenkopf von Kiew.
26 Aus der Berichtigung der vorhandenen Aufklärungsergebnisse über die zahlenmäßige Stärke der sowjetischen Streitkräfte durch den Chef des Generalstabes der Heeresgruppe B, 18. Juni 1941 *
HGr B (Ic/AO) Nr. 37/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: I. A. Frhr. von Gersdorff, Majori. G., 20 Ausf.: 12. Ausf.
AMO, f. 6598, op. 12473, d. 252, 1. 119.
In den «Einzelangaben zur Feindlage» ist zu setzen:
AufS.l Statt «Stand 8. 6. 41» – «Stand 11. 6. 41» i Statt 170 Schtz.Div. – 175 Schtz.Diven. '-i.i Statt 5 Pz.Diven. – 7 Pz.Diven. Statt 42 mot.mech.Brig. – 43 mot.mech.Brig. ; Statt 4 Fallschirm-Brig. – 7 Fallschirm-Brig.
Auf S. 2 Statt etwa 120 Schütz.Diven. – etwa 125 Schtz.Diven. zu 4.c Statt etwa 5 Pz.Diven. – etwa 7 Pz.Diven.
Statt etwa 33 mot.mech.Brig. – etwa 34 mot.mech.Brig.
Statt 4 Fallschirm-Brig. – 7 Fallschirm-Brig.
Statt 40 Schtz.Diven. (davon 2 mot.) – 37 Schtz.Diven. (davon 3 mot.)
Statt 6 Kav.Diven. – 7 Kav.Diven.
Statt 2 Pz.Diven. – 3 Pz.Diven.
Statt 1 Fallschirmjg.Rgt. – 3 Fallschirmjg.Rgter.
Auf S. 3 Statt etwa 5 Pz.Diven. und 42 mot.mech.Brig. -Abs. 5.b etwa 7 Pz.Diven. und 43 mot.mech.Brig.
1 Siehe Dokument 25. ' ■ ■ ,
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In der Beilage a (Karte 1: 2500000) ist die Überschrift wie folgt zu ändern: Stand 11. 6. 1941 Gesamtstärke der Roten Armee
175 Schütz.Div., 331ji Kav.Div., 7 Pz.Div., 43 mot.mech.Brig.
davon in Europa: 150 Schtz.Div., 25x/2 Kav.Div., 7 Pz.Div., 38 mot.mech.Brig.
davon in Asien: 25 Schtz.Div., 8 Kav.Div., 5 mot.mech.Brig. [. . .]
27 Tagebucheintragung Halders über das vermutete Kräfteverhältnis an der deutsch-sowjetischen Front, 21. Juni 41
Franz Halder, a. a. O., S. 461.
Feindnachrichten: An einzelnen Stellen wird erhöhte Aufmerksamkeit der Russen gemeldet. (Vor VIII. AK Besetzen der Stellung.) In Finnland soll Mobilmachung öffentlich angeschlagen sein. [. . .]
Gesamtstärken:
Deutschland:1

Rußland:

(Barbarossa-Front) Inf.Div.
■'■' . '. '■;':.■ -
(Ganz europäisches Rußland)

+ Geb.Div. ,
102* ').»,'.] ] „\r!..''.:
154

Pz.Div.
■. 19 7/.•;!':.' '.'.'■''
10 ■ ■

mot.Div.
14**
37 mech. Brig.

Kav.Div.
1
251/.

Sonderverbände
5***
-

Stärken :
141 Div. Verbände
213 Div.Verbände

* Dabei 4 lei. und 2 Geb.Div. ** Dabei 4 SS-Div. *** Dabei 3 Sich.Div., 2 Div. 15. Welle
1 Die vom Generalstabschef des Heeres notierten Zahlen über die an der deutsch-sowjetischen Front einzusetzenden Verbände umfassen offensichtlich nur die unmittelbar zur Verfügung stehenden deutschen Divisionen. Zusammen mit den Landstreitkräften seiner Satelliten verfügte das faschistische Deutschland beim Überfall auf die Sowjetunion über insgesamt 190, davon 153 deutsche voll aufgefüllte und gut ausgerüstete Divisionen,
Die strategisch-operative Planung des faschistischen deutschen Generalstabs
28 Tagebucheintragung Halders über seine dem Chef der Operationsabteilung des Generalstabes des Heeres mitgeteilte Auffassung zur Führung eines iiggressionskrieges gegen die Sowjetunion, 3. Juli 1940
Franz Halder, a. a. O., S. 6.
v. Greiffenberg Rücksprache über:
a) Operative Fragen. Im Vordergrund steht zur Zeit die Frage England, die gesondert behandelt werden wird, und die Frage des Ostens. Letztere muß man von dem Hauptgesichtspunkt betrachten, wie ein militärischer Schlag gegen Rußland zu führen ist, um ihm die Anerkennung der beherrschenden Rolle Deutschlands in Europa abzunötigen. Daneben können Sondergesichtspunkte, wie Ostseeländer oder Balkanländer, Varianten veranlassen.
29 Tagebucheintragung Halders über seine mit der Operationsabteilung des Generalstabes des Heeres erörterten Operationsvarianten für den Überfall auf die Sowjetunion, 27. Juli 1940
Franz Halder, a. a. 0., S. 39.
v. Greiffenberg – Feyerabend: Operationsmöglichkeiten im Osten. Vorschlag starke Südgruppe. Gesamtbedarf an Kräften 100 Divn.
Ich [Halder] ziehe eine starke Nordgruppe vor, und Anlage der Operation von vornherein darauf, daß die sicherlich starken feindlichen Südkräfte
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durch eine von Moskau aus nach Süden geführte schnelle Operation zur Schlacht mit verkehrter Front gezwungen werden.1
30 Tagebucheintragung Halders über die Erörterung eines Operationsentwurfs des Generalmajors Marcks für die Aggression gegen die Sowjetunion, 1. August 1940
Franz Halder, a. a. 0., S. 51–52.
12.00 Uhr Marcks: Vortrag über russische Operation:
Ziel der Operationen; Straßen-, Eisenbahn – und Verkehrsverhältnisse; Bildung zweier großer Operationsgruppen auf Kiew und Moskau. Ich [Halder] weise darauf hin, daß die Operationsgruppe Kiew in der Ausnutzung rumänischen Bodens unsichere politische Unterlagen haben wird und daß die Ausstrahlung der Operationsgruppe Moskau nach den Randstaaten hin nur eine Nebenoperation sein dürfe, welche die Stoßrichtung Moskau nicht beeinträchtigt.
Rolle der Kriegsmarine und der Luftwaffe.
Aufforderung: Operative Grundlagen und daraus sich ergebende Forderungen auf dem Gebiete der Organisation und der anderen Wehrmachtteile niederzulegen.
31 Aus dem Operationsentwurf des Generalmajors Marcks für die Aggression gegen die Sowjetunion, 5. August 19402
Alfred Philippi, Das Pripjetproblem. Eine Studie über die operative Bedeutung des Pripjetgebietes für den Feldzug des Jahres 1941, Darmstadt 1956, S. 69–72.
Zweck des Feldzuges ist, die russische Wehrmacht zu schlagen und Rußland unfähig zu machen, in absehbarer Zeit als Gegner Deutschlands aufzutreten.
1 Bereits einen Tag vorher hatte Halder nach einem Vortrag des Chefs der Abteilung Fremde Heere Ost, Oberst Kinzel, über die Grundlagen der Operation als die günstigste Angriffsvariante die «-Anlehnung an die Ostsee Richtung Moskau» bezeichnet, um die in der Ukraine und am Schwarzen Meer stehenden sowjetischen Armeen zum Kampf mit verkehrter Front zu zwingen (Franz Halder, a. a. 0., S. 37). Zur strategischen Konzeption Hitlers siehe Dokument 10.
2 Siehe dazu die Kartenskizze bei Helmut Göpfert, Die militärische Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion. In: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, 14. Jg. (1966), S. Hilf.
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Zum Schutz Deutschlands gegen russische Bomber soll Rußland bis zur Linie unterer Don – mittlere Wolga – nördliche Dwina besetzt werden.
Rußlands kriegswirtschaftliche Hauptgebiete liegen in dem Lebensmittel – und Rohstoffgebiet der Ukraine und des Donezbeckens und in den Rüstungszentren um Moskau und Leningrad. Die östlichen Industriegebiete sind noch nicht leistungsfähig genug.
Unter diesen Gebieten bildet Moskau den wirtschaftlichen, politischen und geistigen Mittelpunkt der SSSR. Seine Eroberung zerreißt den Zusammenhang des russischen Reiches.
Das Kriegsgebiet:
Moskau wird nach Norden und Westen geschützt durch riesige Wald – und Sumpfgebiete, die sich vom Weißen Meer südlich an Leningrad vorbei über Witebsk bis zur Linie Kobrin – Luzk – Kiew ziehen. Ihr südlicher Teil, die Pripjatsümpfe, teilt das Grenzgebiet in 2 getrennte Operationsräume. Das Waldgebiet ist am mächtigsten zwischen Leningrad und Moskau und in den Pripjatsümpfen. Durch seinen schmälsten und mehrfach durchbrochenen Mittelteil ziehen sich die großen Straßen von Warschau und Ostpreußen nach Moskau über Sluzk, Minsk und Witebsk.
Südlich der Pripjatsümpfe liegt das waldarme Gebiet von Ostgalizien und der Ukraine. Das Gelände ist hier für den Kampf günstig, die Bewegung ist durch Wegearmut eingeschränkt (nur eine große Straße über Kiew in West-Ost-Richtung) sowie durch das große Hindernis des Dnepr.
Für die Bewegung ist das Land nördlich der Pripjatsümpfe wegen seiner größeren Anzahl guter Straßen günstiger, für den Kampf die Ukraine.
Im Nordgebiet wird sich der Kampf vielfach um die Straßenzüge abspielen müssen.
Feind:
Die Russen werden uns nicht den Liebesdienst eines Angriffs erweisen. Wir müssen damit rechnen, daß das russische Heer uns gegenüber in der Abwehr bleibt und nur die Luftwaffe und die Marine, namentlich die U-Boote, offensiv wirken.
Rußlands Kriegführung wird darin bestehen, daß es sich der Blockade anschließt. Zu diesem Zweck ist ein russischer Einbruch nach Rumänien wahrscheinlich, um uns das Ol zu nehmen. Zum mindesten ist mit starken Luftangriffen auf das rumänische Ölgebiet zu rechnen.
Andererseits kann sich der Russe nicht wie 181.2 jeder Entscheidung entziehen. Eine moderne Wehrmacht von 100 Divisionen kann ihre Kraft-'
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quellen nicht preisgeben. Es ist anzunehmen, daß sich das russische Heer in einer Verteidigungsstellung zum Schutz Großrußlands und der östlichen Ukraine zum Kampf stellt.
Eine gute Verteidigungsstellung wird es in der Linie Düna [Daugawa] bis Polozk – Beresina – Tiefe der Pripjatsümpfe – Sbrutsch – Prut oder Dnestr finden. Diese Linie besitzt von früher her Befestigungen. Auch ein Zurückweichen bis zum Dnepr ist möglich.
Vorwärts dieser Linie wird der Russe voraussichtlich nur hinhaltend kämpfen.
Rußland besitzt z. Z. 151 I.D., 32 K.D., 38 mot.mech.Brigaden. Diese Zahl wird sich bis zum Frühjahr nach Auffassung der 12. Abt.1 nicht wesentlich erhöhen können.
Von diesen Kräften sind gebunden: 34 I.D., 8 K.D., 8 mot.mech.Br. gegen Japan 6 I.D., 1 K.D. gegen die Türkei
15 I.D., 2 mot.mech.Br. gegen Finnland
55 I.D., 9 K.D., 10 mot.mech.Br.
Gegen Deutschland bleiben: 96 I.D., 23 K.D., 28 mot.mech.Br.
Kräfteverteilung: Zur Zeit liegen Schwerpunkte auf den äußeren Flügeln in der Ukraine und in den Ostseestaaten. Insgesamt sind die Kräfte fast gleichmäßig südlich und nördlich des Pripjatgebietes verteilt, mit einer Reserve um Moskau. Diese Art der Verteilung kann auch im Krieg gegen Deutschland angenommen werden. Ob ein Schwerpunkt nördlich oder südlich gebildet werden wird, hängt von der politischen Entwicklung ab. Wahrscheinlich wird die Truppenzahl im Norden größer bleiben als im Süden.
Aus den Panzerbrigaden, mot.Divisionen, Heeresartl. und Kav.Div. könnte die russische Heeresleitung eine bewegliche Reserve schaffen, die bei guter Führung starke Einwirkung haben könnte. Bisher ist davon nichts zu beobachten.
Da der Russe diesmal nicht wie im Weltkrieg die Überlegenheit der Zahl besitzt, ist vielmehr damit zu rechnen, daß er, einmal durchbrochen, seine auf eine lang gedehnte Linie verteilten Kräfte nicht mehr zu einheitlichen Gegenmaßnahmen zusammenfassen kann und in Einzelkämpfen der Überlegenheit der deutschen Truppe und Führung bald erliegen wird.
Gemeint ist die Abteilung Fremde Heere des Generalstabes des Heeres, die die Einschätzung des Gegners vornahm.
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Eigene Truppe:
Im Frühjahr sollen außer den Besatzungstruppen in Norwegen, Dänemark und dem Westen vorhanden und gegen Rußland verfügbar sein: 24 Pan-zer-Div., 110 Inf. – und Geb.Div., 12 mot.Div., 1 K.D. – zusammen: 147 Divisionen.
Führung des Feldzuges:
Bei der Größe des Kriegsgebiets und seiner Teilung durch die Pripjat-sümpfe kann die Entscheidung gegen das russische Heer nicht in einer einzigen Kampfhandlung herbeigeführt werden. Man wird anfangs gegen die beiden Hauptteile des russischen Heeres getrennt vorgehen müssen mit dem Ziel, später zu einer einheitlichen Operation jenseits der großen Wälder zu kommen.
Operationsabsicht :
Das deutsche Heer schlägt mit seinen Hauptkräften den in Nordrußland
stehenden Teil des russischen Heeres und nimmt Moskau.
Es geht hierzu mit Schwerpunkt aus der Linie Brest – Insterburg [Tschernjawsk] gegen die Linie Rogatschew – Witebsk vor.
Südlich der Pripjatsümpfe verhindern schwächere Kräfte durch Angriff aus der Linie Jassy [Jasi] – Ussok – Przemysl – Hrubieszöw auf Kiew und den mittleren Dnepr ein Vorgehen der feindlichen Südgruppe gegen Rumänien und bereiten ein späteres Zusammenwirken mit den Hauptkräften ostwärts des Dnepr vor.
Der Angriff gegen die russischen Kräfte in der Ukraine ist schon zum Schutz des rumänischen Ölgebiets unvermeidlich. Mit den Hauptkräften des deutschen Heeres von Rumänien aus, weiteren Kräften aus Nord-Ungarn, Galizien und Südost-Polen geführt, könnte er zum kriegsentscheidenden Hauptangriff werden, der über den Dnepr auf Moskau vorzustoßen hätte. Weder die politischen Verhältnisse auf dem Balkan noch die Bahn – und Straßenlage in Ungarn und Rumänien lassen jedoch den Aufmarsch starker deutscher Kräfte vor Kriegsbeginn zu. Mit Sicherheit durchführbar ist nur ein Angriff aus Galizien und Süd-Polen in Richtung auf Kiew und den mittleren Dnepr. Dieser Angriff kann nicht die Hauptoperation sein, dazu ist sein Raum zu eng und die Entfernung nach Moskau zu weit. Er ist jedoch mit so starken Kräften zu führen, daß er die ukrainische Kräftegruppe schlagen und den Dnepr überschreiten kann, um später im engeren Zusammenhang mit der nördlich der Pripjatsümpfe zu führenden Hauptoperation entweder nach Charkow oder nach Nordosten
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weitergetragen zu werden. Sein Schwerpunkt muß im Norden liegen, sein Hauptziel Kiew sein. Das Gelände ist bis hierhin im allgemeinen günstig, besonders für Panzer. Vor Kiew sind 3 vorbereitete Stellungen zu überwinden.
Auf den Angriff aus Rumänien heraus darf dabei nicht verzichtet werden, auch wenn politische Gründe dort den Aufmarsch vor Kriegsbeginn verbieten. Eine Armee ist im Reichsgebiet so bereitzustellen, daß sie mit den Räderteilen ihrer Pz. – und mot. Divisionen und der nötigen Artl. mit Kriegsbeginn über Ungarn nach Rumänien einrückt und den Schutz des Landes und des weiteren Aufmarsches übernimmt.
Der Hauptangriff des Heeres richtet sich von Nordpolen und Ostpreußen auf Moskau. Da ein Aufmarsch in Rumänien nicht möglich ist, gibt es keine andere entscheidende Operation. Ein Ausholen nach Norden würde nur den Weg verlängern, um schließlich in das Waldgebiet nordwestlich Moskau zu führen.
Seine leitende Idee ist, im geraden Stoß auf Moskau die Masse der russischen Nordgruppe vorwärts, innerhalb und ostwärts des Waldgebiets zu schlagen und zu vernichten, im Besitz von Moskau und Nord-Rußland sich nach Süden zu wenden, im Zusammenwirken mit der deutschen Südgruppe die Ukraine zu erobern und im Endziel die erstrebte Linie Rostow – Gorki – Archangelsk zu gewinnen.
Zur Deckung der Nordflanke dieser Operation ist eine besondere Kräftegruppe über die untere Düna auf Pskow – Leningrad anzusetzen. . . .
Kräfteansatz :
Wie in Polen und im Westen muß der Erfolg in der Überraschung und der Schnelligkeit gesucht werden. Die Kampfführung ist so gedacht, daß bei allen Armeen schnelle Kräfte in erster Welle die russischen Truppen vorwärts der Fluß – und Waldstellungen durchstoßen und im Vorgehen auf die Durchgänge der Waldzonen und die Flußübergänge bleiben, um sie mit Unterstützung der Luftwaffe in die Hand zu nehmen. Ihnen dichtauf folgend, suchen Inf.Div. den durchstoßenen Feind abzuschneiden und zu vernichten, während andere sich den schnellen Truppen unter Ausnutzung aller Beförderungsmittel anhängen und ihre Erfolge sichern und erweitern. Auch durch die Pripjatsümpfe gehen Teile auf den dort nicht seltenen Wegen und Eisenbahnen (Panzerzüge mit russischer Spurweite!) vor, um dem Feind in den Rücken zu kommen.
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Zudem erfordert die mit dem Fortschreiten des Angriffs ständig wachsende Breite des Kriegsgebiets das Nachführen starker Heeresreserven, die später unter Einschieben neuer AOKs . . . einzusetzen sind. Sie sind zum Teil der Nordgruppe unmittelbar nachzuführen, zum Teil so an günstigen Straßen – und Bahngebieten zu verteilen, daß sie eine Verstärkung beider Heeresgruppen ermöglichen. . . .
Kräfteverteilung: (Zusammenfassung)
HGrSüd: 5 Pz.Div., 6 mot.Div., 24 Inf.Div., – 

HGr Nord:* 15 Pz.Div., 2 mot.Div., 50 Inf.Div., 1 Kav.Div.
Heeresreserve: 4 Pz.Div., 4 mot.Div., 36 Inf.Div., – 
Zusammen: 24 Pz.Div., 12 mot.Div., 110 Inf.Div., 1 Kav.Div.
* Die nördlichste Armee: 3 Pz.Div., – , 12 Inf.Div., – 
32 Operationsstudie des Gruppenleiters Heer in der Abteilung Landesverteidigung im OKW für die Aggression gegen die Sowjetunion (Loßberg-Studie), 15. September 1940
OKW/WFSt/Abt L (Op H) Nr. 905/40 geh.Kdos. Chefs., nicht unterzeichnet.
Lew Besymenski, Sonderakte «Barbarossa». Dokumente, Darstellung, Deutung, Stuttgart 1968, S. 307–313.
Das Ziel eines Feldzuges gegen Sowjetrußland ist es, in schnellen Operationen die in Westrußland stehende Masse des russischen Heeres zu vernichten, den Abzug kampfkräftiger Teile in die Weite des russischen Raumes zu verhindern und dann unter Abschneiden Westrußlands von den Meeren bis zu einer Linie vorzustoßen, die uns die wichtigsten Teile Rußlands in die Hand gibt und leicht gegen das asiatische Rußland abzuschirmen ist. Der Operationsraum gegen Rußland wird dabei zunächst durch die Pripjatsümpfe geteilt, so daß der Zusammenhang zwischen den nördlich und südlich dieses Gebietes operierenden Gruppen erst im Abschnitt der Verfolgungskämpfe herzustellen sein wird.
Zweck des vorliegenden «Operationsplanes» ist es, den Grundgedanken der Operationen im nördlichen und südlichen Raum und dabei im besonderen darzulegen, wo im Großen und innerhalb der beiden Operationsgebiete der Schwerpunkt gesehen wird. .....
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Als Anlagen sind neben Karten Unterlagen über die russische Wehrmacht und Wehrkraft zusammengestellt. Auf Angaben über die russischen Befestigungen wurde verzichtet. Es sollen nur unzusammenhängende Feldbefestigungen an der alten und neuen russischen Westgrenze vorhanden sein. Zuverlässige Angaben fehlen.
Die in Anlage 1 beigefügte Karte gibt einen Überblick über die Ende August 1940 angenommene Kräfteverteilung des russischen Heeres. Tai berücksichtigen ist dabei, daß sich ein einigermaßen zutreffendes Feindbild gerade in Rußland schwer gewinnen läßt. Noch weniger dürfen aus der jetzigen Lage Rückschlüsse auf die russische Kräftegruppierung dann gezogen werden, wenn deutsche Angriffsabsichten auf der Gegenseite erkannt sein sollten. Die augenblickliche russische Kräfteverteilung dürfte noch durch die vorangegangenen Ereignisse in Finnland, den Randstaaten und Bessarabien bestimmt sein. Als charakteristisch für jeden russischen Aufmarsch verdient aber folgendes hervorgehoben zu werden:
1. Eine Mobilmachung nach deutschen Begriffen in der Form, daß aktive Divisionen aufgefüllt und Reservedivisionen aufgestellt werden, scheint es in Rußland nicht zu geben. Das Kriegsheer dürfte in seinem Rahmen annähernd schon jetzt bestehen, wobei der Grad der Einsatzbereitschaft und der Wert der verschiedenen Verbände schwer zu übersehen sind.
2. Die russische Führung ist derartig schwerfällig, das russische Eisenbahnnetz in seiner Ausnutzung durch die Kommandostellen als so unzureichend anzusehen, daß jeder neue Aufmarsch zu großen Reibungen führen und entsprechende Zeit in Anspruch nehmen wird.
3. Bei jeder Spannung mit Deutschland werden russische Kräfte gebunden sein
a) gegen Finnland, hier schon im Hinblick auf die deutschen Kräfte in Norwegen,
b) an der rumänischen Grenze,
c) im Kaukasus (unzuverlässige Bevölkerung, Türkei, Sicherung des Erdölgebiets),
d) im Fernen Osten.
In einem Krieg gegen Deutschland hat Rußland im Großen folgende drei Möglichkeiten:
I. Der Russe will in die Vorhand kommen und stößt zu diesem Zweck in einen beginnenden deutschen Aufmarsch hinein.
IL Die russischen Armeen nehmen den deutschen Angriff in Aufmarschräumen nahe der Grenze an, um die auf beiden Flügeln (Ostsee und Schwarzes Meer) gewonnenen Positionen zu halten.
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III. Die Russen wenden das schon 1812 bewährte Verfahren an, in die Weite ihres Raumes auszuweichen, dem Angreifer die Schwierigkeiten der langen Verbindungen und der Versorgung zuzuschieben und erst im späteren Verlauf des Feldzuges zum Gegenschlag auszuholen.
Hierzu wird wie folgt Stellung genommen:
Zu L:
Daß der Russe sich eine Offensive großen Stils etwa gegen Ostpreußen und das nördliche Gouvernement zutraut, solange die Masse des deutschen Heeres nicht auf lange Sicht an einer anderen Front gebunden ist, ist unwahrscheinlich. Führung wie Truppe dürften hierzu nicht in der Lage sein. Wahrscheinlicher sind schon Teilaktionen. Sie können sich entweder gegen Finnland oder gegen Rumänien richten. Ein Angriff gegen Finnland während einer Spannung mit Deutschland würde jedoch die strategische Lage der Russen keineswegs verbessern, im Gegenteil die nach Finnland eingerückten Kräfte bei einem Angriff des deutschen Nordflügels längs der Ostsee der erhöhten Gefahr aussetzen, abgeschnitten zu werden.
Anders liegen die Verhältnisse für einen russischen Zugriff gegen das rumänische Erdölgebiet. Hier würde es den Russen darauf ankommen, die deutsche Versorgungsbasis zu zerschlagen. Unter Umständen würde für einen solchen Zweck sogar der Einsatz der russischen Fliegertruppe genügen. Wird auch zur Erde angegriffen, so liegt Einsatz der verhältnismäßig starken und angeblich guten russischen Fallschirmtruppen nahe. Einer solchen Gefahr mit deutschen «Lehrtruppen» und durch Organisation der rumänischen Abwehr zu begegnen, wird Aufgabe der künftigen deutschen Militärmission sein, die damit gleichsam als «vorausbefördertes Personal» des deutschen Südflügels anzusprechen ist.
Zu IL:
Diese Lösung erscheint am wahrscheinlichsten, da nicht anzunehmen ist, daß eine so starke Militärmacht wie Rußland ihre wertvollsten und zum Teil in der letzten Zeit erst errungenen Gebiete kampflos preisgibt. Auch die nach den vorliegenden Nachrichten vorwärts des Dnepr besonders stark ausgebaute Bodenorganisation der russischen Fliegertruppe würde bei einem weiträumigen Ausweichen schnell verloren gehen.
Der russische Aufmarsch könnte bei einem solchen Entschluß eine gewisse Ähnlichkeit mit der jetzigen Kräfteverteilung haben, wobei wohl noch stärkere russische Kräfte im Gebiet von Russisch-Polen1 aufmar– 

1 Gemeint sind die von der Sowjetunion im September 1939 wiedergewonnenen westlichen Teile der Ukraine und Belorußlands.
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schieren würden und schon im Hinblick auf das russische Bahnnetz eine Zentralreserve in dem Raum von Moskau bleiben wird.
Für uns wäre ein solcher Entschluß, in dem der Gegner sich frühzeitig mit starken Kräften zum Kampf stellt, deswegen günstig, weil die russische Führung nach Niederlagen in den grenznahen Schlachten kaum einen geordneten Rückzug des gesamten Heeres zustande bringen wird.
Zu III.:
Gründet der Russe seinen Operationsplan von vornherein darauf, einen deutschen Angriff zunächst nur mit Teilkräften anzunehmen und die Masse weit rückwärts zu konzentrieren, so bietet sich als Anlehnung hierfür nördlich der Pripjatsümpfe vor allem die große Strombarriere der Düna [Dau-gawa] und des Dnepr an, die nur südlich Witebsk für etwa 70 km unterbrochen wird.
Ein solcher für uns ungünstiger Entschluß muß als möglich in Rechnung gestellt werden. Dagegen ist es durchaus unwahrscheinlich, daß südlich der Pripjatsümpfe der Russe das für ihn fast unersetzliche Gebiet der Ukraine preisgibt.
Zu dem folgenden Vorschlag für die eigenen Operationen wird auf die als Anlage 2 beigefügte Karte der deutschen und russischen Aufmarschbahnen und die Angaben hierzu (Anlagenheft) verwiesen. Bei den deutschen Angaben ist dabei die volle Durchführung des Programms Otto1 zugrundegelegt, während die russischen Angaben als unsicher zu gelten haben; sie stellen voraussichtlich Höchstwerte dar.
Zu berücksichtigen ist, daß die russischen Strecken in den neu gewonnenen polnischen Gebieten schon jetzt zum Teil umgenagelt werden und daß die verschiedene Spurweite uns vor allem nach großem Raumgewinn vor schwierige Probleme stellen kann. Es wird dann darauf ankommen, genügend russisches Eisenbahnmaterial abzuschneiden und für uns sicherzustellen, später einzelne russische Bahnen auf unsere Spurweite umzunageln.
Insgesamt kann auf deutscher Seite Aufmarschmöglichkeit von 7 Divisionen, auf russischer Seite von 5 Divisionen täglich errechnet werden.
Charakteristisch für die russischen Bahnen sind die Konzentrierung auf Moskau und die unzureichenden Nord-Süd-Verbindungen, die Umgruppierungen hinter der feindlichen Front erschweren. Jede deutsche Operation aber wird sich in ihrem weiteren Verlauf auf leistungsfähige russische Bahnen abstützen müssen, da in den weiten Räumen ein nur auf Straßen angewiesener Nachschub nicht ausreichen wird.
1 Betraf den Ausbau strategisch wichtiger Verkehrswege in Polen für den Aufmarsch.
9 Moritz, Barbarossa
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Für die eigenen Operationen (hierzu Kartenskizze Anlage 3) ist zunächst zu entscheiden, ob ihr Schwerpunkt nördlich oder südlich der Pripjat-sümpfe liegen soll. Daß die Operationen in beiden Räumen gleichzeitig einzuleiten sind, dürfte bei der deutschen Überlegenheit außer Zweifel stehen.
Für den Schwerpunkt im Norden sprechen die wesentlich besseren Aufmarschverhältnisse (siehe Bahnleistungen), das Interesse, den Russen im Ostseeraum schnell auszuschalten, die in Operationsrichtung verlaufenden verhältnismäßig guten russischen Bahnen, die mögliche Kooperation mit der durch Finnland anzusetzenden Gruppe XXI, die Erreichbarkeit von Leningrad und Moskau.
Für einen Schwerpunkt im Süden sprechen die Bedrohung Rumäniens, die Möglichkeit, deutsche mot.Verbände auf verhältnismäßig kurzen Wegen (aber nach Überschreiten der russischen Grenze schlechten Verbindungen) aus dem rumänischen Erdölgebiet und später im ostgalizischen ölgebiet zu versorgen, die Bedeutung der Ukraine.
Vorgeschlagen wird der Schwerpunkt im Norden und hier folgende Führung der Operationen:
Angriff mit zwei Heeresgruppen aus der allgemeinen Linie ostwärts Warschau – Königsberg [Kaliningrad], Schwerpunkt bei der südlichen, im Raum von Warschau und in Südostpreußen aufmarschierenden Heeresgruppe, der die Masse der Panzer – und mot.Verbände zuzuteilen ist. Für diese würde im Laufe des Winters eine Versorgungsbasis im Aufmarschgebiet einzurichten sein.
Die südliche Heeresgruppe zersprengt im Angriff, Schwerpunkt auf die Lücke zwischen Dnepr und Düna, die im Raum um Minsk stehenden russischen Kräfte und stößt dann allgemeine Richtung Moskau durch. Günstig für den Schwerpunkt über Minsk auf Moskau und den damit zusammenhängenden Einsatz starker mot.Verbände ist, daß die einzige fertiggestellte russische Autobahn von Minsk auf Moskau führt.
Die nördliche Heeresgruppe greift aus Ostpreußen heraus auf und über die untere Düna an.
Das Zusammenspiel der beiden Heeresgruppen hat nach dem Grundgedanken zu erfolgen, daß die südliche (Schwerpunkt-)gruppe je nach Lage Kräfte vorübergehend nach Norden abdreht – möglichst ostwärts der Düna – , um die vor dem Nordflügel stehenden Russen abzuschneiden. Die riesigen Entfernungen werden dabei schon aus Versorgungsgründen zu Operations pausen führen.
Die Gruppe XXI wird zusammen mit dem voraussichtlich verbündeten finnischen Heer eine abgesetzte Nordgruppe zu bilden haben. Hierbei wird ihr die Aufgabe zufallen, mit Teilkräften aus Nordostnorwegen heraus auf»
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Murmansk zu stoßen, mit Ma-sse unter dem Schutz der Finnen auf schwedischen und finnischen Bahnen in Südfinnland aufzumarschieren, hier zunächst russische Kräfte zu binden und spätestens bei Annäherung des deutschen Nordflügels auf Leningrad, vielleicht sogar nördlich des Ladoga-Sees, anzugreifen. Der Engpaß für Antransporte liegt bei Haparanda – Tornio. Diese eingleisige Strecke hat in Schweden Normalspur, in Finnland breite Spur. Die Transportleistung wird auf finnischer Seite auf 12 bis 16 Züge geschätzt.
Für den Operationsraum südlich der Pripjatsümpfe würde nach Ausscheiden starker ObdH-Reserven eine Heeresgruppe mit etwa 1/3 der Gesamtkräfte, dabei entsprechende schnelle Verbände, verfügbar bleiben. Dieser Heeresgruppe würde die Aufgabe zufallen, die zwischen den Prip-jatsümpfen und dem Schwarzen Meer stehenden Feindkräfte in beiderseitiger Umfassung zu vernichten, dann in der Verfolgung die Ukraine in Besitz zu nehmen und nach Überschreiten des Dnepr mit Kräften, deren Stärke von dem russischen Widerstandswillen abhängt, ostwärts der Pripjatsümpfe die Verbindung mit den Nordkräften herzustellen.
Der Schwerpunkt einer solchen Operation hätte an den beiden äußeren Flügeln zu liegen in der Weise, daß die Hauptgruppe aus dem südlichen Gouvernement (um Lublin) mit starkem linken Flügel nach Ost-Südost angreift und im späteren Verlauf der Operationen im Zuge der Bahn Rowno (nordostwärts Lemberg [Lwow]) – Jekaterinoslaw [Dnepropetrowsk] die Anlehnung an die Pripjatsümpfe und später den Dnepr sucht.
Gleichzeitig mit dem Beginn der Offensive wäre eine Kräftegruppe, dabei mot.Verbände, aus der Ostmark auf Bahnen und Straßen über Ungarn in den Raum nördlich der Donaumündung zu führen, wobei den als verbündet anzusprechenden Rumänen die Deckung des Aufmarsches zufällt und die in Rumänien befindlichen schnellen deutschen Kräfte zum Offenhalten von Abschnitten (Pruth [Prut]) eingesetzt werden könnten. Aufgabe dieser Kräftegruppe ist es dann, in dem durch die Flußläufe freilich schwierigen Gelände zwischen Schwarzem Meer und Trans-Sylvanischen Alpen nach Norden vorzustoßen und den südlich der Pripjatsümpfe kämpfenden russischen Kräften den Rückzug nach Osten zu verlegen.
Als erheblicher Vorteil für die Operationen im Süden wird ins Gewicht fallen, daß die Russen voraussichtlich in der Ukraine bald innere Schwierigkeiten haben werden, die sich, gesteuert durch unsere Abw.II-Arbeit1, vor
1 Abteilung des Amtes Auslandsnachrichten und Abwehr zur Durchführung von Diversionsakten in den zu überfallenden Staaten.
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allem durch Störung der wenigen dort führenden Bahnlinien auswirken können. Ist die Ukraine besetzt, so wird sich dort voraussichtlich bald eine unseren Wünschen entsprechende tragfähige «Regierung» bilden lassen, welche die Beaufsichtigung des weiträumigen rückwärtigen Gebietes erleichtern kann.
Der schwere zum Teil lehmige Boden der Ukraine wird bei Regenperioden die Bewegungen mot.Verbände erschweren.
In welcher Weise im späteren Verlauf der Operationen der Zusammenhang der beiden Hauptgruppen ostwärts der Pripjatsümpfe herzustellen und welches, räumlich gesehen, das militärische Endziel ist, wird wesentlich davon abhängen, ob und wann Rußland nach deutschen Anfangserfolgen von innen her zusammenbricht. Daß Rußland noch aktionsfähig bleibt, nachdem seine Westgebiete und der Anschluß an die Meere verloren gegangen ist, scheint auch dann ausgeschlossen, wenn das russische Rüstungsgebiet am Ural (Verteilung der russischen Rüstungsindustrie siehe Karte Anlage 4) berücksichtigt wird. Als sehr weitgestecktes Ziel kommt die allgemeine Linie Archangelsk – Gorki – Wolga (bis Stalingrad) – Don (bis zur Mündung ins Schwarze Meer) in Frage.
Für die Einsatzmöglichkeiten der deutschen und russischen Luftwaffe wird auf die Karten Anlage 5 verwiesen; aus ihr sind die Reichweiten der deutschen Luftwaffe, die Schwerpunkte der russischen Bodenorganisation und die sich hieraus ergebenden Reichweiten ersichtlich. Beim Russen wird dabei zu berücksichtigen sein, daß seiner Luftwaffe trotz ihrer Stärke ein einheitlich gesteuerter großzügiger Einsatz kaum zuzutrauen ist. Der Einsatz der Kampfverbände wird sich voraussichtlich mehr in taktischen Grenzen halten. Die Aufklärung wird der Führung nur unzureichende Unterlagen erbringen.
Aufgabe der deutschen Luftwaffe wird es sein, unter Ausschaltung der russischen Luftwaffe die deutschen Operationen in ihren Schwerpunkten, namentlich in Richtung auf und über Minsk, sowie auf den beiden Flügeln der südlichen Heeresgruppe zu unterstützen. Die russischen Bahnen werden je nach ihrer Bedeutung für die Operationen zu unterbrechen bzw. in ihren wichtigsten Objekten (Flußübergänge!) zu schützen sein. Die Gefahrenpunkte der russischen Bahnen sind auf der Karte Anlage 2 kenntlich gemacht. Kühner Einsatz von Fallschirm – und Luftlandetruppen und ihre Zusammenfassung an den wichtigsten Stellen (z. B. Bahn Nr. 2, 3 und 4 der Karte 2) wird unter den russischen Verhältnissen wesentlich weitere Räume überbrücken können, als es unter westlichen Verhältnissen möglich wäre. Angriffe gegen die Rüstungsindustrie werden während der.
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Hauptoperationen zu unterbleiben haben und erst nach ihrem Abschluß aus der im Endziel zu erreichenden Linie gegen das Uralgebiet in Frage kommen:
Für den Einsatz der Kriegsmarine ist der Küstenvorfeldcharakter der Ostsee (siehe Karte Anlage 6) zu berücksichtigen, der offensive Verwendung eigener größerer Überwasserstreitkräfte gegen die russische Flotte und ihre Stützpunkte ausschließt. Aufgabe der Kriegsmarine wird es daher in der Hauptsache sein, das eigene Küstenvorfeld zu sichern und die Ostseeausgänge gegen Ausbruchsversuche russischer Seestreitkräfte zu sperren.
Die eigenen Erzzufuhren durch die Ostsee werden durch die zahlreichen russischen U-Boote und Schnellboote voraussichtlich unterbunden werden; die russische Flotte und damit die U-Boot-Gefahr wird erst dann ausgeschaltet sein, wenn die russischen Seestützpunkte einschließlich Leningrad durch die Heeresoperationen erreicht sind. Dann wird für den Nachschub des Nordflügels auch der Seeweg ausgenutzt werden können; vorher wird man mit einer dauernden gesicherten Seeverbindung Baltikum – Finnland nicht rechnen können.
Abschließend bleibt zu untersuchen, ob und in welchen Grenzen ein Feldzug gegen Rußland im kommenden Herbst und Winter praktisch vorbereitet werden muß, auch wenn England noch nicht geschlagen sein sollte. Wesentlich ist, daß Rußland vor Niederringen Englands nicht auf die drohende Gefahr aufmerksam gemacht und zu Gegenmaßnahmen (Rumänien, Einstellen der Wirtschaftslieferungen) veranlaßt werden darf. Die ab Ende Oktober unter Heeresgruppe B verfügbaren Kräfte (35 Divisionen) reichen voll aus, um die Ostgebiete zu sichern und Rußland unter dem nötigen militärpolitischen Druck zu halten. Werden die Ostkräfte darüber hinaus laufend weiter verstärkt, so wird der Russe sich bedroht fühlen und entsprechende Gegenmaßnahmen treffen. Militärisch besteht für uns kein Anlaß, eine weitere Aufmarschwelle nach dem Osten vorzuschieben, bevor eine Operation in greifbarerer Nähe steht. Auch die schlechten Unterbringungsverhältnisse im Generalgouvernement sprechen gegen einen derartigen Entschluß. Stärkere Belegung der deutschen Ostprovinzen wäre zwar an sich möglich, bringt aber keinen Vorteil. Das deutsche Bahnnetz ist dem russischen überlegen und vor allem im Innern so leistungsfähig, daß es keine Rolle spielt, ob die für den Aufmarsch vorgesehenen Kräfte in Pommern – Brandenburg – Schlesien oder in Westdeutschland stehen. Je weiter wir unsere Kräfte von dem eigentlichen Aufmarschraum fernhalten, desto überraschender wird für den Russen der Beginn des im Vergleich zum Gegner schnell durchzuführenden deutschen Aufmarsches sein.
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Dagegen ist es wichtig, im Rahmen des eingeleiteten Aufbauprogramms Ost1 und auf der Grundlage eines im großen festliegenden Operationsplanes alle Vorbereitungen einzuleiten, die dem späteren schnellen Aufmarsch (Leistungen der Bahnen und Straßen – Programm Otto) und der Versorgung (Bevorratung, Einlagern von Betriebsstoff) dienen. Nach Studium der Kunstbauten an den Bahnen und Straßen sind gedanklich und zum Teil auch praktisch alle Vorbereitungen für ihren Schutz bzw. ihre Wiederherstellung zu treffen. Vermehrung der Eisenbahntruppen kommt in Frage.
Die Geheimhaltung wird erfordern, daß alle mit einem Ostfeldzug zusammenhängenden Fragen zunächst auf einen möglichst kleinen Personenkreis in den Oberkommandos und höheren Kommandostellen beschränkt bleiben.
Anlagen:
a) Karten
1. Verteilung des deutschen und russischen Heeres (Stand August 1940)
2. Die deutschen und russischen Aufmarschbahnen (Angaben hierzu siehe Heft)
3. Kartenskizze zum Operationsvorschlag
4. Die russische Rüstungsindustrie
5. a) Reichweiten der deutschen und russischen Fliegertruppe
b) Deutsche und russische Bodenorganisation und russische Kräfteverteilung
6. Übersichtskarte Ostsee
6) Heft nach beiliegendem Inhaltsverzeichnis
1 Maßnahmen zur Vorbereitung des Aufmarschgebietes für den Überfall (siehe dazu Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945, hrsg. , von Percy Ernst Schramm, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1965, S. 6f., 14, 16, 18).
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33 Richtlinien des Chefs des OKW für die Tätigkeit der deutschen Militärmissionen in Rumänien zur Vorbereitung einer Aggression gegen die Sowjetunion, 20. September 1940
OKW/WFSt/Abt L Nr. 33298/40 geh.Kdos. Chefs. (I), unterzeichnet: Keitel, 6 Ausf.: 6. Ausf. DZA Potsdam, Historische Abteilung I, Fall XI, Bd. 259, Bl. 48–51 (Dokument NG-143).
Auf den Wunsch der Rumänischen Regierung nach deutschem Ausbildungspersonal und Lehrtruppen hat der Führer und Oberste Befehlshaber entschieden:
1. Heer und Luftwaffe entsenden Militärmissionen nach Rumänien. Ihre Aufgabe nach außen hin ist, das befreundete Rumänien bei der Organisation und Ausbildung seiner Wehrmacht anzuleiten.
2. Die wirklichen Aufgaben, die weder den Rumänen noch der eigenen Truppe gegenüber in Erscheinung treten dürfen, sind
a) das Ölgebiet gegen Zugriff einer dritten Macht und vor Zerstörung zu schützen;
b) die rumänische Wehrmacht nach einem straffen, auf die deutschen Interessen ausgerichteten Plan zur Lösung bestimmter Aufgaben zu befähigen ;
c) für den Fall eines uns aufgezwungenen Krieges mit Sowjetrußland den Einsatz deutscher und rumänischer Kräfte von Rumänien aus vorzubereiten.
3. Hieraus ergibt sich für die Arbeit und die Zusammensetzung der Militärmission des Heeres und die Stärke der Lehrtruppen folgendes:
a) Zum unmittelbaren Schutz des Ölgebietes (Sabotage, Unruhen) sind deutsche Truppen nur in besonderen Lagen einzusetzen. Dieser bleibt vielmehr Aufgabe der Rumänen. Die Zusammenarbeit mit den schon jetzt im ölgebiet befindlichen Sonderverbänden hat nach außen hin in Erscheinung zu treten.
b) Die deutsche «Lehrtruppe» ist vorerst auf eine durch Panzer verstärkte mot.Div. zu bemessen. In welcher Weise sie später «nach den Bedürfnissen der Ausbildung» verstärkt wird, bleibt vorbehalten.
c) Die Ausbildung ist so zu betreiben, daß einzelne rumänische Verbände für den späteren Einsatz an unserer Seite zu «-Musterdivisionen-» herangebildet werden. Die rumänische Führung ist dahin zu beeinflussen, daß diese Verbände personell und materiell bevorzugt werden.
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Die Einflußnahme auf das gesamte Heer, z. B. durch Ausbildung des Offizierskorps, Kurse an Schulen usw. tritt hinter dieser wichtigsten Aufgabe vorerst zurück.
d) Für größere Aufmarschvorbereitungen der Militärmission zuzuteilende Persönlichkeiten sind in ihren Aufgaben zu tarnen.
4. Aufgabe der Militärmission der Luftwaffe ist es in 1. Linie, dem Öl-gebiet durch Lehrtruppen gegen Luftangriffe Schutz zu gewähren und die rumänische Luftwaffe für diesen Zweck und, soweit möglich, für spätere gemeinsame Operationen mit den rumänischen Heereskräften heranzubilden.
Demnächst kommt es darauf an, den später möglichen Einsatz stärkerer deutscher Verbände von Rumänien aus vorzubereiten. In welcher Stärke Kräfte für die Militärmission verfügbar sind, entscheidet ObdL nach der Gesamtlage.
5. Zur Regelung von Fragen, die die Militärmission beider Wehrmachtteile betreffen und die an Ort und Stelle zu entscheiden sind, wird nach besonderer Dienstanweisung ein gemeinsamer Führer bestimmt werden. Im übrigen unterstehen die Militärmissionen ihren Oberkommandos unmittelbar. (Um eine enge Verbindung zur Deutschen Gesandtschaft herzustellen, werden Heer und Luftwaffe gebeten, ihre Attaches nebenamtlich in die Militärmissionen einzugliedern.)
6. Die Einleitung der Verhandlungen mit ungarischen Dienststellen zur Überführung deutscher Verbände durch ungarisches Gebiet veranlaßt das Oberkommando der Wehrmacht (Ausl.) in Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen Amt.
7. Die Herren Oberbefehlshaber des Heeres und der Luftwaffe werden um Stellungnahme gebeten, wann und in welcher Stärke die Militärmissionen für Rumänien verfügbar sind.
8. Offiziere, die zur Erkundung oder als Vorkommando entsandt werden sollen, sind dem Oberkommando der Wehrmacht anzumelden, das die Genehmigung des Führers einholt und die Anmeldung dieser Offiziere durch das Auswärtige Amt veranlaßt.
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34 Aus der Niederschrift über die Vorträge des Oberbefehlshabers und des Generalstabschefs des Heeres zur Operationsplanung gegen die Sowjetunion und die Stellungnahme Hitlers, 5. Dezember 1940 x
Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945, a. a. O., S. 203–209.
15.00 Uhr: Der ObdH und der Chef des GenStdH halten dem Führer in der Reichskanzlei in Gegenwart des Chefs OKW und des Chefs WFSt Vortrag (Anlage 10).
Der ObdH führt aus: Bei dem Unternehmen «-Felix»2 habe bisher die Tarnung im Vordergrund gestanden. Am 6. 12. werde der erste Erkundungsstab in Stärke von 15 Offizieren in Zivil nach Spanien abreisen. Da die eigentliche Vorbereitung 38 Tage dauere, müsse, wenn das Unternehmen Anfang Februar durchgeführt werden solle, der Befehl hierzu Mitte Dezember gegeben werden. Der ObdH schlägt vor, den GFM v. Reichenau mit der Gesamtführung zu beauftragen.
Was das Unternehmen «Marita» anbelange, so könne es nicht vor der Schneeschmelze – Anfang März – durchgeführt werden. Da der Aufmarsch der Kräfte 78 Tage dauere, müsse die Befehlserteilung ebenfalls Mitte Dezember erfolgen.
Im Osten hoffe das OKH, mit dem Straßen – und Eisenbahnbau bis zum Frühjahr fertig zu werden, wenn keine Kfz. mehr herausgezogen würden. Die Vorbereitungen für die Nachschub-Auslagerungen seien soweit beendet, daß letztere demnächst beginnen könnten.
Was die Dauer der geplanten Operationen anbelange, so würde das Unternehmen «Felix» Ende Februar durchgeführt und die hierzu eingesetzten Truppen Mitte Mai wieder verfügbar sein. Bei dem Unternehmen «Marita» sei die Beendigung nicht sicher abzuschätzen, es werde aber mindestens 3–4 Wochen, d. h. bis Mitte April dauern, der Rücktransport der Truppen weitere 4 Wochen und ihre Wiederauffrischung dann noch einige Zeit in Anspruch nehmen. Obwohl diese Kräfte für die Ostoperation nicht zu entbehren seien, müsse diese möglichst frühzeitig beginnen, um die für Operationen günstige Jahreszeit voll ausnutzen zu können.
[. . .] Der Chef des GenStdH hält sodann Vortrag über die geplante Ostoperation. Er verbreitet sich zunächst über die geographischen Grundlagen. Die wichtigsten Rüstungszentren lägen in der Ukraine, in Moskau
1 An der Besprechung nahmen teil: Hitler, der Oberbefehlshaber des Heeres Generalfeldmarschall von Brauchitsch, der Chef des Generalstabes des Heeres Generaloberst Halder und zeitweise der General der Artillerie beim Oberbefehlshaber des Heeres General der Artillerie Brand.
2 Tarnbezeichnung für die Maßnahmen zur Vorbereitung der Eroberung Gibraltars.
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und in Leningrad. Die Ukraine sei außerdem landwirtschaftliches Überschußgebiet. Der gesamte Operationsraum zerfalle durch die Pripjat-Sümpfe in eine nördliche und südliche Hälfte. In der letzteren sei das Straßennetz schlecht. Die besten Straßen und Bahnen befänden sich im Raum Warschau – Moskau. Die nördliche Hälfte des Operationsraumes biete daher günstigere Bedingungen für großräumige Bewegungen als die südliche.
Der Raum nördlich der Pripjat-Sümpfe schiene daher auch stärker mit Truppen belegt zu sein, als der Südteil. Die russische Kräfteverteilung lasse darüber hinaus eine starke Massierung nach der russisch-deutschen Interessengrenze erkennen. Es sei anzunehmen, daß sich dicht ostwärts der ehemaligen russisch-polnischen Grenze die durch Feldbefestigungen geschützte Nachschubbasis der Russen befinde. Der Dnepr und die Düna bildeten die östlichste Linie, an der der Russe sich stellen müsse. Wenn er weiter zurückginge, könne er seine Industriegebiete nicht mehr schützen. Die deutschen Absichten müßten infolgedessen dahin gehen, eine geschlossene Widerstandsbildung der Russen westlich dieser beiden Ströme durch Panzerkeile zu verhindern. Eine besonders starke Stoßgruppe solle aus dem Räume um Warschau auf Moskau vorstoßen. Von den vorgesehenen drei Heeresgruppen würden die nördliche auf Leningrad, die mittlere über Minsk auf Smolensk und die südliche mit dem Schwerpunkt auf Kiew anzusetzen sein, bei dieser letzteren eine Armee aus dem Raum um Lublin, eine zweite aus dem Raum um Lemberg [Lwow] und eine dritte von Rumänien aus vorgehen. Das Endziel der Gesamtoperation bilde die Wolga und die Gegend von Archangelsk. Insgesamt sollten 105 Inf. – und 32 Pz. – und mot.Div. angesetzt werden, wovon starke Teile (2 Armeen) anfangs in zweiter Linie folgen würden.
Der Führer erklärt sich mit den vorgetragenen operativen Absichten einverstanden und äußert hierzu noch folgendes: Das wichtigste Ziel sei, zu verhindern, daß der Russe in geschlossener Front zurückgehe. Der Vormarsch müsse soweit nach Osten durchgeführt werden, daß die russische Luftwaffe das deutsche Reichsgebiet nicht mehr angreifen könne und für die deutsche Luftwaffe andererseits Raids zur Zerstörung der russischen Rüstungsgebiete möglich wären. Hierdurch müsse die Zerschlagung der russischen Wehrmacht erreicht und ihre Regeneration verhindert werden.
Schon der erste Ansatz der Kräfte habe so zu erfolgen, daß starke Teile des Feindes vernichtet werden könnten. Daher müßten die schnellen Truppen auf den inneren Flügeln der beiden nördlichen Heeresgruppen eingesetzt werden, wo auch der Schwerpunkt der Operation läge. Im Norden sei die Einkesselung der in den baltischen Ländern stehenden feindlichen
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Kräfte anzustreben. Hierzu müsse die auf Moskau anzusetzende Heeresgruppe so stark gemacht werden, daß sie mit erheblichen Teilen nach Norden einschwenken könne. Die südlich der Pripjat-Sümpfe vorgehende Heeresgruppe solle erst später, mit Teilen u. U. aus Rumänien antreten und die Einkesselung starker Feindkräfte in der Ukraine durch Umfassung von Norden her anstreben. Ob man nach Vernichtung der im Norden und im Süden eingekesselten russischen Massen auf Moskau oder in die Gegend ostwärts Moskau vorgehe, sei jetzt noch nicht zu entscheiden. Wesentlich sei, daß die Russen sich nicht rückwärts wieder setzten. Die für die Gesamtoperation vorgesehene Zahl von 130–140 Div. sei ausreichend.
Der Chef des GenStdH meldet abschließend, daß die Durchführung des Aufmarsches 8 Wochen in Anspruch nehmen würde und von Anfang oder Mitte April an nicht mehr getarnt werden könne. Im besetzten Frankreich und in Belgien würden dann noch 37, in Holland, Dänemark und im Protektorat je 1 und in Norwegen 8 Div. verbleiben; von den letzteren würde ein Teil zur Ostoperation herangezogen werden. Außerdem wären noch die Lehr-Div. und die Luftlande-Div. verfügbar.
35 Aus den Notizen Halders zu einem Vortrag über die militärpolitischen Ziele einer Aggression gegen die Sowjetunion in einer Besprechung mit den Chefs der Generalstäbe der Heeresgruppen und Armeen, 13. Dezember 1940
Franz Halder, a. a. O., S. 224–228.
Militärpolitische Lage – Unsere Auffassung auf Aussprache mit Führer beruhend. [. . .]
Rußland. Trotz aller Versuche Englands, durch Störungen an Peripherie den Neuaufbau Europas zu stören, wird dieser Aufbau sich vollziehen.
Besprechungen Führer.
Erschwerend Rußland – Beispiel Bulgarien.
«Jede Schwächung in der Stellung der Achse führt zu einem Vordringen Rußlands. Rußland kann nicht von sich aus das Gesetz des Handelns vorschreiben, aber es wird jede Gelegenheit ausnützen, um unsere Stellung zu schwächen.»1
1 Siehe dazu S. 27 , ;,
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Gespräche Molotow haben zu einer Klarstellung unserer Auffassung der Gesamtlage, besonders über Finnland und den Balkan geführt. Keine akuten Gegensätzlichkeiten.
Entscheidung über Hegemonie in Europa fällt im Kampf gegen Rußland.
Daher Vorbereitung, wenn politische Lage es erfordert, gegen Rußland anzutreten. (Beteiligte Dienststellen bekommen Aufträge!)
Für uns Einfrontenkrieg, für den 130–140 Divn. ab Frühjahr verfügbar sein müssen.
Für Luftwaffe Zweifrontenkrieg, der auf beiden Fronten Schutz von Heimat und Heer (defensiv) gestattet. (Beschränkung der Bombermöglichkeiten im Sommer bei Tag.)
Für Kriegsmarine in Ostsee Absperrung, so daß Krieg nach zwei Fronten möglich.
Wir suchen Konflikt mit Rußland nicht, müssen aber ab Frühjahr 1941 bereit sein auch für diese Aufgabe. Notizen der Operationsabteilung: [. . .] 3. Bedeutung Seelöwe – 
Zusammenhang aller Operationen mit dem Problem Rußland. Daher Wendigkeit in allen Mitteln bei Erhaltung der Grundgedanken.
36 Hitlers Weisung Nr. 21 («Fall Barbarossa») für den Überfall auf die Sowjetunion, 18. Dezember 1940
Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht/O KW/WFSt/Abt L (I) Nr. 33 408/40 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: Adolf Hitler, 9 Ausf.: 2. Ausf.
DMA Potsdam, M 01.10./2, Bl. 423–432.
Die deutsche Wehrmacht muß darauf vorbereitet sein, auch vor Beendigung des Krieges gegen England Sowjetrußland in einem schnellen Feldzug niederzuwerfen (Fall Barbarossa).
Das Heer wird hierzu alle verfügbaren Verbände einzusetzen haben mit der Einschränkung, daß die besetzten Gebiete gegen Überraschungen gesichert sein müssen.
Für die Luftwaffe wird es darauf ankommen, für den Ostfeldzug so starke Kräfte zur Unterstützung des Heeres freizumachen, daß mit einem raschen Ablauf der Erdoperationen gerechnet werden kann und die Schädigung des ostdeutschen Raumes durch feindliche Luftangriffe so ge-'
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ring wie möglich bleibt. Diese Schwerpunktbildung im Osten findet ihre Grenze in der Forderung, daß der gesamte von uns beherrschte Kampfund Rüstungsraum gegen feindliche Luftangriffe hinreichend geschützt bleiben muß und die Angriffshandlungen gegen England, insbesondere seine Zufuhr, nicht zum Erliegen kommen dürfen.
Der Schwerpunkt des Einsatzes der Kriegsmarine bleibt auch während eines Ostfeldzuges eindeutig gegen England gerichtet. Den Aufmarsch gegen Sowjetrußland werde ich gegebenenfalls acht Wochen vor dem beabsichtigten Operationsbeginn befehlen.
Vorbereitungen, die eine längere Anlaufzeit benötigen, sind – soweit noch nicht geschehen – schon jetzt in Angriff zu nehmen und bis zum 15. 5. 1941 abzuschließen.
Entscheidender Wert ist jedoch darauf zu legen, daß die Absicht eines Angriffes nicht erkennbar wird.
Die Vorbereitungen der Oberkommandos sind auf folgender Grundlage zu treffen:
/. Allgemeine Absicht:
Die im westliehen Rußland stehende Masse des russischen Heeres soll in kühnen Operationen unter weitem Vortreiben von Panzerkeilen vernichtet, der Ahzug kampfkräftiger Teile in die Weite des russischen Raumes verhindert werden.
In rascher Verfolgung ist dann eine Linie zu erreichen, aus der die russische Luftwaffe reichsdeutsches Gebiet nicht mehr angreifen kann. Das Endziel der Operation ist die Abschirmung gegen das asiatische Rußland aus der allgemeinen Linie Wolga – Archangelsk. So kann erforderlichenfalls das letzte Rußland verbleibende Industriegebiet am Ural durch die Luftwaffe ausgeschaltet werden.
Im Zuge dieser Operationen wird die russische Ostseeflotte schnell ihre Stützpunkte verlieren und damit nicht mehr kampffähig sein.
Wirksames Eingreifen der russischen Luftwaffe ist schon bei Beginn der Operation durch kraftvolle Schläge zu verhindern.
II. Voraussichtliche Verbündete und deren Aufgaben:
1. Auf den Flügeln unserer Operation ist mit der aktiven Teilnahme Rumäniens und Finnlands am Kriege gegen Sowjetrußland zu rechnen.
In welcher Form die Streitkräfte beider Länder bei ihrem Eingreifen deutschem Befehl unterstellt werden, wird das Oberkommando der Wehrmacht zeitgerecht vereinbaren und festlegen.
2. Rumäniens Aufgabe wird es sein, den Angriff des deutschen Südflügels, wenigstens in seinen Anfängen, mit ausgesuchten Kräften zu unterstützen,
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den Gegner dort, wo deutsche Kräfte nicht angesetzt sind, zu fesseln und im übrigen Hilfsdienste im rückwärtigen Gebiet zu leisten.
3. Finnland wird den Aufmarsch der aus Norwegen kommenden abgesetzten deutschen Nordgruppe (Teile der Gruppe XXI) zu decken und mit ihr gemeinsam zu operieren haben. Daneben wird Finnland die Ausschaltung von Hangö zufallen.
4. Mit der Möglichkeit, daß schwedische Bahnen und Straßen für den Aufmarsch der deutschen Nordgruppe spätestens von Operationsbeginn an zur Verfügung stehen, kann gerechnet werden.
///. Die Führung der Operationen:
A. Heer (in Genehmigung der mir vorgetragenen Absichten):
In dem durch die Pripjatsümpfe in eine südliche und eine nördliche Hälfte getrennten Operationsraum ist der Schwerpunkt nördlich dieses Gebietes zu bilden. Hier sind 2 Heeresgruppen vorzusehen.
Der südlichen dieser beiden Heeresgruppen – Mitte der Gesamtfront – fällt die Aufgabe zu, mit besonders starken Panzer – und mot. Verbänden aus dem Raum um und nördlich Warschau vorbrechend die feindlichen Kräfte in Weißrußland zu zersprengen. Dadurch muß die Voraussetzung geschaffen werden für das Eindrehen von starken Teilen der schnellenTrup-pen nach Norden, um im Zusammenwirken mit der aus Ostpreußen in allgemeiner Richtung Leningrad operierenden nördlichen Heeresgruppe die im Baltikum kämpfenden feindlichen Kräfte zu vernichten. Erst nach Sicherstellung dieser vordringlichsten Aufgabe, welcher die Besetzung von Leningrad und Kronstadt folgen muß, sind die Angriffsoperationen zur Besitznahme des wichtigen Verkehrs – und Rüstungszentrums Moskau fortzuführen.
Nur ein überraschend schnell eintretender Zusammenbruch der russischen Widerstandskraft könnte es rechtfertigen, beide Ziele gleichzeitig anzustreben.
Die wichtigste Aufgabe der Gruppe XXI bleibt auch während der Ostope-ralionen der Schutz Norwegens. Die darüber hinaus verfügbaren Kräfte sind im Norden (Geb.-Korps) zunächst zur Sicherung des Petsamo-Ge-bietes und seiner Erzgruben sowie der Eismeerstraße einzusetzen, um dann gemeinsam mit finnischen Kräften gegen die Murmansk-Bahn vorzustoßen und die Versorgung des Murmansk-Gebietes auf dem Landwege zu unterbinden.
Ob eine derartige Operation mit stärkeren deutschen Kräften (2–3 Div.) aus dem Raum von Rovaniemi und südlich geführt werden kann, hängt
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von der Bereitwilligkeit Schwedens ab, seine Eisenbahnen für einen solchen Aufmarsch zur Verfügung zu stellen.
Der Masse des finnischen Heeres wird die Aufgabe zufallen, in Übereinstimmung mit den Fortschritten des deutschen Nordflügels möglichst starke russische Kräfte durch Angriff westlich oder beiderseits des Ladoga-Sees zu fesseln und sich in den Besitz von Hangö zu setzen.
Auch bei der südlich der Pripjatsümpfe angesetzten Heeresgruppe ist in konzentrischer Operation und mit starken Flügeln die vollständige Vernichtung der in der Ukraine stehenden russischen Kräfte noch westlich des Dnepr anzustreben. Hierzu ist der Schwerpunkt aus dem Raum von Lub-lin in allgemeiner Richtung Kiew zu bilden, während die in Rumänien befindlichen Kräfte über den unteren Pruth [Prut] hinweg einen weit abgesetzten Umfassungsarm bilden. Der rumänischen Armee wird die Fesselung der dazwischen befindlichen russischen Kräfte zufallen.
Sind die Schlachten südlich bzw. nördlich der Pripjatsümpfe geschlagen, ist im Rahmen der Verfolgung anzustreben:
im Süden die frühzeitige Besitznahme des wirtschaftlich wichtigen Donez-Beckens,
im Norden das schnelle Erreichen von Moskau. Die Einnahme dieser Stadt bedeutet politisch und wirtschaftlich einen entscheidenden Erfolg, darüber hinaus den Ausfall des wichtigsten Eisenbahnknotenpunktes.
B. Luftwaffe:
Ihre Aufgabe wird es sein, die Einwirkung der russischen Luftwaffe soweit wie möglich zu lähmen und auszuschalten sowie die Operationen des Heeres in ihren Schwerpunkten, namentlich bei der mittleren Heeresgruppe und auf dem Schwerpunktflügel der südlichen Heeresgruppe, zu unterstützen. Die russischen Bahnen werden je nach ihrer Bedeutung für die Operationen zu unterbrechen bzw. in ihren wichtigsten nahegelegenen Objekten (Flußübergänge !) durch kühnen Einsatz von Fallschirm – und Luftlandetruppen in Besitz zu nehmen sein.
Um alle Kräfte gegen die feindliche Luftwaffe und zur unmittelbaren Unterstützung des Heeres zusammenfassen zu können, ist die Rüstungsindustrie während der Hauptoperationen nicht anzugreifen. Erst nach dem Abschluß der Bewegungsoperationen kommen derartige Angriffe, in erster Linie gegen das Uralgebiet, in Frage.
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C. Kriegsmarine:
Der Kriegsmarine fällt gegen Sowjetrußland die Aufgabe zu, unter Sicherung der eigenen Küste ein Ausbrechen feindlicher Seestreitkräfte aus der Ostsee zu verhindern. Da nach dem Erreichen von Leningrad der russischen Ostseeflotte der letzte Stützpunkt genommen und diese dann in hoffnungsloser Lage sein wird, sind vorher größere Seeoperationen zu vermeiden.
Nach dem Ausschalten der russischen Flotte wird es darauf ankommen, den vollen Seeverkehr in der Ostsee, dabei auch den Nachschub für den nördlichen Heeresflügel über See, sicherzustellen (Minenräumung!).
IV. Alle von den Herren Oberbefehlshabern auf Grund dieser Weisung zu treffenden Anordnungen müssen eindeutig dahin abgestimmt sein, daß es sich um Vorsichtsmaßnahmen handelt für den Fall, daß Rußland seine bisherige Haltung gegen uns ändern sollte. Die Zahl der frühzeitig zu den Vorarbeiten heranzuziehenden Offiziere ist so klein wie möglich zu halten, weitere Mitarbeiter sind so spät wie möglich und nur in dem für die Tätigkeit jedes einzelnen erforderlichen Umfang einzuweisen. Sonst besteht die Gefahr, daß durch ein Bekanntwerden unserer Vorbereitungen, deren Durchführung zeitlich noch gar nicht festliegt, schwerste politische und militärische Nachteile entstehen.
V. Vorträgen der Herren Oberbefehlshaber über ihre weiteren Absichten auf Grund dieser Weisung sehe ich entgegen.
Die beabsichtigten Vorbereitungen aller Wehrmachtteile sind mir, auch in ihrem zeitlichen Ablauf, über das Oberkommando der Wehrmacht zu melden.
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37 Aus der Niederschrift über die Ausführungen Hitlers zur internationalen politischen Lage und zur Aggression gegen die Sowjetunion, 9. Januar 1941x
Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945, a. a. O., S. 255–258.
Bei der Fortsetzung der Besprechung um 13.45 Uhr gibt der Führer in Anwesenheit des Reichsaußenministers folgende Beurteilung der Gesamtlage ab: Er habe seinerzeit die Erfolgsaussichten für die Feldzüge in Polen und im Westen optimistisch beurteilt, weil nüchterne Überlegungen ihn zu der Überzeugung geführt hätten, daß die Behauptungen der Feindseite über ihre gigantischen Rüstungen aus wirtschaftlichen Gründen nicht zutreffen könnten. Zum Beispiel sei die Eisenproduktion Deutschlands größer gewesen als die Englands und Frankreichs zusammen. Ebenso habe Deutschland weit mehr Aluminium als diese beiden Staaten produziert und auch über größere Arbeitskräfte verfügt. Überdies könne die wirtschaftliche Kraft in Demokratien nicht derartig gesteigert werden wie in Deutschland. Überlegungen über die finanziellen Ausgaben der Feindmächte hätten zu demselben Ergebnis geführt. Zu alledem habe die deutsche Wehrmacht einen entschiedenen Vorsprung in ihren taktischen Anschauungen gehabt.
Solche Überlegungen auf wirtschaftlichem, finanziellem und staatlichem Gebiet trügen nicht. Man müsse sie auch heute bei der Beurteilung der Lage anstellen.
Norwegen sei fest in unserer Hand, sein Schutz gewährleistet, eine englische Landung daselbst nicht zu erwarten und lediglich englische Raids zur Beunruhigung möglich.
Die besetzten Westgebiete seien nur durch die englische Luftwaffe bedroht. In Frankreich sei die Situation folgendermaßen: Es sei in den Krieg hineingetaumelt, eine erste Ernüchterung habe im Herbst 1939 Platz gegriffen, der Vernichtungsschlag, den es im Sommer 1940 erlitten, habe völlig außerhalb jeder französischen Überlegung gelegen und dementsprechend gewirkt. Jetzt sei infolge der griechischen Erfolge in Albanien ein gewisser Umschwung in der Stimmung eingetreten. Im besetzten Gebiet bestehe nur ein Wunsch: daß der Krieg so rasch wie möglich beendet wer– 

1 An der Besprechung nahmen neben Hitler teil: der Oberbefehlshaber des Heeres Generalfeldmarschall von Brauchitsch, der Chef des OKW Generalfeldmarschall Keitel, der Chef des Wehrmachtführungsstabes General der Artillerie Jodl, der Oberquartiermeister I Generalleutnant Paulus, der Chef der Operationsabteilung des Generalstabes des Heeres Oberst i.G. Heusinger, der Chef der Operationsabteilung der Seekriegsleitung Vizeadmiral Fricke und der Chef de» Generalstabes der Luftwaffe General der Flieger Jeschonnek.
10 Moritz, Barbarossa
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den könne. Im unbesetzten Gebiet hege ein Teil der Bevölkerung und auch des Militärs noch Hoffnung auf einen Umschwung der Lage; bei diesen Leuten sei der Wille vorhanden, gegen Deutschland Widerstand zu leisten. Im übrigen sei die wachsende Tendenz zu bemerken, sich nicht festzulegen. Dies sei in noch stärkerem Maße in Nordafrika der Fall. Einstimmig werde vom ganzen französischen Volk die Abtretung von Nizza, Korsika und Tunis an Italien abgelehnt. Die de-Gaulle-Bewegung sei sicherlich für die französische Regierung in Vichy unbequem, habe aber viele Anhänger auch in Frankreich. Besonders gefährlich sei der General Weygand, der dem Marschall Petain zweifellos erklärt habe, daß er Nordafrika selbständig machen würde, wenn die Regierung Petain den Kampf gegen England aufnähme. Die französische Regierung befände sich daher in der Klemme. Z. Z. nehme die Einstellung gegen Deutschland zu, obwohl verantwortliche militärische Stellen sich der militärischen Schwäche und Ohnmacht Frankreichs durchaus bewußt seien. Die Vorbereitungen für das Unternehmen «Attila» seien nicht verborgen geblieben. Um so mehr bestehe bei den Franzosen die Tendenz zum Abwarten. Deutschland sei nach Absetzung Lavais zu nichts mehr verpflichtet, und dies sei gut.
Die Haltung Spaniens sei zögernd geworden. Obwohl es wenig aussichtsreich erscheine, werde nochmals versucht werden, Spanien zum Eintritt in den Krieg zu bewegen.
Auf dem Balkan stehe den Achsenmächten freundschaftlich nur Rumänien, loyal Bulgarien gegenüber. Dessen König habe aus Angst den Beitritt zum Dreimächtepakt hinausgezögert. Die Folge davon seien russische Pressionen gewesen mit dem Ziel, Bulgarien als Aufmarschgebiet gegen den Bosporus benutzen zu können. Seitdem sei Bulgarien entschlossen, dem Dreimächtepakt beizutreten. Jugoslawien stehe den Achsenmächten kühl gegenüber; es wolle gewinnen, ohne aktiv einzugreifen, und behalte sich seine Entscheidung vor. In den behandelten Gebieten sei ein Umschwung zu Deutschlands Ungunsten ausgeschlossen. Selbst der Verlust von Nordafrika würde militärisch nur die Lage wiederherstellen, wie sie vor dem 25. 6. 1940 gewesen sei. Die Gesamtsituation Deutschlands sei somit ungleich günstiger als am 1. 9. 1939.
Eine Landung in England wäre nur dann möglich, wenn die volle Luftherrschaft errungen und in England eine gewisse Lähmung eingetreten sei. Sonst sei sie einVerbrechen. Das englische Kriegsziel bestehe letzten Endes darin, Deutschland auf dem Kontinent zu schlagen. Aber die eigenen Mittel reichten hierzu nicht aus. Die britische Kriegsmarine sei infolge ihres Einsatzes auf zwei weit voneinander getrennten Kriegsschauplätzen schwächer denn je, ihre Verstärkung in entscheidendem Ausmaße nicht.
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möglich. Für die britische Luftwaffe machten sich die in der englischen Rohstoffversorgung infolge des Wegfalles der Einfuhr bestehenden Engpässe (vor allem Aluminium) und die Auswirkung des deutschen Luft – und Seekrieges auf die englische Industrie sehr nachteilig bemerkbar; die Luftindustrie selbst sei so geschädigt, daß keine Vermehrung, sondern eine Verminderung der Fertigung eingetreten sei. Diese Schädigung durch die deutsche Luftwaffe müsse noch planmäßiger als bisher fortgesetzt werden. Was schließlich das britische Heer anbelange, so komme es als Invasionsarmee nicht in Frage.
Was England aufrecht halte, sei die Hoffnung auf USA und Rußland, denn die Vernichtung des englischen Mutterlandes sei mit der Zeit unausbleiblich. England hoffe aber durchzuhalten, bis es einen großen kontinentalen Block gegen Deutschland zusammengebracht habe. Die diplomatischen Vorbereitungen hierfür seien klar zu erkennen.
Stalin, der Herr Rußlands, sei ein kluger Kopf; er werde nicht offen gegen Deutschland auftreten, man müsse aber damit rechnen, daß er in für Deutschland schwierigen Situationen in wachsendem Maße Schwierigkeiten machen werde. Er wolle das Erbe des verarmten Europas antreten, habe auch Erfolge nötig und sei von dem Drang nach dem Westen beseelt. Er sei sich auch völlig klar darüber, daß nach einem vollen Siege Deutschlands die Lage Rußlands sehr schwierig werden würde.
Die Möglichkeit eines russischen Eingreifens halte die Engländer aufrecht. Sie würden das Rennen erst aufgeben, wenn diese letzte kontinentale Hoffnung zertrümmert sei. Er – der Führer – glaube nicht, daß die Engländer «sinnlos toll» seien; wenn sie keine Aussicht mehr sähen, den Krieg zu gewinnen, dann würden sie aufhören. Denn wenn sie verlören, würden sie nicht mehr die moralische Kraft haben, ihr Empire zusammenzuhalten. Wenn sie sich halten, 40–50 Div. aufstellen könnten und USA und Rußland ihnen helfen würden, dann würde für Deutschland eine sehr schwierige Lage entstehen. Das dürfe nicht geschehen.
Bisher habe er nach dem Prinzip gehandelt, immer die wichtigsten feindlichen Positionen zu zerschlagen, um einen Schritt weiterzukommen. Daher müsse nunmehr Rußland zerschlagen werden. Entweder gäben die Engländer dann nach, oder Deutschland würde den Kampf gegen England unter günstigsten Umständen weiterführen. Die Zertrümmerung Rußlands würde es auch Japan ermöglichen, sich mit allen Kräften gegen die USA zu wenden. Das würde die letzteren vom Kriegseintritt abhalten.
Für die Zerschlagung Rußlands sei die Zeitfrage besonders wichtig. Die russische Wehrmacht sei zwar ein tönerner Koloß ohne Kopf, ihre künftige Entwicklung aber nicht sicher vorauszusagen. Da Rußland auf jeden Fall
10*
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geschlagen werden müsse, so sei es besser, es jetzt zu tun, wo die russische Wehrmacht über keine Führer verfüge und schlecht gerüstet sei und wo die Russen in ihrer mit fremder Hilfe entwickelten Rüstungsindustrie große Schwierigkeiten zu überwinden hätten.
Trotzdem dürfe der Russe auch jetzt nicht unterschätzt werden. Der deutsche Angriff müsse daher mit stärksten Kräften geführt werden. Auf keinen Fall dürfe es zu einem frontalen Zurücktreiben der Russen kommen. Daher seien brutalste Durchbrüche erforderlich. Die wichtigste Aufgabe sei die rasche Abschneidung des Ostseeraumes, dazu müsse der rechte Flügel der nördlich der Pripjat-Sümpfe vorstoßenden deutschen Kräfte besonders stark gemacht werden. Die Entfernungen in Rußland seien zwar groß, aber nicht größer als die Entfernungen, die von der deutschen Wehrmacht schon jetzt gemeistert würden. Ziel der Operation müsse die Vernichtung des russischen Heeres, die Wegnahme der wichtigsten Industriegebiete und die Zerstörung der übrigen Industriegebiete, vor allem im Räume von Jekatarinenburg [Swerdlowsk] sein; außerdem müsse das Gebiet von Baku in Besitz genommen werden.
Die Zertrümmerung Rußlands werde für Deutschland eine große Entlastung bedeuten. Im Osten brauchten dann nur 40–50 Div. zu bleiben, das Heer könne verkleinert und die gesamte Rüstungsindustrie für die Luftwaffe und Kriegsmarine eingesetzt werden. Alsdann müsse man einen voll ausreichenden Flakschutz aufbauen und die wichtigste Industrie in die ungefährdeten Gebiete verlegen. Deutschland würde dann unangreifbar sein.
Der russische Riesenraum berge unermeßliche Reichtümer. Deutschland müsse ihn wirtschaftlich und politisch beherrschen, jedoch nicht angliedern. Damit verfüge es über alle Möglichkeiten, in Zukunft auch den Kampf gegen Kontinente zu führen, es könne dann von niemand mehr geschlagen werden. Wenn diese Operation durchgeführt würde, werde Europa den Atem anhalten.
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38 Aufzeichnung über die Besprechung beim Ghef der Seekriegsleitung über den Emsatz der deutschen Kriegsmarine bei der Aggression gegen die Sowjetunion, 30. Januar 1941
Eintragung im laufenden Kriegstagebuch der Seekriegsleitung, Teil A, vom 30. 1. 1941. IMGN, Bd. 34, Nürnberg 1949, S. 222–225 (aus Dokument 035-C).
/. Absichten der Kriegführung gegenüber England:
a) Schwerpunktaufgaben der Kriegsmarine weiter Haupteinsatz gegen England. Möglichkeit Verstärkung des U-Boot-Krieges durch Zwang Abbruch U-Boot-Ausbildung in der Ostsee und dadurch Freiwerden von einem Teil der Schulboote für Frontverwendung gegeben.
b) Bedeutung der Sicherung der Seewege an norwegischer Westküste durch den vorübergehend ausfallenden Ostseeverkehr. Da eigene kampfkräftige Sicherungsstreitkräfte nicht ausreichend vorhanden, zusätzlicher Einsatz von Kampfverbänden im Westraum unentbehrlich.
//. Absichten der Kriegführung gegenüber Rußland:
Lösung der Aufgabe trotz russischer Überlegenheit möglich unter Inkaufnahme einer vorübergehenden Einstellung des eigenen Seeverkehrs (Erztransporte) in der Ostsee.
a) Schutz der eigenen Küste durch vorhandene oder im Wiederaufbau begriffene Küstenartillerie sichergestellt. Abwehr gegen feindliche Offensive mit U-Booten durch Ansatz von U-Jagd – und Minenräumverbänden.
b) Verhinderung des Ausbruches feindlicher Seestreitkräfte aus der Ostsee sichergestellt durch Abwehrkraft eigener Küstenbatterien, Schaffung neuer eigener Minenwarngebiete mit entsprechenden Sperren und bestehende große Luftbedrohung.
Zusätzliche Sicherungsmaßnahmen:
Bereitstellung beladener Minenschiffe für sofortige taktische Sperrmaßnahmen und Aufstellung der Linienschiffe «Schlesien» und «Schleswig-Holstein» als schwimmende Batterien.
Möglichkeiten zur Verhinderung des Entweichens leichter russischer Streitkräfte durch Weißmeer-Kanal für Marine nicht vorhanden, daher Forderung zum frühzeitigen Einsatz von Luftkampfstreitkräften zur Vernichtung der Schleusen dieses Kanals erforderlich.
c) Erklärung von Minenwarngebieten und Auslegung vonSperren als Verstärkung der vorhandenen Abwehrkraft und Abschreckung für Operationen russischer Überwasserstreitkräfte gegen die westliche Ostsee bei Kriegsbeginn:
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1) Warngebiet «-öland-» zwischen Memel [Klaipeda] und Südspitze Öland.
2) Warngebiet «Bornholm» zwischen Kolberg [KolobrzegJ-Bornholm und Bornholm-Ystad.,
3) Warngebiet im Südausgang des Sundes (erneuert und vergrößert).
4) Warngebiet «Gjedser Enge».
5) Warngebiet im Westausgang des Finnenbusens [Finnischer Meerbusen] (Offensive Sperrmaßnahme).
Forderung an schwedische Marine zur Sperrung der schwedischen Hoheitsgewässer einschließlich der Südkarken-Straße (Älandsee).
d) Beunruhigung russischer Flotte durch Überraschungsschläge wie
1) Schlagartiger Einsatz von Luftkampfverbänden bei Kriegsbeginn gegen Stützpunkte und Seestreitkräfte in der Ostsee, Schwarzem Meer und Eismeer.
2) Minenunternehmungen (z. B. mit S-Booten) gegen die baltischen Stützpunkte, Ansatz von U-Booten gegen Verkehrsbrennpunkte, Ansatz getarnter MinenschifTe aus den Schären heraus. Gegebenenfalls vorzeitiges Auslegen später scharf werdender Minen.
3) Ausnutzung Kampfkraft finnischer Flotte wünschenswert. Wesentliche Unterstützung deutscher Absichten durch überraschende Sperrlegung durch finnische Fahrzeuge im inneren finnischen Meerbusen. (Gegebenenfalls materielle Unterstützung erforderlich.)
e) Schutz der eigenen Seeverbindungen im Eismeer möglich, Ausschaltung des russischen Hauptstützpunktes Poljarny-Murmansk jedoch nicht. Hier schlagartiger Einsatz der Luftwaffe erforderlich (Bomber und Luftminen).
f) Im Schwarzen Meer wegen russischer Überlegenheit Beschränkung Schutz der Küste und Sicherung der Donau und ihrer Mündungen.
Zur frühzeitigen Steuerung der rumänischen und bulgarischen Absichten wird rechtzeitige Kommandierung von Verbindungsoffizieren beantragt. Außer Unterstützung durch Lieferung von Minen und Küstengeschützen Verlegung von Flußräumflottillen aus den Niederlanden auf die untere Donau beabsichtigt.
Möglichkeiten der Bereitstellung eines Minenschiffes für offensive Zwecke und Luftmineneinsatz werden geprüft.
g) Falls Rußland schwedische Hoheitsgewässer achtet, wird deutscher Seeverkehr in schwedischen Hoheitsgewässern unter Geleit schwedischer Kriegsschiffe von Nord-Schweden bis ins Kattegat angestrebt.
h) Mit lang anhaltender Nachwirkung des von Rußland zu erwartenden Minenkrieges ist auch nach Ausschaltung der russischen Ostseeflotte zu rechnen. Da eigene Minenräumverbände nicht zur Verfügung stehen, wird»
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angestrebt, neben finnischen auch schwedische Streitkräfte heranzuziehen und erbeutete russische Fahrzeuge gegebenenfalls zunächst mit russischer Besatzung einzusetzen.
Chef Ski. stimmt den Vorschlägen zu. Weitergabe an OKW erfolgt mit Ski. I op 94/41 gKdos.Chefs.
39 Aus der Aufmarschanweisung des Oberbefehlshabers des Heeres für die Aggression gegen die Sowjetunion (Aufmarschanweisung Barbarossa), 31. Januar 1941x
OKH/GenStdH/Op Abt (IN) Nr. 050/41 geh.Kdos., unterzeichnet: von Brauchitsch, 30 Ausf.: 27. Ausf.
DMA Potsdam, H 02.02.10./42, Bl. 236–257.
1. Auftrag:
Für den Fall, daß Rußland seine bisherige Haltung gegen Deutschland ändern sollte, sind als Vorsichtsmaßnahme alle Vorbereitungen zu treffen, die ermöglichen, auch vor Beendigung des Krieges gegen England Sowjetrußland in einem schnellen Feldzug niederzuwerfen.
Die Operationen sollen so geführt werden, daß die im westlichen Rußland stehende Masse des russischen Heeres unter weitem Vortreiben von Panzerkeilen vernichtet, der Abzug kampfkräftiger Teile in die Weite des russischen Raumes verhindert wird.
2. Feindlage:
Als wahrscheinlich kann gelten, daß Rußland unter Ausnutzung der stellenweise verstärkten Feldbefestigungen an der neuen und an der alten Landesgrenze und zahlreicher für die Verteidigung günstiger Wasserläufe den Kampf im Bereich westlich des Dnepr und der Düna [Daugawa] mindestens mit starken Teilen annimmt. Besonderen Wert wird die russische Führung darauf legen müssen, die Erhaltung ihrer Luft – und Flottenbasis
1 Der Text des Dokumentes ist die gültige Fassung mit den nachgetragenen Veränderungen vom 7. März, 7. April und 9. Juni 1941. Weitere Veränderungen enthalten die Dokumente 43, 44, 51.
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in den baltischen Provinzen und die Anlehnung ihres Südflügels an das Schwarze Meer durch Einsatz ausreichender Kräfte möglichst lange zu gewährleisten. Bei ungünstigem Verlauf der südlich und nördlich der Prip-jat-Sümpfe zu erwartenden Schlachten wird der Russe anstreben müssen, den deutschen Angriff an der Dnepr-Düna-Linie zum Stehen zu bringen.
Sowohl bei der Abwehr deutscher Durchbrüche wie auch bei dem möglichen Versuch, gefährdete Kräfte auf die Dnepr-Düna-Linie zurückzuführen, wird mit dem offensiven Einsatz auch stärkerer russischer Verbände unter Verwendung von Panzerkampfwagen zu rechnen sein.
Einzelheiten über die Feindlage siehe Anlage 3a-cx und «Die Kriegswehrmacht der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken» v. 1. 1. 1941.2
3. Absicht:
Erste Absicht des OKH im Rahmen des erteilten Auftrages ist es, die Front der in Westrußland erwarteten Masse des russischen Heeres durch raschen und tiefen Vorstoß starker schneller Verbände nördlich und südlich der Pripjat-Sümpfe aufzureißen und in Ausnutzung dieses Durchbruchs die voneinander getrennten Feindgruppen zu vernichten.
Südlich der Pripjat-Sümpfe – HGrSüd, Generalfeldmarschall von Rund-stedt – ist der Durchbruch starker Panzerkräfte aus dem Bereich um Lub-lin in Richtung Kiew auszunutzen, um zusammen mit einem aus rumänischem Gebiet über den Pruth zu führenden Angriff die in der Ukraine stehenden russischen Kräfte noch westlich des Dnepr zu vernichten, die Dnepr-Übergänge in die Hand zu nehmen und damit die Bewegungsfreiheit für späteres Zusammenwirken der Heeresgruppe Süd mit den im nördlichen Rußland operierenden deutschen Kräften oder für neue Aufgaben im südlichen Rußland sicherzustellen.
Nördlich der Pripjat-Sümpfe wird der von Heeresgruppe Mitte – Generalfeldmarschall von Bock – unter Einsatz starker schneller Kräfte aus dem Bereich um Warschau und Suwalki in Richtung Smolensk zu erzwingende Durchbruch auszunutzen sein für das Eindrehen starker schneller Truppen nach Norden, um im Zusammenwirken mit der aus Ostpreußen in allgemeiner Richtung Leningrad angreifenden Heeresgruppe Nord – Generalfeldmarschall von Leeb – die im Baltikum kämpfenden feindlichen Kräfte
1 Anlage 3a siehe Dokument 15, die Anlagen 3b und 3c siehe DMA Potsdam, H 02,02.10,/42,
Bl. 315–317. a Siehe AMO, f. 6598, op. 1245, d. 544, Teilabdruck als Dokument 14,
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zu vernichten, anschließend in Verbindung mit dem finnischen Heere und gegebenenfalls aus Norwegen herangeführten deutschen Kräften die letzten Widerstandsmöglichkeiten des Feindes im nördlichen Rußland endgültig zu beseitigen und damit die Bewegungsfreiheit für weitere Aufgaben – gegebenenfalls im Zusammenwirken mit den im südlichen Rußland operierenden deutschen Kräften – sicherzustellen.
Bei überraschendem und völligem Zusammenbruch des feindlichen Widerstandes im Norden Rußlands kann unter Verzicht auf ein Einschwenken sofortiger Vorstoß auf Moskau in Frage kommen.
Das Antreten zum Angriff wird für die ganze Front vom Schwarzen Meer bis zur Ostsee einheitlich befohlen werden (B-Tag, Y-Zeit).
Für die Kampfführung im Rahmen dieser Operation werden die im polnischen Feldzuge bewährten Grundsätze zu gelten haben. Hierbei muß jedoch berücksichtigt werden, daß trotz klarer Schwerpunktbildung an den entscheidenden Stellen die Kräfte des Gegners auch an den anderen Frontabschnitten angegriffen werden müssen. Nur so wird zu verhindern sein, daß der Gegner mit kampfkräftigen Teilen frühzeitig ausweicht und sich seiner Vernichtung westlich der Dnepr-Düna-Linie entzieht. Ferner wird in höherem Maße wie bisher mit der Einwirkung der russischen Luftwaffe gegen das Heer zu rechnen sein, zumal die deutsche Luftwaffe nicht in ihrer Gesamtstärke für die Operation gegen Rußland zur Verfügung stehen wird. Auf die Verwendung chemischer Kampfmittel auch aus der Luft durch den Gegner muß die Truppe sich einstellen.
4. Aufträge an die Heeresgruppen und Armeen:
a) Heeresgruppe Süd hat die Aufgabe, die russischen Kräfte in Galizien und in der West-Ukraine noch westlich des Dnepr zu vernichten und die Dnepr-Übergänge bei und unterhalb Kiew für Weiterführung der Operationen in ostwärtiger oder nordostwärtiger Richtung frühzeitig in die Hand zu nehmen. Die Operation ist so zu führen, daß die Masse der schnellen Truppen aus dem Bereich um Lublin zum Durchbruch in Richtung Kiew zusammengefaßt wird.
Im Rahmen dieses Auftrages werden den Armeen und der Panzergruppe nach näherer Anweisung des Ob.Kdo. der HGr Süd folgende Aufgaben zufallen :
12. Armee wird mit Schwerpunkt in allgemeiner Richtung Shaschkow anzusetzen sein, während schwächere Kräfte südlich davon durch Angriff über den Pruth und Dnestr möglichst starke Feindteile auf sich zu ziehen
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haben. Die schnellen Verbände werden frühzeitig gegen den Dnepr unterhalb Kiew vorzutreiben sein. Ihre Zusammenfassung mit den aus westlicher Richtung auf Kiew vorgehenden schnellen Kräften unter dem Befehl der Panzergruppe 1 ist anzustreben. Etwaige Gelegenheit zu überraschender Wegnahme von Odessa ist auszunutzen.
PzGr 1 wird in Zusammenarbeit mit 17. und 6. Armee die feindlichen grenznahen Kräfte zwischen Przemysl und Kowel zu durchbrechen und, über Berditschew-Shitomir vorbrechend, Brückenköpfe auf dem Ostufer des Dnepr bei und unterhalb Kiew zu gewinnen haben. – Die bei 12. Armee vorgeworfenen schnellen Kräfte sind ihr, sobald die Lage es erlaubt, zu unterstellen.
17. Armee wird nordwestlich Lemberg im Zusammenwirken mit Teilen der PzGr 1 die feindliche Grenzverteidigung zu durchbrechen haben. Sie muß anstreben, durch scharfes Vorwärtsdrängen ihres linken Flügels und Vortreiben einer aus den Karpaten anzusetzenden Kräftegruppen dem Feind im Bereich von Lemberg den Weg nach Osten abzuschneiden. Im übrigen wird die Armee der Panzergruppe möglichst dichtauf zu folgen haben, um nach Bedarf westlich des Dnepr nach Südosten eindrehen oder der PzGr 1 über den Dnepr folgen zu können.
6. Armee wird im Zusammenwirken mit Teilen der PzGr 1 die feindliche Front im Gebiet beiderseits Lucka zu durchbrechen und unter Deckung der Nordflanke der HGr gegen Einwirkung aus dem Bereich der Pripjat-Sümpfe mit möglichst starken Käften der Panzergruppe über Shitomir zu folgen haben.
b) Heeresgruppe Mitte zersprengt – starke Kräfte von ihren Flügeln aus vortreibend – die feindlichen Kräfte in Weißrußland, gewinnt durch Zusammenfassen ihrer südlich und nördlich Minsk vorzuführenden schnellen Kräfte frühzeitig den Bereich um Smolensk und schafft so die Voraussetzung für das Zusammenwirken starker Teile ihrer schnellen Truppen mit der HGr Nord zur Vernichtung der im Baltikum und im Bereich von Leningrad kämpfenden feindlichen Kräfte.
Im Rahmen dieses Auftrages fallen nach den näheren Weisungen des Ob.Kdo. der HGr Mitte den Panzergruppen und Armeen folgende Aufgaben zu:
PzGr 2 durchbricht bei und nördlich Kobrin in Zusammenarbeit mit 4. Armee die feindlichen grenznahen Kräfte und schafft durch rasches Vorgehen auf Sluzk und Minsk in Verbindung mit der in die Gegend nördl. Minsk vorstoßenden PzGr 3 die Voraussetzung für die Vernichtung der'
154
im Gebiet zwischen Bialystok und Minsk stehenden Feindkräfte. Ihre weitere Aufgabe wird es sein, beschleunigt in enger Fühlung mit PzGr 3 die Gegend bei und südl. Smolensk zu gewinnen, das Zusammenfassen feindl. Kräfte im Bereich des oberen Dnepr zu verhindern und damit der HGr die Handlungsfreiheit für weitere Aufgaben zu wahren.
PzGr 3 durchbricht in Gegend nördl. Grodno in Zusammenarbeit mit 9. Armee die feindlichen grenznahen Kräfte und schafft durch rasches Vorgehen in die Gegend nördl. Minsk in Verbindung mit der von Südwesten auf Minsk vorstoßenden PzGr 2 die Voraussetzung für die Vernichtung der im Gebiet zwischen Bialystok und Minsk stehenden Feindkräfte. Ihre weitere Aufgabe wird es sein, beschleunigt in enger Fühlung mit PzGr 2 die Gegend bei und nördl. Witebsk zu erreichen, das Zusammenfassen feindl. Kräfte im Bereich der oberen Düna zu verhindern und damit der HGr die Handlungsfreiheit für weitere Aufgaben zu wahren.
4. Armee erzwingt mit Schwerpunkt beiderseits Brest-Litowsk den Übergang über den Bug und öffnet hierdurch der PzGr 2 den Weg auf Minsk. Mit der Masse ihrer Verbände über die Stschara südl. und bei Slonim vordringend, vernichtet sie unter Ausnutzung des Vorgehens der Panzergruppen die im Gebiet zwischen Bialystok und Minsk befindlichen Feindkräfte im Zusammenwirken mit 9. Armee. Weiterhin wird es ihre Aufgabe sein, hinter PzGr 2 folgend, unter Deckung ihrer Südflanke gegen die Pripjat-Sümpfe den Übergang über die Beresina zwischen Bobruisk und Borisow zu erzwingen und den Dnepr bei und nördl. Mohilew [Mogiljow] zu gewinnen.
9. Armee durchbricht in Zusammenarbeit mit PzGr 3 mit Schwerpunkt auf dem Nordflügel die feindlichen Kräfte westl. und nördl. Grodno, stößt in Richtung Lida-Wilna vor und vernichtet unter Ausnutzung des Vorgehens der Panzergruppen und in Verbindung mit 4. Armee die im Gebiet zwischen Bialystok und Minsk befindlichen Feindkräfte. Weiterhin wird es Aufgabe der Armee sein, hinter der PzGr 3 folgend, die Düna bei und südostw. Polacak (Polozk) zu gewinnen.
c) Heeresgruppe Nord hat die Aufgabe, die im Baltikum kämpfenden feindlichen Kräfte zu vernichten und durch Besetzen der baltischen Häfen, anschließend durch Besetzen von Leningrad und Kronstadt, der russischen Flotte ihre Stützpunkte zu entziehen. Zusammenwirken mit starken, von Heeresgruppe Mitte auf Smolensk vorzutreibenden schnellen Kräften wird von OKH zeitgerecht veranlaßt werden.
Im Rahmen dieser Aufgabe durchbricht HGr Nord die feindl. Front, Schwerpunkt in Richtung Dünaburg, und treibt ihren starken rechten Flügel – schnelle Truppen über die Düna voraus – baldmöglichst in den
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Bereich nordostwärts Opotschka vor mit dem Zweck, den Abmarsch kampffähiger russischer Kräfte aus dem Baltikum nach Osten zu verhindern und die Voraussetzung für weiteres rasches Vordringen in Richtung auf Leningrad zu schaffen.
Im Rahmen dieses Auftrages fallen nach den näheren Weisungen des Ob.Kdo. der HGr Nord der PzGr 4 und den Armeen folgende Aufgaben zu:
PzGr 4 durchbricht, zwischen Wystiter See und Straße Tilsit-Schaulen vorbrechend, in Verbindung mit 16. und 18. Armee die feindliche Front, stößt gegen die Düna bei und unterhalb Dünaburg vor und schafft sich Brückenköpfe über die Düna. Weiterhin wird es für PzGr 4 darauf ankommen, so rasch wie möglich die Gegend nordostwärts Opotschka zu erreichen, um von hier aus je nach Lage in nordostwärtiger oder nördl. Richtung vorgeführt werden zu können.
16. Armee durchbricht im Zusammenwirken mit PzGr 4 den ihr gegenüberstehenden Feind mit Schwerpunkt beiderseits der Straße Ebenrode – Kowno [Kaunas] und erreicht unter scharfem Vortreiben ihres starken rechten Flügels hinter dem Panzerkorps möglichst frühzeitig das nördl. Düna-Ufer bei und unterhalb Dünaburg [Daugavpils].
Weitere Aufgabe der Armee wird es sein, hinter PzGr 4 folgend, baldig die Gegend Opotschka zu erreichen.
18. Armee durchbricht die vor ihr stehenden Feindkräfte mit Schwerpunkt an und ostwärts der Straße Tilsit [Sowjetsk]-Riga, schneidet die süd-westl. Riga stehenden Teile des Feindes durch rasches Vortreiben der Masse ihrer Kräfte über die Düna bei und unterhalb Stockmannshof [Plavinas] ab und vernichtet sie. Weiterhin wird es ihre Aufgabe sein, durch rasches Vordringen gegen die Linie Ostrow-Pskow ein Entkommen russischer Kräfte südl. des Peipus-Sees zu verhindern und nach Weisung der HGr Nord – gegebenenfalls im Zusammenwirken mit schnellen Kräften nördl. des Peipus-Sees – Estland vom Feinde zu säubern.
Frühzeitige Besetzung der bedeutendsten russischen Ostseehäfen ist wichtig.
Für die Besetzung der baltischen Inseln Ösel [Saaremaa], Dago [Hiiu-maa] und Moon [Mulm] sind alle Vorbereitungen so zu treffen, daß, sobald die Lage es erlaubt, überraschende Durchführung möglich ist. [. . .]
6. Auftrag des AOK Norwegen (OKW unmittelbar unterstellt) :
a) Die wichtigste Aufgabe bleibt die zuverlässige Sicherung des ganzen norwegischen Raumes nicht nur gegen Handstreiche, sondern auch gegen
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ernsthafte Landungsversuche der Engländer, mit denen im Laufe dieses Sommers gerechnet werden muß.
Diese Aufgabe verlangt, daß aa) zunächst die zur Verstärkung des Küstenschutzes vorgesehenen Batterien mit aller Energie und unter Zuhilfenahme aller Transportmöglichkeiten bis Mitte Mai zum Einsatz gebracht werden,
bb) die zur Zeit in Norwegen befindlichen Verbände durch die für Barbarossa außerhalb Norwegens zu lösenden Aufgaben nicht nennenswert geschwächt, in dem am meisten gefährdeten Abschnitt Kirkenes-Narvik sogar verstärkt werden. Diese Verstärkung ist sofort aus Kräften, die schon in Norwegen stehen, einzuleiten.
b) Über diese defensiven Aufgaben hinaus fällt dem AOK Norwegen die Aufgabe zu,
aa) mit Beginn der Operationen, erforderlichenfalls schon früher, in das Petsamo-Gebiet einzurücken und es gegen Angriffe zu Lande, von See und aus der Luft gemeinsam mit finnischen Kräften zu sichern, wobei den für die deutsche Rüstung wichtigen Nickelgruben besondere Bedeutung zukommt (Unternehmen Renntier);
bb) den Stützpunkt Murmansk, als Basis für eine offensive Tätigkeit seiner Land-, See – und Luftstreitkräfte, nach Kräften einzuengen und im weiteren Verlauf, wenn genügend Angriffskräfte zur Verfügung stehen, in Besitz zu nehmen (Unternehmen Silberfuchs).
7. OKH-Reserven
Die Reserven des OKH werden mit Antreten zur Operation mit einer starken Gruppe in den Bereich um Warschau, mit je einer schwächeren Gruppe in den Bereich um Rzeszow (Reichshof)-Sandomierz und Orteisburg herangeführt werden.
Die Möglichkeit der Zuführung einiger Divisionen zur Verfügung OKH nach Rumänien bleibt je nach Entwicklung der Lage auf dem Balkan vorbehalten.
8. Mitwirkung der Luftwaffe und Kriegsmarine
Aufgabe der Luftivaffe ist es, die Einwirkung der russischen Luftwaffe weitmöglichst auszuschalten und die Kampfführung des Heeres in ihren Schwerpunkten, namentlich bei der HGr Mitte und auf dem Schwerpunktflügel
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der HGr Süd zu unterstützen. Während der Hauptoperationen wird sie alle Kräfte gegen die feindliche Luftwaffe und zur unmittelbaren Unterstützung des Heeres zusammenfassen. Angriffe gegen die feindliche Industrie sollen erst nach Erreichen der Operationsziele des Heeres durchgeführt werden.
Auf Zusammenarbeit werden angewiesen: HGr Süd mit Luftflotte 4,
HGr Mitte mit Luftflotte 2, HGr Nord mit Luftflotte 1.
Der Kriegsmarine fällt unter Beibehalt des Einsatzschwerpunktes gegen England die Aufgabe zu, bei Sicherung der eigenen Küste ein Ausbrechen feindlicher Seestreitkräfte aus der Ostsee zu verhindern. Hierbei sollen bis zur Wegnahme von Leningrad als letztem Stützpunkt der russischen Ostseeflotte größere Seeoperationen vermieden werden. Nach dem Ausschalten der russischen Flotte hat die Kriegsmarine die Aufgabe, den vollen Seeverkehr in der Ostsee – auch für den Nachschub des nördlichen Heeresflügels – sicherzustellen.
9. Mitwirkung anderer Staaten
Auf den Flügeln der Operation ist mit der aktiven Teilnahme Rumäniens und Finnlands im Kriege gegen Sowjetrußland zu rechnen. Die Form der Mitwirkung und der Unterstellung der Streitkräfte beider Länder unter deutschem Oberbefehl bleibt zeitgerechter Regelung vorbehalten.
Aufgabe Rumäniens wird es sein, den Angriff des deutschen Südflügels mit ausgesuchten Kräften zu unterstützen und den Gegner dort, wo keine deutschen Kräfte angesetzt sind, zu fesseln. Verwendung rumänischer Kräfte für Besatzungs – und Hilfsdienste im rückwärtigen Gebiet ist vorzusehen.
Aufgabe Finnlands wird es sein, bei möglichst frühzeitiger Ausschaltung von Hangö den Aufmarsch der deutschen Kräfte in Nordfinnland zu decken sowie spätestens beim Überschreiten der Düna durch die HGr Nord die russischen Kräfte vor der finnischen Südostfront je nach Anforderung durch OKH mit Schwerpunkt ostwärts oder westlich des Ladogasees, möglichst ostwärts desselben, anzugreifen und die HGr Nord bei ihrer Vernichtung zu unterstützen.
Mit einer aktiven Teilnahme Schwedens ist voraussichtlich nicht zu rechnen. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß Schweden die Benutzung seiner Bahnen für den Aufmarsch deutscher Kräfte in Nordfinnland und für ihre Versorgung duldet.
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10. Kräftezuführung
Die Zuführung der Truppen erfolgt nach beiliegender Transportübersicht. Grundlegende Änderungen sind nach dem 10. 3. nicht mehr möglich. Über die Möglichkeit örtlicher Verschiebungen im Ausladegebiet wird während des Ablaufes der Transportbewegungen von Fall zu Fall entschieden werden.
Das Aufschließen der zugeführten Verbände nach der Grenze hat möglichst spät und unauffällig zu erfolgen. Die in der 1. und 2. Staffel ankommenden Verbände sind hierbei im allgemeinen nicht vor dem 25. 4. über die Linie Tarnöw-Warschau – Königsberg vorzuführen. Letztes Aufschließen, insbesondere der schnellen Verbände, nur in Nachtmärschen.
Das Heranführen der aus den Karpathen anzusetzenden Kräfte wird voraussichtlich – getarnt als Marschbewegung nach Rumänien – so durchzuführen sein, daß den Ungarn die tatsächliche Absicht erst im letzten Augenblick beim Eindrehen in die Angriffsrichtung erkennbar wird.
11. Geheimhaltung
Um die wegen ihrer außenpolitischen Auswirkung erforderliche unbedingte Geheimhaltung der als Vorsichtsmaßnahme durchzuführenden Bearbeitung eines Ostaufmarsches sicherzustellen, ist die Zahl der frühzeitig zu Vorarbeiten heranzuziehenden Offiziere so klein wie möglich zu halten, weitere Mitarbeiter sind so spät wie möglich und nur in dem für die Tätigkeit jedes einzelnen erforderlichen Umfange einzuweisen. Der Kreis der voll einzuweisenden Persönlichkeiten ist solange wie möglich auf die Oberbefehlshaber, Kommandierenden Generale, ihre Chefs der Generalstäbe, Oberquartiermeister und ersten Generalstabsoffiziere zu beschränken. Heranziehung weiterer Kommandeure und ihrer Gehilfen im Rahmen ihrer Aufgabe hat so spät, als die Vorarbeiten irgend zulassen, stattzufinden.
Eine Weitergabe der Aufmarschanweisung im Wortlaut darf nur auszugsweise erfolgen.
Verbindungaufnahme mit anderen Staaten hat zu unterbleiben. Befehl hierzu wird rechtzeitig ergehen.
12. Gang der Vorarbeiten
Die Vorarbeiten werden aus Gründen der Geheimhaltung und wegen der derzeitigen Unterstellungsverhältnisse sowie wegen der räumlich weit ge– 
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trennten Unterbringung der für Barbarossa vorgesehenen Stäbe und Verbände in bestimmten Abschnitten zeitlich nacheinander zu erfolgen haben.
a) Im 1. Abschnitt (bis Mitte Februar) müssen die von den Heeresgruppen zu gebenden Anordnungen und Befehle bearbeitet werden. Hierzu werden die den Heeresgruppen gemäß Aufmarschanweisung unterstellten Armeeoberkommandos und Panzergruppen durch OKH von ihrer beabsichtigten Unterstellung unter die Heeresgruppe unterrichtet und angewiesen werden, die entsprechenden Vorarbeiten nach den Befehlen der Heeresgruppen durchzuführen. Gleichzeitig wird ihnen mitgeteilt werden, daß die Heeresgruppen ermächtigt sind, zu der Bearbeitung die in Frage kommenden Offiziere der unterstellten Armeen und Panzergruppen heranzuziehen.
ObdL ist gebeten worden, die Luftflotten von der befohlenen Anweisung zur Zusammenarbeit mit den Heeresgruppen und Armeen in Kenntnis zu setzen.
Dem AOK 12 und PzGr 1 werden je ein Generalstabsoffizier zugeteilt werden für die Bearbeitung der Fragen Barbarossa; ferner steht dem AOK 12 der Chef der Heeresmission mit seinem Stabe zur Bearbeitung zur Verfügung.
b) Im 2. Abschnitt (Mitte Februar bis März) werden durch die Armeen und Panzergruppen die erforderlichen Befehle bearbeitet und hierzu die ihnen gemäß Aufmarschanweisung unterstellten Generalkommandos – soweit erforderlich auch Divisionen – zu den weiteren Vorarbeiten herangezogen werden. Eine entsprechende Benachrichtigung dieser Generalkommandos und Divisionen wird durch OKH rechtzeitig erfolgen.
Hierzu beabsichtigt OKH, zu diesem Zeitpunkt Arbeitsstäbe der noch nicht im Osten befindlichen Heeresgruppenkommandos, AOKs und Panzergruppen nach dem Osten zur Durchführung der weiteren Bearbeitung zu verlegen. Die Unterbringung dieser Arbeitsstäbe wird aus Geheimhaltungsgründen bei der bereits im Osten befindlichen HGr B bzw. den AOKs zu erfolgen haben.
c) Im 3. Abschnitt (April bis Anfang Mai) wird die Befehlsübernahme zunächst in getarnter Form durch die Heeresgruppen und Armeeoberkommandos in ihren gemäß Aufmarschanweisung vorgesehenen Abschnitten erfolgen.
Abschluß aller Vorarbeiten hat so zu erfolgen, daß Antreten zum Angriff (B-Tag) ab 2. 6. möglich ist.
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13. Vorlagen und Meldungen:
Es sind in 3facher Ausfertigung vorzulegen:
a) durch die Heeresgruppen zum 17. 2.
aa) Absichten und Abdruck der auf Grund der Aufmarschanweisung gegebenen wichtigsten Befehle an die AOK und Panzergruppen.
bb) Karte 1: 300000 mit beabsichtigtem Ansatz bis zu den Korps einschließlich.
cc) Kräftegliederung einschließlich Verteilung der Heerestruppen.
dd) Zeitplan für das Vorführen der Kräfte aus ihren derzeitigen Unter– 

bringungs – bzw. den Ausladegebieten in ihre Bereitstellungsräume zum
Angriff.
ee) Ergebnis der Vereinbarungen mit den Luftflottenkommandos. Etwaige ins einzelne gehende Anträge auf Unterstützung durch die Luftwaffe. ff) Allgemeine Wünsche und Anträge sowie Wünsche bezüglich Durchführung der Transporte innerhalb des Bereiches der Heeresgruppen.
b) durch Heeresgruppe Süd
bis 15. 2. Forderungen auf Mitwirkung rumänischer Kräfte, ferner Vorschläge für Verwendung ungarischer und slowakischer Kräfte, falls solche nach Beginn der Operationen zur Verfügung stehen sollten.
c) durch AOK Norwegen
bis 15. 2. Operationsabsichten auf Grund des Auftrages mit und ohne Möglichkeit eines Aufmarsches durch Schweden hindurch; Wünsche bezüglich der an Schweden und Finnland zu stellenden militärpolitischen Forderungen unter Angabe des spätesten Zeitpunktes ihrer Erfüllung. Beizufügen ist eine Zeittafel, aus der der Zeitbedarf für die vorzubereitenden Fälle sowie der etwa durch andere Umstände bedingte früheste Angriffszeitpunkt hervorgeht.
d) durch die Armeen und Panzergruppen über die HGr zum 10. 3.: Absichten auf Grund der Befehle der Heerestruppen mit Karte 1: 300000; Verteilung der zugeteilten Heerestruppen.
11 Moritz, Barbarossa
161
40 Aus dem Protokoll der Besprechung Hitlers mit führenden Offizieren des OKW, des OKH und des OKL über die Operationen gegen die Sowjetunion und die Heranziehung der Satellitenstaaten, 3. Februar 19411
OKW/WFSt Nr. 44089/41 geh.Kdos. Chefs., nicht unterzeichnet, 5 Ausf.: 5. Ausf. DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 105–112.*
ChefGenst.d.H.: 1. Feindlage etwa 100 I.D., 25 Kav.Div., etwa30 mech.Div.
Eigene Stärke etwa gleich, an Qualität weit überlegen.
Beurteilung der Führerpersönlichkeiten, ragt nur Timoschenko hervor, vorerst im übrigen auf Angaben Gen. Köstring.
Einzelheiten über Stärken, Gliederung der russischen Divisionen wichtig nur, daß auch bei I.D. verhältnismäßig viele Panzer, aber schlechtes, zusammengewürfeltes Material.
Bei mech.Div. sind wir überlegen an Panzern, Schützen, Artillerie. Zahlenmäßig sind Russen, qualitativ wir überlegen.
Artilleristisch sind Russen normal ausgestattet. Materiell ebenfalls minderwertig. Führung der Artillerie ungenügend. Russische Führungsabsichten nicht erkennbar. An der Grenze starke Kräfte, ein Zurückweichen ist nur beschränkt möglich, da Baltikum und Ukraine aus Versorgungsgründen für Russen lebensnotwendig. Befestigungsarbeiten im Gange, besonders am Nord – und Südflügel.
Zum Verkehrsnetz keine neuen Erkenntnisse.
Weisungen an Heeresgruppen so gegeben, daß russische Front in 2 Teilen aufgerissen wird, ein Zurückweichen der Russen auf Linie Dnepr-Düna [Daugawa] verhindert wird.
Heeresgruppe Nord und Mitte Auftrag mit zusammengefaßten Panzerkräften in 3 Panzergruppen (stärkste südlichste) in nordostwärtiger Richtung über Düna vorzustoßen.
Nördlichste Gruppe bis Gegend Peipus-See [Tschudskoje osero] vorstoßen, dann weiter nach Osten im Zusammenwirken mit den beiden andern Panzergruppen, die gegen Smolensk vorgehen.
1 An der Besprechung nahmen neben Hitler teil: der Chef des OKW Generalfeldmarschall Keitel, der Chef des Wehrmachtführungsstabes General der Artillerie Jodl, Oberst d.G. Schmundt, Major Christian, der Oberbefehlshaber des Heeres Generalfeldmarschall von Brauchitsch, der Chef des Generalstabes des Heeres Generaloberst Halder, der Chef der Operationsabteilung im Generalstab des Heeres Oberst i.G. Heusinger und Major Engel.
2 Siehe auch die Wiedergabe dieser Besprechung im Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945, im Auftrage des Arbeitskreises für Wehrforschung hrsg. von P. E. Schramm, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1965, S. 297 ff.
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Heeresgruppe Süd stößt in südostwärtiger Richtung über Dnepr vor. Operationen Heeresgruppe Nord und Mitte nördlich der Pripjatsümpfe. Heeresgruppe Süd südlich davon, also getrennt und selbständig. Schwerpunkt im Norden, dort noch Heeresreserven in der Masse.
Von Maritaunternehmen werden 6 Pz.Divisionen benötigt, davon in 1. Linie die 2 Lehrdivisionen. 2 weitere aus Rumänien selbst bei Südgruppe, die letzten 2 Divisionen gehen in Reserve der Nordgruppe. Hängt letzten Endes von Balkanlage ab (Haltung der Türkei).
Führer: Wenn Würfel gefallen sind, veranlassen Türken nichts mehr. Besonderer Schutz auf Balkan deshalb nicht nötig. 1 Gefahrenmoment gegeben, wenn Nordafrika von Engländern erledigt wird, können Engländer mit freien Kräften in Syrien aktiv werden.
Chef Genst. Nördliche Gr.: 50 Div. 13 Pz.Div. 9 mot.Div. Angriffskräfte Südliche Gr.: 30 Div. 5 Pz.Div. 3 mot.Div. dazu OKH-Reserven.
Zuteilung von Pionieren nicht ganz befriedigend. Ausgleich durch behelfsmäßiges Brückenmaterial.
Führer mit großer Disposition grundsätzlich einverstanden. Chef Genst. Absicht ist es, mit dem Aufreißen zugleich große Abspren-gungen russischer Truppen zu erreichen, hierfür frühzeitiger Einsatz der Reserven notwendig.
Hinweis, daß Pripjatsümpfe nicht unbedingt Tabu. Führer weist auf Flankenstoßtaktik der Russen hin. Chef Genst. hier besonders Kav.Divisionen gefährlich.
Bisherige Befehle: Aufträge für Heeresgruppe bindend Aufträge für Armeen zielsetzend Aufträge für Truppe spielraumlassend.
Trägt vor: bisherige Aufträge für Heeresgruppe usw.
Führer: weist darauf hin, daß Operationsräume riesengroß, Einschließung fdl. Truppen nur erfolgversprechend, wenn lückenlos (Kav.Div.) (In Moskau z. Z. tendenziöses Theaterstück Suworow). Die sofortige Preisgabe des Baltikums einschließlich. Leningrad und der Ukraine ist nicht von vornherein zu erwarten. Es ist aber möglich, daß der Russe in Erkenntis unserer operativen Ziele nach der ersten Niederlage großzügig zurückweicht und sich weiter im Osten zur Verteidigung hinter irgendeiner Barriere bereitstellt.
11*
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In diesem Fall wird der Norden ohne Rücksicht auf im Osten stehende Russen zunächst erledigt. Von dort aus (günstige Versorgungsbasis) Stoß in den Rücken der Russen ohne Frontalangriff. Es kommt darauf an, größere Teile des Gegners zu vernichten, nicht zum Laufen zu bringen. Dies wird erreicht, wenn wir die Flankengebiete mit stärksten Kräften in Besitz nehmen, dabei in der Mitte verhalten, von den Flanken aus dann den Gegner aus der Mitte herausmanövrieren.
Chef Genst. Armee Falkenhorst kann mit l1^ Div. gegen Petsamo antreten bei Benutzung schwedischer Bahnen mit etwa l1^ weiteren Divisionen (dabei 1 SS Brigade). Ziel Schutz finnischen Nordindustriegebiets. Bindung und Abschneidung der Murmanskkräfte.
Finnen wollen mit etwa 4 AKs im Süden aufmarschieren, davon Angriffsgruppe von 5 Div. in Richtung auf Leningrad, mit 3 Div. gegen Onegasee, 2 Div. gegen Hangö, benötigen starke Unterstützung. An finnischer Front stehen 15 russische Div., in Murmansk etwa 1 Div.
Führer nimmt an, daß Schweden mitmachen gegen Belohnung. Preis Älandsinseln (gehören uns nicht), Union Finnland-Schweden kommt nicht in Frage, weil nicht in europäische Neuordnung paßt.
Norwegen muß geschützt werden, dort keine Rückschläge erwünscht. Artilleristische Verstärkung notwendig.
Im Süden: wichtigstes Schutz der Ölfeider, deshalb schnelles Vorkommen aus Rumänien erforderlich.
Chef Genst. Stellung Ungarn. Wenn Ungarn nicht beteiligt werden soll, muß in Ungarn ausgeladen werden. Angebliches Marschziel Rumänien, im letzten Augenblick Eindrehen gegen russ. Grenze. Ungarn erlauben alles, wenn entspr. politische Zusicherungen. Absprachen können aber mit allen beteiligten Staaten – mit Ausnahme Rumänien – erst in letzter Minute erfolgen.
Für Rumänien ist Mitmachen Lebensfrage.
Aufklärungspanzerkräfte sind noch dünn.
Flakfrage ist noch ungeklärt, hängt von Wegen Verhältnissen ab (kommt schriftlich).
30 Flakabteilungen stellt Luftwaffe, dazu 30 Bttr., die Heer aufstellt.
Marine muß beschleunigt Nachschubwege nach baltischen Häfen öffnen.
Versorgung ist Kraftwagenproblem, da Bahnen erst umgenagelt werden müssen. System der Fernlastwagen, die den Nachschub zu Versorgungsstützpunkten bringen.
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Einvernehmen mit Luftwaffe, daß keine [es] brachliegenden Transportkräfte [geben dürfe].
Z. Z. Ausbau von Versorgungsbezirken, die in den ostpolnischen Raum vorgeschoben sind (Rumänien wird noch erkundet).
Bezüglich Marita wird auf Schwierigkeiten Rücktransport der bei Barbarossa dringend benötigten Kräfte hingewiesen.
Beabsichtigter Zeitablauf wird kartenmäßig vorgetragen
1. Aufmarschstaffel z. Z. Austausch Front-Heimat – Osten
2. Aufmarschstaffel ab Mitte März gibt 3 Div. Verstärkung im Westen, es verschwinden im Westen aber Heeresgruppen und AOKs, im Osten bereits wesentliche Verstärkungen, aber noch im rückwärtigen Gebiet. Von dieser Zeit ab ist Attila nur noch schwierig durchzuführen. Wirtschaftsverkehr wird durch Transportbewegungen gedrosselt. Ab Anfang April Ungarn wegen Durchmarsch angehen.
3. Aufmarschstaffel ab Mitte April. Jetzt Felix nicht mehr möglich, da . Masse der Heeresartillerie verladen.
Wirtschaftlich Höchstleistungsfahrplan in Kraft. Keine Tarnung mehr.
4 Staffel ab 25. IV.-15. V. zieht wesentliche Kräfte aus dem Westen ab. (Seelöwe nicht mehr durchführbar.) Aufmarsch im Osten klar erkennbar. Höchstleistungsfahrplan bleibt. 8 Maritadivisionen zeigt Schlußbild der Kräfteverteilung auf Karte.
ObdH bittet 5 Überwachungsdivisionen nicht mehr hierfür einsetzen zu müssen, sondern diese Kräfte als Befehlshaberreserve im Westen bereitzustellen.
Führer Wenn Barbarossa steigt, hält die Welt den Atem an und verhält sich still. [. . .]
Zusammenfassung 1. Barbarossa:
a) Führer mit Operationsanlage im Großen einverstanden. Bei Durcharbeitung Hauptziel Baltikum und Leningrad in die Hand zu bekommen vor Augen haben.
b) Führer wünscht Operationskarte und Kräfteverteilungskarte von Aufmarschabschnitten baldmöglichst zu erhalten.
c) Absprachen mit beteiligten Anliegerstaaten dürfen erst eingeleitet werden, wenn Tarnung nicht mehr möglich. Ausnahme Rumänien bezüglich Verstärkung Moldau.
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d) Attila muß in jedem Fall durchführbar sein (Befehlsmittel).
e) Aufmarsch Barbarossa wird als Täuschung für Seelöwe und Nebenmaßnahme Marita getarnt.
41 Tagebucheintragung Halders über den Vortrag Heusmgers zur militärischen Zusammenarbeit mit Finnland bei der Aggression gegen die Sowjetunion, 14. Februar 1941
Franz Halder, a. a. 0., S. 281.
Heusinger:
a) Unterstützung Finnlands bei der Wegnahme Hangö und Sperrung des Eismeerkanals: Wir können den Finnen nur helfen durch schweres Geschützmaterial (Mörser). Überführung müßte bald erfolgen, um Finnen daran ausbilden zu können. Ob das politisch tragbar ist, muß OKW entscheiden. Unterstützung des Angriffs Hangö wird in erster Linie durch Luftwaffe erfolgen müssen, welche der finnischen Artillerie die feindlichen Flieger vom Leibe hält (Forderungen Heinrichs).
Sie würde von den Älands-Inseln aus eingesetzt werden müssen. Das bedingt deutsche Besetzung dieser Inseln.
b) Den Eismeerkanal kann nur die Luftwaffe oder die Organisation La-housen1 fassen.
42 Aus der Tagebucheintragung Halders über eine Besprechung bei Hitler über die gegen die Sowjetunion vorhandenen Kräfte und die vorläufige Beschränkung der in Rumänien stehenden Verbände auf Defensivaufgaben, 17. März 1941
Franz Halder, a. a. O., S. 318–320.
15.00–20.30 Uhr Besprechung beim Führer (mit Oberst Heusinger).
1. [Hitler führt aus zu] Marita: Die Operation muß durchgeführt werden, bis eine Basis für die Luftbeherrschung des östlichen Mittelmeers gewonnen ist.
1 Gemeint ist die Abteilung Abwehr II unter Oberst d.G. Lahousen, die Diversionsakte vorbereitete und durchführte.
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Das bedingt also die Besitznahme von Attika, vielleicht sogar des Pelo-ponnes.
Durchführung so schnell wie möglich.
Besitznahme Thäsos und Samothräke soll möglichst im Zug der Besetzung der Küste erfolgen. Dazu muß versucht werden, Schiffsgefäße aus Rumänien und Bulgarien zu gewinnen.
Lemnos wird anschließend so bald wie möglich durch Fallschirmeinsatz zu nehmen sein.
Türkei: Befriedigender Brief des Staatschefs der Türkei läßt erwarten, daß Türkei sich aus einem Konflikt mit Deutschland heraushalten will. Gegenüber Türkei vorgesehene Kräfte können weggenommen werden, wenn ägäische Küste von uns erreicht ist.
[Halder stellt fest] Ergebnis: Mit den für Durchführung Marita eingesetzten Kräften ist für Durchführung Barbarossa nicht mehr zu rechnen.1
2. [Hitler äußert zu] Barbarossa:
a) Wir müssen von Anfang an Erfolge haben. Es dürfen keine Rückschläge eintreten.
b) Es ist zwecklos, Operationen aufzubauen auf Kräfte, mit denen wir nicht sicher rechnen können. Kräftemäßig können wir sicher nur rechnen: mit deutschen Kräften, mit finnischen Kräften. Von diesen ist nur zu erwarten, daß sie Hangö angreifen und dem Russen die Möglichkeit des Ausweichens in den Ostseeraum nehmen.
Nicht zu rechnen ist mit Rumänien. Verbände haben keine Offensivkraft.
Vom Schweden können wir nichts erwarten, denn wir können ihm nichts bieten.
Ungarn ist nicht verlässig. Hat keinen Grund, gegen Rußland anzutreten. Seine Ziele liegen in Jugoslawien; hier wird ihnen etwas geboten.
Slowaken sind Slawen. Kommen vielleicht später für Besatzungszwecke in Frage.
c) Rokitno-Sümpfe angeblich kein bewegungsbeschränkter Raum (!). Hier können angeblich Armeen bewegt werden (!).
d) HGr Nord und Mitte sollen bis zum Dnepr vorstoßen, dann Sicherung durch Dnepr ausnutzen und Kräfte nach Norden zusammenfassen. Moskau völlig gleichgültig!
1 An der Besprechung nahmen neben Hitler und Halder teil: der Chef der Operationsabteilung im Generalstab des Heeres Oberst i.G. Heusinger und der Generalquartiermeister Generalmajor Wagner (siehe auch Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945, im Auftrage des Arbeitskreises für Wehrforschung hrsg. von P. E. Schramm, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1965, S. 360ff.).
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e) HGr Süd: «-Grundsätzlich falsch überall anzugreifen.» Pruth [Prut] und Dnestr sind Ströme, an denen jeder Angriff hängen bleiben muß. Dnestr-Verteidigung viel gefährlicher als Rhein-Verteidigung. Daher kein Angriff über Pruth. «Wir treiben den Russen hier nur weg, wo wir ihn bitten sollen zu bleiben.»
f) Folgerung. Im rumänischen Bereich soll nur soviel eingesetzt werden, als zum Schutz Rumäniens notwendig ist. Alles übrige soll nördlich der Karpaten frontal eingesetzt werden mit weiterer Steigerung der Angriffskräfte im Nordflügel durch Zuführung weiterer schneller Verbände. Panzer aus Rumänien möglichst bald heraus!
3. Finnland – Schweden – Norwegen:
a) Wir können nicht auf der Duldung eines Durchmarsches durch Schweden aufbauen.
b) Sicherung Norwegens genügt nicht. Engländer werden Ablenkungsangriffe machen. Norwegen empfindlich: Fjorde, Straßen.
c) Im Westen keine Gefahr: Einflüge bei Tage unmöglich. Landung im Westen ausgeschlossen. Hier können für Norwegen Kräfte freigemacht werden (2–3 Divisionen).
d) Vorschlag an Schweden: Wir wollen 2 Gebirgsdivisionen im nördlichen Norwegen ablösen, fordern also Durchfahrtsrecht für 2 Divisionen (Geräte auf dem Seewege). Ist dieser Weg nicht gangbar, dann Ablösung auf dem Seewege.
e) Auf diesem Wege soll 1 Geb.Div. freigemacht werden. Eine weitere Division wird man versuchen müssen, auf dem Seewege in den Bottnischen Meerbusen kurz vor Kriegsbeginn einzufahren.
Diese beiden Divisionen sollen verhindern, daß der Engländer sich in Murmansk festsetzt, und sollen den Kanal nach dem Weißen Meer sperren.
4. Vortrag General Wagner über Nachschub im großen. Hierzu keine Bemerkung [von Hitler].
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43 Befehl des Chefs des OKW über die Verlegung des Termins für den Angriff auf die Sowjetunion infolge der Aggressionen gegen Griechenland und Jugoslawien, 3. April 1941
OKW/WFSt/Abt L (IOp) Nr. 44 428/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: Keitel, 13Ausf.: 10. Ausf.
DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 146–147.
1. Der Zeitpunkt für Barbarossa wird sich durch die Balkan-Operationen voraussichtlich um mindestens 4 Wochen verschieben.
2. Trotz dieser verlängerten Anlaufzeit müssen die Vorbereitungen weiter mit allen Mitteln verschleiert und auch gegenüber der eigenen Truppe als Rückendeckung gegenüber Rußland getarnt werden. Alle Maßnahmen, die auf einen offensiven Aufmarsch schließen lassen, müssen solange wie möglich hinausgeschoben werden.
3. Die Bahnbewegungen sind in den kommenden Wochen noch im Friedensfahrplan zu fahren. Erst dann, wenn der Feldzug im Südosten zu Ende geht, ist für die letzte Aufmarschwelle – dabei auch Masse der Luftwaffen-Transporte und die schnellen Verbände – auf den Höchstleistungsfahrplan überzugehen.
Die Kriegsmarine kann die Verlegung ihrer Ausbildungsstellen aus der Ostsee zeitlich mehr auseinanderziehen oder später durchführen.
4. Andererseits wird darauf hingewiesen, daß die bereits getroffenen Abwehrvorbereitungen gegen russische Präventivmaßnahmen aus der Luft oder auf der Erde entsprechend der voraussichtlich zunehmenden Spannung verstärkt werden müssen.
Für die rumänische Wehrmacht veranlaßt dies der Chef der deutschen Wehrmachtmission.
5. Die Oberkommandos werden gebeten, entsprechende neue Unterlagen für die Zeittafel vorzulegen und hierbei den zeitlich noch nicht zu bestimmenden Termin für Anlauf des verstärkten Ostaufmarsches (Übergang zum Höchstleistungsfahrplan) als H-Tag zu bezeichnen.
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44 Weisung des Chefs des OKW an den Wehrmachtbefehlshaber Norwegen über seine Aufgaben beim Überfall auf die Sowjetunion und über die Einbeziehung finnischer Verbände, 7. April 1941x
OKW/WFSt/Abt L (IOp) br. 44355/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: Keitel, 10 Ausf.: 10. Ausf.
DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 151–156.
1. Die wichtigste Aufgabe bleibt die zuverlässige Sicherung des ganzen norwegischen Raumes nicht nur gegen Handstreiche, sondern auch gegen ernsthafte Landungsversuche der Engländer, mit denen im Laufe dieses Sommers gerechnet werden muß.
Diese Aufgabe verlangt, daß
a) zunächst die zur Verstärkung des Küstenschutzes vorgesehenen Batterien mit aller Energie und unter Zuhilfenahme aller Transportmöglichkeiten bis Mitte Mai zum Einsatz gebracht werden,
b) die zur Zeit in Norwegen befindlichen Verbände durch die für Barbarossa außerhalb Norwegens zu lösenden Aufgaben nicht nennenswert geschwächt, in dem am meisten gefährdeten Abschnitt Kirkenes-Narvik sogar verstärkt werden. Diese Verstärkung ist sofort aus Kräften, die schon in Norwegen stehen, einzuleiten.
2. Über diese defensiven Aufgaben hinaus fällt dem Wehrmachtbefehlshaber Norwegen die Aufgabe zu,
a) mit Beginn der Operationen, erforderlichenfalls schon früher, in das Petsamo-Gebiet einzurücken und es gegen Angriffe zu Lande, von See und aus der Luft gemeinsam mit finnischen Kräften zu sichern, wobei den für die deutsche Rüstung wichtigen Nickelgruben besondere Bedeutung zukommt,
b) den Stützpunkt Murmansk, als Basis für eine offensive Tätigkeit seiner Land-, See – und Luftstreitkräfte, nach Kräften einzuengen und im weiteren Verlauf, wenn genügend Angriffskräfte zur Verfügung stehen, in Besitz zu nehmen.
3. Für die Durchführung der Aufgaben außerhalb Norwegens gilt:
a) Für die Besetzung und Sicherung des Petsamo-Gebietes ist die verstärkte 2. Geb.Div. bereitzustellen mit der Maßgabe, daß die infanteristischen Kräfte für die Verteidigung der Polarküste von Kirkenes bis Narvik nicht unter die Stärke von etwa 18 Battln. absinken dürfen.
1 Siehe dazu auch Dokument 42.
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Ob dann, neben der ausreichenden Sicherung der Polarküste und des Petsamo-Gebietes gegen Land-, See – und Luftangriffe, die Kräfte reichen, um auf Poljarny vorzustoßen und dort die Kola-Bucht zu sperren (Unternehmen «-Renntier»), hängt von einer Reihe von Faktoren ab, die jetzt noch nicht zu übersehen sind. Die notwendigen Vorbereitungen für diese Operation sind aber zu treffen und als Voraussetzung dafür so viel Kräfte als möglich an die Polarküste zu transportieren.
b) Um darüber hinaus Murmansk und die dort stehenden feindlichen Kräfte abzuschneiden, ist frühzeitig aus Richtung Rovaniemi mit deutschen und möglichst starken finnischen Kräften ein Angriff zu führen, dessen erstes Ziel das Erreichen der Kandalakscha-Bucht ist und dessen Fortführung dann von der Lage abhängig sein wird (Unternehmen «Silberfuchs»). Für die Bildung der hierfür erforderlichen Kräftegruppen werden schwedische Bahnen voraussichtlich nicht zur Verfügung stehen. Es ist daher beabsichtigt, dem Wehrmachtbefehlshaber Norwegen auf dem Seewege nach Finnland zuzuführen:
aus Deutschland 1 Inf.Div. mit Zuteilungen, die durch OKH etwa ab 1. 5.
für den Abtransport bereitzuhalten ist, aus Norwegen Höh.Kdo.XXXVI. mit Zuteilungen. Einzelheiten folgen.
Sollte nach Beginn der Operation Barbarossa Schweden die Erlaubnis für Truppentransporte auf seinen Bahnen geben, so ist die Zuführung einer weiteren angriffsfähigen Division aus Südnorwegen nach Mittelfinnland vorzusehen.
Die Transporte nach Finnland werden nach außen als Ablösungsbewegungen für das Gebirgs-Korps hingestellt werden, die wegen der Verweigerung der schwedischen Bahnen auf dem Seewege durchgeführt werden müssen. Die gleiche Begründung gilt auch für die Verschleierung gegenüber der eigenen Truppe.
Für die Vorbereitung und Durchführung der aus dem norwegisch-finnischen Raum heraus zu lösenden Aufgaben stehen dem Wehrmachtbefehlshaber Norwegen und dem «Kommandierenden Befehlshaber an der Polarküste» dieselben Befehlsbefugnisse zu, wie sie für die Verteidigung Norwegens durch OKW Nr. 00469/41 g.K. WFSt/Abt. L (I Op.) vom 26. 3. 41 Ziffer 5 a) festgelegt sind.
4. Die militärischen Besprechungen mit den Finnen sollen deren Einverständnis zu folgenden Grundgedanken für die Führung der Operationen zum Ziele haben:
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a) Das Gebiet von Petsamo ist als Stützpunkt in der rechten Flanke der norwegischen Polarkräfte und wegen seiner Nickelgruben von großer Bedeutung und darf keinesfalls aufgegeben werden.
b) Dem russischen Stützpunkt Murmansk kommt im Sommer und besonders im Hinblick auf eine englisch-russische Zusammenarbeit eine viel größere Bedeutung zu als im letzten finnisch-russischen Krieg. Daher ist es nicht nur wichtig, die Land – und Bahnverbindungen mit Murmansk zu unterbrechen, sondern den Stützpunkt selbst in Besitz zu nehmen, dessen Seeverbindung nach Archangelsk auf andere Weise nicht unterbunden werden kann.
Es liegt daher nicht nur im deutschen, sondern auch im finnischen Interesse, möglichst starke Kräfte für die Unternehmen Renntier und Silberfuchs einzusetzen, die zuerst den Aufmarsch der deutschen Kräfte decken und sich später an der Angriffsoperation beteiligen.
Es ist erwünscht, Hangö möglichst frühzeitig zu nehmen. Wenn das ohne deutsche Hilfe nicht möglich ist, muß abgewartet werden, bis deutsche Kräfte, insbesondere Sturzkampfflugzeuge, dafür freigemacht werden können.
Ob eine Besetzung der Alandsinseln durch deutsche Truppen vorgesehen werden muß, wird noch geprüft.
5. Aufgabe der Kriegsmarine ist es, neben der Durchführung der durch die Umgruppierung in Norwegen und in der Ostsee erforderlichen Seetransporte, den Schutz der Küste und des Hafens von Petsamo in enger Zusammenarbeit mit dem Wehrmachtbefehlshaber Norwegen und dem Kommandierenden General an der Polarküste schnellstens sicherzustellen und die im Zuge des Unternehmens Renntier für die Küstenschiffahrt erforderlichen Schiffe in Nordnorwegen bereitzuhalten.
6. Der Luftwaffe fällt die Aufgabe zu, die aus Finnland zu führenden Unternehmen im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten zu unterstützen.
Darüber hinaus sind Sonderaufgaben der Luftwaffe die möglichst frühzeitige nachhaltige Zerstörung der Hafenanlagen von Murmansk, die Sperrung des Eismeer-Kanals durch Minen und durch Versenken von Schiffen.
7. Die militärischen Besprechungen mit den Finnen und die Steuerung ihrer Vorbereitungen sind zunächst allein durch den Wehrmachtbefehlshaber Norwegen einzuleiten. Wann diese Besprechungen beginnen dürfen und wann erforderlichenfalls die Wehrmachtteile eingeschaltet werden müssen, wird vom Führer befohlen.
Mit dem Beginn der Operationen in Finnland ist nicht vor dem 15. 6. zu rechnen, es sei denn, daß die Russen ihrerseits mit den Kampfhandlungen beginnen. . . . '
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Für die Regelung des Oberbefehls in Finnland ist der Führer mit dem Vorschlag des Wehrmachtbefehlshabers Norwegen einverstanden, daß dem Feldmarschall Mannerheim der Oberbefehl über die aus Finnland heraus operierenden Kräfte angeboten wird, während dort, wo deutsche und finnische Kräfte gemeinsam operieren (Renntier, Silberfuchs, gemeinsamer Ansatz der Luftwaffe), deutsche Kommandobehörden befehligen.
8. Auf Grund vorliegender Weisungen werden baldmöglichst Meldungen zu folgenden Fragen erbeten:
WB Norwegen: Absicht für Führung der Operationen und Besprechungen mit den Finnen, Umgruppierung und Seetransporte, Wünsche an die Oberkommandos.
OKH: Bereitstellen der im einzelnen noch zu bestimmenden Verbände für Finnland (Wünsche übermittelt WB Norwegen gleichlautend an OKH und OKW/WFSt/Abt. L). OKM: Seetransporte,
Sicherung von Petsamo gegen Angriffe von See.
ObdL: Operationsmöglichkeiten und Absichten, Einsatz von Luftabwehrkräften für die Transporte nach Finnland, die Ausladungen in Finnland und die Durchführung der Unternehmungen.
Beginn der Vorbereitungen für Ausbau und Einrichtung der Bodenorganisation in Finnland.
45 Auffassung der Abteilung Landesverteidigung im OKW über die Bedeutung der Schwarzmeerengen und ihrer Schließung für die Aggression gegen die Sowjetunion, 28. April 1941 1
OKW/WFSt/Abt L (IKOp) geh.Kdos. Chefs., nicht unterzeichnet, 7 Ausf.: 6. Ausf. DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 167–170.
1. Das Schwarze Meer ist in Verbindung mit den Meerengen für «Barbarossa» insofern von Bedeutung, weil hier die nächste und einzige tragfähige Verbindung zwischen dem europäischen Rußland und England besteht.
1 Zum deutsch-türkischen Verhältnis in dieser Zeit siehe Johannes Glasneck, Die deutsche Türkei-Politik und der Überfall auf die UdSSR. In: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, 15. Jg. (1967),
S. 255ff.
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Die übrigen Verbindungen (Murmansk, Wladiwostok, Indien/Südrußland) sind aus den verschiedensten Gründen wenig leistungsfähig und von geringerer Bedeutung. Durch die Meerengen kann ferner bei einem Zusammenbruch der russischen Landbasis sowohl die russische Schwarzmeer-Flotte als auch wertvoller Schiffsraum – besonders Tankschiffe – in den englischen Machtbereich im östlichen Mittelmeer entkommen.
2. Die geltenden und – soweit bekannt – auch bisher von der Türkei eingehaltenen Verpflichtungen bezüglich der Meerengen (Abkommen von Montreux)1 gehen, soweit sie im angeschnittenen Zusammenhang wichtig sind, aus anliegenden Gutachten der Abt. Ausland hervor.
3. Bezüglich der Kriegsschiffe zeigt das Gutachten von Ausland, daß bei korrektem Verhalten der Türkei weder die russischen Kriegsschiffe der Schwarzmeer-Flotte durch die Meerengen entkommen, noch englische Seestreitkräfte zur Hilfeleistung ins Schwarze Meer eindringen können.
Eine gewaltsame Forcierung der Meerengen gegen den Willen der Türkei kann als ausgeschlossen gelten unter der Voraussetzung, daß die Türkei ernsthaften Widerstand leistet.
Das Eindringen englischer Kriegsschiffe ist überdies wenig wahrscheinlich, da sich den Engländern im Schwarzen Meer keine ernsthaften Kampfobjekte bieten. Eigener Seeverkehr während «Barbarossa» [wird] zunächst nicht stattfinden. Die Häfen (Konstanza, Burgas, Varna) sind durch Küstenbatterien geschützt. Der Anmarschweg führt außerdem durch Seegebiete, die als eigenes Küstenvorfeld anzusehen sind und von der deutschen Luftwaffe eingesehen und bedroht werden (Ägäis). Das Eindringen ins Schwarze Meer würde also für den Feind eine mit hohem Risiko belastete Diversion bilden. Er wird sich dazu voraussichtlich bei der Wichtigkeit seiner Seemachtstellung im östl. Mittelmeer nur durch schwerwiegende Gründe bestimmen lassen, die hier aber nicht gesehen werden können.
4. In bezug auf Handelsschiffe läßt der Vertrag von Montreux auch bei korrektem Verhalten der Türkei die Möglichkeit, daß sowohl englische Hilfe auf Handelsschiffen nach Rußland zugeführt wird als auch, daß der wertvolle russische Schiffsraum das Schwarze Meer durch die Meerenge verläßt.
Wenn auch die starke deutsche Stellung in der Ägäis auf solche Vorhaben hemmend wirken wird, so ist doch damit zu rechnen, daß der Russe
1 Im Vertrag von Montreux vom 20. Juli 1936 zwischen der Türkei und den Großmächten wurde das Durchfahrtsrecht durch die türkischen Meerengen für Kriegsschiffe der Nichtschwarzmeer-staaten begrenzt (siehe Geschichte der internationalen Beziehungen 1917–1939, hrsg. von W. G. Truchanowski, Berlin 1963, S. 348f.).
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versucht, seine Schiffe unter möglichst weitgehender Benutzung der türkischen Hoheitsgewässer auch unter Inkaufnahme von Verlusten aus dem Schwarzen Meer herauszubringen, da sie dort bei Fortschreiten der Operationen «Barbarossa» unter allen Umständen verloren sind.
5. Seitens der Achse wird die bestehende Rechtslage der Meerengendurchfahrt seit «Marita» dazu benutzt, einen Verkehr zwischen dem Schwarzen Meer und der Ägäis zu unterhalten. Besonders im Interesse der italienischen Ölversorgung wird in Zukunft dieser Seeverbindung erhöhte Bedeutung zukommen. Während der Operationen «Barbarossa» wird allerdings ein eigener Seeverkehr bis zur Wegnahme der russischen Flottenstützpunkte entweder gar nicht oder nur in beschränktem Umfange als Küstenverkehr unterhalten werden können.
6. Angesichts dieses eigenen Interesses an der Durchfahrtsmöglichkeit durch die Dardanellen und des wirtschaftlichen und militärischen Erfordernisses, den wertvollen russischen Schiffsraum nicht aus dem Schwarzen Meer entkommen zu lassen, ist zu prüfen, welche Mittel uns zur Verfügung stehen, daß unabhängig von der türkischen Beherrschung der Meerengen diese feindliche Seeverbindung unterbrochen werden kann bzw. welche Haltung der Türkei gegenüber in dieser Frage eingenommen werden soll:
a) Es besteht die Möglichkeit, mit Hilfe der rumänischen Streitkräfte und behelfsmäßig auszurüstender Minenfahrzeuge Sperren vor den Bosporus zu legen. Außerdem kann durch Einsatz der eigenen Luftwaffe und italienischer Seestreitkräfte das Entkommen feindlichen Schiffsraumes gestört werden. Mit diesen Mitteln kann jedoch, besonders wenn die türkischen Hoheitsgewässer geachtet werden müssen, nur eine Störung, nicht aber eine Unterbindung dieses Verkehrs erreicht werden. Außerdem kann bei diesem Verfahren lediglich dem Feinde der Schiffsraum entzogen werden, während unser Interesse uns darauf hinweist, für spätere eigene Transporte möglichst viel von dieser Tonnage selbst in die Hände zu bekommen.
b) Während der Durchführung «Barbarossa» treten die Interessen des eigenen Seeverkehrs durch die Meerengen in ihrer Bedeutung entschieden gegen das Erfordernis zurück, den russischen Schiffsraum nicht entkommen zu lassen. Dies erhellt schon aus der militärisch begründeten Tatsache, daß wir während der Operationen gar nicht in der Lage sein werden, einen solchen Verkehr in nennenswertem Umfange laufen zu lassen. Nach Durchführung «Barbarossa» ist die ungestörte Durchfahrt durch die Meerengen für die Achse eine unerläßliche Notwendigkeit.
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7. Aus Vorstehendem wird der Schluß gezogen, daß bei Beginn «Barbarossa» an die Türkei die Forderung zu stellen ist, die Meerengen bis auf weiteres für jeden Verkehr zu schließen. Als Begründung bzw. Druck-mittel kann dabei ausgeführt werden, daß die russischen Schiffe bei ihrem Charakter als Staatsschiffe von uns als Hilfskriegsschiffe angesehen würden und wir genötigt wären, falls die Türkei unserem Wunsche nicht entspräche, Sperrmaßnahmen zur Verhinderung dieses Verkehrs in den türkischen Hoheitsgewässern zur Wahrung berechtigter Belange durchzuführen.
Die Öffnung der Meerengen nach Durchführung «Barbarossa» bzw. in einem späteren Stadium der Operationen für unseren eigenen Verkehr ist dann eine spätere Frage. Dabei wird unterstellt, daß nach erfolgreichem Verlauf des Feldzuges und bei der ständigen Bedrohung, der die türkische Meerengen-Position durch unsere Machtstellung im Balkan und insbesondere in Bulgarien ausgesetzt ist, die türkische Regierung sich unseren Wünschen gegenüber willfähiger zeigen wird als bisher.
Asylrecht für russische Schiffe in Schwarzmeer-Häfen einschließlich des Bosporus' kann die türkische Regierung gewähren. Auch hier ist nach Abschluß der Operationen die Herausgabe des Schiffsraums an uns anzustreben. Diese Lösung entspricht unseren Belangen mehr, als wenn die russischen Schiffe sich vor dem deutschen Zugriff vernichten.
Unabhängig von dieser im politischen Bereich anzustrebenden Regelung müssen die militärischen Vorbereitungen für die Sperrung der Meerengen weitergeführt werden, um als Aushilfe zum Einsatz bereitzustehen, wenn eine politische Regelung im erwünschten Sinne nicht erreicht werden kann.
46 Richtlinien des Chefs des OKW für Besprechungen mit Vertretern Finnlands, Ungarns und Rumäniens über die Beteiligung dieser Staaten an der Aggression gegen die Sowjetunion, 1. Mai 1941
OKW/WFSt/Abt L (IOp) Nr. 44638/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: Keitel, 14Ausf.: 10. Ausf.
DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 209–210.
Der Führer hat für die Beteiligung fremder Staaten an den Vorbereitungen für «Barbarossa» Besprechungen in nachstehendem Umfang vorgesehen:
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1. Finnland
Bereits in den nächsten Tagen werden die Finnen durch einen entsprechenden politischen Schritt veranlaßt werden, bevollmächtigte Offiziere nach Berlin zu entsenden.
Beabsichtigter Verlauf dieser Besprechungen siehe Anlage.
2. Ungarn
Die erforderlichen Besprechungen mit den Ungarn sind für das letzte Drittel des Mai vorgesehen. Weitere Anordnungen über ihre Durchführung ergehen zeitgerecht durch OKW. Ziel dieser Besprechungen wird es sein, eine erhöhte .A&we/irbereitschaft und zu gegebener Zeit einen entsprechenden Einsatz der ungarischen Wehrmacht herbeizuführen.
3. Rumänien
Die Besprechungen mit den Rumänen sollen so spät wie möglich aufgenommen werden.
ObdH und ObdL werden gebeten, den letztmöglichen Zeitpunkt zu melden.
4. Als Tarnung für sämtliche Besprechungen gelten nachstehende Richtlinien :
Die von uns beabsichtigten größeren Angriffshandlungen im Westen schließen, auch im Hinblick auf frühere Erfahrungen, die Notwendigkeit in sich, im Osten eine erhöhte Abwehrbereitschaft herzustellen und zu halten.
Zweck der Besprechungen ist es daher, die genannten Staaten zu veranlassen, entsprechende Verteidigungsmaßnahmen ebenfalls zu treffen und hierfür bereits jetzt die Vorbereitungen einzuleiten.
12 Moritz, Barbarossa
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47 Planungsunterlage der Abteilung Landesverteidigung im OKW für die Eroberung des Erdölgebiets im Kaukasus, 4. Mai 1941
Anlage zu OKW/WFSt/Abt L (IOp) Nr. 44564/41 geh.Kdos. Chefs, v. 4. 5. 1941,1 geh.Kdo». Chefs., nicht unterzeichnet, 14 Ausf.: 13. Ausf.
DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 217–222.
1. Wehr wirtschaftliche Bedeutung des Reviers für den Bedarf der Achsenmächte und für die russische Landwirtschaft:
a) Bedarf der Achsenmächte :
Der Monatsbedarf der europäischen Achsenmächte einschließlich der besetzten Gebiete beträgt 1,15 Mill. t Mineralöl aller Art. Zu dessen Deckung stehen nach Verbrauch der Vorräte, die etwa Ende August erschöpft sind, aus Erzeugung und Einfuhr (ohne Rußland) monatlich nur 850000 t zur Verfügung. Die ab September fehlenden 300000 moto können, wenn Irak außer Betracht bleibt, nur aus Rußland gedeckt werden (sämtliche Zahlen beruhen auf Angaben des Unterstaatssekretärs Generalleutnant von Hannecken vom 3. 4. 41).
b) Bedarf der russischen Landwirtschaft:
Infolge Rückganges der Viehwirtschaft und vor allem im Zuge der Kollektivierung ist die russische Landwirtschaft stark mechanisiert. Die Zahlen ihres Mineralölverbrauches in Höhe von 60% der russischen Ölförderung beweisen die Abhängigkeit der russischen Landwirtschaft von der Produktion des Kaukasus-Reviers, das mit nahezu 90% der gesamten russischen Mineralölerzeugung eine so ausschlaggebende Rolle spielt, daß daneben die übrigen Reviere wie Ural mit 6%, Asiat. Rußland mit 4% und Westukraine (Drogobytsch) mit 1% zurücktreten. Ebenso müssen für die Versorgung der russischen Landwirtschaft die neuen Erdölvorkommen, die namentlich aus der Ukraine gemeldet werden, mangels Ausbau der Fördereinrichtungen und der Raffinerien vorerst außer Ansatz bleiben.
Da die Mechanisierung der russischen Landwirtschaft sich andererseits kurzfristig nicht ändern läßt, ohne Sicherstellung des Ölbedarfs der russi– 

1 Im Anschreiben, das Generalmajor Warlimont im Auftrag des Chefs des OKW unterzeichnete, heißt es: «Es werden im Hinblick auf ,Barbarossa' gebeten zu prüfen ObdH in Zusammenarbeit mit ObdL und ObdM: die Möglichkeiten für eine möglichst frühzeitige Besetzung, Wehrmachttransportchef, WiRüAmt: die hiermit und mit der späteren Ausnutzung des ölgebietes zusammenhängenden Fragen, Amt Ausland /Abwehr: die Aussichten, Zerfallserscheinungen in Sowjetrußland für eine Sicherung des ölgebietes auszunutzen.» (DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 215)1
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sehen Landwirtschaft aber die Bestellung großenteils nicht mehr durchgeführt und die Ernte nicht mehr eingebracht werden können, müssen in deutschem Interesse die hierfür benötigten Mengen aufgebracht werden.
Für ihre Deckung kommen danach allein die Kaukasus-Reviere in Betracht, die bei einer jetzigen Monatsproduktion von 2,25 Mill. t auch dann, wenn im Kriegsfall mit Zerstörungen gerechnet werden muß, nach Ansicht des R.W.M. kurzfristig doch wieder in der Lage sein werden, wenigstens die für die Landwirtschaft und Industrie des besetzten Rußlands monatlich erforderlichen 900000 t und die von den Achsenmächten selbst benötigten monatl. 300000 t zu liefern.
2. Transportfragen:
a) Von den letztgenannten Mengen können nach den vorliegenden Berechnungen des R.W.M. von den Schwarzmeer-Häfen nach dem großdeutschen Raum auf dem Landweg nur 100000 t monatl. verbracht werden. Jede weitere Menge kann den Achsenmächten, da die verfügbaren Flußtankschiffe ausschließlich für den Abtransport des rumänischen Öls auf der Donau eingesetzt sind und bleiben müssen, darnach nur auf dem Seeweg durch die Dardanellen und das Ägäische Meer zugeführt werden. Öffnung des Seeweges und Sicherstellung der Seetanker im Schwarzen Meer ist demnach Voraussetzung dafür, daß die russischen Versorgungsquellen in dem für die Fortsetzung des Krieges notwendigen Umfang ausgenützt werden können.
b) Für die Versorgung des besetzten Rußlands wird die Unversehrtheit der Rohrleitungen im Kaukasus (siehe Karte in Beilage 1), besonders aber der Zugriff auf Kesselwagen und Flußtanker von ausschlaggebender Bedeutung sein. Um die zu erfassenden Kesselwagen benutzen zu können, werden bestimmte Bahnstrecken, die dem Öltransport dienen, mit russischer Spurweite zu erhalten sein.
3. Die Gefahr einer Vernichtung der Ölanlagen durch die Russen selbst:
Da der Russe die Bedeutung des Gesamtproblems zweifellos erkennt, wird er über Zerstörung von Transporteinrichtungen hinaus gegebenenfalls auch vor der Selbstvernichtung von Ölraffinerien und Erzeugungsstätten nach dem Muster «Moskau 1812» nicht zurückschrecken.
Sollte er diesen Entschluß fassen, so wird er von uns mit militärischen Mitteln daran kaum zu hindern sein. Es lohnt sich daher der Versuch, im Hinblick auf mögliche Auflösungserscheinungen im russischen Reich nach ersten großen deutschen Erfolgen einem selbständigen Kaukasus-Staatsgebilde, das naturgemäß an unversehrten Ölrevieren interessiert wäre, mit politischen und anderen Mitteln vorzuarbeiten.
12*
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4. Folgerungen:
Die Notwendigkeit, die kaukasischen Erdölreviere, mindestens das Gebiet um Maikop (7%) und Grosny (9% der russischen Gesamtförderung) und die Transportwege für das öl zu einem möglichst frühen Zeitpunkt in die Hand zu nehmen, ist unabweisbar.
a) Eine deutsche Besitznahme von See her scheidet aus, solange die russische Schwarzmeer-Flotte (Angaben hierüber siehe Beilage 2), die übrigens auf das öl als Basis angewiesen ist, aktionsfähig ist.
b) Die Beurteilung der Möglichkeiten von Fallschirm – und Luftlande-Unternehmungen zur Sicherung der ölgebiete ist für die einzelnen Teile
1. das Gebiet Krasnodar und Maikop
2. das Gebiet Grosny und
3. das Gebiet Baku
verschieden (siehe dazu wegen der Reichweiten Karte in Beilage 3).
Zu 1.: Das Gebiet von Krasnodar und Maikop kann aus der Gegend von Rostow weggenommen werden. Entfernung etwa 250 km, daher Jagd-und Zerstörer-Schutz möglich.
Zu 2.: Um das Gebiet von Grosny wegnehmen zu können, muß eigene Bodenorganisation bis Gegend Maikop, besser noch bis Gegend Georgijewsk vorgeschoben sein.
Zu 3.: Baku kann nach der bisher bekannten russischen Bodenorganisation nur aus Gegend Tiflis oder Grosny angeflogen werden; die Entfernung ist aber so groß, daß der Lufttransport und die abgesetzte Truppe nicht einmal durch Zerstörer geschützt werden können. Außerdem werden diese Unternehmungen wettermäßig besondere Schwierigkeiten bereiten (Umfliegen des Kaukasus).
Der Durchführung muß eingehende Bildaufklärung der zu besetzenden Objekte vorangehen. Aus Reichweitegründen kann diese Aufklärung frühestens aus der Krim eingesetzt werden.
Können sonach die Aufgaben eines Luftlandeunternehmens im einzelnen erst nach Vornahme der Bildaufklärung bestimmt werden, so ist andererseits auch noch nicht zu übersehen, wieviel Transportraum nach Durchführung der ersten größeren Operation verfügbar ist.
c) In jedem einzelnen Falle muß geprüft werden, ob die Besetzung besonders dann, wenn der Feind geschlagen ist, nicht schneller durch das Heer erfolgen kann als durch eine Luftlandung, die eine heute noch nicht festzulegende Vorbereitungszeit erfordert und der Möglichkeit Rechnung tragen muß, einer durch englische Kräfte verstärkten Abwehrbereitschaft zu begegnen.
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Dies kann dazu führen, daß die Heeresgruppe Süd über das Donez-Ge-biet so früh wie möglich die erforderlichen Kräfte längs der Ölleitungen auf die Reviere von Maikop und Grosny, später auch auf Baku entsenden muß.
d) Entschließen sich die Russen, englische Hilfe anzurufen oder eine ihnen angetragene britische Unterstützung anzunehmen, dann kommen hierfür je nach der Lage zwei Wege in Betracht:
1. der Seeweg durch die Dardanellen, dessen Benutzung bei einer entgegenkommenden Haltung der Türkei zugleich die Vereinigung der englischen Alexandrien-Flotte mit den russischen Schwarzmeer-Kräften ermöglichen würde;
2. der beschwerlichere Bahn – und Landweg durch Irak und Iran. Iran würde einem gemeinsamen englisch-russischen Druck kaum Widerstand entgegensetzen. Die Sicherung des Iraks als Durchmarsch – und Aufmarschgebiet ist durch die letzthin gemeldeten Ausladungen indischer Divisionen in Basra offenbar bereits in Vorbereitung.
e) Für den Fall, daß ein etwaiger selbständiger Kaukasus-Staat die Ölquellen bis zum Eintreffen deutscher-Truppen zu erhalten versuchen sollte (siehe Ziffer 3 Absatz 2), ist mit englischen Luftangriffen gegen das Ölgebiet zu rechnen.
Diese könnten aus dem Nordirak (Mosul-Gebiet) und äußerstenfalls aus Palästina erfolgen. Die Briten würden sich dabei allerdings einer nicht leicht zu lösenden Aufgabe gegenübersehen. Die Entfernung von Irak-Baku (850 km) kann zwar von modernen Kampfflugzeugen mit ausreichender Bombenlast überwunden werden. Aber die etwa 600 km breiten und über 5000 m hohen Gebirge mit alpinem Charakter werden derartig schwierige Wetterverhältnisse haben, daß selbst erfahrene Flugzeugführer vor außerordentlich schwierige Aufgaben gestellt werden, so daß ein Masseneinsatz von Kampfflugzeugen, ohne längere Ausbildung der Besatzungen, in dieser Gegend nicht möglich sein wird.
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48 Aus dem Protokoll der Besprechung zwischen Vertretern der Wehrmacht und des finnischen Generalstabes in Salzburg über den Operationsplan und die militärischen Aufgaben Finnlands bei der Aggression gegen die Sowjetunion, 25. Mai 1941
OKH/GenStdH/Op Abt (IN) Nr. 980/41 geh.Kdos. Chefs., nicht unterzeichnet, 22 Ausf.: 7. Ausf. DZA Potsdam, Historische Abteilung I, Fall XII, Bd. 169, Bl. 141–144 (Dokument NOKW-1184).
II. Grundsätzliche Ausführungen Gen. Jodls: (Zugleich Sprachregelung)
Deutschland steht zu Rußland in freundschaftlichem Vertragsverhältnis. Hieraus ergeben sich insbesondere russische Wirtschaftslieferungen. Dagegen steht grundloser russischer Aufmarsch an deutscher Grenze (Zahlenbeispiele für Heer und Luftwaffe). Hierdurch ist Deutschland zu Gegenaufmarsch gezwungen. In nächster Zeit politische Klärung beabsichtigt. Wenn diese nicht möglich, militärische Klärung mit ziemlicher Sicherheit erforderlich, um Rußland nicht die Wahl des Zeitpunktes zu überlassen. Für den somit im frühen Sommer möglichen Konflikt soll Besprechung Grundlage der Zusammenarbeit geben. Dabei sollen nicht schwere Lasten auf die Finnen abgewälzt, sondern nur Wünsche übermittelt werden, deren Ausführung der politischen Entschließung der Finnen überlassen bleibt. Ablauf des möglichen Kampfes läßt sich mit Sicherheit voraussagen: Durch Teilnahme vieler kleiner Staaten (Kreuzzug gegen Bolschewismus) und insbesondere Überlegenheit deutscher Wehrmacht wird Rußland nach Wegnahme eines bestimmten Raumes nicht mehr kampffähig sein. Dabei wird Zusammenbruch im Norden am schnellsten erfolgen und Ostsee bald in unsere Hand kommen. Nach Eintritt der russischen Katastrophe wird Deutschland die führende und unangreifbare Macht in Europa darstellen, sein Heer zu Gunsten der Luftwaffen – und Kriegsmarinerüstungen vermindern und England, das jetzt noch auf Rußland hofft, ebenfalls niederwerfen können.
III. Beabsichtigter Ablauf etwa notwendiger Kampfhandlungen
Gen. Jodl legt dar: Deutsche Kräfte stoßen durch die Randstaaten auf Leningrad durch. Marine sperrt die Ostsee ab, außerdem wird Eismeerkanal aus der Luft angegriffen und vermint (Operationen der Heeresgruppe Mitte und Süd werden überhaupt nicht erwähnt).
Im Rahmen dieser Operation bestehen folgende deutsche Absichten aus dem finnischen Raum:
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1. Beabsichtigte Befehlsregelung
In Nord – und Mittelfinnland («Renntier» und «-Silberfuchs-» – Decknamen sind Finnen nicht bekannt) Führung durch das OKW über Gen.Oberst v. Falkenhorst, dem teilnehmende finnische Kräfte unterstellt werden.
Ladoga-Front: Führung durch Feldmarschall Mannerheim in unmittelbarem Gedankenaustausch mit OKH. Etwa teilnehmende deutsche Kräfte werden den Finnen unterstellt.
Ein deutscher Verbindungs-Offizier, zugleich für OKW und OKH, tritt zu Feldmarschall Mannerheim (stellt OKH).
Finnen sind einverstanden.
2. und
3. (Betr. «-Renntier-» und «Silberfuchs-»): pp.
Finnische Stellungnahme: General Heinrichs sieht Schwerpunktaufgabe der finnischen Wehrmacht an der Südostfront.
Daher sein Vorschlag, Operationen Salla-Kandalakscha nur mit deutschen Kräften zu führen.
Deutsche Stellungnahme: Unter Hinweis auf die Schwierigkeit des Antransportes weiterer deutscher Kräfte, vermehrte Gefahr der Enttarnung und noch größere Erschwerung der finnischen Mobilmachung bleibt deutsche Forderung bestehen, mindestens eine Division wenigstens bis zur alten Grenze zur Verfügung zu stellen. Auf späteres Freiwerden wird nochmals hingewiesen.
4. Finnische Südost-Front (Ladoga-See): Im Zusammenhang mit der vom OKH geführten Operation der nördlichen Heeresgruppe auf Leningrad fällt den Finnen die Aufgabe zu, die im Ladoga-Raum stehenden russischen Kräfte zu fesseln. Blutige Durchbruchsschlacht wird nicht gefordert, da russische Front dort mit fortschreitendem Angriff der Heeresgruppe Nord von selbst fällt. Einzelheiten dieser gemeinsamen Operation sollen Gegenstand der Besprechung am 26. 5. mit OKH sein.
Finnische Stellungnahme: Einverstanden. Hier liegt Schwerpunkt finnischen Interesses, daher wird finnische Wehrmacht sich nicht auf Abwarten beschränken, sondern im Rahmen des Möglichen angreifen.
5. Hangö wichtig wegen späterer Bewegungsfreiheit in der Ostsee. Deutsche Luftstreitkräfte jedoch anfangs an deutscher Hauptfront gebunden und erst später für Hangö frei. Daher Bitte an die Finnen, bis dahin Hangö abzuschließen, da ihnen für einen Angriff die erforderlichen technischen Mittel und Spezialtruppen (Stukas, Panzer, Sturmpioniere, schwere Artillerie, eventuell Fallschirmtruppen) fehlen. Zum frühest möglichen Zeitpunkt (vielleicht 14 Tage bis 3 Wochen nach Beginn der Gesamtoperation)
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deutsche Luftunterstützung für finnischen Angriff auf Hangö vorgesehen. Etwaige Wünsche bezüglich Unterstützung durch das Heer und die Luftwaffe können Finnen am 26. 5. zum Gegenstand unmittelbarer Besprechungen machen.
Finnische Stellungnahme: Abriegelung wird 2 bis 3 Divisionen binden, unerwünscht mit Rücksicht auf Südostfront. Ohne Vollmacht wird daher der Wunsch ausgesprochen, Hangö mit deutschen Kräften unter Beteiligung von zu unterstellenden finnischen Truppen anzugreifen. Dabei Hinweis darauf, daß die russische Besatzung Hangös ohnehin sehr gegen Deutschland gerichtet ist.
Deutsche Stellungnahme: Heranführung deutscher Angriffstruppen nur durch Schweden möglich, da Ostseeverkehr ausgeschlossen. Daher bei dieser Lösung Verzögerung des Angriffs, die bei Beharren der Finnen auf ihrem Standpunkt unangenehmerweise in Kauf genommen werden muß.
6. Alands-Inseln: Gen. Jodl erbittet finnische Stellungnahme zur Frage ihrer Wichtigkeit.
General Heinrichs will russisches Festsetzen ausschließen und schlägt Besetzung von 4–5 Inseln durch deutsche Truppen vor, um zugleich Mobilmachungsgrund (gegen Deutschland) zu haben. Andernfalls werden 2 finnische Regimenter die Besetzung vollziehen.
Deutsche Stellungnahme: Begründung der finnischen Mobilmachung ist eine politische Frage. Aus diesem Anlaß kaum möglich, da dann Alands-Inseln sehr früh besetzt werden müßten. Führerentscheidung, ob Alands-Inseln überhaupt durch deutsche Truppen besetzt werden, wird herbeigeführt.
7. Luftwaffe:
a) Für Operationen in Nord – und Mittelfinnland deutsche Unterstützung vorgesehen. Hierfür sollen Finnen Flugplätze Helsinki und Kemi zur Verfügung stellen.
b) Luftabwehr durch nicht sehr starke deutsche Abwehrkräfte vorgesehen. Daher Bitte an die Finnen um Flakschutz
1) der Ausladungen,
2) des Raumes um Rovaniemi,
3) des Raumes um Kemijärvi. ,
Stellungnahme der Finnen:
a) Hinweis auf die Bedrohung der Hauptstadt durch Abgabe des Zivilflugplatzes Helsinki, der allerdings im finnisch-russischen Kriege auch als Militärflugplatz benutzt wurde.
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b) Finnische Flugabwehr sehr schwach, Verstärkung – in erster Linie Material und Munition – erforderlich.
c) Hinweis auf seinerzeitigen Versuch, durch Deutschland 80 Jäger und 65 Bomber geliefert zu bekommen, die noch nicht einmal den Fehlbedarf decken würden.
8. Kriegsmarine: Um Einvernehmen mit deutscher Kriegsmarine herzustellen, sind unmittelbare Besprechungen in Berlin vorgesehen, u. a. über die Sicherung des Küstenvorfeldes durch die Finnen und über ihre Beteiligung am Minenkrieg sowie über sichere Unterbringung des finnischen Schiffsraumes.
9. Finnische Mobilmachung: Zeitpunkt gleitend. Abhängig von Entwicklung der Lage und Haltung der Russen. Diese wieder möglicherweise durch deutsche Finnlandtransporte beeinflußt.
Daten hierfür: Beginn der Transporte 5. 6. Ankunft der ersten Transporte in Finnland 8. 6. Ankunft deutscher Panzer in Finnland zwischen dem 10. und 15. 6.
Finnische Stellungnahme: Zeitbedarf 9 Tage. Sorge vor russischem Handstreich gegen Finnland und Störung der finnischen Mobilmachung durch russische Luftwaffe (deutscher Hinweis auf Bindung der russischen Luftwaffe an der Hauptfront gegen Deutschland). Absicht der Finnen, erst die 8 West-, dann die 8 Ostdivisionen mobil zu machen (Gründe: Westdivisionen von luftgefährdeter Eisenbahn mehr abhängig, Tarnung).
Deutscherseits umgekehrte Reihenfolge erwünscht. Finnischer Hinweis auf besondere Schwierigkeit der Verpflegungslage: Armee für einige Monate versorgt, Volk nicht, insbesondere fehlt Brot und Futter. Erhöhte Schwierigkeiten bei Ausfall amerikanischer Lieferungen über Petsamo zu erwarten.
Besondere Versorgungsschwierigkeiten der Wehrmacht: Munition, Betriebsstoff, Flugbetriebsstoff.
10. und .»/_'_ «',',''''';
11. pp.
12. In Berlin weitere Besprechungen vorgesehen mit
a) den drei Wehrmachtteilen,
b) dem Chef des Stabes des WB Norwegens als Vertreter des OKW, der die erforderlichen Vertreter der Wehrmachtteile, des Wehrmachttransportchefs usw. an diesen Besprechungen im notwendigen Umfang beteiligen wird,
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c) dem Wehrmachttransportchef, u. a. auch zusammen mit Kriegsmarine zur Abstimmung der beabsichtigten deutschen Transporte nach und durch Finnland und der erforderlichen finnischen Mobilmachungstransporte aufeinander.
49 Protokoll der Verhandlungen zwischen Vertretern des deutschen und finnischen Generalstabes in Zossen zur Festlegung der finnischen Operationen im Rahmen der Aggression gegen die Sowjetunion, 26. Mai 1941 *
OKH/GenStdH/Op Abt (IN) Nr. 991/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: I.A. [?], 18 Ausf.: 7. Ausf.
DZA Potsdam, Historische Abteilung I, Fall XII, Bd. 169, Bl. 138–140 (NOKW-1184).
I. Ansatz der finnischen Operationen
a) Gedanken des OKH
Ziel der Operationen an der Nordfront ist es, den nordrussischen Raum
baldmöglichst zu bereinigen und die Ostsee zu beherrschen.
Hierzu wird eine deutsche Heeresgruppe aus Ostpreußen heraus über die Düna [Daugawa] auf Leningrad vorstoßen.
Weitere deutsche Kräfte werden südlich anschließend vorgehen und die übrigen russischen Kräfte angreifen.
Das Zusammenspiel mit den finnischen Kräften wird entweder in der Gegend westlich oder ostwärts des Ladogasees zu suchen sein, je nach dem Vorwärtskommen der aus Ostpreußen vorgehenden deutschen Heeresgruppe.
Es entsteht das Problem, ob das finnische Heer seinen Aufmarsch so gestalten kann, daß aus ihm ein Angriff mit einer starken Kräftegruppe sowohl westlich als auch ostwärts des Ladogasees, je nach Entwicklung der Lage, möglich ist.
1 An der Besprechung unter der Leitung von Generaloberst Halder nahmen teil: vom Oberkommando der Wehrmacht Kapitän z.S. Bürkner, Oberstleutnant i.G. Münch; vom Heer Generalleutnant Paulus, Generalmajor Matzky, Generalmajor Wagner, General der Nachrichtentruppen Fellgiebel, Oberst i.G. Heusinger, Oberst i.G. Kinzel, Oberstleutnant i.G. Bork, Major i.G. Mueller-Hillebrand, Hauptmann Obermair, Oberst i.G. Buschenhagen; von der Luftwaffe Generalleutnant Bogatsch, Major i.G. Christ, Major i.G. Brasser, von der finnischen Armee Generalleutnant Heinrichs, Oberst Tapola, Oberst Mackinen und Oberst Kecs.
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Das OKH legt Wert darauf, daß diese Angriffsgruppe unter Abwehr an der gesamten übrigen Front mit schwächsten Kräften möglichst stark gehalten wird. Von besonderer Bedeutung ist es, daß die Wahl des Schwerpunktes entsprechend dem Ablauf der Operationen zu einem möglichst späten Zeitpunkt erfolgen kann.
Der Zeitpunkt des Antretens wird für die finnischen Kräfte etwa zu liegen haben, wenn die deutschen Kräfte die Düna überschreiten.
b) Finnische Stellungnahme
Finnland verfügt über 16 Divisionen, die sich folgendermaßen verteilen:
2 Regt. Alands-Inseln [Aland]
2 Div. Hangö
1 Div. Helsinki zum Schutz der Landesstadt
4 Div. zwischen Hangö und Ladogasee zur Sicherung der Südfront
Teile an der Südost – und Ostfront zur Verstärkung des Grenzschutzes
2 Div. bei AOK. Norwegen etwa 6 Div. Angriffsgruppe
Die vom OKH erbetene Wendigkeit des Aufmarsches wird zunächst als nicht möglich erklärt. Sodann geben die Finnen nach längerer Aussprache zu, die Frage zu prüfen, ob nicht doch ein Aufmarsch dieser Angriffsgruppe etwa im Raum nordwestlich des Ladogasees möglich ist, aus dem ein Angriff sowohl westlich wie ostwärts des Ladogasees erfolgen kann.
Stärkere Kräfte können nur dann zur Verfügung gestellt werden, wenn die Alands-Inseln (2 Regt.) und Hangö (2 Div.) von deutschen Truppen besetzt werden, anderenfalls nach Freiwerden der finnischen Divisionen ostwärts Salla und Einnahme von Hangö.
Die Schwerpunktwahl wird durch die Versorgung nicht beeinflußt, jedoch kann eine Operation ostwärts des Ladogasees versorgungsmäßig nur bis etwa zur Linie Olonez-Petrosawodsk mit eigenen Kräften geführt werden.
II. Zeitpunkt der finnischen Mobilmachung a) Ansicht des OKH
Da der Beginn der finnischen Operation in Richtung Ladogasee voraussichtlich etwa 14 Tage nach Beginn der deutschen Operation liegen wird, wäre theoretisch die finnische Mobilmachung erst zum Zeitpunkt des Beginns der Feindseligkeiten auf deutscher Seite erforderlich, mit Ausnahme derjenigen finnischen Kräfte, die für das Unternehmen Falkenhorst1 vorgesehen sind.
1 Siehe dazu Dokument 44, Ziffer 3 und 4.
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b) Finnische Stellungnahme
Das finnische Heer ist zur Zeit auf Friedensstand. Unauffällige Ergänzung der bestehenden Regt., die zum Grenzschutz ausreichen, auf Kriegsstärke ist möglich. Die allgemeine Mobilmachung kann mangels rollenden Materials nicht gleichzeitig mit den vom 8.-16. 6. laufenden deutschen Transporten Richtung Lappland erfolgen, ist deshalb erst nach dem 16. 6. durchzuführen. Diese Regelung ist auch im Interesse der Frühjahrsaussaat zweckmäßig.
c) OKH schließt sich dieser Stellungnahme an und betont, daß selbstverständlich die Entwicklung der politischen Lage den Zeitpunkt des Beginns der finnischen Mobilmachung maßgebend beeinflussen kann.
III. Einzelne Sonderfragen
n) Verbindung mit dem finnischen Heer hält ein deutscher Verbindungsstab, der dem finnischen Oberkommando beigegeben wird. Geheimschreiber-Verbindung wird baldmöglichst aufgenommen.
b) Die für Finnland bestehenden Versorgungsschwierigkeiten werden wie bei der Besprechung bei OKW am 25. 5. erwähnt. Finnland bittet dringend um Flakabwehrwaffen mit Munition, 100–200 Flugzeuge, Kraftfahrzeuge, Panzerwagen, Funksprechgeräte.
c) Beantwortung der offenstehenden Fragen wird bis 2. 6. zugesichert. Zu diesem Zeitpunkt werden Vertreter des OKH sich nach Helsinki zur Weiterführung der Besprechung begeben.1
1 Siehe dazu Franz Halder, a. a. 0., S. 447.
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50 Aus den Notizen Halders für seinen Vortrag vor den Chefs der Generalstäbe der Heeresgruppen und Armeen über den Entschluß zum Überfall auf die Sowjetunion und die Planung weiterer Aggressionen nach dem erhofften Blitzsieg, 4. Juni 19411
Franz Halder, a. a. O., S. 443–444.
Entschluß Barbarossa:
Weitreichender Entschluß.
Gründe: Bereinigung in Europa, um England die letzte Aussicht auf Unterstützung von dieser Seite zu nehmen und Europa ohne England endgültig aufzubauen.
Nach Erledigung dieser Aufgabe, alle Hände freizuhaben, unter Betonung von Flotte und Luftwaffe, England endgültig niederzuringen.
Möglichkeit: England im Mutterland zu treffen (geschieht durch U-Boot-und Luftkrieg).
England «an der Peripherie-» zu treffen.
Wenn wir gebunden sind und militärische Erfolge nicht rasch und durchschlagend eintreten, Möglichkeit gegeben, daß Spannungen, die z. Z. in besetzten Gebieten bestehen, lebendig werden und England versucht, Initiative zu ergreifen.
Nord, West, Südost, Afrika muß dabei im Gegenhalten gegen solche Spannungen mit eigenen Mitteln durchhalten.
Norwegen-Westeuropa keine Sorge vor nennenswerter englischer Initiative.
Spanien 1 englische Initiative möglich; braucht lange Zeit. Deutsche Portugal J Kräfte stehen bereit.
Nordwestafrika bleibt eine schwierige Frage, wenn Darlan fällt und wenn Japan sich gegen Rußland festlegen sollte.
Wichtig: Rasche Durchführung der Barbarossa-Operation. Mit geringsten Kräften an anderen Fronten bereithalten für Lösung der gestellten Aufgaben.
Nach Barbarossa: Malta-Ägypten.
Möglichkeiten aus Südost-Rußland, über Spanien – Nordwestafrika.
Organisatorische Grundlagen für Umbau des Heeres für deutsche Aufgaben nach Barbarossa sind seit langem in Arbeit.
1 Diese Besprechung fand am 4. und 5. Juni 1941 statt.
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51 Aus dem Befehl des Oberbefehlshabers der Truppen des deutschen Heeres in Rumänien und Oberbefehlshabers der 11. Armee über die Aufgaben der 11. Armee beim Überfall auf die Sowjetunion (Operation «München»), 9. Juni 1941
Oberkommando der Truppen des Deutschen Heeres in Rumänien/Ia Nr. 0091/41 geh.Kdoi. Chefs., unterzeichnet: v. Schobert, 25 Ausf.: 5. Ausf.
DMA Potsdam, H 07.20.01./16, Bl. 156–157, 168.
1. Auftrag der 11. Armee
Bei entsprechender Entwicklung der Operation «Barbarossa» greift die Armee auf Befehl der HGr Süd über den oberen Pruth [Prut] in nordost-wärtiger Richtung an, linker Flügel etwa über Mogiljow-Podolski in allgemeiner Richtung Winniza. Schwerpunkt am Nordflügel. Hierzu sind möglichst starke deutsche Kräfte am Nordflügel scharf zusammenzufassen und ausreichende Kräfte als Stütze für die rumänische Abwehr am unteren Pruth zu belassen.
2. Tarnbezeichnung
Die Operation trägt den Decknamen «München». Alle sie betreffenden Befehle sind zur Vermeidung von Verwechslungen mit den übrigen vorzubereitenden Operationen rechts oben mit einer «blauen» Ecke zu versehen.
3. Voraussetzungen und Ziele der Operation
Die Armee wird voraussichtlich erst zum Angriff angesetzt werden, wenn die Umfassung der russischen Kräfte in Galizien und der Bukowina sich von Norden durch den Angriff der HGr anbahnt und der Feind unter Festhalten seiner Pruth-Front bereits im Rückzug aus Galizien und Bukowina nach Osten ist. Der Angriff der Armee hat damit zum Ziel, den vor der HGr zurückflutenden starken Feindkräften den Rückzug nach Osten zu verlegen, ein Setzen in der alten Grenzstellung auf dem Ostufer von Dnestr und Ladava zu verhindern und ihn im Zusammenwirken mit 17. Armee, gegebenenfalls der Pz.Gruppe 1, in beiderseitiger Umfassungsschlacht zu vernichten.
Die Operation der Armee wird von Anfang an einem starken Druck auf beide Flanken durch die zunächst nicht gebundenen Feindkräfte in Südbessarabien und durch die aus Galizien und Bukowina nach Osten zurückdrängenden Kräfte ausgesetzt sein.
Das Oberkommando rechnet damit, daß der Befehl zum Angriff erst erteilt wird, wenn der Angriffsflügel der 17. Armee etwa bis in Höhe Pro-skurow (Chmelnizki] durchgestoßen ist. Dies kann frühestens etwa am– 

190
lOten Tage nach Beginn der Operation «Barbarossa» der Fall sein. Daß^der Feind zu diesem Zeitpunkt nach Antreten der Armee noch einen ernsthaften Angriff über den unteren Pruth führen wird, ist wenig wahrscheinlich. Er wird voraussichtlich vielmehr die nicht in der Front gebundenen Kräfte in Südbessarabien zum Angriff gegen die Südflanke der Armee ansetzen oder sich mit allen Kräften hinter Dnestr oder Bug absetzen.
4. Absicht der Armee
Die Armee tritt am X – 6. Tag (X-Tag = Tag des Eintreffens des Angriffsbefehls) zum Angriff über den Pruth im Abschnitt Tutova, 12 km südost-wärts lasi – Karpatsch, 22 km nördl. Stefänesti (Orte einschließlich) an. Sie durchbricht in zwei Gruppen bei lasi und beiderseits $tefänesti die feindliche Pruth-Stellung und stößt, die Vereinigung beider Gruppen am Dnestr suchend, zügig bis zum Dnestr durch. Es kommt darauf an, schnell das ostwärtige Dnestr-Ufer als Sprungbrett für die weitere Operation in Richtung Winniza zu gewinnen. Hierzu ist nach Durchbruch durch die Pruth-Stellung im unaufhaltsamen Vorwärtsdrängen, starke Vorausabteilungen vorgeworfen, ein Setzen des Feindes diesseits des Dnestr zu verhindern und möglichst mit ihm gleichzeitig in die Dnestr-Stellung einzubrechen. Es wird darauf ankommen, dies im unermüdlichen Nachstoßen, besonders auch nachts, zu erreichen. Durch Staffelung auf beiden Flügeln wird die Armee das rücksichtslose Vorstoßen der Angriffsspitzen ermöglichen und sichern.
Die Stunde des Angriffsbeginns = H-Zeit wird zeitgerecht befohlen.
Truppeneinteilung für den Angriff siehe Anlage 1. [. . .]
17. Geheimhaltung
Die Bestimmungen des Aufmarsches «Barbarossa» Ziffer 11 gelten auch für die Operation «München».
Rumänische Dienststellen dürfen nicht eher eingewiesen werden, bis das AOK hierzu ausdrücklichen Befehl gibt. Bis dahin darf ihnen gegenüber von einem beabsichtigten Angriff in keiner Form gesprochen werden.
Der erste Termin für die Unterrichtung der rumänischen Dienststellen kann vielleicht der 1. Operationstag der Operation «Barbarossa» sein.
18. Vorarbeiten
Die Vorarbeiten müssen am 22. 6. abgeschlossen sein. Organe z. Z. nicht unterstellter Verbände und Truppen können mit Ausnahme rumänischer Dienststellen und Truppen ab sofort im Benehmen mit den jetzt zuständigen Kdo.Behörden zu Vorarbeiten herangezogen werden.
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52 Mitteilung des Oberbefehlshabers des Heeres über die Festlegung des Angriffsbeginns gegen die Sowjetunion, 10. Juni 1941
OKH/GenStdH/Op Abt (I) Nr. 1170/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: I. A. Halder, 11 Aus/.: 11. Ausf.
DMA Potsdam, H 02.02.10./43, Bl. 689.
Auf Grund des Vorschlages des OKH sind von OKW für die weiteren Vorbereitungen folgende Zeiten befohlen:
1. Als B-Tag ist der 22. 6. in Aussicht genommen.
2. Am 18. 6. ist der späteste Zeitpunkt zum Anhalten, ohne daß eine Enttarnung des Schwerpunktes eintritt.
3. Am 21. 6. wird um 13.00 Uhr ausgegeben werden:
a) Stichwort «Dortmund-». Dieses bedeutet, daß der Angriff wie vorgesehen
am 22. 6. stattfindet. Gleichzeitig wird damit die offene Befehlsausführung
ausgelöst.
oder b) Stichwort «Altona». Dieses bedeutet Anhalten des Angriffs, wobei
nunmehr die volle Enttarnung des Aufmarsches in Kauf genommen würde.
4. Am 22. 6. 3.30 Uhr Angriffsbeginn des Heeres und Grenzüberflug der Luftwaffe. Antreten des Heeres erfolgt jedoch unabhängig von etwa durch die Witterung verzögertem Start der Luftwaffe.
53 Antrag der Seekriegsleitung g:ur Vernichtung sowjetischer U-Boote noch vor Beginn der Aggression gegen die Sowjetunion, 13. Juni 1941
Seekriegsleitung B Nr. Ski IOp 00969/41 geh.Kdos. Chefs., Bezug: OKW/WFSt/Abt L (IKOp) Nr. 44 590/41 geh.Kdos. Chefs, v. 30. 4. 1941, nicht unterzeichnet.
:(: ■: ■ ■.'■:■%:, • • IMGN, Bd. 34, Nürnberg 1949, S. 226–227 (Dokument 038-C). ,
I. Am 12. 6. 20.00 Uhr meldete eines der vorsorglich beiderseits Bornholm aufgestellten VP.-Boote um 20.00 Uhr in der Nähe von Adlergrund (20 sm südwestlich Bornholm) ein unbekanntes U-Boot in aufgetauchtem Zustande mit Westkurs, welches ES-Anruf nach längerer Zeit mit einem Buchstabensignal ohne besondere Bedeutung beantwortete.
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IL Nach Auffassung der Seekriegsleitung Hegt hier ein Beweis dafür vor, daß der Gegner in der Ostsee mit seinem Aufmarsch beginnt und seine U-Boote auch in die mittlere Ostsee vorschiebt.
III. Nach Auffassung der Seekriegsleitung wäre zu erwägen, ob nicht schon jetzt bzw. von einem möglichst naheliegenden Zeitpunkt an der Waffeneinsatz gegen diese U-Boote freigegeben werden kann, um die späteren Verluste eigener Tonnage oder an Kriegsschiffen möglichst gering zu halten, wobei dahingestellt bleiben kann, ob das gemeldete oder weitere russische Boote schon jetzt Minenmaßnahmen durchführen oder nach Beginn der Feindseligkeiten zum Torpedoeinsatz eingesetzt werden sollen.
Es ist dringend erwünscht und erscheint möglich, diesen Waffeneinsatz mit dem Ziel der spurlosen Vernichtung der Sowjet-U-Boote einschließlich der Besatzung freizugeben. Die den feindlichen U-Booten mit Sicherheit befohlene Funkstille wird, auch wenn die Vernichtung nicht gelingt, ein vorzeitiges Erkennbarwerden der Bekämpfung beim Gegner erschweren, wenn nicht ausschließen. Notfalls kann auch die Ausrede gebraucht werden, daß die Bekämpfung in der Annahme erfolgte, es mit eingedrungenen britischen U-Booten zu tun gehabt zu haben.
IV. In Anbetracht der Bedeutung dieser Frage wird um baldige vordringliche Entscheidung gebeten.
54 Richtlinien des Chefs des OKW über die Unterstellung der rumänischen Truppen beim Überfall auf die Sowjetunion, 17. Juni 1941
OKW/WFSt/Abt L (IOp) Nr. 44981/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: Keitel, 19 Ausf.: 5. Ausf. DMA Potsdam, H 07.20.01./12, Bl. 421–423.
I. In der Besprechung mit General Antonescu am 12. 6. in München hat der Führer dem rumänischen Staatschef gegenüber folgendes über die Befehlsführung geäußert:
«Eine Operation, die vom Eismeer bis zum Schwarzen Meer reicht, bedarf einer zentralen einheitlichen Führung. Sie liegt naturgemäß in unserer Hand. Die Fehler früherer Koalitionskriege müssen wir vermeiden.
13 Moritz, Barbarossa
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Jeder Verbündete nimmt teil an dem Gesamtruhm. Ich möchte aber, daß Sie, General Antonescu, Ihrem Volke gegenüber und vor der Geschichte auch als der siegreiche Führer Ihrer Wehrmacht in diesem weltgeschichtlichen Kampf voll in Erscheinung treten.
Als Verfahren, das sich schon bei den bisherigen gemeinsamen Operationen bewährt hat, schlage ich vor, daß ich Ihnen jeweils diejenigen Wünsche persönlich mitteile, die wir im Interesse der einheitlichen Führung der Gesamtoperationen an die rumänische Wehrmacht stellen müssen.
Das AOK 11 wird dann als eine Art Arbeitsstab Ihres Hauptquartiers diese Wünsche in militärische Befehle umsetzen und dann mit Ihrer Unterschrift erlassen, sobald es sich um wesentliche Entscheidungen handelt.»
II. Für die Befehlsführung wird hiernach festgelegt:
1. Bis zum Beginn des Angriffs aus Rumänien heraus: Die einheitliche Befehlsführung an der sowjetrussischen Front und für den Schutz des öl-gebietes wird dadurch sichergestellt, daß AOK 11 bzw. die hierzu bestimmten Kommandostellen der Luftwaffe die Befehle auch an die rumänischen Kommandobehörden ausfertigen und bei wesentlichen Entscheidungen hierzu die Unterschrift des Generals Antonescu einholen.
Für den Rest der rumänischen Wehrmacht schalten sich die deutschen Kommandobehörden nur insoweit ein, als dies für die Gesamtlage erforderlich werden sollte.
2. Für die Vorbereitung und Durchführung des Angriffes aus Rumänien heraus werden die an dem Angriff teilnehmenden rumänischen Verbände uneingeschränkt unter deutschen Befehl treten, während der General Antonescu den Befehl in Rumänien beibehält.
III. Zur Sicherstellung der erforderlichen engen Verbindung zur rumänischen Wehrmacht treten:
1. der Chef der dem AOK 11 unterstellten Deutschen Heeresmission, der Chef der Deutschen Marinemission und ein Verbindungsoffizier der Luftflotte 4 zum rumänischen Hauptquartier;
2. der Sous-Chef des rumänischen Generalstabes zum AOK 11;
3. gegenseitige Verbindungskommandos nach Bedarf zu den nachgeordneten Kommandostellen.
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IV. Für Schreiben des Führers an General Antonescu (siehe I.) werden die Oberkommandos jeweils um Beiträge gebeten. Erstmalig ist ein solches Schreiben zur Bestätigung der Münchener Besprechung in den nächsten Tagen beabsichtigt, späterhin vor Beginn des Angriffs aus Rumänien heraus.
Die Briefe gehen vom Führerhauptquartier dem AOK 11 zur Weiterleitung an General Antonescu zu. Die Oberkommandos erhalten Abschrift.
13*
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Maßnahmen der Wehrmachtführung zur Sicherstellung der Rüstung für die Aggression gegen die Sowjetunion
55 Erlaß des Chefs des OKW über die Schwerpunktverlagerung der Rüstung entsprechend den neuen Kriegszielen, 9. Juli 1940x
Chef OKW/WFA/Abt L (II) Nr. 1270/40 geh.Kdos. und WiRüAmt/Rü (IIa) Nr. 1350/40 geh.Kdos.* Bezug: OKW/Abt L (Chef) Nr. 00349/40 geh.Kdos. v. 15. 6. 1940, unterzeichnet: Keitel, 25 Ausf.
DMA Potsdam, W 60.00./4, Bl. 404–407.
Nach Beendigung der Operationen in Frankreich ist nunmehr so schnell wie möglich das gesamte Rüstungsprogramm den neuen Kriegsaufgaben anzupassen.
1. Für die sich hieraus ergebende Umsteuerung in der Rüstung gilt folgende Zielsetzung:
a) Volle Durchführung des erhöhten Luftrüstungsprogramms,
b) Fortführung der befohlenen Kriegsmarinerüstung,
c) Fortführung der Rüstung des Kriegsheeres auf Grund der Kriegserfahrungen unter besonderer Berücksichtigung der Panzerwagenfertigung.
Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn beim Heer die auf Grund der Kriegslage und der Bevorratung möglichen starken Einschränkungen auf dem Gebiet der Munition, der Waffen und Geräte in möglichst kurzer Frist durchgeführt werden und wenn Marine und Luftwaffe nichtvordringliche Aufgaben völlig zurückstellen. Nur so können die Rohstoffe, Produktionsmittel und Arbeitskräfte freigestellt werden, die zur Erfüllung der neuen Schwerpunktforderungen fehlen.
Die Erhaltung der Leistungsfähigkeit der mit besonders dringlichen Wehrmachtfertigungen (Ausstattung der schnellen Truppen, U-Boot-Programm
1 Der Erlaß erging an die Oberbefehlshaber des Heeres, der Kriegsmarine und der Luftwaffe sowie nachrichtlich an den Reichs minister für Bewaffnung und Munition.
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und Fertigstellung der im Jahre 1940 verwendungsfähigen Schiffe der Kriegsmarine, Ju 88-Programm einschließlich Bombenausrüstung der Luftwaffe, die dazu gehörigen Programme der Rohstoffertigung und -Veredelung und die wichtigsten Programmteile der Energie – und Verkehrswirtschaft) beschäftigten Betriebe muß gewährleistet sein durch
a) Entlassung der Weltkriegsteilnehmer unter Bevorzugung rüstungswichtiger Arbeiter;
b) Belassung sämtlicher uk. – und zurückgestellten Wehrpflichtigen (einschließlich der zur Erfüllung ihrer Dienstpflicht in der Wehrmacht oder zum RAD Heranstehenden) sowie sofortige Erneuerung der uk.-Stellungen und Zurückstellungen, soweit sie am 30. 6. 1940 oder später abgelaufen sind;
c) beschleunigte Entlassungen aus der Truppe und unbefristete neue uk.-Stellungen der für die oben genannten Programme benötigten Facharbeiter der Geburtsjahrgänge 1909 und älter. Die oben bezeichneten Betriebe müssen sich darauf einstellen, nach Einarbeitung der erhaltenen Ersatzkräfte die bisher zurückgestellten Ersatzreservisten I der GeburtsJahrgänge 1914–1918 und die Ersatzreservisten der Geburts Jahrgänge 1919 und 1920 voraussichtlich ab 1. September 1940 der Wehrmacht zur Verfügung zu stellen.
Einzelheiten regelt OKH/AHA im Benehmen mit dem WiRüAmt und erforderlichenfalls mit dem Reichsminister für Bewaffnung und Munition.
2. Für die Umsteuerung in der Rüstung sind im einzelnen folgende Richtlinien maßgebend:
A. Heer v.H – : '; – ■ •< .•:,•• ■■..■■■»>■, '■.•■■-'■ :
a) Nachschubforderungen:
Auf dem Munitionsgebiet ist der Verbrauch eines Großkampfmonats sowie der derzeitige Bestand berücksichtigt. Als «Großkampfmonat» ist dabei der tatsächliche Verbrauch vom 10. 5. bis 20. 6.1940 zugrunde gelegt. Bei der Munition für die neueingeführten Waffen können die Verbrauchszahlen nicht als Anhalt für die Errechnung des Nachschubbedarfs gelten. Hierfür sind neue Planungszahlen festgesetzt. (In Anlage 1 besonders vermerkt.)
Für Waffen und Gerät sind die bisherigen Nachschubzahlen auf Grund der Kriegserfahrungen geändert.
b) Fabrikatorische Vorbereitungen:
Auf dem Munitionsgebiet sind für die Fertigungskapazitäten die Verbrauchszahlen eines Großkampfmonats zuzüglich 10% für etwaigen Pro– 
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duktionsausfall maßgebend. Bei den Munitionsarten für Waffen, mit denen das Kriegsheer noch nicht voll ausgestattet ist, sind die Kapazitätszahlen entsprechend erhöht. (In Anlage 1 als «-Planungszahlen» gekennzeichnet.)
Für Waffen und Gerät sind einstweilen die in Spalte 6 der Anlage 4 aufgeführten Fertigungszahlen als vorläufige monatliche Kriegskapazität vorzusehen. Die endgültige Festsetzung dieser Zahlen erfolgt nach Abschluß des Krieges auf Grund der Stärke des Kriegsheeres.
c) Eiserner Bestand:
Für Munition ist – außer der ersten Ausstattung – innerhalb der nächsten 3 Jahre eine Bevorratung in Höhe des 12fachen Großkampfmonatsver-brauchs zu erreichen.
Für Waffen und Gerät sind rund 10% der ersten Ausstattung für das jetzige Kriegsheer (Feldheer, Ersatzheer und Sonderformationen) als Bevorratung vorzusehen. Hinzu kommt ein angemessener Bestand an Ersatz-und Instandsetzungsteilen.
B) Kriegsmarine
Das Kriegsmarine-Programm ist in dem bisher geplanten Umfange durchzuführen. Die inzwischen von seiten der Kriegsmarine beantragten Änderungen sind berücksichtigt.
Bei der Artilleriemunition werden die Nachschubzahlen im allgemeinen auf die Gefechtsausrüstungen (1. bis 3. Ausrüstung) einschließlich Übungsmunition beschränkt.
Die Kapazitätsausweitungen sind auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken.
Auf eine besondere Bevorratung wird verzichtet.
C) Luftwaffe
Das Ausmaß für die Flugzeugfertigung ist durch das neue Luftwaffenbeschaffungsprogramm Nr. 18 festgesetzt. Damit tritt auch eine entsprechende Erhöhung für Bordwaffen ein.
Auf dem Munitionsgebiet bleiben, soweit nicht die Kriegserfahrungen eine Änderung notwendig machten, die Fertigungszahlen des Führerentscheids vom 6. 4. 40 maßgebend.
3. Hiernach gelten für das nunmehrige Rüstungsprogramm bis auf weiteres die in den Anlagen 1–6 für die einzelnen Munitionsarten, Waffen und Geräte festgelegten Zahlen für Nachschubfertigung, Kriegskapazität und Bevorratung.
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Für alle in den Anlagen nicht enthaltenen Geräte werden durch eine Kommission unter Führung des WiRüAmtes mit den Vertretern der Wehrmachtteile die bisherigen Fertigungsprogramm-Zahlen überprüft und entsprechend der befohlenen Umsteuerung in der Rüstung neu festgesetzt.
Damit sind alle bisher erteilten diesbezüglichen Weisungen sowie die Forderungen des Fertigungsprogramms außer Kraft gesetzt.
4. Die Planung für die Pulver – und Sprengstoffertigung ist auf das unbedingt notwendige Maß zurückzuführen. Hierbei ist maßgebend die Verfügung OKW (WiRüAmt/Ro) Nr. 1259/40 g.K. vom 20. 6. 1940 betreffs Weiterführung des Pulver – und Sprengstoffschnellplanes.
5. Die seitens OKW (WiRüAmt) für das 3. Quartal 1940 neu vorgenommene Rohstoffzuteilung trägt den in der Ziffer 2 aufgeführten Richtlinien Rechnung.
6. Die sich aus der Umsteuerung in der Rüstung ergebenden Weisungen für die Dringlichkeit der Fertigungsprogramme folgen gesondert.
Die durch vorstehende Anordnung befohlenen Änderungen in der Ausrüstung der Wehrmachtteile, vor allem die scharfe Drosselung der Munitionsfertigung sowie die neue Schwerpunktverlagerung, werden einschneidende Auswirkungen bei der Rüstungsindustrie und ihren Unterlieferanten zur Folge haben.
Um wirtschaftliche Schäden und soziale Härten nach Möglichkeit zu vermeiden, ist eine enge Zusammenarbeit sowohl zwischen den einzelnen Beschaffungsstellen der Wehrmachtteile als auch mit dem Reichsminister für Bewaffnung und Munition und den einschlägigen Dienststellen des zivilen Sektors unbedingtes Erfordernis. Es ist höchste Pflicht aller damit befaßten Dienststellen, die durch die Fertigungseinschränkungen freiwerdenden Arbeitskräfte schnellstens wieder in den Produktionsprozeß einzugliedern.
Hinsichtlich Verwertung überzählig werdender Bestände und Übernahme noch laufender, aber nicht mehr benötigter Aufträge an für die Wirtschaft brauchbaren Geräten usw. durch das Reichswirtschaftsministerium ergehen noch besondere Weisungen.
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56 Aktennotiz über eine Besprechung des Chefs des OKW über die forcierte Steigerung der Rüstungsproduktion zur Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion, 17. August 19401
Rü (II) geh.Kdos., nicht unterzeichnet. DMA Potsdam, W 61.00./27, Bl. 99–106.
Der Generalfeldmarschall ging von der veränderten politischen Lage aus und begründete die Notwendigkeit rascher Maßnahmen, auch wenn sie wirtschaftliche Schwierigkeiten mit sich brächten.
1. Luftwaffe – Flakmunition
Der Führer fordert eine allmähliche Steigerung der Flakmunition, insbesondere der 8,8 [-cm-Granaten], gegebenenfalls zu Lasten der 1FH. Es soll im Laufe des Winters eine Monatsfertigung von 1000000 erreicht werden. Der Grund für die Forderung sei:
a) ein Juli-Verschuß von annähernd 500000 Stück,
b) die aus psychologischen Gründen immer stärkere Anwendung des Plan-und Sperrfeuers,
c) die infolge einer Fertigung von rund 100 Geschützen im Monat laufende Erhöhung der Zahl der eingesetzten Rohre.
2. Marine
Der Führer wünscht, daß das bis 1941 befristete U-Boot-Programm unbefristet weitergeführt wird.
3. Heer
Für das Heer ergibt sich eine neue Lage auf folgender Grundlage:
Der im Juli befohlenen Umrüstung lag zugrunde, daß die Kriegslage eine Zurückführung des Heeres auf 120 Divisionen ermöglicht. Der Führer fordert nun bis zum April 180 Divisionen plus einen Zuschlag für das Ersatzheer für Waffen und Munition. Das ergibt eine Zahl von über 200 Divisionen. Dieses Ziel solle bis April erreicht werden.
Oberst Haseloff führt aus, daß unter Zugrundelegung von 180 Kriegsdivisionen sich eine Zahl von etwa 250 Divisionen ergebe, für welche Bewaff– 

1 An der Besprechung nahmen neben Keitel teil: vom OKW Oberstleutnant Münch, vom Wehrwirtschafts – und Rüstungsamt General der Infanterie Thomas, Kapitän z.S. Meendsen-Bohlken, Major Dr. Becker; vom OKH, Chef der Heeresrüstung und Befehlshaber des Ersatzheeres, Oberst Haseloff und Oberstleutnant Löhr.
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nung und Ausrüstung bereitgestellt werden müsse, denn den 180 Divisionen sei außer der Ausstattung noch 1/i für das Ersatzheer und ein Zuschlag von 20% für den Nachschub zuzusetzen.
Generalfeldmarschall Keitel sagte, daß ideell hochgegriffene Zahlen ermäßigt werden könnten. Es müsse nur eine rechnerische Basis festgelegt werden, und vor allen Dingen käme es darauf an, die Kriegskapazität entsprechend festzusetzen. Als Beispiel führte er an, daß der Führer bis nächstes Frühjahr 2000 Kampfwagen fordere.
Oberst Haseloff warf ein, daß eine wesentliche Steigerung in der Panzerwagenfertigung möglich sei, wenn die Arbeiterfrage gelöst wäre. Beispiel Krupp, Magdeburg.
General Thomas wies darauf hin, daß es Theorie und unmöglich sei, bis zum nächsten April für 180 Divisionen zuzüglich Zuschläge die Ausrüstung zu beschaffen. Es müßte dann alles andere hinter das Heer zurücktreten. Entscheidend sei die Zeit. Die Aufgabe könne gelöst werden, aber in einer längeren Zeit.
Generalfeldmarschall Keitel erwiderte, daß die Aufgabe gelöst werden müsse. Das Wesentliche sei ja, Meßwerte zu gewinnen für die Kriegskapazität und für die Vorräte. Es würden sich auch Entlastungen bei der Berechnung ergeben, z. B. bei der Infanteriemunition, bei der die Bestände so groß seien, daß nach den Erfahrungswerten für den Verbrauch eine weitere wesentliche Fertigung nicht mehr in Frage käme. Allerdings dürfte bei Munition die Produktion erst eingestellt werden, wenn der Verbrauch von 13 Monaten gedeckt sei.
Auf jeden Fall müßten die Kriegskapazitäten für den Nachschub erstellt werden. Es gäbe bei diesen Fragen 2 Alternativen:
a) Entweder man erstellt die Kapazität zu Lasten der Gerätefertigung oder
b) man setzt die vorhandenen personellen und materiellen Kräfte für die Gerätefertigung ein zu Lasten der Erstellung der Kapazität. Und vor allen Dingen müsse bei der Ausarbeitung der roten Bücher berücksichtigt werden, daß die erste Ausstattung für 180 Divisionen und 12 Monatsverbrauche bis April erreicht wird. Die in den roten Büchern des Waffenamtes dargestellte Monatsprognose muß diesem Gedanken angepaßt werden.
General Thomas: Die Zahlen werden nicht erreicht werden.
Generalfeldmarschall Keitel: Das sei auch nicht nötig. Die Erstellung der Kriegskapazität sei das wesentliche Ziel.
General Thomas: Maßgeblich ist nur das, was erreicht wird. Infolgedessen muß bei Anfertigung der Übersichten in einer Spalte zum Ausdruck gebracht werden, was im April erreicht werden kann. Weiterhin würde es zweckmäßig sein, die angestrebte Leistung auf 3 Jahre zu verteilen.
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Wie schwierig die Lage ist, geht daraus hervor, daß allein für die Programme des Heeres 340000 Arbeiter gebraucht werden.
Generalfeldmarschall Keitel: Die Übersichten müssen enthalten: Bestand – Bedarf für 180 Divisionen zuzüglich Zuschläge für Ersatzheer und Nachschub – monatliche Fertigung im Juli – durchschnittliche mögliche Fertigung von Juli bis April – Kriegskapazitäten – am 1. April werden unter Heranziehung aller Fertigungsmöglichkeiten vorhanden sein.
General Thomas wies auf die Notwendigkeit hin, das Ziel festzulegen. Vorläufig komme es darauf an, Kapazitäten nur zu erweitern, soweit sie bis April eingesetzt werden können.
Generalfeldmarschall Keitel bezeichnete es als ein Verbrechen, zur Zeit Kapazitäten zu errichten, die nach 1941 zum Tragen kommen. Man darf nur investieren, was zur Errichtung eines Zieles noch wirksam wird und nötig ist.
Er stellt anheim, ein Zwischenprogramm aufzustellen wie oben ausgeführt, abgestellt auf 180 Divisionen, zeitliche Befristung 1. 4. 1941, und zwar errechnet für Waffen nach dem Nachschubbedarf, für Munition nach dem Verbrauch, daneben aber zu erstellen ein Dreijahresprogramm für 180 Divisionen plus Zuschläge für das Ersatzheer und für Nachschub. Das Ziel dieser Berechnungen sei, vor allem auch bei Abschluß des Krieges keine Kapazitäten aufzugeben.
Der Führer habe für den Großkampfmonatsverbrauch zugrunde gelegt den gesamten Feldzug in Frankreich vom 10. Mai bis 20. Juni 1940.
General Thomas schlug vor, für das Kampfwagengebiet eine Ausnahme zu machen und auch auf dem Gebiet der Investierungen über das Jahr 1941 hinaus vorzuhalten, da zwischen Forderungen und vorhandenen Kapazitäten ein zu großes Mißverhältnis sei.
Oberst Haseloff forderte, die Kampfwagenneufertigung auch in den besetzten Gebieten (französischen) aufzunehmen.
Generalfeldmarschall Keitel erwiderte, daß der Führer die Fertigung von Munition und Waffen im besetzten Gebiet abgelehnt habe.
General Thomas schlug vor, die Panzerwagenneufertigung ohne Bewaffnung durchzuführen.
Generalfeldmarschall Keitel stimmt zu unter Berücksichtigung aller Vorsichtsmaßnahmen .
Kapitän Meendsen-Bohlken wies auf die Möglichkeit der Fertigung von Einzelteilen und Montage in Deutschland hin, was Generalfeldmarschall Keitel begrüßte.
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4. Persormlfrägen
Generalfeldmarschall Keitel ging aus von den Ausführungen des Generalobersten Fromm in der Staatssekretär-Besprechung. 400000 Mann sollten im Winter im Wege der Beurlaubungen aus der Wehrmacht freigegeben werden. Demgegenüber würden aber Rekruten eingezogen.
Frage: Gibt es einen Weg, die Beurlaubungen in ein Verhältnis zu den Einziehungen zu bringen ?
Oberst Haseloff: Die Einziehungen sind nicht zu vermeiden.
Generalfeldmarschall Keitel: Es muß ein Weg gefunden werden, daß keine Schwächung der Betriebe eintritt.
Oberst Haseloff erwägt den Gedanken, die ausgebildeten Männer in den Betrieben zu belassen. Die Entlassungen ständen nach seiner Auffassung ungefähr den Einziehungen gegenüber, so daß die Beurlaubungen als ein Zuschuß anzusehen wären.
Kapitän Meendsen-Bohlken: Die Rechnung stimmt nicht. Der Schwerpunkt der Facharbeiter liegt auf den jungen Jahrgängen, so daß die Einziehungen höher seien als die Entlassungen. Es müsse dann die zivile Wirtschaft stillgelegt werden. Überhaupt sei es zweckmäßig, den nach dem französischen Krieg aufgetretenen Friedensgerüchten entgegenzutreten.
Oberst Haseloff: Der Arbeitsdienst wolle im Winter auch wieder Leute einziehen, und zwar ziehen dann Heer und Arbeitsdienst Leute der gleichen Jahrgänge ein.
General Thomas: Gegen eine Einziehung des Arbeitsdienstes müßte der Führer entscheiden.
Generalfeldmarschall Keitel: Die Einziehung des Arbeitsdienstes ist nicht zu verhindern, aber es muß verhütet werden, daß aus wichtigen Betrieben Einziehungen erfolgen.
Kapitän Meendsen-Bohlken: Besteht keine Möglichkeit, den Arbeitsdienst in den Betrieben einzusetzen? Die Betriebe haben bereits organisierten Arbeitsdienst angefordert.
Generalfeldmarschall Keitel: Bei Behandlung der Frage des Arbeitsdienstes müßten zwei Gesichtspunkte betrachtet werden: a) Es dürfen keine Einziehungen aus wichtigen Betrieben erfolgen, und b) der Arbeitsdienst soll nur beschränkt für ideelle Arbeiten verwendet und in der Industrie eingesetzt werden.
Kapitän Meendsen-Bohlken wies darauf hin, daß der Einsatz der Beurlaubten gelenkt wird. Er schnitt die Frauenfrage an, da 500000 Frauen seit Kriegsbeginn aus der Wirtschaft trotz aller Maßnahmen verschwunden seien.
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General Thomas erläuterte, daß die Frauenfrage seinerzeit abgeblasen worden sei.
Generalfeldmarschall Keitel gab Anweisung, das Neuaufgreifen dieser Frage vorzubereiten.
Als nächsten Punkt erwähnte der Generalfeldmarschall das Stillhalteabkommen,1 das zum 30. 9. aufgehoben werden solle.
Kapitän Meendsen-Bohlken erläuterte, daß an seine Stelle ein neues FM-Verfahren2 und ein neues UK-Verfahren3 treten würden, daß es aber trotzdem erforderlich sei, ein eingeschränktes Stillhalteabkommen weiter bestehen zu lassen.
Generalfeldmarschall Keitel erklärte sich einverstanden. Es wurde festgestellt, daß die von den Wehrmachtteilen eingereichten Übersichten des Heeres für den Rüstungsstand per 1. Mai durch die neue Lage überholt sind und nicht weiter bearbeitet werden.
Oberstleutnant Löhr stellt die Forderung, die Drosselungsmaßnahmen für die Umrüstung vom Juli zunächst einzustellen, bis neuer Befehl komme.
Dieser Auffassung wurde vom Kapitän Meendsen-Bohlken widersprochen.
Generalfeldmarschall Keitel stimmte zu.
Oberst Haseloff wies darauf hin, daß möglichst rasch der Reichsminister Todt von der heutigen Besprechung und ihren Auswirkungen unterrichtet werden müsse.
Generalfeldmarschall Keitel: Ja. ■;••..>'
5. Dringlichkeitsordnung
Generalfeldmarschall Keitel entließ die Herren Chef H Rüst, um noch im Rahmen des OKW die Frage einer neuen Ordnung der Dringlichkeit, welche der Führer angeordnet hatte, zu besprechen.
General Thomas wies auf die Notwendigkeit hin, daß der Führer den Oberbefehlshabern gegenüber auch nochmals seine Ansicht über die Frage der Dringlichkeit zum Ausdruck bringe.
Generalfeldmarschall Keitel erwähnte, daß die Auffassung des Führers den Oberbefehlshabern bereits bekannt sei. Er führte aus, daß die Auffassung des Führers dahingehe, über den Stufen I und II eine Sonderstufe einzurichten, in welcher nur wenige besonders wichtige Geräte enthalten sein dürften, z. B. Heer: Panzerwagen III und IV und Panzerabwehr 5 cm,
1 Gemeint ist das Abkommen zwischen dem Allgemeinen Heeresamt und dem Reichsministerium für Bewaffnung und Munition vom 19. April 1940, um besonders wichtigen Rüstungsbetrieben die Arbeitskräfte zu sichern (siehe Georg Thomas, Geschichte der deutschen Wehr – und Rüstungswirtschaft (1918–1943/45), hrsg. von Wolfgang Birkenfeld, Boppard a. Rh. 1966, S. 237f.).
2 Verfahren zur Unabkömmlichstellung von Facharbeitern in Mangelberufen.
3 Unabkömmlichkeitsstellung von Personen, die für die Kriegswirtschaft benötigt wurden.
204
Marine: Torpedobau und Torpedoausstoßrohre, Luftwaffe: im Kampf gegen England unter besonderen Verlusten stehende Jagd – und Kampfflugzeuge sowie Bomber.
Er ordnete an, einen vom Führer zu unterschreibenden Befehl zu entwerfen mit der zusätzlichen Anweisung, daß die in der Sonderklasse enthaltenen Fertigungen vor allen anderen mit Rohstoffen, Kapazitäten und Arbeitskräften zu befriedigen seien.
Kapitän Meendsen-Bohlken setzte durch, daß bei der Marine in die Sonderklasse auch noch das reine U-Boot-Programm aufzunehmen sei. Dem Gedanken, das Heer aus der Sonderklasse herauszunehmen, widersprach Kapitän Meendsen-Bohlken mit Erfolg. Der endgültige Umfang der Sonderklasse lautet nunmehr:
I. Heer: Fahrgestelle und Bewaffnung der Panzerkampfwagen Ty– 

pen III und IV
5 cm Panzer-Abwehrwaffen
II. Marine: Torpedobau
Torpedoausstoßrohre
der reine Kriegsbauplan der U-Boote
III. Luftwaffe: die Flugzeugmuster, die im Kampfe gegen England unter
besonderen Verlusten zu leiden haben. Die Typen sind zu benennen. Generalfeldmarschall Keitel schloß die Besprechung.
57 Anordnung Hitlers zur Änderung der Dringlichkeitsstufen der
Rüstungsvorhaben, 20. August 1940
Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht/O KW/WiRüAmt/Rü (Ia) Nr. 1700/40 geh.Kdos., unterzeichnet: Adolf Hitler.
DMA Potsdam, W 60.00./4, Bl. 543.
Die Entwicklung der Lage macht es erforderlich, daß begrenzte Gebiete der Gesamtrüstung sofort eine bevorzugte und durchgreifende Förderung erfahren.
Ich ordne daher an: 1. Die materiellen und personellen Vorbereitungen aller Wehrmachtteile für das Unternehmen «Seelöwe» stehen für die von mir gesetzte begrenzte Frist an erster Stelle.
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2. Den Vorrang der Dringlichkeit vor allen Vorhaben der Wehrmacht und Kriegswirtschaft haben folgende Fertigungsprogramme:
a) Heer: Fahrgestelle und Bewaffnung der Panzerkampfwagen Type III und IV,
Panzerabwehrwaffen neuesten Musters (5 cm).
b) Kriegsmarine: Torpedos und Torpedoausstoßrohre für U-Boote, Kriegsbauplan der U-Boote.
c) Luftwaffe: Flugzeuge des Musters Me 109, Me 110, Ju 87, Ju 88, Do 217, He 111, Ju 52 und Lastensegler.
Diese Forderungen sind als «-Sonderstufe» bevorrechtigt vor der Dringlichkeitsfolge gemäß Verfügung des Vorsitzenden des Reichsverteidigungsrates vom 18. 7. 40; sie sind untereinander gleichberechtigt.
3. Ich erwarte, daß die für diese Aufgaben notwendigen Facharbeiter, Rohstoffe, Werkzeugmaschinen und Werkkapazitäten in vollem Umfange und unverzüglich bereitgestellt werden. Falls unvermeidbar, sind Einschränkungen kriegswichtiger Vorhaben der Wirtschaft, äußerstenfalls der Wehrmacht selbst (Dringlichkeitsstufe II), in Kauf zu nehmen.
4. Zusätzliche Forderungen für fabrikatorische Vorbereitungen sind nur gerechtfertigt, wenn sie sich noch im Jahre 1941 auswirken.
5. Reichsmarschall Göring bitte ich, nach den Vorschlägen des Chefs des Oberkommandos der Wehrmacht die Dringlichkeitsfolge (Erlaß des Vorsitzenden des Reichsverteidigungsrates vom 18. 7. 40) hiernach neu festzusetzen.
6. Notwendige Ausführungsbestimmungen zu Ziffer 2–4 erläßt der Chef des Oberkommandos der Wehrmacht.
58 Aktennotiz des Chefs des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes über die deutsche Rüstung im Sommer 1940 und die Aufgaben zur Vorbereitung der Aggression gegen die Sowjetunion, 20. August 1940
Chef WiRüAmt, unterzeichnet: Th(omas).
Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945. a. a. 0., S. 968–969.
Der schnelle Zusammenbruch der französischen Armee führte dazu, daß bereits vor Abschluß der Waffenstillstandsverhandlungen mit Frankreich sich die oberste Führung entschloß, das Rüstungsprogramm der Wehr– 
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macht umzustellen. Als Grundlage für diese Umstellung sollten einmal die Kriegserfahrungen des bisherigen Westkrieges gelten, zum andern aber auch die Forderungen, die man für die Fortsetzung des Krieges gegen England aufgestellt hatte. Es wurde demnach angeordnet, daß die Munitionsfertigung in größerem Umfange einzuschränken sei und daß die dadurch freiwerdenden Rohstoffe und Menschen zur Förderung der neuen Schwerpunktprogramme eingesetzt werden. Als Schwerpunktprogramme wurden bezeichnet
a) die Fortsetzung der Luftrüstung,
b) die Fortsetzung des befristeten U-Boot-Programmes,
c) die Vergrößerung der schnellen Truppen, in Sonderheit die Vermehrung der 10 Panzerdivisionen auf 20 Panzerdivisionen.
Zur Durchführung dieser Maßnahmen wurden dem Heer 130000 t Stahl entzogen, die den anderen beiden Wehrmachtteilen zur Durchführung ihrer Aufgaben zugewiesen wurden. Das Heer war trotz dieser Abgaben an Rohstoffen in der Lage, sein Programm planmäßig durchzuführen.
Der Ablauf der Waffenstillstandsverhandlungen mit den Franzosen und die dadurch eingetretene militärpolitische Lage hat anscheinend der obersten Führung die Hoffnung eingeflößt, daß auf Grund dieser Situation auch England zum Frieden bereit sein würde. Infolgedessen wurde Anfang Juli angeordnet, daß in Fortführung der Umstellung der Rüstung ein neues Rüstungsprogramm aufzustellen sei, das sich wohl mit der Durchführung obiger Schwerpunktprogramme beschäftigt, zugleich aber auch eine Neuordnung des künftigen Friedensheeres vorsah, und zwar auf der Basis von 120 Divisionen. Es wurde die Weisung gegeben, daß im Laufe von 3 Jahren die Ausrüstung für dieses 120 Div.-Heer + Ersatzheer + Reserve für Neuaufstellungen (bis zur Höhe einer Gesamtstärke von 160 Divisionen), dazu eine 12monatige Munitionsreserve und dazu eine Kriegsfertigungskapazität, die sich auf die Erfahrungen des Westkrieges gründen sollte, bereitgestellt werden. Zur Förderung dieser Umstellung des Heeres wurde angeordnet, daß 40 Div. zu entlassen seien, eine Zahl, die aber nach wenigen Tagen auf 17 Div. ermäßigt wurde. Diese Umrüstung wurde durch Befehl des OKW . . . angeordnet und von den Wehrmachtteilen durch entsprechende Aufträge eingeleitet.
Ende Juli wurde von Gen.Feldmarschall Keitel mitgeteilt, daß die Umrüstung des Heeres in dieser Form wohl nicht zur Durchführung kommen würde. Bei meiner Meldung am 2. 8. in Berchtesgaden teilte mir Gen.Feldm. Keitel nun endgültig mit, daß der Führer die gesamte Situation jetzt anders ansehe und daß man sich für das Jahr 1941 für jede möglich werdende politische Situation vorbereiten müsse.
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Selbstverständlich blieben die Vorbereitungen, die für die Landung in England (Unternehmen Seelöwe) getroffen werden, an der Spitze aller Maßnahmen. Daneben sei es notwendig, die 3 Schwerpunktprogramme durchzuführen. Endlich aber wäre sich der Führer darüber klar, daß eine Heeresrüstung von 120 Div. nicht genüge, sondern daß man für das Jahr 1941 ein erheblich größeres Heer zur Verfügung haben müsse. Wir hätten uns daher darauf einzustellen, daß das mit Schreiben Nr. . . . befohlene Rüstungsprogramm ersetzt würde durch ein neues Rüstungsprogramm, was die Erhöhung des Heeres auf etwa 180 Div. vorsehe. Alle angeordneten Stoppmaßnahmen, in Sonderheit auf dem Munitionsgebiet, dürfen nicht mehr durchgeführt werden, es sei alles auf dem bisherigen Fertigungsstand zu belassen, bis neue Befehle kommen.
Diese neue Weisung der obersten Führung scheint sich aufzubauen aus der Erkenntnis, daß
1. mit dem Zusammenbruch Englands im Jahre 1940 unter Umständen nicht mehr zu rechnen ist,
2. im Jahre 1941 ein Eingreifen Amerikas in Frage kommen kann,
3. das Verhältnis zu Rußland im Jahre 1941 eine Änderung erfahren kann.
Am 17. 8. wurde die neue Bearbeitung des Rüstungsprogrammes auf der geschilderten Basis von 180 Div. von Gen.Feldm. Keitel angeordnet (Aktennotiz hierüber siehe Anlage).1
59 Weisung des Chefs des OKW für den beschleunigten Ausbau des Kriegsheeres, 5. September 1940
OKW/WFSt/Abt L (II) Nr. 1555/40 geh.Kdos., unterzeichnet: Keitel, 15 Ausf.: 11. Auuf. DMA Potsdam, W 61.10./58, Bl. 653–654.
Der Führer hat auf Grund des Vortrages des Oberbefehlshabers des Heeres am 26. 8. 1940 über den Ausbau des Kriegsheeres folgendes entschieden:
1. Das Feldheer ist bis Frühjahr 1941 auf einen Stand von 180 Divisionen (ohne SS) zu bringen.
1 Siehe Dokument 56. >
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Nach Durchführung dieses Programms ist anzustreben, die Divisionsartillerie auf 2 Art.Rgt. (davon 1 Rgt.mot.) unter Anrechnung von Teilen der bisherigen Heeresartillerie zu verstärken. Auf weitere Vermehrung der Heeresartillerie kann zunächst verzichtet werden.
Das z. Z. laufende Programm an schwerem Flachfeuer und Sturmartillerie wird hierdurch nicht berührt.
Die Felddivisionen sind weitgehend mit 2 cm Flak-Einheiten auszustatten.
2. Ein Teil der Inf.Divisionen kann zur Verwendung als Besatzungsdivisionen zunächst mit Beutewaffen und -Ausrüstung sowie mit verminderten rückwärtigen Diensten ausgestattet werden. Ihr Ausbau zu vollwertigen Divisionen ist vorzusehen. Hierzu ist das Art.Rgt. in 3 le.Abten (nötigenfalls zu 2 Batterien) zu gliedern.
3. Die 10 mot.Divisionen sind auf vollen Stand zu bringen. Bei den 20 Pz.-Divisionen wird vorübergehend die Ausstattung mit 1 Pz.Rgt. in Kauf genommen.
Über einen Nachschubvorrat an Panzern hinaus ist anzustreben, nach Durchführung des mot.Programms und nach der Aufstellung der zur Erreichung der Zahl von 180 Felddivisionen erforderlichen 37 Inf.Div. eine Anzahl von Panzereinheiten für Zwecke der Besatzungstruppen aus Beutepanzern zu bilden.
Im Endziel sind die schnellen Truppen auf 12 mot. (ohne SS) und 24 Pz.-Divisionen zu bringen.
Das Inf.Rgt. «Großdeutschland» ist vordringlich entsprechend der Leibstandarte «Adolf Hitler» als verst. Inf.Rgt. (mot.) zu gliedern und auszustatten.
4. Die Zahl der Gebirgsdivisionen ist auf 10 zu erhöhen, wobei bei einzelnen Divisionen eine unvollständige Gebirgsausrüstung und -Ausstattung zunächst in Kauf genommen wird.
Die für Norwegen vorgesehene neue Geb.Div. ist möglichst aus den in Norwegen eingesetzten Verbänden zu bilden.
5. Die zur Durchführung des Heeresausbaus erforderlichen Maßnahmen sollen eingeleitet werden mit der Maßgabe, daß nur die für das Unternehmen Seelöwe bereitgestellten Verbände bis Ende September 1940 von Abgaben einstweilen ausgenommen bleiben. Alle übrigen Verbände, einschließlich der im Osten und Südosten bereitgestellten Verbände, können zu Abgaben für den Heeresaufbau herangezogen werden.
14 Moritz, Barbarossa
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6. Die für die Rüstung in Abänderung des Führerentscheids vom 9. 7. auf personellem und materiellem Gebiet zu treffenden Maßnahmen werden besonders angeordnet.
7. In Verbindung mit den langfristigen Beurlaubungen aus dem Kriegsheer soll das weitere Herauslösen der älteren, kriegsgedienten Soldaten gefördert werden.
Die Verfg. OKW/WFA/Abt. L Nr. 00452 gK v. 29. 6. 1940 bleibt hinsichtlich der Abgaben an Luftwaffe und Kriegsmarine einstweilen bestehen. Weitere Anforderungen der Luftwaffe und Kriegsmarine an das Heer sind über das OKW zu leiten. Dabei ist den neuen Aufgaben des Heeres Rechnung zu tragen. Rückgabe von Abstellungen an das Heer wird zu gegebener Zeit befohlen.
60 Stellungnahme des Chefs der Heeresrüstung und Befehlshabers des Ersatzheeres zum Rüstungsprogramm B, 16. September 1940
OKH/Chef HRü u BdE/Stab II (Rüst) Nr. 1851/40 geh.Kdos., unterzeichnet: Fromm (?), 8 Ausf.: 1. Ausf.
DMA Potsdam, W 61.10./58, Bl. 513–516.
I. Gemäß Weisung des OKW vom 24. 8. 1940 und auf Grund des Vortrages des Herrn ObdH am 26. 8. 1940 beim Führer, bei dem der Führer die Ausführungen des Chef HRüst u BdE billigte, ist das Rüstungsprogramm B aufgestellt worden.
Dem Programm liegt zu Grunde:
a) ein Heer von 180 Divisionen Feldheer (plus 20 Divisionen für Ersatzheer, Heeres-, Armee – und Korpstruppen);
b) die Durchführung der Aufstellung bis 1. 5. 1941, wobei die materiellen Voraussetzungen bis 1. 4. 1941 zu erfüllen sind.
II. Der materiellen Ausstattung liegt zu Grunde:
a) hinsichtlich der Ausstattung mit Waffen und Gerät, eine volle 1. Ausstattung mit Vorrat für einen Monat;
b) für die Munition die Bereitstellung einer 1. Ausstattung und eines Vorrates für 12 Monate. Ein Monatsvorrat umfaßt den Verschuß in der Zeit vom 10. 5. bis 20. 6. 1940 unter der Voraussetzung der vollen planmäßigen Ausstattung an Waffen sämtlicher Divisionen;
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c) die Bereitstellung der Kriegskapazitäten so, daß innerhalb einer Frist von 3 Monaten die volle Kapazität erreicht wird. Als Kriegskapazität gilt vorläufig jene des Führerentscheides vom 13. 7. 1940.
III. Der Errechnung liegt zu Grunde:
a) volle Rohstoffzuteilung;
b) volle Arbeiterzuteilung als wesentlichste Voraussetzung;
c) Aufstellung der Dringlichkeiten gemäß Vorschlag OKH;
d) Durchführung der noch notwendigen fabrikatorischen Vorbereitungen;
e) keine wesentlichen Ausfälle durch feindliche Fliegerangriffe.
IV. Die Errechnung der Fertigung der nichtgenannten Waffen, Geräte und Munitionsarten erfolgt im Rahmen der in den Anlagen 1–2 genannten Ausstoßzahlen für Waffen usw.
V. Als Ergebnis der angestellten Errechnungen, die in den Anlagen 1 und 2 niedergelegt sind, ist festzustellen:
1. Die materiellen Voraussetzungen für die vom Führer befohlene Aufstellung eines 200-Div.Heeres zum 1. 5. 1941 lassen sich im wesentlichen zum
1. 4. 1941 erfüllen. Die grundsätzlichen Vorbedingungen hierfür sind unter Ziffer III genannt. Insofern muß die Durchführbarkeit der Zahlen ausdrücklich vorbehalten bleiben.
2. Soweit der geforderte Bedarf an Waffen und Gerät zum 1. 4. 1941 nicht voll erreicht wird, sind die Lücken im allgemeinen nicht entscheidend, da die vorgesehenen 17 Besatzungsdivisionen zunächst mit einer verminderten Ausstattung vorgesehen sind. Eine Lücke ist in dem Programm nicht tragbar: Es müssen für die zur Auslieferung kommenden s.F.H. (mot.) 250 Rohrwagen und Protzen für die 20 Div. 11. und 12. Welle zusätzlich gefertigt werden. Wenn diese Fertigung nicht durchführbar ist, müssen die betreffenden Divisionen mit Beutegeschützen ausgestattet werden, wobei u. U. eine zusätzliche Munitions-Neufertigung erforderlich wird.
3. Die Munitionslage gibt an keiner Stelle zu Besorgnis Anlaß. Soweit die 12monatige Bevorratung (neben einer 1. Ausstattung) zum 1.4. 1941 nicht voll erreicht wird, ist mindestens ein solcher Vorrat vorhanden, daß bis zu seiner Aufzehrung ein neuer Vorrat gebildet ist oder die laufende Fertigung eine Höhe erreicht, die dem Verbrauch entspricht.
4. Auf die Forderung, daß die ÄWegskapazität in jedem Fall innerhalb von 3 Monaten erreicht sein muß, kann in denjenigen Fällen verzichtet werden, bei denen zum Frühjahr 1941 ein 12-Monatsvorrat bereitliegt. Hier wird eine Anlauffrist von 6, 9 und teilweise sogar 12 Monaten ausreichend sein.
14*
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Hierdurch werden in den in den Anlagen genannten Fällen ganz erhebliche Kapazitäten frei werden, die der Fertigung auf bestehenden Mangelgebieten zugute kommen. Es muß allerdings Vorsorge getroffen werden, daß zu Beginn der Fristen für den Anlauf der Kriegskapazitäten jeweils die benötigten Arbeiter voll zur Verfügung stehen.
Die Errechnung der notwendigen zusätzlichen Rohstoffe und Arbeitskräfte ist eingeleitet.
VI. Es wird gebeten, die Entscheidung zur Durchführung des Programmes B nunmehr durch gemeinsamen Vortrag des Herrn ObdH, des Herrn Chef OKW und des Herrn Mun.Ministers beim Führer herbeizuführen.
61 Erlaß Hitlers zur Steigerung der deutschen Rüstungsproduktion für die Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion und zur Bereitstellung der dafür notwendigen Arbeitskräfte, 28. September 1940
Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht/OKW/WFSt/Abt L (II) Nr. 1657/40 geh.Kdos. und WiRüAmt/Rü (IIa) Nr. 1850/40 geh.Kdos., Bezug: 1) WFA/Abt L (II) Nr. 1270/40 geh.Kdos., Chef OKW/WiRüAmt/Rü (IIa) Nr. 1350/40 geh.Kdos. v. 9.7.1940, 2) WFSt (II) Nr. 1555/40 geh. Kdos. v. 5. 9. 1940, unterzeichnet: I. A. Keitel, 85 Ausf.: 23. Ausf.
Georg Thomas, Geschichte der deutschen Wehr – und Rüstungswirtschaft (1918–1943/45), hrsg. von Wolfgang Birkenfeld, Boppard a. Rh. 1966, S. 432–435.
I. Die Fortentwicklung der militärpolitischen Lage macht eine Umstellung und Steigerung der materiellen Rüstung der Wehrmacht erforderlich. Die Weisungen hierfür sind an die Herren Oberbefehlshaber unmittelbar erteilt.
Die o. a. Bezugsverfügung 1) wird daher für das Heer aufgehoben, für Kriegsmarine und Luftwaffe durch nachstehende Weisungen ergänzt.
Kennzeichen der neuen Aufgabenstellung sind:
a) beim Heer:
Bereitstellung der Rüstung für 180 Feld – und entsprechende Besatzungsdivisionen bis Frühjahr 1941,
b) bei der Kriegsmarine:
Unbefristete Weiterführung des U-Boot-Programms, über den 1. 1. 1942 hinaus,
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c) bei der Luftwaffe:
Erhöhung der Flak-Geschütz-Fertigung und schnellste Steigerung der Flak-Munitionsfertigung.
Die im Rahmen der erweiterten Rüstungsprogramme notwendigen Forderungen für die Fertigung, Bevorratung und Kriegskapazität (letztere nur für die Kriegsmarine) sind in den Anlagen 1–6 festgelegt. Damit werden die Anlagen 1–6 der o. a. Bezugsverfügung 1) ersetzt.
II. Zur Erfüllung dieses gesteigerten Rüstungsziels bedarf es:
a) einer klaren Ordnung der Dringlichkeit in der Durchführung der gesteigerten Aufgaben (durch Befehl des Vorsitzenden des Reichsverteidigungsrates – Ministerpräsident Reichsmarschall Göring – OKW/Wi Rü Amt/Rü I a Nr. 6710/40 g. v. 20. 9. 19401 bereits geregelt),
b) einer völligen Zurückstellung aller nicht vordringlichen Aufgaben auf dem Wehrmacht – und besonders auf dem zivilen Sektor,
c) eines erhöhten Arbeitseinsatzes auf dem Rüstungsgebiet durch die Wehrmacht und Wirtschaft.
Die Wehrmacht führt zur Erhaltung und teilweise notwendigen Steigerung der Leistungsfähigkeit der Rüstungsbetriebe folgende Maßnahmen durch:
a) unverzügliche Entlassung der Weltkriegsteilnehmer der Jahrgänge 1896 und älter unter Bevorzugung rüstungswichtiger Arbeiter und ohne Abwarten der Ersatzgestellung,
b) beschleunigte Durchführung des Uk – und FM-Verfahrens2 einschließlich der in diesem Verfahren gestellten Entlassungsanträge und Belassung sämtlicher Uk-gestellten Wehrpflichtigen,
c) sofortige Durchführung langfristiger Arbeitsbeurlaubungen aus dem Feldheer und Ersatzheer, insbesondere der im jetzigen Krieg vor dem Feind gestandenen Soldaten, sofern sie vor ihrer Einberufung als rüstungswichtige Arbeiter tätig waren. Diese sollten in weitestem Umfange dem Arbeitseinsatz in der Rüstungsindustrie dienen. Hierdurch muß erreicht werden, daß der zur Zeit bestehende Mangel an Facharbeitern für die Rüstung in Höhe von 300000 Köpfen über alle sonstigen Maßnahmen hinaus bis zum Frühjahr 1941 laufend gedeckt ist (siehe Befehl des Führers OKW/WFSt/L (II) Nr. 1750/40 g. v. 28. 9. 1940).
d) Die Ersatzreservisten I der Geburtsjahrgänge 1914–1921, soweit sie in der Wehrmachtfertigung der Sonderstufe und Dringlichkeitsstufen Ia und Ib
1 Siehe Georg Thomas, a. a. O., S. 422–429. i
2 Siehe S. 204, Anmerkung 2 und 3. ■
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beschäftigt sind, werden bis zum 31. 3. 1941 nicht zum Wehrdienst herangezogen. Die Rüstungsindustrie muß damit rechnen, daß diese Ersatzreservisten ab 1. 4. 1941 einberufen werden.
e) Einsatz von Arbeitskolonnen der Wehrmacht, der SS und der Teno für vorübergehende Sonderaufgaben der Rüstungsindustrie gem. OKW/WFSt/L (II) Nr. 1190/40 g v. 20. 8. 1940. Bereits gegebene Weisungen sind in dieser Richtung zu überprüfen. Einzelheiten zu a-e) regelt OKW (AHA im Benehmen WiRüAmt). Entsprechende Weisungen, auch auf dem zivilen Sektor alles nur mögliche zur Auflockerung der angespannten Arbeitseinsatzlage zu tun, sind an die zuständigen Reichsstellen durch Schreiben OKW/ Wi Rü Amt/Rü IIa Nr. 1930/40 g.K. v. 27. 9. 1940 ergangen (siehe Anlage 7).
III. Zielsetzung für die Wehrmachtprogramme
Gesamtfertigungsbedarf und voraussichtliche Fertigungsmöglichkeit bis 1. 4. 1941 (nur beim Heer) ergeben die Anlagen 1–6.
a) Heer:
Es kommt darauf an, Rohstoffe, Maschinen und Arbeitskräfte so einzusetzen, daß bis zum 1. 4. 1941 ein möglichst hoher Stand in der Ausrüstung der geforderten Divisionen und darüber hinaus eine Bevorratung von l.F.H. und 10 cm Kan. – siehe Anlage 4 – erreicht wird. Auf dem Gebiet der Mangelwaffen und der zugehörigen Munition sind Planungen für die Waffen – und Munitionsherstellung so vorzusehen, daß auch nach dem 1. 4. 1941 eine erhöhte Fertigung stattfinden kann. Hierfür ist die Erweiterung der fabrikatorischen Vorbereitungen auf den Gebieten:
a) Geschütze von 5–15 cm (vordringlich 5 cm Pak, l.F.H. 18,10 cm Kan. 18 und s.F.H.),
b) Munition für die gleichen Geschützarten sofort einzuleiten.
Besonderer Wert wird gelegt auf Ausstattung der Schnellen Truppen und erhöhte Fertigung der:
2 cm Flak 38 l.F.H. 18
5 cm Pak 10 cm Kan. 18 . !
l.I.G. s.F.H.
s.I.G.
Auf dem Munitionsgebiet sind besonders die Kaliber fertigungsmäßig zu steigern, die noch keine genügende Bevorratung aufweisen.
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b) Kriegsmarine:
Erfüllung des erweiterten Programms unter Bevorzugung der U-Boot-Waffe.
c) Luftwaffe:
Neben der Durchführung des Luftwaffenbeschaffungsprogramms 18 ist größter Wert auf schnelle Steigerung der Flakwaffen und Munition zu legen.
IV. Pulver – und Sprengstoff'-Fertigungen sind den erhöhten Forderungen anzupassen.
V. Die Durchführungsbestimmungen für das neue Fertigungsprogramm sind mit dem Reichsminister für Bewaffnung und Munition auszuarbeiten und baldigst bekanntzugeben.
62 Überblick der Rüstungswirtschaftlichen Abteilung des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes über die voraussichtlichen Ergebnisse der Rüstungsproduktion bis 1. Mai 1941, 6. Dezember 1940
Rü (I) Nr. 2427/40 geh. Kdos., unterzeichnet: Meendsen-Bohlken !-,; . «,J, /■.,., ti't i;<
DMA Potsdam, W 61.10./58, Bl. 366–374. ' ; ' ' ' ! '
1. Auftragslage auf Grund der unmittelbaren und mittelbaren Wehrmacht-Programme
Durch die vom Führer Ende August den Wehrmachtteilen übertragenen erweiterten Aufgaben hat sich eine notwendige Steigerung der unmittelbaren und mittelbaren Wehrmacht-Aufträge ergeben, die das Leistungsvermögen der deutschen Industrie und Wirtschaft bei weitem übersteigen.
Neben der direkten Kriegsgerätefertigung nehmen die auf dem Gebiet des Vierjahresplanes durchzuführenden Aufgaben, nämlich Ausbau unserer Versorgungs – und Rohstoff-Erzeugungsanlagen, einen besonders breiten Raum ein.
Die Durchführbarkeit der gesamten wehrwirtschaftlichen Aufgaben wird bestimmt durch die zur Verfügung stehenden mechanischen Kapazitäten, Arbeitskräfte und Rohstoffe. a) Kapazitäten
Die im Altreich vorhandenen mechanischen Kapazitäten reichten bereits Mitte d. J. trotz Hinzukommen der in Polen vorhandenen Fertigungsmög– 
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lichkeiten nicht aus. Die eingetretene Steigerung der Rüstungsaufgaben bedingte daher umfangreiche Neu-Erstellungen und Erweiterungen von Kapazitäten, vor allem auf dem Gebiet der Waffen-Fertigung, der Panzer-Kampfwagen sowie des Flugzeug – und Motorenbaues. Daneben ergab sich die zwingende Notwendigkeit, zur Sicherung des künftigen Wehrmachtbedarfs einen verstärkten Ausbau unserer Rohstoffquellen sowie der Ver-sorgungs – und der Verkehrsanlagen durchzuführen.
Die im Laufe d. J. neu besetzten Gebiete wurden daher weitgehend für die kriegswichtige Fertigung in Anspruch genommen. Außer direkten Wehrmachtaufträgen und zugehörigen Unterlieferungen (Auftragsbestand z. Z. 1,85 Milliarden RM) werden zwecks Freimachung von Kapazitäten im Altreich für die reine Wehrmachtfertigung in immer gesteigertem Maße Aufträge aus dem übrigen kriegswichtigen Bedarf nach diesen besetzten Gebieten verlagert.
Der Ausnutzung der besetzten Gebiete sind jedoch Grenzen gesetzt:
a) durch die schwierigen Verkehrsverhältnisse,
b) durch die nur langsam mögliche Wiederingangsetzung der größtenteils zerstörten Fertigungsbetriebe; vor allem wegen der umfangreichen Zerstörung der Versorgungsbetriebe (Gas, Elektrizität, Wasser),
c) durch die teilweise gegenüber dem Altreich erhöhten Rohstoffpreise sowie die von Frankreich eingeführte Exportsteuer,
d) durch die politische Entwicklung, die z. B. in Frankreich z. Z. dahin führen kann, daß der französischen Regierung für eigene Zwecke umfangreiche Kapazitäten des besetzten Gebietes frei zu halten bzw. wieder zur Verfügung zu stellen sind.
Von Seiten OKW wurde – nicht zuletzt durch die engen Verflechtungen zwischen besetztem und unbesetztem Gebiet – neuerdings auch die Ausnutzung eines Teiles der im unbesetzten Frankreich liegenden Kapazitäten für die deutschen kriegswichtigen Fertigungen gefordert, b) Arbeitseinsatzlage
Bei Kriegsbeginn beschäftigte die deutsche Industrie (einschließlich des Bergbaues) über 10,5 Millionen Menschen (Angestellte, Arbeiter, Männer und Frauen). Davon waren etwa 2,5 Millionen (23,6%) für unmittelbare und mittelbare Wehrmachtfertigung tätig. Im Laufe des 1. Kriegsjahres erhöhte sich diese Zahl auf 5,3 Millionen (55,2%). Infolge der Einziehungen zur Wehrmacht und des mangelnden Fraueneinsatzes ließ die Gesamtzahl der Beschäftigten gleichzeitig auf 9,6 Millionen nach, so daß für die Inlandserzeugung und Ausfuhr insgesamt nur noch 4,3 Millionen Beschäf– 
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tigte zur Verfügung standen, gegenüber 8,1 Millionen vor Kriegsausbruch. Von diesen 4,3 Millionen Menschen ist ein großer Teil noch für sonstige kriegswichtige Fertigung (Reichsbahn, Reichspost, Organisation Todt, Vierjahresplan usw.), für den unumgänglichen Reparatur – und Erneuerungsbedarf, ganz abgesehen von der notwendigsten Versorgung der Bevölkerung mit Verbrauchsgütern (Kleiderkarte) tätig.
Es hat also eine deutliche Verlagerung zugunsten der Wehrmachtfertigung stattgefunden, deren Umfang noch sichtbarer wird, wenn man die wichtigsten Rüstungsindustrie-Gruppen (einschließlich des Bergbaues) herausschält. Hier ist die Gesamtzahl der für Wehrmachtfertigung Beschäftigten von 1,5 Millionen bei Kriegsausbruch auf 3,4 Millionen Anfang Juni 1940 gestiegen, d. h., es hat sich der Anteil der für mittelbare und unmittelbare Wehrmachtaufträge Tätigen an der Gesamtbeschäftigten-Zahl der Rüstungsindustriegruppen im Laufe eines Jahres von 29,1% auf 64,6% erhöht.
In Wirklichkeit ist aber die Zahl der für die Wehrmachtfertigung heute Tätigen noch größer, da in den obigen Zahlen die Kriegsgefangenen und die im Laufe des letzten halben Jahres eingesetzten ausländischen Arbeiter nicht enthalten sind. Ende Oktober 1940 waren in der Rüstungsindustrie 187000 Kriegsgefangene und über 100000 freie ausländische Arbeiter beschäftigt, und schließlich stehen der Wehrmachtfertigung den Winter über noch weitere etwa 150000 Rüstungsarbeiter aus der Wehrmacht zur Verfügung. Alle Bemühungen haben jedoch nicht ausgereicht, um den laufend steigenden Rüstungsforderungen von der Arbeitseinsatz-Seite her gerecht zu werden. Der gesamte Kräftebedarf der Rüstungsindustrie wird z. Z. die Zahl von 300000 erheblich übertreffen. Allein für die Sonderstufe war am 15. 11. 1940 ein ungedeckter Bedarf von 78627 Arbeitern angemeldet.
Wenn mit dem 1. 4. 1941 die Arbeitsurlauber zur Truppe zurückbeordert werden und wenn das Stillhalteabkommen1 nicht verlängert wird, ist mit einem außerordentlichen Kräfteabfluß aus der Kriegswirtschaft zu rechnen, welcher die Rüstungsindustrie, d. h. die mittelbare und unmittelbare Wehrmachtfertigung, mindestens mit einem Verlust von 1/2 Million Arbeiter treffen wird. Es muß Vorsorge getroffen werden, entweder diese Kräfteabwanderung zu verhindern oder sie wenigstens zu einem erheblichen Teil durch Ersatzkräfte auszugleichen. Hierfür zeichnen sich neben den verstärkten Umschichtungsmaßnahmen durch die Arbeitseinsatzdienststellen folgende Wege ab: verstärkter Einsatz von freien ausländischen Facharbeitern, Kriegsgefangenen und Frauen. Für die Anwerbung von ausländi– 

1 Siehe S. 204, Anmerkung 1.
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sehen Arbeitskräften steht in Sonderheit Frankreich noch offen, und hier ist es die Aufgabe einer geschickten und energischen Propaganda, die bisherigen, nicht gerade zufriedenstellenden Ergebnisse zu verbessern. Um-schulungs – und Anlernmaßnahmen gestatten die Gewinnung von arbeitswilligen Kräften aus dem Arbeitslosenheer der französischen und belgischen Textilarbeiter, Diamantschleifer usw. Die Einführung von Halbtagsschichten würde geeignet sein, die Zahl der arbeitenden Frauen in Deutschland zu erhöhen.
c) Lage auf dem Produktionsmittelgebiet
Die Lage auf dem Werkzeugmaschinengebiet wird am besten dadurch gekennzeichnet, daß der für die Programme der Sonderstufe kurzfristig bis Mitte nächsten Jahres benötigte Bedarf an Engpaßmaschinen nur zu 70% terminmäßig zu decken ist, während die Unterbringung des Restbedarfs sich bis Ende 1941, zu einem Teil sogar bis Anfang 1942, erstreckt.
Eine Aufnahme weiterer Programme in die Sonderstufe würde die Beschaffung der für die Sonderstufe benötigten Werkzeugmaschinen noch schwieriger gestalten.
Gewisse Schwierigkeiten bringt unter diesen Umständen die Unterbringung zusätzlicher Russenlieferungen in Höhe von etwa 14 Mill. Reichsmark, die bis Mai 1941 erfolgt sein müssen.1 Da sich die Lieferwünsche der Russen naturgemäß auf etwa die gleichen Maschinenarten konzentrieren, die auch für die Zwecke der deutschen Rüstung vordringlichst benötigt werden, können die Lieferungen in der erforderlichen Höhe nur bei einer weitgehenden firmen – und typenmäßigen Streuung durchgeführt werden. Es werden sich außerdem einzelne Lieferzeitverschiebungen für wehrmachtbestimmte Maschinen von 1 bis 2 Monaten nicht vermeiden lassen.
In den besetzten westlichen Gebieten sind die Lieferprogramme der bedeutendsten Werkzeugmaschinenfabriken für die deutsche Rüstungsindustrie sichergestellt worden, und zwar bis Ende 1941 in Höhe von etwa 14. Mill. Reichsmark. Hiervon stehen kurzfristig etwa 320 Maschinen im Werte von etwa 3 Mill. Reichsmark zur Verfügung.
Die Anforderungen an Lehren und Vorrichtungen für Wehrmachtfertigung können durch die deutsche Lehrenbauindustrie z. Z. für einfache Lehren kurzfristig gedeckt werden (mit Lieferfristen von durchschnittlich 3 Monaten und kürzer). Zur Fertigung von Sonderlehren sind längere
1 Gemeint sind die durch das deutsch-sowjetische Wirtschaftsabkommen vom 10. Januar 1941 vereinbarten Lieferungen der deutschen Industrie an die Sowjetunion (siehe dazu Gerhard Eichler, Die deutsch-sowjetischen Wirtschaftsbeziehungen vom August 1939 bis zum faschistischen Überfall im Juni 1941, Phil. Diss., Halle 1965, S. 121 ff.).
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Fristen (bis zu 9 Monaten) erforderlich. Zur Abkürzung dieser Liefertermine ist die Lehrenbauindustrie in der Schweiz mit ungefähr 100% ihrer Fertigungskapazität mit deutschen Aufträgen belegt.
In den besetzten Westgebieten laufen ebenfalls Aufträge auf Lehren und Vorrichtungen, wobei in Frankreich, insbesondere im Bereich der Ruin Paris, noch freie Kapazitäten für einfache und kombinierte Lehren zur Verfügung stehen.
Auf dem Gebiet der Maschinenwerkzeuge sind bisher seitens der Rüstungsindustrie Klagen über mangelnde Belieferung in größerem Umfang nicht bekannt geworden, obwohl der Auftragsbestand bei den Werkzeug-firmen zum Teil sehr hoch (6–8 Monate) ist. Dies ist jedoch vorwiegend auf vorsorgliche Eindeckungsaufträge zurückzuführen.
Allgemein: Wenn auch auf einzelnen Gebieten der Produktionsmittelbeschaffung Schwierigkeiten bestehen und mit Lieferverzögerungen für die nächste Zukunft zu rechnen ist, kann doch nach den Erfahrungen die Arbeitskräftebeschaffung für die Rüstungswirtschaft mit der Produktionsmittelbeschaffung kaum Schritt halten.
Handelsübliche Erzeugnisse: Die weiter durchgeführte Drosselung der mittelbaren Kriegsfertigung wird auch für die unmittelbare Kriegsfertigung gewisse Schwierigkeiten bringen, da die Rüstungsbetriebe selbst zur Fertigung ausreichend mit handelsüblichen Erzeugnissen versorgt werden müssen. So bestehen z. B. z. Z. Engpässe auf dem Gebiet der Elektroindustrie (Kabel, Elektromotore, Transformatoren, Meßapparate, Schaltanlagen und Akkumulatoren), der Feinmechanik und Optik, des Maschinenbaus (Fördermittel, Wälzlager, Industrieöfen) sowie der Fahrzeugindustrie.
d) Rohstofflage
Trotz des erheblichen Beuteanfalls im Westen wird die Rohstoffversorgung
immer schwieriger, und zwar hauptsächlich durch
a) Eingliederung einer Reihe von Ländern in den deutschen Wirtschaftsraum und die Notwendigkeit deren Mitversorgung,
b) ständiges Ansteigen der Anforderung von Rohstoffen auf sämtlichen Fertigungsgebieten (direkte und indirekte Wehrmachtfertigung sowie die hierzu notwendigen Kapazitätsausweitungen),
c) verstärkter Ausbau der Rohstofferzeugungs – und Versorgungsanlagen sowie der Verkehrsanlagen.
Es hat sich daher als notwendig erwiesen, eine Kürzung der Kontingente für die unmittelbaren Wehrmacht-Programme zugunsten der mittelbaren Wehrmacht-Programme vorzunehmen, so daß also eine gewisse Einschrän– 
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kung in der Ausbringung – vor allem beim Heer – eintreten wird. Im übrigen wird auf den Beitrag der Rohstoff abteilung zur Rohstoff läge verwiesen.
2. Voraussichtliche Entwicklung der wehrwirtschaftlichen Lage bis zum 1. 5.1941
Die vorstehend geschilderten Schwierigkeiten in der Bewältigung aller die Gesamtleistungsfähigkeit der deutschen Industrie übersteigenden wehrwirtschaftlichen Aufgaben beeinflussen naturgemäß die Entwicklung für das kommende Jahr in starkem Maße. Wenn auch die Durchführbarkeit der gestellten Aufgaben außer Frage steht, so wird es doch notwendig sein, die bisher gestellten Fertigungstermine unter dem Druck der tatsächlichen Verhältnisse, zu denen noch Einflüsse nicht vorauszuberechnenden Ausmaßes wie z. B. durch Krankheit, Feindeinfluß, Luftgefahr usw. hinzukommen, entsprechend hinauszuschieben.
Für die 3 Wehrmachtteile ergibt sich für die Zeit bis zum 1. 5. 1941 folgende voraussichtliche Entwicklung:
a) Heer
Die materielle Ausrüstung des «Kriegsheeres 1941» ist – ausgenommen die reinen Mangelwaffen und deren Munition – im großen und ganzen bis 1. 5. 1941 sichergestellt. Soweit die erste Ausstattung plus Bevorratung noch nicht voll gedeckt ist, ist dies bis Anfang 1942 in jedem Falle möglich.
Die Panzerkampfwagenfertigung läuft programmgemäß. Bis Ende April 1941 wird ein Ausstoß von monatlich 375 Kampfwagen aller Art (sämtliche Typen) möglich sein.
Dadurch, daß für die Mehrzahl der Heeresgeräte ab 1. 4. 1941 nur noch die reinen Nachschubforderungen bestehen, dürfte eine gewisse Erleichterung auf diesen Fertigungsgebieten eintreten.
b) Kriegsmarine
Beim U-Boot-Bauprogramm bestehen besondere Engpässe, vor allem in der Fertigung der Torpedos und Torpedo-Ausstoßrohre, da neben dem dauernd steigenden Bestand an U-Booten auch ein gesteigerter Einsatz durch die Benutzung der Kanal – und Atlantikhäfen möglich ist.
Beim U-Boot selbst besteht z. Z. ein Rückstand von 37 Booten, vor allem bedingt durch die nicht rechtzeitige Auslieferung der Ausstattung und die fehlenden hochwertigen Kräfte für die Montage auf den Booten.
Bei den Marinegeschützen kann die Forderung jeweils nur zur Hälfte erfüllt werden, dagegen wird die Forderung auf dem Munitionsgebiet bis 1. 4. 1941 im allgemeinen erfüllt. Die Sperrwafienfertigung hält sich im Rahmen des vorgesehenen Programms.
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c) Luftwaffe
Das z. Z. gültige Flugzeugbeschaffungsprogramm Nr. 18 konnte wie auch die vorhergehenden Programme bisher nicht restlos erfüllt werden. Z. Z. ist ein neues Luftbeschaffungsprogramm Nr. 19 in Bearbeitung, das eine rd. 40%ige Erhöhung gegenüber dem Programm Nr. 18 bis Ende 1942 vorsieht. Wenn auch ein Großteil der dadurch bedingten Mehrlieferungen durch in die besetzten Gebiete verlegte Aufträge gedeckt werden soll, so wird doch eine starke Mehrbelastung des Altreiches, vor allem bei der Motoren-Industrie, eintreten.
Die Forderungen auf dem Gebiete der Abwurfmunition und Bordmunition werden größtenteils bereits etzt erreicht.
63 Aus dem Bericht des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes über die vom 1. September 1940 bis 1. April 1941 erzielten Ergebnisse in der Rüstungsproduktion mit einem Vorschlag über die Einrichtung einer zentralen Wehrmachtplanungsstelle, 10. Juli 1941
OKW/WiRüAmt/Rü (IIa) zu Nr. 1233/41 geh.Kdos., unterzeichnet: Thomas, 3 Ausf.: 3. Ausf. DMA Potsdam, W 61.10./58, Bl. 149, 152–155.
I. Grundlage für die Forderungen
Die in dem Bericht untersuchten 7 Monate standen im Zeichen der Steigerung der Rüstung, wie sie durch Verfügung OKW WiRüAmt/Rü IIa Nr. 1850/40 g.K. vom 28. 9. 1940x festgelegt war. Sie umfaßte, im großen gesehen,
beim Heer: die weitgehende Ausrüstung des «Kriegsheeres 1941», vor allem den stärksten Ausbau der Panzerwaffe und der Motorisierung, bei der Kriegsmarine: die Weiterführung des unbefristeten, erweiterten U-Boot-Programms sowie die Fertigstellung der schweren Schiffe, bei der Luftwaffe: die Durchführung des Luftwaffen-Beschaffungsprogramms 18 sowie schnellste Steigerung der Flak-Waffen – und Munitionsfertigung.
Im Laufe des Winters wurden diese Grundforderungen entsprechend der Kriegslage teilweise abgeändert wie folgt:
1 Siehe Dokument 61.
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beim Heer: durch starke Drosselung aller hinreichend bevorrateten Munitionsarten sowie verschiedener Waffen, durch Vorbereitungen für den Tropenfeldzug und für einen eventuellen Gaskrieg,
bei der Kriegsmarine: durch beträchtliche Erhöhung der Munitionsforderungen für Flak, mittlere und schwere Artillerie,
bei der Luftwaffe: durch Erhöhung der Flugzeugfertigung gemäß neuem Luftwaffen-Beschaffungsprogramm 19 sowie weitere Steigerung der Flak-Munitionsfertigung. [... ]
III. Einflüsse, die dem glatten Ablauf der Fertigungsprogramme entgegenstanden :
a) Schwierige Arbeitseinsatzlage, besonders bezüglich Fach – und Spezialarbeitern. Hiervon vor allem die Marine-Geschützfertigung sowie die Flak-Geräte-Fertigung betroffen. Einziehungen zur Truppe und Rückfluß der Rü 40-Urlauber1 machten sich bereits ab Februar 1941 bemerkbar.
b) Kurzfristige Änderungen der Forderungen. Die im Juli 1940 befohlene Umsteuerung der Rüstung, die vor allem Einschränkungen bei der Munitionsfertigung Heer brachte,2 wirkte sich noch bis Ende 1940 aus.
c) Einschränkungen der Rohstoffzuteilung seitens OKW. Die den WT zugewiesenen Rohstoffmengen reichten nicht aus,3 die Programme voll zu decken, sie mußten daher jeweils auf die wichtigsten Fertigungen verlagert werden.
d) Transport – und Frachtraum-Beschränkungen (Eisenbahn, Binnenschifffahrt und Straße). Dadurch Stockung in der Zu – und Abfuhr von Rohstoffen, Halb – und Fertig-Fabrikaten bei Zu-, Unter – und Hauptlieferern; Behinderung der Fertigungsstätten durch Aufstapelung von Halb – und Fertigfabrikaten.
e) Ungenügende Versorgung der Rüstungsbetriebe mit Kohle, Gas und Elektrizität sowie mit Betriebsmitteln.
f) Feindeinwirkungen durch Luftangriffe sowie Luftalarm, vor allem im Westen und Norden. Dadurch teilweises Abgehen von 2. Schicht.
g) Mangel an Spezial-Werkzeugmaschinen (schwere Pressen, Hobel – und Stoßmaschinen, schwere Bohr – und Drehbänke, waagerechte Bohr – und Fräswerke, Zahnrad-Bearbeitungsmaschinen, Innen – und Außenrund-schleifmaschinen).
1 Für die Arbeit in Rüstungsbetrieben zeitweilig beurlaubte Wehrmachtangehörige (siehe auch Dokument 56).
2 Siehe Dokument 55.
3 Am Rande handschriftlich die Bemerkung Keitels: «-Die dem OKW zur Verfügung stehenden Mengen reichten nicht aus, die Wehrmachtteile voll zu beliefern.»
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h) Mangellage auf dem Pulver – und Sprengstoff (Tri)-Gebiet. Dadurch konnte ein großer Teil der Munition für Heer und Luftwaffe nicht gefüllt werden.
i) Zurückbleiben der nicht in Sonderstufen SS oder S eingereihten Fertigungen, da diesen nicht der Schutz gegen Arbeiterentzug zur Truppe und gegen Auskämmung durch die Prüfungskommissionen zustand.
IV. Zusammenfassung
In den dem Bericht zu Grunde liegenden 7 Fertigungsmonaten des Winters 1940/41 wurde unter stärkster Anspannung des gesamten im großdeutschen Wirtschaftsraum sowie den besetzten Gebieten zur Verfügung stehenden Fertigungs-Potentials eine gewaltige Steigerung in der materiellen Ausrüstung der Wehrmacht erreicht. Gleichzeitig konnte der Ausbau der für die Wehrmachtfertigung ausschlaggebenden Grundstoffindustrien (Buna-, Treibstoff-, Aluminium-, Pulver – und Sprengstoff-Erzeugung) stark erweitert werden. Durch Ausbau von neuen Kapazitäten für die Schwerpunkt-Programme der 3 Wehrmachtteile wurde sichergestellt, daß die für die nächste Zeit hier vorgesehenen Steigerungen auch tatsächlich erreicht werden.
Soweit noch Engpässe bestehen (Flak-Geschütze und -Munition, Flak-Geräte, Marine-Geschütze und -Munition, Gleisketten, Motorengetriebe, Kurbelwellen usw.), sind bereits alle Maßnahmen ergriffen, die eine Auflockerung und damit eine Fertigungssteigerung noch in diesem Jahre gewährleisten.
Die erzielten Steigerungen auf dem Gebiet der unmittelbaren sowie der mittelbaren Kriegsfertigung waren nur durch Zuführung einer großen Zahl von Kriegsgefangenen und ausländischen Arbeitern in die Rüstungsindustrie, Freistellung von Facharbeitern aus der Truppe, Verlagerung von Aufträgen aus Engpaßgebieten, weitgehendste Heranziehung der in den besetzten Gebieten vorhandenen Kapazitäten und schärftste Drosselung aller nichtkriegswichtigen Fertigungen möglich.
Es muß jedoch festgestellt werden, daß trotz aller dieser Anstrengungen niemals die von der Obersten Führung gestellten Forderungen auf dem Rüstungsgebiet, die entsprechend der jeweiligen Kriegslage wohl vielfachen Änderungen unterworfen waren, im ganzen gesehen aber sich dauernd erhöhten, voll verwirklicht werden konnten, da selbst die im erweiterten großdeutschen Raum vorhandenen Fertigungsmöglichkeiten hierzu nicht ausreichten. Es konnte daher nur der entsprechend der Kriegslage jeweils wichtigste Programmteil voll durchgeführt werden.
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V. Ausblick
Laut Weisung des Führers bleiben auch für die Zukunft die bisherigen Schwerpunkt-Programme der Wehrmacht bestehen, und zwar
a) für die Gesamt-Wehrmacht: der Ausbau der Betriebe für die Sicherung des dringlichsten mittelbaren Kriegsbedarfs, in Sonderheit Mineralöl, Buna, Leichtmetalle,
b) für die Wehrmachtteile: das Panzer-Programm, das U-Boot-Programm, das verstärkte Aufbauprogramm der Luftwaffe einschließlich Flak-Programm.
Wir müssen uns klar sein, daß auch diese Programme bei unserer Menschen – und Rohstofflage nur durchgeführt werden können, wenn alle nicht unbedingt kriegswichtigen Vorhaben rücksichtslos zurückgestellt werden. Die Höhe der geforderten Zuweisung ist nach den Weisungen des Führers vom OKW zu bestimmen, darüber hinausgehende Fertigung zu verbieten.
Aber auch innerhalb der Wehrmacht sind durchgreifende Maßnahmen notwendig. Hierzu gehört:
1. die Fertigung aller hinreichend bevorrateten Geräte und Ausrüstungen der Wehrmacht rücksichtslos einzuschränken, wenn möglich, ganz stillzusetzen,
2. die technische Ausstattung der Truppe auf das durch die feldmäßige Beanspruchung unbedingt notwendige Maß zurückzuschrauben,
3. bei der Planung neuer Geräte sowohl auf sparsamsten Rohstoffverbrauch als auch auf einfachste und robuste Konstruktion zu achten, damit nicht nur die Fertigung und Bedienung, sondern auch die Instandhaltung der Geräte und Maschinen vereinfacht und der Nachschub an Ersatzteilen auf das geringstmögliche Maß beschränkt wird,
4. einen weiteren Ausbau von Kapazitäten nur dann vorzunehmen, wenn die bestehenden Kapazitäten durch Einführung mehrerer Schichten bereits voll ausgenutzt sind, um sowohl den Bau – als auch Maschinenpark zu entlasten.
Je schwieriger die Situation auf dem Menschen – und RohstofTgebiet wird, desto planvoller muß ihr Einsatz vorgenommen werden. Infolgedessen ist es erforderlich, alle Wehrmachtplanungen möglichst frühzeitig einer Untersuchung zu unterziehen, ob und in welcher Zeit diese Planungen auch wirklich durchführbar sind und ob sie nicht nur einen Wunschtraum darstellen. Nur wenn es glückt, durch eine solche zentrale Wehrmachtplanung die drei Hauptfaktoren der Fertigung Mensch, Rohstoff, Maschine zum
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höchstwirksamen Einsatz zu bringen, wird die Durchführbarkeit der wichtigsten Programme gesichert sein. Eine solche zentrale Wehrmachtplanung wird auch in der Lage sein, eine wirkliche Schwerpunkt-Bildung in der Rüstung zu erreichen, wie sie bisher leider noch nicht voll erreicht werden konnte.
Es wird daher vorgeschlagen, daß vom Chef OKW dem WiRüAmt der Auftrag gegeben wird, die Wehrmacht-Planungsstelle sofort einzurichten. Seitens der 3 Wehrmachtteile sowie des Wehrmacht-Beschaffungsamtes würde je ein Vertreter zu der zentralen Wehrmacht-Planungsstelle abzustellen sein.1
Der weiteren Entwicklung kann es überlassen bleiben, inwieweit durch Hinzuziehung der außerhalb der Wehrmacht stehenden, aber den Ablauf der Rüstungswirtschaft mitbestimmenden Dienststellen, z. B. Vierjahresplan, Reichswirtschaftsminister, Reichsarbeitsminister, die Zentral-Pla-nungsstelle erweitert wird.
1 Am Rande handschriftlich die Bemerkung Keitels: «Hierzu zunächst Rücksprache mit Chef WiRüAmt. Infolge der ständigen persönlichen Eingriffe des Führers fürchte ich eine rein theoretische Papierarbeit, die hinter den Führerbefehlen herläuft.»
15 Morltas, Barbarossa
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Die Tarnung des Aufmarsches und die Vorbereitung der Truppen auf die Aggression
64 Anweisungen des Oberbefehlshabers des Heeres an das Armeeoberkommando 18 zur Übernahme des Befehls über die an der Grenze zur Sowjetunion und zu Litauen stationierten deutschen Truppen, 29. Juni 1940
ObdH/GenStdH/Op Abt (Ia) Nr. 377/40 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: v. Brauchitsch, 17 Ausf.: 2. Ausf.
DMA Potsdam, H 111.02.01./4, Bl. 594–596.
AOK 18 ist für die Sicherung der deutschen Ostgrenze gegen Rußland und
Litauen verantwortlich.
Das AOK trifft hierzu alle Vorbereitungen,
a) um ein Vorgehen feindlicher Kräfte spätestens an der San-Weichsel [Wisla]-Linie und an der Ostgrenze Ostpreußens so zum Stehen zu bringen, daß nach Zuführung von Verstärkungen zum Angriff angetreten werden kann,
b) um ein Vordringen feindlicher Kräfte von der Grenze des Interessengebietes1 bis zur San-Weichsel-Linie weitgehend zu verzögern.
Die vom OKH angeordneten und vom stellv. Wehrkr.Kdo.I und Oberost eingeleiteten Maßnahmen der Landesbefestigung sind zunächst von diesen Dienststellen weiterzuführen.
Dem AOK werden zunächst folgende Kräfte zur Verfügung stehen (Eintreffen im Ausladegebiet teilt Transportchef mit): Gen.Kdo. III. AK Gen.Kdo. XVII. AK Gen.Kdo. XXVI. AK
1 Gemeint sind die nach dem Zusammenbruch des polnischen Staates zwischen Deutschland und
der Sowjetunion entstandenen Grenzen.
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Gen.Kdo. XXX. AK Gen.Kdo. XXXXIV. AK Höh.Kdo. z.b.V. XXXIV Höh.Kdo. z.b.V. XXXV
62. I.D.
68. I.D.
75. I.D.
76. I.D.
161. I.D.
162. I.D. 168. I.D. 217. I.D. 252. I.D.
257. I.D.
258. I.D.
291. I.D. ; -,.. !
292. I.D. ..,:
297. I.D.
298. I.D.
Außerdem für Sonderzweck: Gen.Kdo. XIX. AK (Gruppe Guderian).
Die Verteilung der Verbände durch AOK 18 muß einerseits die Heranführung ausreichender Kräfte an die Interessengrenze binnen 48 Stunden gewährleisten, darf andererseits nicht den Eindruck einer Bedrohung Rußlands durch Angriff erwecken!
AOK 18 kann damit rechnen, daß im Bedarfsfalle durch OKH schnelle Verbände zugeführt werden. Sie werden zur Auffrischung in folgende Gebiete verlegt:
Gen.Kdo.XVI. AK nach Berlin
mit unterstellter 3. Pz.Div. in den Wehrkr. III
2. Inf.Div.(mot.) in den Wehrkr. II 13. Inf.Div.(mot.) in den Wehrkr. XI
Gen.Kdo. XXXXI. AK nach Breslau [Wroclaw] ','.'.
mit unterstellter 2. Pz.Div. in den Wehrkr. XVII
5. Pz.Div. in den Wehrkr. VIII
9. Pz.Div. in den Wehrkr. XVII
Diese Verbände sind angewiesen, während ihrer Auffrischung kampfkräftige Teile so bereitzuhalten, daß sie 72 Stunden nach Abruf antreten können.
16*
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AOK 18 legt mir seine Absichten zur Genehmigung vor. Es bereitet in Verbindung mit Gruppe Guderian rasches Vorziehen der schnellen Verbände zum Zwecke der Sicherung der deutschen Ostgrenze baldmöglichst vor.
65 Vorläufige Weisung der Gruppe Guderian über die Unterstellungsverhältnisse in ihrem Bereich und über den vorgesehenen Einsatz bei einer Aggression gegen die Sowjetunion, 31. Juli 1940
Gruppe Guderian/Ia Nr. 127/40 geh.Kdos. Chefs., nicht unterzeichnet, 3 Ausf.: 2. Ausf. DMA Potsdam, H 111.02.01./4, Bl. 659–660.
1. Für einen etwa möglichen Einsatz und die Vorbereitungen hierzu werden XVI. und XXXX. AK der Gruppe Guderian unterstellt. Gruppe Guderian untersteht der 18. Armee (Bromberg [Bydgoszcz]).
2. Es unterstehen zur Zeit:
dem XVI. AK: 3. Pz.Div., 2. (mot.) Div., 13. (mot.) Div., dem XXXX. AK: 2. Pz.Div., 5. Pz.Div., 9. Pz.Div.
Mit dem Einsatz wird dem XVI. AK die 5. Pz.Div.,
dem XXXX. AK die 13. (mot.) Div. unterstellt werden, so daß jedes Korps über 2 Pz.Div. und 1 (mot.) Div. verfügt.
3. Für die Gruppe Guderian sind im Rahmen der 18. Armee vorläufig 2 Einsatzmöglichkeiten vorgesehen (Gea-Karte 1:1000000):
a) Einsatz Süd: Aus einem Versammlungsraum westlich der Linie Rzeszöw – Dublin Angriff aber die Grenze des Generalgouvernements zwischen Jaroslaw und Sokal auf Linie Tarnopol [Ternopol] – Krzemieniec [Kremenez].
b) Einsatz Nord: Aus einem Versammlungsraum westlich Linie Dublin-Warschau – Mfawa Angriff über die Grenze des Generalgouvernements zwischen Sokolöw und Ostroleka auf Linie Wolkowysk – Bialystok.
4. Heranführen der Korps (falls für Räderteile Landmarsch und für Kettenteile E-Transport befohlen wird) erfolgt zunächst in Zwischenversammlungsräume.
Nach Erreichen dieser Zwischenversammlungsräume wird entschieden, ob Einsatz Süd oder Nord in Frage kommt.
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5. Die Korps bereiten ihren etwaigen Einsatz gedanklich und kartenmäßig vor. Nähere Weisungen werden zeitgerecht erfolgen.
Die Chefs der Generalstäbe (bei längerer Abwesenheit ihre Vertreter) melden sich zur vorläufigen Unterweisung zwischen dem 5. und 10. 8. beim Stab der Gruppe (Berlin W 35, Am Karlsbad 28).
66 Aus der Aktennotiz über eine Besprechung beim Chef des Stabes des Befehlshabers des Ersatzheeres über Aufstellung und Aufmarsch deutscher Truppen zur Vorbereitung der Aggression gegen die Sowjetunion, 5. September 19401
Chefs., unterzeichnet: Nehring.
DMA Potsdam, H. 111.02.01./6, Bl. 815–820.
A I.
1. In Aufstellung:
Beendet 1. 5. 1941. 20 Inf.Div. voll kampfkräftig
17 Inf.Div. weniger kampfkräftig.
2. In Umgliederung: 9 Inf.Div. in:
2 Gebirgsdivisionen 7 Panzerdivisionen 4 Inf.Div. (mot.).
3. Auf Brigadestärke aufgefüllt: SS-Leibstandarte
Rgt. Großdeutschland II.
1. Umgestellt: DieGen.Kdos(mot.) auf Gruppenstäbe
mit je 1 Nachr.Rgt.(mot.)
2. An schnellen Truppen werden vorhanden sein bis 1. 4. 1941: 20 Pz.Div. zu je 1 Schtz.Brig.
1 Kradschtz.Btl. 1 Pz.Rgt. zu 2 deutschen oder 3 tschechischen Abt.
(jedes Rgt. rund 240 Pz.Kpf.Wg. [fast ohne Pz. I] bzw.
350 tschechische Pz.Kpf.Wg.)
•'An der Besprechung nahmen neben dem Chef des Stabes des Befehlshabers des Ersatzheeres Oberst i.G. Haseloff teil: Generalmajor Nehring, Oberst i.G. Koehler und Major i.G. Estor.
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10 mot. Div. 10 mot. Gen.Kdos. 4 mot. Gruppenstäbe
3. Aufstellung erfolgt derart, daß die Pz.Div. zunächst ohne Pz.Rgter aufgestellt werden.
Aus den 10 Pz.Ersatz-Abt. werden 13 Pz.Feld-Abt. gebildet unter gleichzeitiger Bildung neuer Ersatz-Abteilungen. Freigegeben ist 1 Rgt. der 5. Pz.Div. zur 11. Pz.Div. 1 Rgt. der l.Pz.Div. zur 16. Pz.Div.
4. Belassung der Pz.Divisionen in ihren Kasernen nicht möglich, da Verlegung in operative Einsatzräume befohlen.
Zum XVI. AK treten: 1. Pz.Div.
6. Pz.Div.
60. Div.(mot.)
Zur südlichen Gruppe 5. Pz.Div.
11. Pz.Div.
2. Div.(mot.)
5. Bei 3. Pz.Div. noch fraglich, ob Abgabe der verst. Pz.Brig. nach Libyen noch in Frage kommt.
B
Aufmarsch im Osten
1. Vorhanden im Generalgouvernement: 20 Divisionen neu zugeführt werden: 10 Divisionen weiter sollen zugeführt werden: 20 Divisionen
2. 35 Div. stehen als Urlaubsdivisionen
40 verbleiben im Westen «
8 in Norwegen. <
3. Im Frühjahr sollen im Osten stehen im Ganzen 120 Divisionen
c
Umverlegungen im Ersatz-Heer:
Aus Wehrkreis I Umverlegung in Protektorat
Aus Wehrkreis VIII Umverlegung nach Elsaß-Lothringen
D
Für Petsamo werden bereitgestellt in
Norwegen: 2 ostmärkische Divisionen mit 2 weiteren Divn.
230
E
Politische Lage:
1. Rumänien: unruhig.
Starke kommunistische Zersetzung unter Einfluß Rußlands. Die gleiche Erscheinung in Finnland. Einmarsch XXXX. AK scheint bevorzustehen.
2. England: Unternehmen England fraglich, ob stattfindet. – 
Bombenangriffe sehr gute Wirkung: Hafen London, der bereits aufgegeben, seit 4 Tagen wieder von stark gesicherten Geleitzügen über Nordküste Schottland angelaufen, da Häfen an Südküste stark beschädigt. Liverpool Schleuse zerstört, Hafen nicht anzulaufen. Seit 4 Tagen Einsatz der ältesten englischen Schul-Jagdmaschinen.
67 Anweisung des Oberbefehlshabers des Heeres an die Heeresgruppe B zur Übernahme des Befehls über die an der Grenze zur Sowjetunion stationierten deutschen Truppen, 6. September 1940
ObdH/GenStdH/Op Abt (Ia) Nr. 502/40 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: von Brauchitsch, 19 Ausf.: 5. Ausf.
DMA Potsdam, H 111.02.01./6, Bl. 822.
1. Ob.Kdo. derHGrB ist für die Sicherung der deutschen Ostgrenze zwischen Slowakei (ausschließlich) und Ostsee verantwortlich.
Es hat hierzu jeden Feindangriff in Grenznähe abzuwehren und damit die Voraussetzungen für eigenes offensives Vorgehen zu schaffen.
2. Der Ausbau der Landesbefestigung ist nach den bisherigen Grundsätzen weiterzuführen; angesichts der zunehmenden Zahl der zur Verfügung stehenden Truppen werden jedoch die reinen Befestigungsarbeiten zurücktreten müssen vor dem Straßen – und Brückenbau sowie dem Ausbau des Fernmeldenetzes.
3. Durch die Unterbringung der unterstellten Kräfte oder andere Maßnahmen darf nicht der Eindruck einer Bedrohung Rußlands durch Angriff erweckt werden.
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4. Im Rahmen des in Ziffer 1. genannten Auftrages fällt dem Ob.Kdo. der Heeresgruppe weiter die Förderung und Überwachung der Ausbildung der unterstellten Truppen zu.
Hierüber ergehen besondere Weisungen.
5. Das Ob.Kdo. der Heeresgruppe meldet zum 1. 10. in großen Zügen seine Absichten.
68 Befehl des Chefs des OKW an das Amt Ausland/Abwehr über die Tarnung des Aufmarsches der deutschen Truppen und der Kriegsvorbereitungen an der Grenze zur Sowjetunion, 6. September 1940
OKW/WFSt/Abt L Nr. 33264/40 geh.Kdos. Chefs., Bezug: Abw III Nr. 398/40 geh.Kdos. v. 26. 8. 1940 und OKH/GenStdH/Op Abt (Ia) Nr. 150 231/40 geh.Kdos. v. 2. 9. 1940, unterzeichnet: I. A. Jodl, 7 Ausf.: 4. Ausf.
Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945, a. a. O., S. 973.
Der Ostraum wird in den kommenden Wochen stärker belegt werden. Bis Ende Oktober soll der aus anliegender Karte ersichtliche Stand erreicht sein.
Aus diesen Umgruppierungen darf in Rußland nicht der Eindruck entstehen, daß wir eine Ostoffensive vorbereiten. Andererseits wird Rußland erkennen, daß starke und hochwertige deutsche Truppen im Gouvernement, in den Ostprovinzen sowie im Protektorat liegen, und soll daraus den Schluß ziehen, daß wir unsere Interessen – namentlich auf dem Balkan – gegen russischen Zugriff jederzeit mit starken Kräften schützen können.
Für die Arbeit des eigenen Nachrichtendienstes sowie für die Beantwortung von Fragen des russischen Nachrichtendienstes gelten folgende Richtlinien:
1. Die jeweilige Gesamtstärke der deutschen Truppen im Osten ist nach Möglichkeit dadurch zu verschleiern, daß Nachrichten über einen häufigen Wechsel der dortigen Heeresverbände gegeben werden. Dieser ist mit Verlegung in Ausbildungslager, Umformierungen usw. zu begründen.
2. Es ist der Eindruck zu erwecken, daß der Schwerpunkt der Belegung im südlichen Gouvernement, im Protektorat und in der Ostmark liegt und daß die Belegung im Norden verhältnismäßig gering ist.
3. Bei Angaben über die Ausrüstungslage der Verbände, besonders der Panzer-Divisionen, ist erforderlichenfalls zu übertreiben.
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4. Durch geeignete Nachrichten ist der Eindruck zu erwecken, daß nach Beendigung des Westfeldzuges der Flakschutz im Osten wesentlich verstärkt worden ist und an allen wichtigen Objekten aus französischem Beutematerial dauernd weiter verstärkt wird.
5. Über Verbesserungen an Bahnen, Straßen, Flugplätzen usw. ist anzugeben, daß die Arbeit sich in normalen Grenzen halte, durch den Ausbau der neugewonnenen Ostgebiete bedingt sind und vor allem dem Wirtschaftsverkehr dienen.
Inwieweit zutreffende Einzelangaben, z. B. über Regimentsnummern, Standortbelegung usw. der Abwehr für die Gegenspionage zur Verfügung gestellt werden, entscheidet OKH.
69 Aus den Richtlinien des Oberbefehlshabers der 4. Armee für die Vorbereitung der Truppen auf die Aggression gegen die Sowjetunion im Winterhalbjahr 1940/41, 1. Oktober 1940
AOK 4 (Ia) Nr. 524/40 geh., unterzeichnet: von Kluge, Generalfeldmarschall, 60. Ausf. DMA Potsdam, H 11.04.01./82, Bl. 474–479.
Unbeschadet etwa noch zu erwartender Richtlinien des OKH und der Heeresgruppe B werden nachstehend Richtlinien des AOK gegeben, die schon der Vorbereitung der Erzieher und Ausbilder für die Winterausbildung zu Grunde zu legen sind.
I. Erziehung
Die Erziehung zu überzeugter freiwilliger Einsatzbereitschaft und Manneszucht steht bei allen Verbänden im Vordergrund. Die Führer sind auch in dieser Hinsicht Vorbild ihrer Leute.
Durch O/j^zier-Unterricht (Kdre. und Chefs) ist bei den Leuten der Stolz auf die eigene Leistung im bisherigen Verlauf des Krieges wachzuhalten. Nur so ist es möglich, auch die bisher so entscheidend bewährte selbstverständliche Einsatzbereitschaft für die Zukunft zu erhalten.
Wo ein besonderes militärisches Erleben bei einer Offensiv-Operation einzelnen Verbänden nicht beschieden war, müssen planmäßig Vortragende aus solchen Verbänden herangezogen werden, die an Schlachten des Ostens oder Westens beteiligt waren. Die Gen.Kdos. treffen, wo nötig, Ausgleich zwischen den Divisionen. Von der Persönlichkeit des Vortragenden hängt hierbei alles ab.
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Schwere Verstöße gegen die Disziplin werden bei einer Truppe, in der die Führer sich mit ihren Leuten, ihren persönlichen Nöten und Sorgen als fürsorgende Vorgesetzte beschäftigen, selten sein. Zu richtiger Fürsorge müssen besonders die noch unerfahrenen, jüngeren Führer erzogen werden.
Die Straßendisziplin bedarf dringend der Besserung, sowohl in Bezug auf Anzug wie auch hinsichtlich des soldatischen Grußes. Zur Zeit fallen besonders mit älteren Leuten stärker durchsetzte Verbände noch ab. Gerade bei diesen Älteren aber muß die Überzeugung von der Notwendigkeit geweckt werden. Ich will beim Gruß freie, freudige Gesichter sehen, die den Gruß mehr als ein Bedürfnis denn als Last empfinden. Nur so wird der soldatische Gruß auch äußerlich – der Bevölkerung gegenüber – zum Ausdruck unbedingter kameradschaftlicher Verbundenheit von Führer und Geführten. Von allen Dienstgraden wird erwartet, daß sie für ihren Gegengruß die gleiche Aufmerksamkeit walten lassen, wie sie von Untergebenen gefordert werden muß. Die rückwärtigen Dienste verdienen bei der Erziehung zur Straßendisziplin besondere Beachtung.
Ein Gradmesser der Disziplin ist auch die Kfz.-Unfallstatistik. Nichtbeachtung der befohlenen Höchstgeschwindigkeit ist Indisziplin. Schärfste Strafen sind am Platze, um dieses Übel auszurotten. «Verweise» genügen nicht. Auch hier hat der Offizier Vorbild zu sein. Der bevorstehende Winter mit seinen besonderen Gefahren verlangt raschestes Durchgreifen.
Auch die Erziehung zur «Gefechtsdisziplin» hat ihre allgemeinerzieherische Bedeutung. Sie muß den Mann härten gegen die Eindrücke des neuzeitlichen Kampfes und ihn zum sorgfältigen Schützen und Kämpfer erziehen. Eine Truppe ohne Gefechtsdisziplin sinkt meist auch sonst in ihrer Haltung ab.
Alles in allem ist eine überzeugte Manneszucht eine Wohltat für die Truppe selbst. Das muß klar sein.
II. Ausbildung
1. Im Vordergrund hat die Gefechtsausbildung zu stehen. Formelle Übungen haben nur insoweit stattzufinden, wie es zur Festigung des inneren Halts und der äußeren Haltung des Einzelnen und der Truppe nötig ist. Jeder Dienst gibt Gelegenheit, die Manneszucht und die äußere Form zu bessern und zu festigen.
Es kommt darauf an, durch gründliche Ausbildung der Rekruten und Weiterbildung und Einschweißen des ausgebildeten Ersatzes die bei abgebenden Verbänden entstandenen Lücken baldigst so zu schließen, daß diese Verbände ihren vollen Kampfwert wieder bekommen.
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Neben der Nachbildung eines ausreichenden Führerersatzes ist weiter die Heranbildung von Spezialisten aller Dienstzweige vordringlich.
Die volle Verwendungsbereitschaft muß erreicht sein: bei Verbänden, die ausgebildeten Ersatz bekommen, bis 20. 12. 1940, bei Verbänden, die Rekruten als Ersatz bekommen, bis 15. 3. 1941 (beschränkte Einsatzbereitschaft – angepaßt dem Stand der Rekrutenausbildung – muß dauernd sichergestellt sein).
2. Mit dem Lehrpersonal wird durch die verantwortlichen Vorgesetzten täglich der Ausbildungsstoff für den nächsten Tag durchgesprochen werden müssen. In ähnlicher Form werden die Vorgesetzten noch ungeübte untere Führer anleiten müssen.
3. Die Lage fordert, im Verlauf der Einzelausbildung gelegentlich Übungen in Einheiten und kleineren Verbänden einzuschalten. Nur so bleiben Inter-resse und Schwung erhalten und werden immer wieder Anregungen für die Einzelausbildung gewonnen. Um die Einzelausbildung durch solche Übungen möglichst wenig zu stören, werden zu den Übungen häufig Einheiten und Verbände besonders zusammengestellt und die Übungen den Charakter der «Lehrübung» tragen müssen. Winter-Übungen in und zwischen den Standorten sind vorzubereiten und bei günstigem Wetter abzuhalten.
Im Interesse einer sorgfältigen Grundausbildung ist jedoch ein Übermaß solcher Einheits – und Verbandsübungen von Übel.
4. Das Gefecht der verbundenen Waffen hat von vornherein in Theorie und Praxis im Vordergrund zu stehen. Nur so bilden wir «für den Krieg» aus. Die Frage einer engen Verbindung zwischen den Waffen muß in allen Planspielen und bei Übungen einen ausreichenden Raum einnehmen, beginnend bei den Waffen des Infanterie-Regiments, bis zu seiner Verstärkung durch Artillerie und andere Unterstützungswaffen. Zwischen den einzelnen Waffen hat schon jetzt gelegentlich ein Austausch von Ausbildern für Unterricht und Gefecht stattzufinden. Näheres ordnen Gen.Kdos. und Divisionen an.
Ich verlange, daß jeder Offizier und als Zugführer in Frage kommende Unteroffizier bald alle Waffen seines Verbandes kennen und persönlich bedienen lernt.
Wir müssen unbedingt lernen, die eigenen Waffen eines Verbands voll zur Wirkung zu bringen, ehe nach Hilfe durch andere Waffen (s.Art., Flieger) gerufen wird.
5. Maßgebend für die Ausbildung sind die Grundsätze der Vorschriften und erlassene Sonderanweisungen des OKH insbesondere für die einzelnen Waffen.
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Anliegend (Anlage 1) geht eine Zusammenstellung von Erfahrungen der Infanterie im Westfeldzug zu, die bis zur Herausgabe von Erfahrungen durch OKH Verwendung finden kann. Wo Abweichungen von den Vorschriften nötig erscheinen, ist dem AOK mit Stellungnahme zu berichten. Für die Ausbildung der Rekruten gilt die Verfügung OKH/GenStdH/Ausb. Abt. (Ia) Nr. 1940/40 geh. vom 21. 9. 1940.
6. Bei Planspielen, Geländebesprechungen, Unterricht und Übungen besonders zu behandelnde Gebiete:
a) Kampf bei nur lockerer oder ganz fehlender Anlehnung. Hierbei schärfste Schwerpunktbildung innerhalb der Gefechtsgruppen (Kräfte, Mun. und Feuer), Flankenschutz durch Aufklärung und Staffelung, Kampf um Lücken.
b) Aufklärung der verschiedenen Arten. Dieses Gebiet verdient besondere Betonung. Es ist zweckmäßig, mit der Schulung im Sicherungsdienst zu koppeln.
c) Überwinden weiter Strecken, auf schlechten Wegen und außerhalb der Wege, von Wald – und Sumpfgelände und Sperrzonen (siehe auch Anlage 2). Hierbei bedarf die Frage geschickter Anpassung der Organisation der Truppe, auch als Behelf, zur Erhöhung ihrer Beweglichkeit immer wieder der Überlegung. Ausrottung der Sucht, vor Hindernissen und Sperren aufzulaufen (Luftgefahr!). Verkehrsregelung. Bestimmung von Ablauflinien bei Flußübergang (sehr wichtig!).
d) Bunkerbekämpfung.
e) Wald – und Ortsgefechte unter besonderer Berücksichtigung des Kampfes gegen Baum – und Heckenschützen.
f) Bewegliche Kampfführung von Vorausabteilungen.
g) Kampf um Engen, die durch Seen und Sumpfgebiete gebildet werden, h) Überwindung von versumpften Fluß abschnitten.
i) Kampf gegen bewegliche Verbände (Kavallerie, mot. und Pz.). k) Kampf bei örtlicher Unterlegenheit gegen eine Überlegenheit. Zähes Anklammern an Stützpunkte (Dörfer, Gehöfte, Waldstücke usw.), Beseitigung örtlicher Krisen und Entsatz abgeschnittener Teile durch rückwärtige Staffeln usw., Durchbruch eingeschlossener Verbände.
1) Gaskampf, insbesondere alle Gebiete des Gasschutzes gegenüber einem Feind, der ohne Bindungen mit Kampfstoff arbeitet.
m) Luftschutz, hierbei besonders Truppenluftschutz, auch rückwärtiger langer Verbindungswege. Der Einsatz des Luftschutzes muß im Gefecht
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und Ruhe zum Grundsatz werden. Verhalten der Truppe selbst bei Luftangriffen. Tarnung, Zerlegung. Die Tarnung bedarf besonderer Betonung. Hier fehlt viel, wenn nicht alles. n) Nebelverwendung.
o) Ausnutzung der Nacht für Bewegung und Kampf der verschiedensten Art.
p) Drillmäßige Schulung der Angriffsvorbereitungen, so daß der Zeitbedarf immer kürzer wird, ohne dabei ungenau zu werden. Gefechtsdrill!
7. Geländebesprechungen und Planübungen sollen nur von passionierten «Könnern» geleitet werden. Sonst schaden sie mehr, als sie nützen. Sorgfältige Auswahl, selbst auf die Gefahr stärkerer Heranziehung der gleichen Person, ist nötig. Die Zahl und Dauer dieser Übungen darf nicht übertrieben werden. Bei den Übungen usw. müssen die neuzeitlichen Waffen (Flieger, Panzer und Gas) ausreichend zur Geltung kommen. Immer wieder ist eine kurze und klare praktische Befehlsgebung zu schulen. Keine Romane erzählen! Stabsübungen!
8. Die Zusammenfassung und Wendigkeit des Feuers sowohl der Infanterie wie auch der Artillerie hat entscheidende Bedeutung. Bildung ausgeprägter Munitions – und Feuerschwerpunkte zum Zerschlagen des Gegners.
Bei der Artillerie ist das Beherrschen der Schießtechnik die Grundlage für eine verständnisvolle Beherrschung und Durchführung der Schießtaktik. Taktisch richtiges Schießen will gelernt sein.
Flugbahnexerzieren im scharfen Schuß. Hierzu ist nicht immer Teilnahme der ganzen Batterie nötig. «Schießstunden», gerade auch für Offiziere, im bedeckten Raum bilden die Vorstufe zu dieser Ausbildung.
9. Die Form der Ausbildung der Unterführer und Spezialisten bleibt überlassen. Es kann – auch zur Ersparung von Lehrpersonal – zweckmäßig sein, sie zusammenzufassen. Die Kurse an der Komp. – und Battr.-Führer-Schule laufen weiter.
10. Ausbildungskurse der Armee siehe Anlage 3 (folgt).
11. Hinweise für die Ausbildung der einzelnen Waffen folgen, soweit nötig. Sie sind als Anlage 4 diesem Befehl beizufügen.
III. Zeiteinteilung: bleibt überlassen. Folgendes hat jedoch als Grundsatz zu gelten:
a) Die Rekrutenausbildung hat 12 Ausbildungswochen zu dauern. Die Besichtigung hat anschließend, etwa in der 1. Hälfte des Februar 1941, zu erfolgen.
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b) Eine Besichtigung der Unterführer – und der Spezialistenausbildung ist ebenfalls vorzusehen.
c) Der zum Ersatz der Abgaben eintreffende ausgebildete Ersatz ist daraufhin zu prüfen, ob er sofort in die Einheiten eingestellt werden kann. Sonst ist er, aufbauend auf seinem Können, zunächst für sich weiterzubilden und vor Einstellung zu besichtigen.
d) Bis zur Herstellung der Einsatzbereitschaft (siehe Ziffer II, 1) haben einzelne Verbandsübungen bis zum Batl. pp. (einschließlich) aufwärts sowie einzelne Führer – und Nachrichtenrahmenübungen bis zum verstärkten Inf.Rgt. und eine Führer – und Nachrichtenrahmenübung im Div.Verband stattzufinden.
e) Im Anschluß an die Rekruten-pp.-Besichtigungen ist der Ausbildung in Zug und Kompanien pp. genügend Raum zu geben. DieGruppen-pp.-Aus-bildung muß bereits im Rahmen der Rekrutenausbildung betrieben werden. Hierbei ist die Stoßtrupptaktik besonders zu betonen.
IV. Zuteilung von Raum auf Übungsplätzen ist möglichst frühzeitig unter Angabe der Stärken beim AOK zu beantragen. Einschränkung der Stärken und Mitnahme nur der für den Übungszweck nötigen Teile ist im Hinblick auf die Unterbringungsschwierigkeiten auf den Übungsplätzen geboten. AOK strebt an, den Gen.Kdos. später bestimmte Stärken auf den Übungsplätzen zur selbständigen Verfügung zuzuteilen.
V. Winterübungen, Lehrübungen im Batls.-pp.-Verband und darüber, Führer – und Nachrichtenrahmenübungen vom verst. Inf.Rgt. an aufwärts sowie Scharfschießen vom Komp.-pp.-Verband an aufwärts sind dem AOK jeweils am Sonntag für die kommende Woche fernschriftlich zu melden (Ort und Zeit des Beginns und Leitender). Keine Fehlanzeige.
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70 Aus den Richtlinien des Oberbefehlshabers des Heeres zur militärischen Ausbildung des deutschen Heeres für die Aggression gegen die Sowjetunion im Winterhalbjahr 1940/41, 7. Oktober 1940
Anlage 2 zu ObdH/GenStdH/OQu I Nr. 500/40 geh. v. 7. 10. 19401 (= ObdH/GenStdH/Ausb Abt (Ia) Nr. 3000/40 geh.,) nicht unterzeichnet.
AMO, f. 6598, op. 12454, d. 264, 1. 4–5.
Das kommende Winterhalbjahr gibt voraussichtlich die Möglichkeit zu planmäßiger, auf längere Sicht abgestellter Ausbildung. Unterbringungsverhältnisse und organisatorische Anforderungen schaffen für die Ausbildung sehr unterschiedliche Vorbedingungen. Unterschiedlich werden daher auch bei gleichem Ziel Aufbau und Durchführung der Ausbildung im einzelnen sein müssen. Es ist Aufgabe der Kommandierenden Generale, die Ausbildung der unterstellten Truppen im Rahmen nachstehender Richtlinien den jeweiligen Erfordernissen anzupassen.
Richtlinien für die Ausbildung
I. Zeiteinteilung, Ziele und Grundlagen der Ausbildung
1. Die Zeiteinteilung ist so zu treffen, daß die Ausbildung bis zum Verband der Division einschließlich am 31. 3. 1941 abgeschlossen ist.
Die Eingliederung der Rekrutenausbildung bei den davon betroffenen Verbänden des Feldheeres ist mit Verfügung vom 21. 9. 1940 (ObdH/Gen StdH/Ausb. Abt. (Ia) Nr. 1940/40 g) geregelt.
Verbände, für die «Verwendungsbereitschaft» vor dem 31. 3. 1941 festgesetzt ist, haben bereits vor dieser Frist neben der Einzelausbildung Verbandsausbildung in solchem Umfang vorzusehen, daß die Verwendungsbereitschaft zeitgerecht sichergestellt ist.
Die für den «besonderen Einsatz» vorgesehenen Verbände haben die für diesen Einsatz befohlene Ausbildung weiterzubetreiben. Eine Erweiterung oder Umstellung ihrer Ausbildung wird zeitgerecht befohlen.
1 In dem von Generalfeldmarschall von Brauchitsch unterzeichneten Schreiben wird das Ziel des Dienstes der deutschen Truppen im Winter 1940/41 formuliert: «Es kommt darauf an, unter voller Ausnutzung der im Winter zur Verfügung stehenden Zeit die Truppe auf allen Gebieten so zu fördern, daß sie im Frühjahr für jede Aufgabe, die der Führer uns stellt, vonkampfkräftig verwendbar ist.» (AMO, f. 6598, op. 12 454, d. 264,1. 1) Von den dabei genannten sechs Anlagen sind uns außer der hier abgedruckten Anlage 2 nur noch folgende zugängig geworden: Anlage 1: Führungshinweise siehe AMO, f. 6598, op. 12 454, d. 264, 1. 2–3 (unvollständig); Anlage 4: A. Weltanschauliche Erziehung, B. Geistige Betreuung siehe Dokument 79; Anlage 6: A. Heeresversorgung, B. Kriegsverwaltung siehe DZA Potsdam, Historische Abteilung I, Fall XII, Bd. 181, Bl. 20–23 (Dokument NOKW-1271).
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2. Die Truppe ist für den Bewegungskrieg und hierbei in erster Linie für den Angriff und die Ausnutzung des Erfolges in der Verfolgung auszubilden.
Es sind u. a. besonders zu schulen: a) Allgemein:
Angriff gegen Feind in befestigter Feldstellung, auch in solcher, deren Rückgrat einzelne ständige Anlagen, befestigte Ortschaften und Wälder bilden;
Bereitstellung zum Angriff dicht vor der feindlichen Stellung im Schutze von Nacht, Nebel und unsichtigem Wetter;
Kampf um Flußabschnitte;
Wald – und Ortsgefecht;
Führung und Kampf rasch zusammengestellter Vorausabteilungen in der Verfolgung;
Kampf bei Nacht und im natürlichen Nebel;
Gefechtsaufklärung unter Betonung von Zielaufklärung und raschem Umsetzen der Ergebnisse in wirksame Bekämpfung der Ziele, klare Gefechtsmeldungen ;
Marschzucht und Verkehrsregelung, Tarnung und Truppenluftschutz;
Gasspür – und Gasschutzdienst, Überwinden vergifteter Geländeabschnitte;
Einsatz von künstlichem Nebel (auch aus Flugzeugen) im Angriff.
b) Inf.Divisionen und Inf.Divisionen (mot.): Übergang vom Angriff zur Abwehr und umgekehrt;
Zusammenarbeit mit Sturmartillerie;
Abwehrkampf gegen Panzerkampfwagen aus dem Angriff und aus der Verteidigung;
Spatengebrauch und Geländeverstärkungen gemäß H.Dv. 130/111;
Fußmärsche bis zu 60 km Tagesleistung, auch bei Nacht.
Inf.Div.(mot.) Kampf allein ohne Anlehnung, schnelles Säubern von Wäldern und Ortschaften, schnelle Entwicklung aus der Marschkolonne zum Angriff.
c) Panzer-Divisionen:
Angriff und Verfolgung abgesetzt operierender Schneller Verbände;
Angriff zur Ausnutzung eines von Inf.Divisionen angebahnten Erfolges; Angriff gegen Schnelle Truppen;
«Gemeint ist die H.Dv. 130, Ausbildungsvorschrift für die Infanterie (A.V.I.), Heft 11: Feldbefestigung der Infanterie, vom 15. Januar 1940, Berlin 1940.
240
Zusammenarbeit Panzer, Schützen und Artillerie beim Angriff des geschlossenen Panzerverbandes und beim Kampf in gemischten Gefechtsgruppen;
Märsche zu Fuß der Schützenverbände bis zu 40 km Tagesleistung, auch bei Nacht;
Mehrtägige Marschübungen unter kriegsmäßigen Verhältnissen, besonders hinsichtlich Instandsetzungsdienst.
3. Grundlage der Ausbildungarbeit bilden die durch Verfügungen und Merkblätter (gemäß Beilage 1) ergänzten Ausbildungsvorschriften.
Die Oberbefehlshaber der Heeresgruppenkommandos und Armeeoberkommandos tragen bei Überwachung der Ausbildung Sorge, daß nicht Einzelerfahrungen der Truppen, die ihre Ursache in besonderen Verhältnissen des Westfeldzuges haben, fehlerhaft verallgemeinert werden. Die Truppe ist im allgemeinen zum Kampf gegen einen gleichwertigen Gegner auszubilden.
Ost – und Westfeldzug haben bewiesen, daß die in unseren Vorschriften niedergelegten taktischen Grundsätze richtig waren. [...]
71 Richtlinien des Oberbefehlshabers des Heeres zur ideologischen Vorbereitung des deutschen Heeres auf die Aggression gegen die Sowjetunion im Winterhalbjahr 1940/41, 7. Oktober 1940
Anlage 4 zu ObdH/GenStdH/OQu I Nr. 500/40 geh. v. 7. 10. 19401, nicht unterzeichnet.
DZA Potsdam, Historische Abteilung I, Fall XII, Bd. 181, Bl. 8–19, (Dokument NOKW-1271|.
Weltanschauliche Erziehung
Im Kriege steht ein weit größerer Teil der wehrfähigen Mannschaft unter den Waffen als im Frieden. Für zahlreiche Soldaten bringt er eine erhebliche Verlängerung der Dienstzeit mit sich. Die Wehrmacht übernimmt damit vermehrt die Aufgabe, die Soldaten neben der Waffenausbildung auch weltanschaulich und nationalpolitisch zu erziehen. Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß die Ausbildung des Soldaten zu einem entschlossenen und angriffsfreudigen Kämpfer von einer lebendigen nationalsozialistischen Erziehung nicht zu trennen ist.
1 Siehe S. 237 Anmerkung 1. ■ , '
16 Moritz, Barbarossa
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Ihr ist daher von allen Vorgesetzten besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Es kommt dabei nicht darauf an, zahlreiche Gebiete zu behandeln. Entscheidend ist, daß im Heere eine einheitliche Auffassung über die nationalsozialistischen Grundlagen besteht und daß sie Gemeingut aller Soldaten wird.
Für den Geist und die Haltung seiner Soldaten ist der Truppenführer allein verantwortlich. Damit ist auch die weltanschauliche Erziehung der Truppe seine Aufgabe. Für die Schulen und Lehrgänge des Heeres ist diese Aufgabe von weittragender Bedeutung. Die «Richtlinien für die weltanschauliche Erziehung» (Beilage 1) dienen als Anhalt.
Geistige Betreuung und Freizeitgestaltung
Geist und Frische der Truppe werden durch eine planmäßige geistige Betreuung und vernünftige Freizeitgestaltung in ruhigen Zeiten gestärkt. Ihr Einfluß auf die Schlagkraft der Truppe ist unverkennbar. Eine Übersicht über die verschiedenen Mittel dazu geben die Richtlinien (Beilage 2) und die Anlage 5 zur Verfügung «ObdH/GenStdH Az 34 GZ (1. St.) (I) Nr. 1620/40 g v. 5. 7. 1940». Auf die besondere Bedeutung der geistigen Betreuung für die im Norden und Osten stehenden Truppen wird hingewiesen.
In Ruhezeiten ist die Sonntagsruhe einzuhalten, soweit es dienstlich möglich ist. Auch an Wochentagen ist den Soldaten ausreichend Freizeit zur Selbstbeschäftigung zu geben.
Beilage 1: Richtlinien für die weltanschauliche Erziehung
Der Soldat bedarf auch auf weltanschaulichem und nationalpolitischem Gebiet der Führung. Die weltanschauliche Erziehung wird besonders erfolgreich sein, wenn sie durch den Truppenführer erfolgt, der seine Männer kennt. Die Mittel zur weltanschaulichen Erziehung und geistigen Betreuung sind: Vorträge über die nationalsozialistischen Grundbegriffe, Lesestoff, Film, Rundfunk, Freizeitgestaltung. Dabei wird das persönlich zur Truppe gesprochene Wort eines geistig regen und frischen Offiziers immer das beste Mittel zur weltanschaulichen Erziehung der Soldaten sein.
I. Vorträge durch Truppenführer oder Vortragsredner der Truppe über die nationalsozialistischen Grundlagen
Thema 1: Das deutsche Volk
Hauptpunkte: Saubere Rasse. Gesunde und tüchtige Frauen. Viele Kinder. Soldatenersatz (Wehrkraft). Wieviel Rekruten hat Deutschland z. B. in 20 Jahren? Die Landflucht – eine Gefahr für das Volkstum.
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Unterlagen: Buch des Führers «Mein Kampf»; «Volk in Gefahr» von Otto Helmut, Lehmanns Verlag, München; «Volk und Rasse», Illustrierte Monatsschrift, Lehmanns Verlag, München; «Rassenkunde des deutschen Volkes», Prof. Dr. Hans Günther, Lehmanns Verlag, München; «Bevölkerungsentwicklung im Dritten Reich» von Burgdörfer, Lehmanns Verlag, München; «Schulungsheft» des OKW, 1939, Heft 5; Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses – mit Erläuterungen und Schrifttumsverzeichnis – Lehmanns Verlag, München.
Thema 2: Das deutsche Reich
Hauptpunkte: Aufbau des Reiches. Partei und Wehrmacht als Säulen des Staates. Führerstaat. Verantwortung oben, «Staat» als Lebensform des Volkes. Aus Wehrkraft des gesunden Volkes wird Wehrmacht des starken Staates. Vorbedingung: Ausnutzung der Wehrkraft.
Unterlagen: Buch des Führers «Mein Kampf»; Das Wehrgesetz.
Thema 3: Der deutsche Lebensraum
Hauptpunkte: Ziel des Krieges: Sicherung des deutschen Lebens-(Wirtschafts-) Raumes, nicht Unterjochen der Nachbarvölker. «Autarkie» = Einfuhr-Unabhängigkeit für lebensnotwendige Güter. Die kleinen im Schutz der großen Völker.
Unterlagen: «Der Schulungsbrief» der NSDAP, 4. Folge 1940; Merkblatt OKH, Heerwesen-Abt., Nr. 4, Mai 1940, «Der englische Krieg»; «Schulungsheft für den Unterricht über nationalsozialistische Weltanschauung und nationalpolitische Zielsetzung» des OKW, Jahrgang 1939, Heft 4.
Thema 4: Der Nationalsozialismus als Fundament
Hauptpunkte: a) für ein gesundes und geschlossenes Volk (siehe Thema 1). Deutscher Sozialismus und Frontkameradschaft (als Ergebnis nationalsozialistischer Erziehung!), b) für ein starkes Reich (siehe Thema 2). Starke Führung. Arbeit und volle Nutzung der Wehrkraft. «Arbeit adelt.» «Wehrdienst ist Ehrenpflicht.» (Innenpolitik!) c) für Sicherung des Lebensraumes. (Außenpolitik!)
Unterlagen: Buch des Führers «Mein Kampf»; «Der Schulungsbrief» der NSDAP, 4. Folge 1940; «Schulungshefte für den Unterricht über nationalsozialistische Weltanschauung und nationalpolitische Zielsetzung», OKW, 1939, Heft 4.
16*
243
Thema 5: Deutschland vor dem Westfälischen Frieden
Hauptpunkte: Was gehörte damals zum deutschen Reich? Städte – Burgen – Landschaft – Volksstämme. Was hat Frankreich aus dem alten deutschen Land gemacht? Das Ziel des Führers (Geschichte!).
Unterlagen: Tornisterschrift des OKW, 1940, Heft 15 (mit Karten); «Der Schulungsbrief» der NSDAP, 5. Folge 1940.
IL Vorträge vor Offizieren durch Redner aus der Partei und Öffentlichkeit
Zu Vorträgen über weltanschauliche Fragen sind Redner aus der Partei anzufordern, die sie auf Grund der besonderen Verhältnisse soweit möglich zur Verfügung stellen wird. Hierbei ist es zweckmäßig, zur Verbindung mit der Heimat Redner aus dem für den Truppenteil zuständigen Gau heranzuziehen. Redner sind mit Angabe des gewünschten Themas durch die Truppenteile des Feldheeres über die AOKs, beim Ersatzheer über die stellv. Gen.Kommandos anzufordern. Eine Verfügung des OKW, Abt. Inland, über den Einsatz von Rednern aus der Partei mit Rednerliste ist in Vorbereitung. Als Beispiele für Stoffgebiete gelten:
Aufgaben der Partei und ihrer Gliederungen (Heranziehung von Rednern aus den Gliederungen und Organisationen der Partei), Rassefragen,
Nationalsozialistische Wirtschaft, Nationalsozialistische Kulturpolitik.
Neben politischen sind auch allgemeinbildende und wehrwissenschaftliche Themen zu behandeln. Beispiele: Die Außenpolitik des Reiches, Der Vier jahresplan, Presse und Propaganda, Volksgesundheit, Wehrpolitische Fragen.
Beilage 2: Richtlinien für die geistige Betreuung und Freizeitgestaltung I. Unterricht durch den Truppenführer über Tagesfragen
Die großen Ereignisse der Zeit und der Aufstieg des deutschen Reiches zur führenden Macht Europas dürfen nicht spurlos an den Soldaten vorübergehen. In Kompaniebesprechungen und im Unterricht muß der Truppenführer dem Mann den Sinn dieses Krieges klarmachen. Er muß dabei von bestimmten Ereignissen ausgehen, die gerade Gesprächsstoff der Mannschaft sind. Zu den Tagesfragen nimmt der Offizier Stellung. Folgende Themen über Tagesfragen werden als Beispiel gegeben:
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1. Warum siegten wir im Westen?
Stoff: Merkblatt OKH, Heerwesen-Abt. Nr. 5.
2. Was denkt der deutsche Soldat über den Franzosen? (Besprechung über Beobachtungen in französischen Dörfern und Städten. Raum ohne Volk.)
Stoff: Tornisterschrift des OKW «Der Poilu-» von Prof. Otto Völker.
3. Die Führerrede vom 19. Juli 1940 (Kompaniebesprechung).
4. Die Leistungen der Heimat (Luftangriffe und Arbeit).
5. Feldpostbriefe (Besprechung eines schlechten und eines guten Briefes).
Stoff: Soldatenblätter für Feierund Freizeit, Tornisterschrift des OKW und «Mitteilungen für die Truppe», Nr. 17, Juni 1940.
6. Verschwiegenheit (mit praktischen Beispielen). Stoff: Jahresverfügung über Spionageabwehr.
7. Was heißt «Plutokratie»?
Stoff: Merkblatt OKH, Heerwesen-Abt. Nr. 4, «-Der eüglische Krieg»; Schulungshefte des OKW, 1940, Heft 2 und 13; «Der Schujungsbrief» der NSDAP, 5. Folge 1940.
8. Der deutsche Soldat im besetzten Gebiet (Soldat und Bevölkerung).
Stoff: Merkblatt OKH, Heerwesen-Abt. Nr. 8, «Mitteilungen für die Truppe»
Nr. 21 und 22, Juli 1940.
9. Kurzer Überblick über die Operationen im Westen vom 10. 5.1940 bis zum
Waffenstillstand
Stoff: Merkblatt OKH, Heerwesen-Abt. Nr. 7.
10. Italien, unser Verbündeter
Stoff: Tornisterschrift «Schlag nach über das Mittelmeer» mit Karte; Wochenzeitschrift «Das Reich»; «Mitteilungen für die Truppe», Nr. 21, Juli 1940.
11. Deutschland als Schiedsrichter auf dem Balkan (Nur der Starke sichert den Frieden.)
Stoff: wie zu 10.
12. Die britischen Inseln (England wehr – und wirtschaftsgeographisch gesehen).
Stoff: Merkblatt OKH, Heerwesen-Abt. Nr. 9.
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13. Ebbe und Flut
Stoff: «Mitteilungen für die Truppe», Sept. 1940, und Aufsatz in den Armeezeitungen.
14. Wünsche, die nicht erfüllt werden können (Jeder will «dabei» sein). Stoff: «Mitteilungen für die Truppe», Nr. 36, Sept. 1940.
15. Berufsfragen nach dem Krieg
Stoff: «Soldatenbriefe für Berufsförderung» und «Mitteilungen für die Truppe», Nr. 39, Sept. 1940.
16. Das Mittelmeer (seine Bedeutung für Italien und England). Stoff: Tornisterschrift «Schlag nach über das Mittelmeer» mit Karte.
17. Weshalb ist das Abhören fremder Sender noch verboten? Stoff: «Mitteilungen für die Truppe», Nr. 22, Juli 1940.
18. Der Feldzug in Ägypten
Stoff: «Mitteilungen für die Truppe», Nr. 39, Sept. 1940.
19. Deutschland und die Kolonien
Stoff: «Kolonie und Heimat», Wochenzeitschrift; «Das Reich», Wochenzeitschrift.
20. Wirtschaftsfragen des Soldaten im Kriege .
Stoff: «Wirtschaftsfragen, die dich angehen», Tornisterschrift des OKW, 10/1940.
«Die Mitteilungen für die Truppe» sind auch zum Vorlesen geeignet.
II. Lesestoff
1. Schriften. Verteilung gemäß OKH, Heerwesen-Abt. im Gen.St.d.H., Nr. 2412/40 vom 16. 7. 40 (Anweisungen für die geistige Betreuung) und Anlage 5 zu «Ob.d.H./Gen.St.d.H. Az. 34 G.Z. (1. St.) (I) Nr. 1620/40 g vom 5. 7. 40» (Übersicht über die Mittel zur geistigen Betreuung und Freizeitgestaltung der Truppe). Das Verzeichnis der bisher erschienenen Schriften zur geistigen Betreuung der Truppe kann beim OKH, Heerwesen-Abt. im Gen. St. d. H. angefordert werden.
2. Zeitungsversorgung. Das vom OKW/WPr. herausgegebene «Merkblatt für den Bezug von Tageszeitungen und illustrierten Zeitschriften» ist den Dienststellen zur Ausgabe bis zu den Kompanien usw. zugegangen.
3. Bücher. Zum Bücherkauf steht jeder Armee ein Frontbuchwagen zur Verfügung. Nachschub der Bücher im Westen durch die örtlichen Front– 
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buchhandlungen in Paris und Brüssel. Auf Verteilung und Austausch der durchgelesenen Bücherkisten innerhalb der Divisionen wird erneut hingewiesen. Eine Bücherzentrale für den Osten in Posen ist vorgesehen.
4. Das «Merkblatt für den Kompanie-Unterricht» geht den Einheiten nach Bedarf über die Divisionen zu. Nachforderungen an OKH, Heerwesen-Abt. im Gen.St.d.H.
III. Film
Verfügung: OKH, Heerwesen-Abt. im Gen.St.d.H., Nr. 2856/40 II vom 7. 9. 1940 über «Betrieb ortsfester Kinos im besetzten Gebiet» und ihre Benutzung durch die Truppe und die Zivilbevölkerung, Anlage 5 zu «Ob. d.H./Gen.St.d.H. Az. 34 G.Z. (l.St.) (I) Nr. 1620/40 g vom 5. 7. 1940» betr. «Geistige Betreuung», Ziffer 5. Bezug von Normalfilmen (Unter-haltungsfilmen und Wochenschauen) im Westen durch die Außenstellen des OKW/WPr. in Paris, Brüssel und Luxemburg unmittelbar (Verfügung OKH, Heerwesen-Abt. im Gen.St.d.H., Nr. 2412/40 vom 16. 7.1940). Schmalfilmgeräte mit Filmen und Begleitheften werden zur Verwendung bei kleineren Einheiten und in abgelegenen Ortschaften ohne Vorführräume und Stromnetz in Verbindung mit der Reichsanstalt für Bild und Film leihweise bereitgestellt. Benzin-Aggregate werden dazu geliefert. Besondere Verfügung darüber ergeht durch OKW, Abt. Inland.
IV. Rundfunk
Verfügung: OKH, Heerwesen-Abt. im Gen.St.d.H., Nr. 2412/40 vom 16. 7. 1940, Ziffer 7 (Einsatz und Aufgaben der Außenstellen des OKW in Paris, Brüssel und Luxemburg), Anlage 5 zu «Ob.d.H./Gen.St.d.H. Az. 34 G.Z. (l.St.) (I) Nr. 1620/40 g vom 5. 7. 1940» (Übersicht über die Mittel zur geistigen Betreuung und Freizeitgestaltung der Truppe).
V. Freizeitgestaltung
Sie erfolgt durch KdF-Veranstaltungen (Theater, Konzert, Variete), Berufsförderung (Soldatenbriefe zur Berufsförderung) und Selbstbeschäftigung der Soldaten. Wettbewerbe innerhalb der Truppe haben sich bewährt. Sportliche Wettkämpfe unter besonderer Berücksichtigung des Kampfsportes müssen bei günstigem Wetter im Vordergrund stehen. Auf das Heft «Künstler im Felde», Freizeitwettbewerb einer Infanterie-Division im Winter 1939/1940 – verteilt bis zu den Bataillonen usw. – wird hingewiesen.
Hinweise für Freizeitgestaltung: «Soldatenblätter für Feier und Freizeit», monatlich erscheinende Tornisterschrift des OKW, Abt. Inland, und «Der Kompaniechef» von Hauptmann Hans Ellenbeck.
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Mittel zur Durchführung von Wettbewerben werden den Divisionen des Feld – und Ersatzheeres in beschränktem Umfange noch durch besondere Verfügung zugewiesen.
72 Richtlinien des Chefs des OKW für die Tarnung der Aggressionsvorbereitungen gegen die Sowjetunion, 15. Februar 1941
OKW/WFSt/Abt L (IOp) Nr. 44142/41 geh.Kdos. Chefs., Bezug: OKW/WFSt/Abt L Nr. 22048/40 geh.Kdos. Chefs, v. 3. 2. 1940, unterzeichnet: Keitel, 15 Ausf.: 9. Ausf.
DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 114–117. •
A. ■ ■-.!.'■■ ■'■■■''■: '
1. Ziel der Täuschung ist es, die Vorbereitungen für das Unternehmen «Barbarossa» zu verschleiern. Dieser wesentliche Zweck ist für alle der Irreführung dienenden Maßnahmen richtunggebend.
Hierzu kommt es darauf an, im ersten Zeitabschnitt, d. h. bis etwa Mitte April, die z. Z. vorherrschende Ungewißheit über unsere Absichten zu erhalten. In dem anschließenden zweiten Zeitabschnitt müssen die dann nicht mehr zu tarnenden Vorbereitungen für Barbarossa selbst als Irreführung und Ablenkung von der Invasion nach England hingestellt werden.
2. Als Richtlinien für die der Irreführung dienenden Nachrichten und Maßnahmen gelten:
a) im 1. Zeitabschnitt
Verstärkung des weithin bereits bestehenden Eindrucks der bevorstehenden Invasion nach England. Hierzu Angaben über neue Angriffs – und Transportmittel.
Übertreibung der Bedeutung der Nebenunternehmen (Marita, Sonnenblume, X. Fliegerkorps) und der dafür angesetzten Kräfte.
Begründung der Aufmarschbewegung Barbarossa als Austauschmaßnahmen zwischen Westen, Heimat und Osten, als Heranführung rückwärtiger Staffeln für das Unternehmen Marita und letzten Endes als defensive Rückendeckung gegen Rußland.
b) im 2. Zeitabschnitt
ist die Aufmarschbewegung Barbarossa als das größte Täuschungsunternehmen der Kriegsgeschichte hinzustellen, das dazu diene, von den letzten Vorbereitungen der Invasion nach England abzulenken.
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Ermöglicht werde diese Maßnahme dadurch, daß der erste Überfall auf England dank dem stärksten Einsatz der neuen Kampfmittel und entsprechend dem Übergewicht der englischen Flotte nur mit verhältnismäßig schwachen Kräften durchgeführt werden solle. Infolgedessen könne die Masse der deutschen Truppen zunächst zu dem Täuschungsunternehmen eingesetzt werden. Der Aufmarsch gegen England werde dagegen erst gleichzeitig mit dem Überfall eingeleitet werden.
B. Durchführung der Täuschung:
I. Nachrichtendienst (Steuerung durch Chef Ausl./Abw.): Grundsatz: Sparsamer Gebrauch der Gesamttendenz auf nur von Chef Ausl./Abw. zu bestimmenden Wegen.
Dieser steuert auch die zweckdienliche Unterrichtung der eigenen Attaches in neutralen Ländern und der neutralen Attaches in Berlin mit Täuschungsnachrichten. Als Form ist im allgemeinen ein Mosaikbild zu geben, das durch die Gesamttendenz bestimmt wird.
Um die tatsächlichen Maßnahmen der Oberkommandos, vor allem Truppenverschiebungen, mit dem Nachrichtendienst in Einklang zu bringen und Anregungen auszuwerten, wird OKW/WFSt/Abt. L in von der Lage abhängigen Zeitabschnitten im Einvernehmen mit den Oberkommandos und dem Amt Ausl./Abw. die allgemeinen Richtlinien ergänzen.
Bei der in Kürze einzuberufenden ersten Besprechung hierüber wird u.a. festzulegen sein:
a) wie lange die beabsichtigten Transportbewegungen als normale Ablösungen West-Heimat-Ost hingestellt werden sollen,
b) welche Transporte Richtung West bei der Gegenspionage für Täuschung «Invasion» (z. B. getarntes Heranführen neuen Geräts) ausgenutzt werden können,
c) ob und wie Nachrichten zu verbreiten sind, daß sich die Kriegsmarine und Luftwaffe in der letzten Zeit planmäßig und über den Zwang der Wetterverhältnisse hinaus zurückgehalten habe, um sich für den mit der Invasion zusammenhängenden Großangriff zu schonen,
d) wie die auf Stichwort «Albion» (siehe unten) auszulösenden Maßnahmen vorzubereiten sind.
IL Maßnahmen der Oberkommandos:
1. Trotz der weitgehenden Auflockerung der Vorbereitungen für «Seelöwe-» ist alles zu tun, um bei der eigenen Wehrmacht den Eindruck zu erhalten, daß die Landung in England, wenn auch in einer ganz neuen Form, vorbereitet wird, obgleich zu einem späteren Zeitpunkt die bisher hierfür bereit– 
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gestellten Truppen abgezogen werden. Selbst bei den für den Osten vorgesehenen Truppen ist die Irreführung, daß es sich hier lediglich um Täuschung bzw. defensive Rückendeckung für den bevorstehenden Schlag gegen England handele, so lange wie möglich anzuwenden.
2. OKH wird um Prüfung gebeten, ob Maßnahmen, die mit Barbarossa zu sammenhängen, z. B. Einführung des Höchstleistungsfahrplanes, Urlaubssperre und ähnliches, aus Täuschungsgründen zeitlich mit Beginn Marita gekoppelt werden können.
3. Besondere Bedeutung für die Täuschung haben Nachrichten über das Luftlandekorps, die auf dessen Verwendung gegen England deuten (Zuteilung von englischen Dolmetschern, Neudruck von englischem Kartenmaterial und ähnliches). ObdL wird gebeten, Entsprechendes in Zusammenarbeit mit Chef Ausl./Abw. zu regeln.
4. Je stärkere Kräfte sich im Osten ansammeln, desto mehr muß versucht werden, der Ungewißheit über unsere Pläne neue Nahrung zu geben. Hierzu ist durch OKH in Zusammenarbeit mit Amt Ausl./Abw. die schlagartige «Absperrung» bestimmter Gebiete am Kanal und in Norwegen vorzubereiten (Stichwort für die Auslösung «Albion»). Hierzu kommt es weniger darauf an, diese Absperrung unter großem Kräfteeinsatz bis ins einzelne durchzuführen, sondern vielmehr darauf, durch entsprechende Maßnahmen Aufsehen zu erregen. Hierdurch sowie durch andere Maßnahmen, z. B. Aufstellung von Geräten, die dem feindlichen Nachrichtendienst gegenüber als bisher unbekannte «-Raketenbatterien» erscheinen, soll der Eindruck entstehen, daß Überraschungen gegen die englische Insel bevorstehen.
Je stärker sich die Vorbereitungen für Barbarossa abzeichnen, desto schwerer wird es sein, eine erfolgreiche Täuschung aufrechtzuerhalten. Trotzdem muß hierfür im Sinne vorliegender Richtlinien über die Geheimhaltung hinaus alles nur irgend Mögliche getan werden. Anregungen und Vorschläge aller beteiligten Stellen sind erwünscht.
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73 Aktennotiz über eine Besprechung beim Oberbefehlshaber der Heeresgruppe B am 26. und 27. Februar 1941 zur Vorbereitung der Stäbe und zur Ausbildung der Truppen, 28. Februar 1941
Geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: H. ^
DMA Potsdam, H 111.02.01./li, Bl. 92–94.
1. Es ist unverrückbarer Standpunkt des OB, daß die Inf.Div. beim Angriff in die Pz.Gruppe hineingehören. Wieviel, wird anheimgestellt. Befehlsgliederung wird zwischen AOK und Pz.Gruppe geregelt. Die Pz.Gruppen werden den AOKs unterstellt, und dieAOKs beauftragen die Pz.Gruppen mit der Befehlsführung im Angriffsstreifen.
2. Allgemeine Punkte:
Alle Vorbereitungen sind so zu treffen, als ob sie blutiger Ernst wären.
Die Chefs sollen sich um Einzelheiten der unterstellten Div. kümmern und mit den unterstellten Dienststellen dauernd in Verbindung bleiben, deren Auffassungen hören und bei Bedarf helfend eingreifen.
3. Ic-Arbeiten schwierig, es müssen aber Mittel gefunden werden, um schnelle Kenntnis von den uns interessierenden Angelegenheiten zu erlangen. Selbständige Verbindung mit Abwehrstelle gestattet.
4. Geheimhaltung ist dringendst notwendig. Vorsicht mit gedruckten Karten.
5. Anforderung von Heerestruppen über das bereits zugewiesene Maß hinaus sind aussichtslos. Die H.Gru. hält nichts zurück. Die Dienststellen müssen selbst Aushilfen suchen und finden.
6. Straßenbauprogramm ist nicht fertig geworden.
7. Letzte Unterbringung der Truppe wird sehr eng sein (Biwak).
8. AOK im Zusammenwirken mit Pz.Gruppen sollen ein Brückenspiel anlegen, um Unterlagen zu gewinnen über Möglichkeiten der Verwendung der unterstellten Brücken-Kolonnen.
9. Einsatz von Luftlandetruppen überlegen!
10. Kartenlesen lernen.
11. Ausbildung der Artillerie: Sie ist nicht so wendig, wie wir es wünschen. Artl. muß taktisch schießen. Nicht zuviel Planschießen.
12. H-Staffeln zu den Pz.Divisionen am 15. 3.
13. Im chemischen Krieg wird der Feind auf der Höhe sein. Es dürfen durch mangelnde Ausbildung keine Verluste eintreten.
m
14. Heerestruppen sind auf die Korps verteilt. Änderungen können durch Armeen und Pz.Gruppen vorgenommen werden. Mehrzuweisungen sind unmöglich. Ausstattung an Artillerie ist sehr reichlich. Pi.Kräfte: Mehr Brüko sind nicht vorhanden. Nebeltruppen1: 2/3 sind der H.Gru.B unterstellt. Nbl.Abt.(Do) sind bei den Pz.Gruppen. Gen. der Nbl.-Truppen steht zur Verfügung. Anfordern.
15. Planspiel der H.Gru. am 9. 4. im Anschluß an Nebel-Übung, die im Warthelager stattfindet. Zur Nebel-Übung werden Befehlshaber und einige Gen.Stabs-Offze. kommandiert.
16. Pz. Gruppe 2 wird 21 Brüko zur Verfügung haben. K-Gerät bei den Pz. Div.
Landungs-Floßsäcke 6 m lang. Mit diesen Floßsäcken ist Bau von 16 to-Brücken möglich, wenn sie umgekehrt in den Fluß gelegt werden, was eine Erhöhung der Tragkraft zur Folge hat. Schneller Ersatz der Kriegsbrücken durch Behelfsbrücken notwendig. Die Behelfsbrücken sind an gute Straßen zu legen und sind an anderen Stellen zu bauen als die Kriegsbrücken. Beschleunigung des Behelfsbrückenbaues durch Verwendung von geschultem Personal. Ansatz der Brückenbau-Btl. auf die Brückenstellen schon jetzt.
17. Die Lasten bei den mot.Div. sind zu überprüfen. Es sollen zahlreiche Lasten über 8 to bei den mot.Div. vorhanden sein.
18. Ic-Unterlagen: Grodno, Ossowiecz, Brest. Von Brest Karte 1:10000. Meßtischblätter der alten deutschen Stellung vorhanden.
Befestigungen und Brückenkopf Minsk können bei AOK 4 eingesehen werden.
19. Bombenabwurflinien und Erkennungszonen überlegen.
20. Teilnahme von Chefs und Ia der Inf. Korps bei Planspiel Pz.Gruppe.
21. Beim Gen.St.d.H./Abt. Kriegskarten und Vermessung gibt es ein Buch «Straßen in Polen-». Dieses Buch soll es auch für Westrußland geben. Die Bücher enthalten genaue Beschreibungen von Straßen und Übergängen.
22. Vorsicht mit dem Stichwort Barbarossa.
1 Gemeint sind die mit Raketenwerfern ausgerüsteten Truppenteile des deutschen Heeres, die als artilleristische Waffe eingesetzt wurden.
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74 Tagebucheintragung Halders über eine Besprechung bei Hitler über die weiteren Vorbereitungen auf die Aggression gegen die Sowjetunion, 30. April 1941
Franz Halder, a. a. O., S. 387.
15.00 Uhr Führervortrag: [Halder trägt vor]:
1. Zeitablauf Barbarossa:
3. Staffel Friedensfahrplan 8. 4.-20. 5.
17 Div., Heerestruppen aus Heimat und Westen 4a Staffel Höchstfahrplan 23. 5.-2. 6.
9 Div. und Heerestruppen aus dem Westen 4b Staffel Höchstfahrplan 3. 6.-23. 6.
12 Pz.D. und 12 mot.Div. aus Reich, Westen und Südosten. Beschleunigung aus Transportgründen nicht möglich und wegen Notwendigkeit der Auffrischung. Nicht heranzubringen rechtzeitig: 2 Pz.Divn. (2. und 5.), 1 mot.Div. (60.).
2. OKH-Reserven:
Einschließlich 5 Divn. aus dem Westen und Pol.Div. = 30 Divn., davon 11 z. Z. noch auf dem Balkan.
3. Gegenüberstellung der Kräfte Rußland – Reich:
Erörterungen der zu erwartenden Grenzschlachten, besonders H.Gr. Süd. Möglichkeiten, ungarische Kräfte auszunutzen. Möglichkeiten der Pruth [Prut]-Front, falls ausreichende Kräfte vorhanden.
Führer [Zwischenbemerkung Hitlers]:
a) Sprachregelung mit Ungarn, Finnen und Rumänen:
«Im Westen größere Ereignisse möglich. Daher Schutz im Osten notwendig. Rußland hat uns einige Male unfreundlich behandelt, so daß wir uns gegen Überraschungen sichern mußten», voraussichtlich ab 23. 5.
b) Notwendigkeit der Sicherung Ploie?ti, Cernavoda.
c) Einsatz Schobert 6 Wochen vor Beginn, also spätestens 15. 5.
4. Heerestruppen: Übersicht über Notwendigkeit aller Kräfte für Barbarossa.
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75 Vorschläge der Abteilung Landesverteidigung im OKW zur propagandistischen Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion, 8. Mai 1941!
Abt L (IHOp) Nr. 44646/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: G., 3 Ausf.: 3. Ausf. DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 251–252.
I. Allgemeine Stellungnahme
Gegen die während des Kampfes und nach dem Kampf geplanten Maßnahmen bestehen keine Bedenken. Eine aktive Propaganda vor Beginn der Aktion kommt nur in Frage, wenn der Russe seinerseits schon vorher mit einer solchen geistigen Haltung offen beginnt.
II. Ergänzende Vorschläge zur Vorbereitung
1. Beginn der Vorbereitung:
Solange als möglich müssen die eigentlichen Absichten getarnt bleiben. England muß bis zum letzten Augenblick an eine bevorstehende Invasion glauben, Rußland nach Möglichkeit überrascht werden. Demgegenüber muß die an sich erwünschte Vorbereitung des deutschen Soldaten und des Deutschen Volkes zurückstehen.
Sollte der Russe jedoch vorzeitig von sich aus provozierend eingreifen, dann ist der Zeitpunkt gekommen, mit der geistigen Vorbereitung sowohl beim eigenen Volk, beim deutschen Soldaten, als auch mit zersetzender Arbeit beim russischen Volk zu beginnen. Auch dann noch muß die eigentliche Absicht getarnt bleiben. Es muß weiterhin der Eindruck erhalten bleiben, als stünde als Hauptaufgabe für den Sommer das Unternehmen gegen die Insel bevor und trügen die Maßnahmen im Osten nur Abwehrcharakter, die sich in ihrem Umfang jeweils nach den russischen Drohungen und Vorbereitungen richten.
2. Vorbereitung des deutschen Soldaten:
Eine kurz vor dem B.-Tag einsetzende geistige Ausrichtung des Soldaten auf die neuen Aufgaben muß genügen. Es wird ausreichen, wenn die Offizierkorps etwa 8 Tage vor dem B.-Tag durch die Kommandeure, die
1 Nach Absprache mit Rosenberg, dem «Beauftragten für die zentrale Bearbeitung des osteuro» päischen Raumes-», überarbeitete das Amt Wehrmachtpropaganda auf Grund der Vorschläge der Abteilung Landesverteidigung den Propagandaplan «Barbarossa» (siehe das Schreiben WPr (Ia) Nr. 193/41 geh.Kdos. Chefs, vom 19. Mai 1941. In: DMA Potsdam, W 31.00.15, Bl. 294). So entstanden die «Weisungen für die Handhabung der Propaganda im Falle .Barbarossa'« vom 6.(?) Juni 1941 (siehe Dokument 79).
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Mannschaften in den letzten Tagen vor dem B.-Tag durch die Chefs im Sinne des Vorschlages W. Pr. unterrichtet werden. Hierzu müssen den Kommandeuren und den Chefs Richtlinien an die Hand gegeben werden.
3. Vorbereitung des Auslandes:
Eine Vorbereitung des Auslandes und der besetzten Gebiete und ebenso eine vor dem B.-Tag beginnende Zersetzung des russischen Volkes (durch Geheimsender, Flugblätter usw.) verrät vorzeitig unsere Absichten.
Eine Wiederholung der bisherigen Propagandamethoden nimmt das Moment der Überraschung. Es wäre im Gegenteil eine Steigerung der Propaganda gegen England bis zum letzten Tag angebracht.
Aufklärung des eigenen Volkes und des Auslandes dürfen erst schlagartig mit dem B.-Tag einsetzen.
76 Konzept des Chefs des Generalstabes der 4. Armee für die Einweisung der Ersten Generalstabsoffiziere in die Aufgaben der unmittelbaren Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion, 8. Mai 19411
AOK 4/Chef GenSt (Ia) Nr. 0211/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: Blumentritt, 12 Ausf.: 11. Ausf.
DMA Potsdam, H 11.04.01./82, Bl. 623–627.
1. Marschbewegungen:
Ab 27. 5.1941 beginnen die nächtlichen Marschbewegungen zur Einnahme der End-Räume vor der Bereitstellung zum Angriff. Gemeinsame Überprüfung und Berechnung zwischen AOK und Korps. Frühzeitige Erkundung der Anmarschwege und ihre Bezeichnung. Eingehende Maßnahmen für Verkehrsregelung. Tadellose Marschdisziplin und Abbiendung. Vorbereitung der Rasträume. Sorgfältiger Marschplan. Keine zu großen Märsche! Grundsatz des «Einfiltrierens»!
2. Endräume sind die Räume, die die Divisionen vor der Bereitstellung zum Angriff beziehen. Sie müssen eng sein und bieten keine «Unterkunft-» mehr, sondern sind meist Orts – und Waldbiwaks. Unter Umständen muß die Truppe dort länger liegen!
1 Zu diesem Dokument siehe Olaf Groehler, Zur Einschätzung der Roten Armee durch die faschistische Wehrmacht im ersten Halbjahr 1941, dargestellt am Beispiel des AOK4. In: ZMG, 7. Jg. (1968), S. 729ff.
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Vorbereitungen:
a) Genaue Erkundung der Biwaksräume in der taktischen Gliederung, aus der heraus in 2–4 Nächten die Divisionen ohne große Märsche ausgeruht zum Angriff bereit stehen können. Zirkel!
b) Festlegung der Biwaksräume auf Karte 1:100000.
c) Fliegergedeckt und vorderste Teile außerhalb der Sicht der russischen Beobachtungstürme.
d) Erkundung der Wege und Brücken in diesen Räumen.
e) Verbesserung der Biwaksräume, soweit Baukräfte und Material vorhanden.
f) Vorbereitung für Verpflegung, Biwakbedürfnisse, Wasser und sanitäre Einrichtungen.
3. Waffeneinsatz:
Grundsatz:
Wir wollen schnell die feindliche Grenzstellung durchbrechen und dabei Blut sparen. Es ist unsere Pflicht, der stürmenden Truppe ihre Aufgabe mit allen Mitteln zu erleichtern. Deshalb Einsatz des letzten Geschützes und jeder heranziehbaren schweren Waffe. Waffen, die rückwärts «bereitgestellt» sind und vorne nicht mithelfen, erfüllen ihren Zweck nicht. Der Herr Oberbefehlshaber hat sich besonders für diesen 100%igen Einsatz ausgesprochen.
4. Erkundungen und Vorbereitungen:
Das allmähliche Abfließen des Wassers, die beginnende Belaubung ändert das Geländebild. Wiederholte und eingehende Erkundung für den Einsatz der Artillerie und schweren Waffen, das Bereitlegen der Übersetzmittel und des Pioniergeräts der Bereitstellungsräume für die Angriffstrupperi ist notwendig. Diese Erkundungen müssen frühzeitig erfolgen, und zwar getarnt. Die Vorbereitungen erfolgen ähnlich wie bei den Großangriffen im Weltkrieg, d. h.
a) Frühzeitiges Vermessen der Batteriestellungen und schweren Waffen und ihre Verpflockung im Gelände mit Nr.,
b) Vorbereiten der Stellungen selbst,
c) Zerteilte und getarnte Munitionierung,
d) Herrichten der B-Stellen,
e) Erkundung der Anfahrtwege.
Wie der eigentliche «-Feuerplan» selbst muß auch der «Vorbereitungsplan» genau besprochen, im Gelände erkundet und schriftlich festgelegt sein.
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Aus Taraungsgründen ist aber die praktische, d. h„ sichtbare, Durchführung möglichst spät zu legen.
5. Der Herr Oberbefehlshaber legt besonderen Wert auf 3 Gebiete:
a) Panzerabwehr:
Wir werden es diesmal mit rücksichtslos eingesetzten Panzern zu tun haben (siehe russische Kriegsgliederung!).
Artillerie, Panzerjäger usw. wissen, daß sie zur Bekämpfung da sind! Dem Herrn Oberbefehlshaber kommt es aber darauf an, daß die Infanterie, und zwar die Zug – und Gruppenführer, also die kleinste und vorderste Einheit, den Kampf mit den Panzern aufnimmt, und zwar mit ihren Mitteln (Karabiner, Masch.-Pistole, Handgranaten, selbsterfundenen Behelfsmitteln). Was 1916/1918 der deutsche, im spanischen Bürgerkrieg der spanische, im russisch-finnischen Krieg der finnische Infanterist gekonnt und geleistet hat, das kann der deutsche Infanterist von heute erst recht!
Die Lehrgänge in Rembertow, Dublin und Warthelager sollen so lange wie möglich laufen und so viel wie möglich Inf'anterie-Uffzre. und Gefreite aufnehmen!
b) Fliegerabwehr: ]
Der Feind wird auch seine beachtliche Luftwaffe einsetzen, deshalb: Tarnung so gut wie der Russe, der fast nicht zu sehen ist! Aktive Abwehr durch Feuer aller Inf.-Waffen, besonders auch der zusammengefaßten Karabiner gegen Tiefflieger. In diesem Feldzug müssen wir uns in der Bewegung und im Halten auf feindliche Luftangriffe einstellen, was bisher kaum der Fall war.
c) Gasabwehr :
Ohne irgendwie Beunruhigung hervorzurufen, muß doch vorsorglich damit gerechnet werden, daß der Gegner vielleicht Gas anwendet. Deshalb genaue Überprüfung aller Gasschutzmittel. Wo werden sie mitgeführt?
6. «Rollteppiche»:
Wegearmes, kulturloses Sumpf – und Waldland verlangsamt das landesübliche «Panje-Fahrzeug» nicht, wohl aber unsere schweren Fahrzeuge.
Im 19. Jahrhundert war zeitweilig die russische Artillerie etatsmäßig mit abnehmbaren Radgürteln ausgestattet. Alle pferdebespannten und mot.-Einheiten haben «Rollteppiche» mitzuführen. Die besten Modelle werden in der Pionierschule Modlin zur Ansicht ausgestellt werden.
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7. Einige Korps haben «unbewegliche-» Artillerie. Es ist zu prüfen, ob nicht Teile «-beweglich» gemacht und mitgeführt werden können.
8. Gefechtsformen:
Der Herr Oberbefehlshaber der Heeresgruppe hat wiederholt darauf hingewiesen, daß häufig die Gefechtsformen der Infanterie zu dicht sind und nur im Maschinengewehrfeuer die Verluste erhöhen.
Je nach Sicht und Gelände lockere, lichte Formen!
Auch die Artillerie muß sich viel kriegsmäßiger tarnen und im Gelände unsichtbar «verschwinden».
9. Nah – und Gefechtsaufklärung:
Vom Russen ist seit jeher bekannt, daß er es meisterhaft versteht, sich raffiniert zu tarnen und «unsichtbar» zu machen, ebenso wie er überraschend schnell eingegraben ist.
Um nicht unerwartet in seine gut getarnten Stellungen hineinzulaufen, ist klar angesetzte Nah – und Gefechtsaufklärung aller Waffen erforderlich.
10. Nahkampf:
Als zäher Einzelkämpfer «steht» der Russe! In allen Kriegen mit ihm wurden die Nahkämpie – vor allem bei Nacht – berühmt.
Unsere Infanterie muß daher den Nahkampf üben und jeden Schreck vor dem ./Vac/i£gefecht verlieren.
11. Die Armee wird an Heerestruppen keinerlei «Reserven» zurückhalten, sondern alle den Korps je nach Auftrag unterstellen.
Sie wird versuchen, zusätzlich Artillerie, Pioniere, Brükos zu bekommen. Sie wird ferner auf der Weichsel liegende Kähne und Boote rechtzeitig sicherstellen und den Korps an den Bug vorführen.
Andererseits darf die Bitte ausgesprochen werden, daß die Korps und Divisionen von sich aus alles tun, um auch durch selbstgeschaffene Behelfsmittel zu dem Gelingen beizutragen.
12. Wer seinen Gegner kennt, hat ihn schon halb besiegt!
Die Geschichte aller russischen Kriege zeigt, daß der Russe als Kämpfer, Analphabet und Halbasiate anders denkt und fühlt. Daher ist er unempfindlich gegen Witterungsunbilden, sehr genügsam, wenig blut – und verlustscheu und «standfest». Daher waren bisher alle Kämpfe von Friedrich dem Großen an bis zum Weltkrieg blutig.
Trotz dieser Eigenschaften der Truppe hat das russische Reich fast niemals gesiegt!
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Die untere Führung ist schematisch, ohne Selbständigkeit und wenig wendig. Wir sind ihm hierin weit überlegen! Unsere Unterführer packen kühn zu, ohne Angst vor «Verantwortung».
Die obere Führung war von jeher der unserigen unterlegen, weil sie zögernd, formal denkend und mißtrauisch ist.
Die heutigen, noch verbliebenen hohen Führer sind – mit wenigen Ausnahmen – noch weniger zu fürchten als die früheren, gut ausgebildeten kaiserlich-russischen Generale.
Im Weltkrieg war die «Ostarmee» Hindenburgs stolz darauf, daß sie mit 1 deutschen meist 2–3 russische Divisionen schlug und trotz des Mißverhältnisses der Zahl die größten Siege errang.
Heute ist das Zahlenverhältnis für uns viel günstiger. Unsere Truppe ist an Kriegserfahrung, Ausbildung und Bewaffnung dem Russen überlegen, die Führung ist es erst recht und unsere Organisation und Vorbereitung ebenfalls.
Die ersten 8–14 Tage kann es harte Kämpfe geben, aber dann wird wie bisher der Erfolg nicht ausbleiben, und wir werden auch hier siegen.
Wir wollen den Ruf und Nimbus der Unbesiegbarkeit nicht vergessen, der unserer Wehrmacht überall vorausgeht und gerade auf die wenig «offensive» Mentalität des Russen besonders lähmend wirken wird!
77 Anordnung des Chefs des OKW zur Durchführung der 2. Phase der Feindtäuschung zur Tarnung des Aufmarsches gegen die Sowjetunion, 12. Mai 19411
OKW/WFSt/Abt L (IOp) Nr. 44699/41 geh.Kdos. Chefs., Bezug: OKW/WFSt/Abt L (IOp) Nr. 44 277/41 geh.Kdos. Chefs, v. 12. 3. 1941, unterzeichnet: Keitel, 18 Ausf.: 12. Ausf.
DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 256–257.
1. Der 2. Abschnitt der Feindtäuschung beginnt mit Einführung des Höchstleistungsfahrplanes am 22. 5. Die Anstrengungen der Oberkommandos und der übrigen beteiligten Dienststellen müssen dann vermehrt darauf gerichtet sein, den Aufmarsch Barbarossa als groß angelegtes Täuschungsmanöver erscheinen zu lassen und hierzu auch die Angriffsvorbereitungen gegen England mit besonderem Nachdruck fortzusetzen. Als Grundsatz
1 Siehe Dokument 72.
17*
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gilt: Je näher der Angriffstag heranrückt, mit desto gröberen Mitteln kann (auch im Nachrichtendienst) zu Täuschungszwecken gearbeitet werden.
2. Alle Anstrengungen werden vergeblich bleiben, wenn die eigene Truppe von dem bevorstehenden Angriff überzeugt ist und dies in die Heimat ausstreut. Demgegenüber muß in den Ostverbänden das Gerücht von der «Rückendeckung gegen Rußland» und von dem «Ablenkungsaufmarsch im Osten» leben bzw. müssen die Truppen an der Kanalküste an echte Vorbereitungen glauben.
Wichtig sind in diesem Zusammenhang Termine und Umfang von Feldpostsperren. Sie sind vom Oberkommando des Heeres (in Zusammenarbeit mit den anderen Wehrmachtteilen und Ausl./Abw.) für die gesamte Wehrmacht zu regeln. Vorteilhaft wird dabei sein, einige Zeit vor Beginn von Feldpostsperren an möglichst zahlreiche Ostverbände Transportbefehle nach dem Westen auszugeben und dadurch eine neue Gerüchtewelle zu veranlassen.
3. Das Unternehmen Merkur ist gegebenenfalls im Nachrichtendienst durch Verbreitung des Schlagwortes auszunutzen: Kreta war die Generalprobe für die Landung in England!
4. OKW (WFSt/Abt. L) wird die Täuschung dadurch ergänzen, daß in Kürze mehrere Ministerien mit Vorbereitungen für England befaßt werden. *^ Dies ist von Ausl./Abw. im Nachrichtendienst (Gegenspionage) auszunutzen.
5. Politische Schritte zur Täuschung Sowjetrußlands sind erfolgt und weiter in Aussicht genommen.
78 Befehl des Chefs des Generalstabes der Heeresgruppe B zum Einsatz von Diversanten beim Überfall auf die Sowjetunion, 20. Mai 1941
HGr B flc/AO) Nr. 255/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: (v.) Gr(eiffenberg), 7 Ausf.: 7. Ausf. AMO, l. 6598, op. 12 454, d. 35, 1. 65–66.
I. Zur Verfügung stehende Kräfte
Zur Sicherung der vorgeschlagenen Objekte stehen dem AOK 4 zur Verfügung : '
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1 Komp. des Lehrregiments z.b.V. 800, etwa 50 Weißrussen (z. Z. zur Ausbildung auf dem Truppenübungsplatz Lamsdorf).
Die Komp. des Lehrregiments z.b.V. 800 sind zu je zwei Halbkompanien gegliedert und haben eine Gefechtsstärke von rund 220 Köpfen.
II. Stellungnahme zu den Vorschlägen des AOK 4 gemäß anliegender Karte 1:300000
1. Objekte 1–3
Diese Objekte können durch Kräfte des Lehrregiments z.b.V. 800 (je Objekt 1 Einsatz = 30 Mann) in Volltarnung – d. h. in russischer Uniform – zur oder unmittelbar vor der X-Zeit besetzt und entladen werden. Dieser Einsatz erscheint lohnend und durchführbar.
2. Objekte 4 und 5
Falls diese Objekte durch Kräfte des Lehrregiments z.b.V. 800 in Volloder Halbtarnung (Halbtarnung = Zivilmantel über deutscher Uniform) zur X-Zeit besetzt und bis zum Eintreffen der Truppe gesichert werden sollen, wird als Anmarschzeit für das Herankommen an die Objekte die ganze Nacht vor dem B-Tage benötigt. Anderenfalls müßten die Objekte im Verlauf der Operationen in unmittelbarer Zusammenarbeit von Kräften des Lehrregiments z.b.V. 800 mit den vordersten Teilen der Truppe aus der Bewegung genommen werden. Kräftebedarf für Objekte 4 und 5 je zwei Einsätze = 60 Mann.
3. Objekte 6, 7, 8 und 9 können ebenfalls nur im Zuge der Operationen durch Kräfte des Lehrregiments z.b.V. 800 genommen werden. Hierzu können die an den vorhergehenden Objekten beteiligten Kräfte verwandt werden.
Vor dem Herankommen der vordersten Teile der Truppe an die betreffenden Objekte muß den zum Einsatz kommenden Teilen des Lehrregiments z. b.V. 800 ein entsprechender Vorsprung gegeben werden.
4. Gegen die Objekte 10, 11 und 12 können für den Fall, daß keine Kräfte des Lehrregiments z.b.V. 800 mehr zur Verfügung stehen, die 50 Weißrussen eingesetzt werden.
III. Der Verbindungsoffizier zu OKW/Abw. II sowie die Verbindungs-Offiziere zum Lehrregiment z.b.V. 800 werden am 23. 5. beim AOK 4 eintreffen zwecks Einweisung durch das AOK und Verbindungsaufnahme mit den Truppenteilen, mit denen eine unmittelbare Zusammenarbeit vorgesehen ist.
IV. Der Heeresgruppe B ist der beabsichtigte Einsatz der zur Verfügung gestellten Kräfte zu melden.
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79 Weisungen des Chefs des OKW für die Propaganda beim Überfall auf die Sowjetunion, 6.(?) Juni 1941x
OKW/WFSt/WPr Nr. 144/41 geh.Kdos., unterzeichnet: I. A. Jodl, 100 Ausf.: 77. Ausf. DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 333–338.
1. Endgültige und vollständige Tendenzen für die gegen die Sowjetunion zu führende Propaganda können z. Z. noch nicht gegeben werden, da es durchaus im Bereiche der Möglichkeit liegt, daß noch vor dem Beginn von Kampfhandlungen die politische Entwicklung besonders wirksame neue Propagandatendenzen liefert.
Ergänzungen der im folgenden dargelegten Propagandalinie bleiben daher vorbehalten.
Grundsätzlich kann schon jetzt gesagt werden:
a) Gegner Deutschlands sind nicht die Völker der Sowjetunion, sondern ausschließlich die jüdisch-bolschewistische Sowjetregierung mit ihren Funktionären und die Kommunistische Partei, die auf die Weltrevolution hinarbeitet.
b) Mit der Begründung, daß die Sowjets gegenüber der gesamten Bevölkerung des von ihnen beherrschten Raumes bisher eine rücksichtslose Gewaltherrschaft ausübten, ist nachdrücklich zum Ausdruck zu bringen, daß die deutsche Wehrmacht nicht als Feind der Bevölkerung ins Land kommt. Sie will sie vielmehr von der Tyrannei der Sowjets erlösen. Sollte jedoch auch von den nichtbolschewistischen Volksteilen Widerstand geleistet werden, so ist die deutsche Wehrmacht gezwungen, ihn zu brechen, wo und von wem auch immer er geleistet wird.
c) Ebenso wäre die deutsche Wehrmacht gezwungen, mit voller Schärfe der Kriegsgesetze diejenigen zu treffen, die durch Spionage und Sabotage oder durch völkerrechtswidrigen Waffengebrauch der deutschen Wehrmacht Schaden zufügen wollen und damit die Sowjets unterstützen.
d) Propagandatendenzen, die auf den Zerfall der Sowjetunion in Einzelstaaten gerichtet sind, dürfen zunächst nicht zur Anwendung gebracht werden. Die deutsche Propaganda muß sich zwar in den verschiedenen Gebietsteilen der Sowjetunion der jeweils am meisten gebräuchlichen Sprache bedienen; dies darf aber nicht dazu führen, daß durch die Art der einzelnen Propagandatexte frühzeitig der Schluß auf eine beabsichtigte Zerreißung der Sowjetunion gezogen werden kann.
1 Siehe auch Dokument 75.
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Unbeschadet dessen müssen jedoch die Ausdrücke «Rußland-», «Russen-», «russische Wehrmacht-» usw. vermieden und durch «Sowjetunion», «Völker der Sowjetunion», «Rote Armee» usw. ersetzt werden.
e) Im weiteren Verlauf kommt es besonders darauf an, der Bevölkerung die Notwendigkeit zu beweisen, daß jeder auf seinem Arbeitsplatz zu bleiben hat. Plünderung, Vergeudung von Lebens – und Futtermitteln, Zerstörung von Maschinen und Wirtschaftsgütern hätten zwangsläufig Elend und Hungersnot zur Folge. Aus den gleichen wirtschaftlichen Gründen kommen Landaufteilung und Zerschlagung der Kollektivbetriebe vorerst nicht in Frage, wenn sie auch für später beabsichtigt sind. Eine sofortige Änderung der wirtschaftlichen Betriebsformen müßte zum Schaden aller die durch den Krieg hervorgerufenen Störungen der Wirtschaft vermehren.
2. Die Kriegsberichterstattung aller Art ist für alle Propagandatruppen mit dem Beginn von Kampfhandlungen gegen die Sowjetunion frei. Grausamkeiten und völkerrechtswidrige Handlungen, die sich die Rote Armee etwa zuschulden kommen läßt, sind besonders herauszustellen. Berichte, die sich nur auf Erzählungen gründen, sind unbrauchbar. Sie müssen sich auf den dienstlichen Bericht eines Offiziers gründen.
Von besonderer Bedeutung ist es, daß vor allem die ersten Berichte über Kampfhandlungen mit größter Beschleunigung beim OKW eintreffen. Dieser Notwendigkeit muß auch durch die Eingliederung gemischter Berichtertrupps der Propagandatruppen in die vordersten kämpfenden Verbände Rechnung getragen werden.
3. Propagandaverbindungsstellen werden in Reichshof (Rzeszow), Warschau, Königsberg [Kaliningrad] und Rovaniemi durch OKW eingerichtet. Der Transport des Berichtmaterials von den Propagandatruppen zur nächtsgelegenen Propagandaverbindungsstelle ist Aufgabe der Propagandatruppen, während für die Weiterbeförderung des Materials von den Propagandaverbindungsstellen nach Berlin die Propagandaverbindungskompanie von OKW eingesetzt wird. Darüber hinaus sind nach Möglichkeit unmittelbare Kurierverbindungen der Armee und der Luftwaffe zum Transport des Berichtsmaterials mitauszunutzen.
4. Zur Durchgabe von Wortberichten, insbesondere von den Propagandaverbindungsstellen nach Berlin, ist von Fernsprechleitungen Gebrauch zu machen, soweit sie zur Verfügung stehen. Fernmündlich durchgegebene Wortberichte sind trotzdem bei nächster Gelegenheit auch noch schriftlich nachzusenden, wobei die bereits erfolgt fernmündliche Durchgabe zu vermerken ist.
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Als Abspielstellen für Rundfunkberichte stehen zunächst Krakau [Krakow], Warschau und Königsberg zur Verfügung.
5. Gegenüber der Roten Armee verspricht der Einsatz aller Mittel der aktiven Propaganda im Kampf noch mehr Erfolg als bei allen bisherigen Gegnern der deutschen Wehrmacht. Es ist deshalb beabsichtigt, in großem Umfange von ihrem Einsatz Gebrauch zu machen. Außer dem von OKW im Einzelfalle zu befehlenden Einsatz von Mittel der Aktivpropaganda in den Feind ist den Armeen und Panzergruppen der Einsatz aller in ihren Propagandatruppen vorhandenen propagandistischen Mitteln zur Erreichung eines bestimmten Kampfzweckes nach Art und Umfang vom Beginn der Kampfhandlungen überlassen. Soweit Propagandatexte über rein taktischen, durch Ort und Kampflage bedingten Inhalt hinausgehen, haben sie sich in jedem Fall der in Ziffer 1 gegebenen allgemeinen Richtlinie für die Propaganda anzupassen.
6. Der Abwurf von Flugblättern für Sowjettruppen und Bevölkerung durch die Luftwaffe wird von OKW unmittelbar veranlaßt.
7. Es erscheint zweckmäßig, daß die Armeen Maueranschläge an die Bevölkerung vorbereiten, die im wesentlichen den in Ziffer 1 genannten Propagandatendenzen entsprechen und den in den verschiedenen Siedlungsgebieten wohnenden Volksgruppen inhaltlich und sprachlich angepaßt sind; darüber hinaus können diese Anschläge in knappster Form die Anordnungen der Oberbefehlshaber an die Bevölkerung enthalten. Die Anschläge sind außer in deutscher auch noch in derjenigen Sprache abzufassen, die in dem betreffenden Gebiet am meisten gesprochen wird (z. B. russisch, estnisch, lettisch usw.).
8. Der Einsatz von Lautsprechern ist nicht nur je nach Lage als propagandistisches Kampfmittel gegen den Feind, sondern auch zur propagandistischen Beeinflussung der Bevölkerung besetzter Gebietsteile angebracht. Art und Umfang solcher Einsätze ist den Armeen und Panzergruppen überlassen.
9. Das OKW wird «Merkblätter über die Sowjetunion» und «-Richtlinien für das Verhalten der deutschen Truppe-»1 an die Armeen usw. ausgeben.
Die Merkblätter sind bis zu den Divisionen pp. und außerdem an die Propagandatruppen, die Richtlinien bis zu den Kompanien einschließlich zu verteilen.
10. Den Propagandakompanien des Heeres werden kurz vor Beginn der Kampfhandlungen zusätzlich Aktivpropagandisten, Pressebetreuer, Zen– 

1 Siehe Dokument 98.
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suroffiziere und teilweise auch Rundfunksenderbetreuungstrupps durch OKW zugeführt, die beim weiteren Fortschreiten des Angriffs in großen Städten und bei bedeutenden Rundfunksendern zurückzulassen sind.
Sie scheiden später aus dem Verbände der Propagandakompanien aus und werden zu Propagandastaffeln bzw. -abteilungen zusammengefaßt. Vorgesehen ist zunächst der Einsatz je einer Propagandaabteilung für Ukraine, das eigentliche Rußland und das Baltenland.
11. Soweit die Möglichkeit besteht, in besetzten Landesteilen die Presse zu überwachen, ist das Weitererscheinen einiger größerer Zeitungen unter deutscher Zensur erwünscht. Dies gilt vor allem für den ukrainischen und baltischen Raum. Hauptaufgabe der sofort einzusetzenden Zensur ist es, dafür zu sorgen, daß Berichterstattung und Kommentierung in keiner den deutschen Interessen schädlichen Weise erfolgt. Die Presse muß ihre Hauptaufgabe darin sehen, die Bevölkerung in beruhigendem Sinne zu beeinflussen und von jeder Art von Sabotageakten abzuhalten. Wo die Möglichkeit einer Überwachung der Presse fehlt, ist das Erscheinen von Zeitungen und Zeitschriften und der Betrieb von Nachrichtenbüros zu unterbinden.
12. Von besonderer Bedeutung ist es, das sehr ausgedehnte Rundfunknetz der Sowjetunion möglichst unzerstört in die Hand zu bekommen, um es alsbald für die Zwecke der deutschen Propaganda auszunutzen. Es ist deshalb grundsätzlich anzustreben, größere Rundfunksender durch Voraustrupps frühzeitig in die Hand zu nehmen und zu sichern. Die Kampftruppe ist besonders darauf hinzuweisen, daß sie alle Zerstörungen an Rundfunksendern zu vermeiden hat.
Sobald die lückenlose Zensur eines Senders sichergestellt ist, sind die Sendungen in beschränktem Umfange wieder aufzunehmen. Hierzu stehen die Rundfunkeinsatztrupps zur Verfügung, die einigen Propagandakompanien entsprechend Ziffer 10 von OKW (Abt. WPr) zugeführt werden.
Durch entsprechende Ansagen ist die Bevölkerung immer wieder vor Beteiligung am Kampfe zu warnen und zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung zu ermahnen. Zur Nachrichtenversorgung der Sender sind die DNB-Empfänger der Propagandatruppen einzusetzen.
13. Zur Ergänzung des Rundfunknetzes, insbesondere als Ersatz für wichtige Sender, deren Zerstörung dem Gegner etwa gelingen sollte, ist der Einsatz von fahrbaren Sendern vorgesehen. Das für ihre Programmgestaltung nötige Personal stellt OKW (Abt. WPr), das auch den Einsatz dieser Sender im einzelnen regelt.
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14. Die Belieferung der deutschen Truppe mit Heimatzeitungen, Mitteilungen für die Truppe usw. und der Nachschub an sonstigem Betreuungsmaterial jeder Art vollzieht sich über die Außenstellen Reichshof (Rzeszow), Warschau und Königsberg der Abteilung für Wehrmachtpropaganda, die hierzu mit den einzelnen AOKs Verbindung aufnehmen werden.
Zusätze:
1. Die Verteilung der vorstehenden Weisungen ist auf an «Barbarossa-» beteiligte Stellen zu beschränken.
2. Den Zeitpunkt der Ausgabe der Weisungen an die Propagandatruppen bestimmen die Armeen, Panzergruppen und Fliegerkorps.
3. Von OKH, OKM und ObdL wird Meldung der mit den Weisungen beteiligten Stellen an OKW/WPr bis 15. 6. 1941 erbeten.
80 Aus den Notizen Halders für seine Besprechung mit den Chefs der Generalstäbe der Heeresgruppen und Armeen über die letzten Vorbereitungen für den Überfall auf die Sowjetunion, 4. Juni 1941
Franz Halder, a. a. O., S. 438–439.
Besprechung mit den Armee – und Heeresgruppenchefs:
Vormittags: Ostfragen mit Ostchefs: An wesentlichen Fragen tritt nur auf: Mitwirkung Infanterie beim Panzerabsprung; Artillerievorbereitung. Nachmittags: Allgemeine Fragen mit allen Chefs. Abends: Gemeinsamer Abend im Kasino Gen.Quartiermeister. Streik: Lille 80% der französischen Kohlengruben.
E. Notizen von Generaloberst Halder für die Besprechung mit den Chefs
der Ostfront
Ost
I. Allgemeine Fragen Barbarossa
II. Taktische Fragen: (Armeechefs) – ObdH – 
a) Nebelverwendung bei Flußübergängen.
Keine organisatorische Frage, sondern eine Nachschubfrage.
Vorausdenken, wo nötig! Nebel für deckungsloses Gelände benutzen!
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b) Gasverwendung. Ich erwarte Absprühen und örtliche Vergiftungen. Für Gasverwendung großen Stils dürfen wir dem Feind die Zeit nicht lassen.
Truppe auch seelisch einstellen!
Gasgroßeinsatz erst nach 7 Tagen möglich unter Verwendung besonderen
Transportraumes.
c) Einsatz von Inf.Div. beim Absprung von Pz.Gruppen. Keine Angst wegen Kriegsgliederung und persönlichen Fragen. Schonung Panzerschützen!
d) aus rückwärtigen Inf.Divn. Artl. – Pion. – Nachr.Trp. zum Absprung einsetzen!
e) Angriffskeile in breiten Räumen. Feuerzusammenfassung. Flankenschutz durch Staffelung!
Keine Tuchfühlung! Sicherheit ist gegeben durch Tiefe; Führungsfrage. Kommandoführer nach vorne.
f) Russ. Panzertaktik: Panzerverwendung im kleinen (Gegenstoß und Gegenangriff) und im großen (neu!).
Panzerjäger (eventuell auch rückwärtigen Divn.) nach vorne.
g) Luftschutz: Nachtmarsch. – Truppenluftschutz!
h) Angriff und Verfolgung bei Nacht. Erfahrung in Griechenland! Überraschung !
81 Vortragsnotiz des Chefs des Amtes Ausland/Abwehr im OKW über den Einsatz von Spionen in der Sowjetunion, 4. Juni 1941
Chef Ausl/Abw/I H Ost N Abw.Nr. 2075/40 geh.Kdos.. unterzeichnet: Canaris, 2 Ausf.: 1. Ausf. DMA Potsdam, W 31.00./5, BL 327–330.
Im Rahmen des Unternehmens «-Barbarossa-» ist der Sondereinsatz der Abw. Abt. I (Heer, Luft, Marine) wie folgt vorgesehen (siehe schematische Darstellung).
1. Den Ic's der AOKs, Panzer-Gruppen und Heeres-Gruppen werden NBOs {Nachrichtenbeschaffungsoffiziere) zugeteilt.
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Aufgabenbereich:
a) Vor Beginn der Operationen:
Einsatz von V.-Leuten im kleinen Grenz-Nachrichtendienst. Beschaffung von Material über Abw. I. Befragung der Rückwanderer respektive bekannter Spezialisten.
b) Nach Beginn der Operationen:
Vernehmung von Gefangenen, Deserteuren und aufgefangenen eigenen V.-Leuten. Ansatz von V.-Leuten in Frontnähe, soweit dies möglich und erforderlich ist. Grobe Sichtung und Auswertung anfallenden Beutematerials bei der Truppe.
2. Den Ic's der AOKs werden außerdem K.F. [Kolonnen-Führer) zugeteilt.
Den Kolonnen-Führern unterstehen V.-Mann-Kolonnen in Stärke von mindestens 25 Mann, die sich wieder in 2 Trupps gliedern.
Aufgabenbereich der Kolonnen:
a) Ansatz
Der Erkundungsdienst innerhalb der 50-km-Zone vor der Front wird im allgemeinen von der Truppe durchgeführt.
Darüber hinaus werden die V.-Mann-Kolonnen, dem Bedarf entsprechend, in die Tiefe angesetzt.
Durchführung von Einzelaufträgen in größeren Tiefen.
Den Kolonnen-Führern (Offiziere) unterstehen mindestens zwei V.Leute als Unterführer, die bereits voll ausgebildet sind und sich im Einsatz bewährt haben.
Während der Kolonnen-Führer innerhalb der eigenen Linien verbleibt, stoßen die Unterführer mit ihren V.-Leuten, ihren Aufträgen entsprechend, in die Tiefe der Feindverbände vor.
Die Nachrichtenübermittlung vom und zum Kolonnen-Führer erfolgt durch Funk.
b) Ausrüstung
Die Kolonnen setzen sich aus einheimischer Bevölkerung (Russen, Polen, Ukrainer, Grusinier, Kosaken, Finnen, Esten usw.) zusammen.
Die Einkleidung der Kolonnen in Feinduniform sowie Bewaffnung und Ausrüstung mit motorisierten Fahrzeugen (Krad, PKW) des Feindes hat sofort nach Ausbruch der Feindseligkeiten zu erfolgen.
Jede Kolonne ist mit mindestens zwei eigenen für Senden und Empfang eingerichteten Funkgeräten ausgerüstet.
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Aufgabenbereich der Kolonnen-Führer:
a) Vor Beginn der Operationen:
Ausbildung und Schulung derV.-Mann-Kolonnen, die für den Tiefeneinsatz (50–300 km) bestimmt sind. Aufrechterhaltung des bestehenden V.-Mann-Funknetzes und Abwicklung der noch laufenden Tiefen-Verbindungen.
b) Nach Beginn der Operationen:
Einkleidung und Ausrüstung der V.-Mann-Kolonnen aus feindlichem Beutematerial. Erkundung der Wege und Möglichkeiten zum Ansatz der V.-Mann-Kolonnen in die Tiefe. Das Aufgabengebiet der Kolonnen bezieht sich auf die Reserven des Feindes, den Zustand der Eisenbahnen und Verkehrswege in der Etappe und sämtliche Maßnahmen, die vom Feinde getroffen werden.
c) Nach Einsatz der V.-Mann-Kolonnen:
Neben der laufenden Führung der Kolonne sowie der Weitergabe von Aufträgen und Entgegennahme von Meldungen besteht für den Kolonnen-Führer und sein Hilfspersonal (Sonderführer, Dolmetscher und ortskundige Personen) eine Haupttätigkeit darin, neue Ersatz-Kolonnen aufzustellen, um Verluste zu ersetzen oder das Erkundungsgebiet zu vergrößern.
d) Erteilung von Aufträgen:
Die Kolonnen-Führer erhalten in erster Linie ihre Aufträge von den Ic's der AOKs sowie von den bei den Heeres-Gruppen befindlichen Beschaffungs-Gruppen. Die hierauf eingehenden Meldungen werden von dem Kolonnen-Führer dem Ic übergeben und gleichzeitig an die Beschaffungs-Gruppen durch Funk weitergeleitet.
3. Den Ic's der Heeres-Gruppen werden außerdem Beschaffungs-Gruppen zugeteilt.
Der Aufgabenbereich der Beschaffungs-Gruppe bezieht sich vorerst auf Entgegennahme und Weiterleitung von Erkundungsaufträgen der Heeres-Gruppe und der Panzer-Gruppen an die Kolonnenführer. Übermittlung der eingehenden Meldungen an die Ic's der Heeres-Gruppe sowie der Panzer-Gruppen und Weiterleitung auf dem Funkwege an die vorgeschobene operative Befehlsstelle. Außerdem hat die Beschaffungs-Gruppe den Kolonnen-Führern Hilfestellung bei der Neubildung von Ersatz-Kolonnen zu leisten.
4. Die Leitung der Beschaffungs-Gruppen und Kolonnen-Führer ist in einer vorgeschobenen operativen Befehlsstelle der Abw.-Abt. I zusammengefaßt.
Die vorgeschobene operative Befehlsstelle gibt die Meldungen, die bei ihr einlaufen, an die zuständigen Führungsstäbe der drei Wehrmachtsteile und an
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das Oberkommando der Wehrmacht weiter. Sonderaufträge der Führungsstäbe der drei Wehrmachtsteile werden unter Ausnutzung des gesamten Abwehrapparates ausgeführt.
5. Befehls – und Nachrichtenübermittlung:
Die Verbindung zwischen den einzelnen Gliederungen der Abw.-Organisation ist auf dem Funkwege (Ii-Netz) sichergestellt.
Zwischen der vorgeschobenen operativen Befehlsstelle, den Führungsstäben der drei Wehrmachtsteile und dem Oberkommando der Wehrmacht besteht Funk-, Fernsprech – und Fernschreibverbindung.
82 Zeittafel des OKW über die letzten Vorbereitungen zum Überfall auf die Sowjetunion, Stand: 1. Juni 1941
Anlage zu OKW/WFSt/Abt L (IOp) Nr. 44842/41 geh. Kdos. Chefs, v. 5. 6.1941, nicht unterzeichnet, 21 Ausf.: 13. Ausf.
DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 382–391.
1. Allgemeines:
Am 22. 5. ist der Höchstleistungsfahrplan für den Ostaufmarsch angelaufen.
2. Besprechungen mit befreundeten Staaten:
a) Die Bulgaren sind gebeten, die zur Sicherung an der türkischen Grenze stehenden Verbände nicht in größerem Umfange zu schwächen.
b) Die Rumänen haben auf Veranlassung des Oberbefehlshabers der deutschen Truppen in Rumänien mit einer getarnten Teilmobilmachung begonnen, um ihre Grenze gegen einen etwaigen russischen Angriff verteidigen zu können.
c) Die Ausnutzung ungarischen Gebietes für den Aufmarsch von Teilen der Heeresgruppe Süd wird nur insoweit erwogen, als es zweckmäßig ist, zwischen den ungarischen und rumänischen Truppen einen deutschen Verband einzuschieben. Vor Mitte Juni wird aber in dieser Frage an die Ungarn nicht herangetreten werden.
d) 2 deutsche Divisionen sind im Ostteil der Slowakei aufmarschiert, weitere werden im Raum um Prosov ausgeladen werden.
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e) Vorbereitende Besprechungen mit dem finnischen Generalstab sind seit 25. 5. im Gange.
f) Mit den Schweden ist keine Fühlung genommen. Besprechungen sind erst nach Anlauf der Operationen geplant.
3. Heer:
a) Westen:
Gesamtstärke (nach Abzug von 6 I.D. und Zuführung von 5 Verbänden
15. Welle aus dem Reich in der Zeit vom 22. 5. – 1. 6.):
40 Inf.Div., 1 I.D. (mot.), 1 Pol.Div., 1 Panzer-Brigade.
«Attila» oder «Isabella» sind bei zehntägiger Vorwarnfrist durchführbar
(gilt auch für Luftwaffe).
b) Norden:
Gesamtstärke 6 Inf.Div., 2 Geb.Div., 1 Sich.Div., SS-Kampfgruppe Nord und 140 Heeresbatterien im Küstenschutz. Außerdem sind aus dem Heimatgebiet vorgesehen zum Transport nach Norwegen 1 Sich.Div., 18 Heeresbatterien zum Transport nach Finnland 1 verst. Inf.Div. mit Korpstruppen. Von diesen Kräften werden für Silberfuchs eingesetzt 1 Inf.Div., 2 Geb.Div. und SS-Kampfgruppe Nord.
Es ist geplant, nach Beginn der Operationen eine weitere Inf.Div. im Eisenbahntransport über Schweden zum Angriff auf Hangö heranzuführen.
c) Balkan:
Auf dem Balkan befinden sich außer den für die endgültige Besetzung vorgesehenen Verbänden, 8 Inf.Div. und 1 Pz.Div., die als OKH-Reserve z.T. erst nach dem B-Tag in das Aufmarschgebiet Ost transportiert werden.
d) Osten:
Gesamtstärke ist auf 76 I.D., 1 K.D., 3 Pz.Div. erhöht.
Die Heeresgruppen und Armeen haben den Befehl in ihren Abschnitten übernommen, zum Teil durch getarnte Arbeitsstäbe.
4. Kriegsmarine:
Befehlshaber der Ostsee ist aufgestellt, er befindet sich zunächst in Kiel, später in Swinemünde [Swinoujscie]. Der Gruppe Nord sind aus dem Westen zusätzliche Sicherungsstreitkräfte zugeführt worden.
5. Luftwaffe:
Luftflotte 3 hat allein den Befehl in der Luftkriegführung gegen England übernommen.
Luftflotte 2 ist herausgelöst und verlegt nach dem Osten.
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Das für Barbarossa vorgesehene VIII. Flieger-Korps wird so bald als möglich nach dem Osten verlegt. Mehrere Flak-Abteilungen, die von 12. Armee an Luftflotte 4 abgegeben wurden, sind noch im Einsatz Südost gebunden.
6. Tarnung:
2. Phase der Feindtäuschung (Haifisch und Harpune) im Gange mit dem Ziel, Eindruck von Landungsvorbereitungen aus Norwegen, von der Kanalküste und der Bretagne aus zu erwecken. Aufmarsch Ost wird als Täuschungsmanöver für die Landung in England dargestellt.
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Zeitpunkt
Lfd.
Nr.
Heer
Luftwaffe
Kriegsmarine
OKW
Bemerkungen

ab 1. 6.
1
Anlauf der 4b-Staffel Zuführung nach dem Osten
4 Gen. Kdos. 14 Pz. Div. 12 I.D.(mot.)
Dauer bis 22. 6.


Schwerpunktim ersten Teil der 4 b-StaffelLuft-waffenteile, im zweiten Teil (etwa ab 10. 6.) schnelle Verbände des Heeres
Angriffstätigkeit der Luftwaffe
Mit der Verlegung der fliegenden Verbände in den Osten Nachlassen der Angriffstätigkeit gegen England und im Atlantik. Mit Abtransport der Flakverbände wird Flakschutz des Luftverteidigungsgebietes Mitte verringert


2

-
»Schlesien* und «Schleswig-Holstein» sind einsatzbereit, vorgesehen als schwimmende Batterien
WB Norwegen Laufend bis 22. 6. Antransport der letzten 18 Heeresbatterien für Küstenschutz



3


U-Schule, «Tirpitz* und Schulgeschwader werden nach Dront-heim verlegt

Verlegung der Marine-Einheiten als Aufmarsch für «Harpune» getarnt

Zeitpunkt
Lfd. Heer Luftwaffe Nr.
Kriegsmarine
OKW
Bemerkungen


4


Minenschiffe aus dem Westraum treten zur Gruppe Nord, Minenschiffe der Gruppe Nord ändern ihre Liegehäfen. Starke Massierung von Minenträgern in der Ostsee

Tarnung: Übungen während der zum Minenlegen ungeeigneten Sommermonate

ab i. 6.
5


Sonderkommando (deutsche Hilfe beim Bau Kreuzer «L») wird zeitlich gestaffelt aus Rußland zurückgerufen



5.6.
6
siehe OKW

siehe OKW
WB Norwegen:
Transporte Stettin
[Szczecin]-Botten– 

häfen:
5.-14. 6. verst.
169. I.D. in 7 Staffeln
8. 6. erste Anlandung in Finnland Transporte
Oslo-B ottenhäfen : 5.-12.6. Höh. Kdo. XXXVI mit Korpstruppen in 4 Staffeln
9. 6. erste Anlandung in Finnland


Zeitpunkt
Lfd.
Nr.
Heer Luftwaffe Kriegsmarine
OKW
Bemerkungen

7.6.
7
Beabsichtigter Transportbeginn für VIII. Flieger-Korps und Flak-Artillerie



* Einhaltung des Termins noch nicht mit Sicherheit zu übersehen







* gestrichen


8



WB Norwegen: Beginn des Landmarsches der SS-Kampfgruppe Nord von Kir-kenes nach Süden


ab 8. 6.
9


Mit Auslegen der vorbereiteten Hafenschutzsperren der östlichen und mittleren Ostsee und der U – Bootsnetzsperre Gjedser wird begonnen



8.6.
10



WB Norwegen:







In Finnland erste Anlandung der Transporte aus Deutschland
Vorwarnung für Rußland. Die Besetzung des Petsamo-Gebietes

9.6.
11


-
In Finnland erste Anlandung der Transporte aus Norwegen
muß für den Fall russischer Angriffshandlungen gegen Finnland sofort ausgelöst werden können

Zeitpunkt
Lfd. Nr.
Heer
Luftwaffe
Kriegsmarine
OKW
Bemerkungen

ab 10. 6.
12



Arbeitsstäbe für 4 Wehrmachtbefehlshaber-Stäbe stehen abrufbereit
Vorgesehen für politische Verwaltungsgebiete Ost

10. 6.
13



WB Norwegen: Beginn des Land – und Bahnmarsches von den Bottenhäfen nach Norden


12. 6.
14


Die vorgesehenen M-Schiffe und S-Flottil-len werden nach Finnland verlegt

Tarnung als Schnelltransporte für Nordnorwegen über Finnland

etwa 12. 6.
15



Entscheidung über Barbarossa-Besprechung mit den Rumänen


14. 6.
16



Ungarn:
Hinweis an ungarische Wehrmacht, ihre Sicherungen an der Grenze gegen Sowjet-Rußland zu verstärken



17


Russische Schiffe werden durch verschleierte Maßnahmen vom Ein-



Zeitpunkt
Lfd. Heer Luftwaffe
Nr.
Kriegsmarine
OKW
Bemerkungen





laufen in den Kaiser-Wilhelm-Kanal [Nord-Ostsee-Kanal] und (ab 17. 6.) in Gotenhafen [Gdynia] abgehalten



15.6.
18



Vorbefehl über Beibehalt des B-Tages


*b 17. 6.
19

Stillegung der Schulen im Ostraum
Unauffälliger Abzug deutscher Tonnage aus UdSSR-Häfen
•



20


Abstoppen weiterer A usreisen nach U dS S R-Häfen. Gleiche Maßnahmen werden über Attache den Finnen nahegelegt




21


U-Boote der Gruppe Nord gehen in Ostsee ungesehen auf Positionen




22

Beginn planmäßiger Luftaufklärung der Ostsee

Entscheidung hierzu
Abhängig von Gesamtlage

bis 18. 6.
23

j

Anhalten ohne Enttarnung der Schwer-


Zeitpunkt
Lfd. Heer Luftwaffe
Nr.
Kriegsmarine
OKW
Bemerkungen






punktbildung des Heeres noch möglich


18. 6.
24

Beendigung des Aufmarsches der Luftwaffe (ohne VIII. Fliegerkorps)

WB Norwegen: Eindrehen der Gruppe Höh. Kdo. XXXVI von der Eismeerstraße nach Osten
Angriffsabsichtist nicht mehr zu tarnen


25

Befehl zum Schutz des Führer-Hauptquartiers




19. 6.
26


Vorgesehene Rückkehr des für Finnland-Transporte angesetzten Schiffsraumes in Heimathäfen

Kurz vor Beginn der Operationen. Heer: Durchführung einer

20.6.
27

Vorgesehene Beendigung des Aufmarsches VIII. Fliegerkorps


Verkehrssperre auf den grenzüberschreitenden Wasserstraßen Luftwaffe:
Erlaß eines Startverbotes für den zivilen Luftverkehr

21.6.
28


Minenschiffe und Minenträger (S-Boote) machen seeklar und

Kriegsmarine: Erlaß eines Auslaufverbotes für Handels-

Zeitpunkt
Lfd.
Nr.
Heer Luftwaffe Kriegsmarine
OKW
Bemerkungen





verlassen zu verschiedenen Zeiten ihre Einsatzhäfen

schiffe aus den Ostseehäfen
OKW:

21.6.
29
Bis 13.00 Uhr spätester Anhaltetermin

Anhalten durch Stichwort : «Altona» oder nochmalige Bestätigung des Angriffsbeginns durch Stichwort: «Dortmund-»
gemeinen Auslandsnachrichtensperre (Amt Ausl./Abw.) Völlige Enttarnung der Schwerpunktbildung beim Heer (Panzer – und Artillerie-Aufmarsch) muß in Kauf genommen werden

21./22. 6.
30


Durchführung der vorgesehenen Sperrmaßnahmen vor Finnenbusen und Rigabusen

Im Falle des Zusammentreffens mit Feindstreitkräften Waffeneinsatz freigegeben

22.6.
31
Angriffstag
Uhrzeit für Angriffsbeginn des Heeres und Grenzüberflug
der Luftwaffe 3.30 Uhr

Antreten des Heeres unabhängig von etwa durch Witterung verzögerten Start der Luftwaffe


32
Durchführung der Sperre der reiehsdeut-schen Grenzen zum Raum Barbarossa

Anhalten der aus dem Raum Barbarossa stammenden Schiffe, die sich in deutschen,
Grenzen des Reichsgebietes und der besetzten Gebiete werden für alle Staatsan-


Zeitpunkt
Lfdr.
Nr.
Heer Luftwaffe
Kriegsmarine
OKW
Bemerkungen





dänischen, holländischen und belgischen Häfen befinden
gehörigen des Raumes Barbarossa gesperrt
(Amt Ausl./Abw.)



33



Geb. K. besetzt Petsamo-Gebiet
Durch Rundfunk pp. werden Eismeer, östliche Ostsee und Schwarzes Meer zum Operationsgebiet erklärt, Ausdehnung der Mincnwarngebiete bekanntgegeben. (Zeitpunkt hat sich Ausw. Amt vorbehalten)


34

•

Benachrichtigung der Obersten Reichsbehörden und Parteidienststellen über die erfolgte Sperre der reichsdeut-Grenze zum Barbarossa-Raum bzw. der rückwärtigen Grenze des Operationsgebietes (WFSt/L IV)


22.6.
35
Kräfteverteilung für Barbarossa am Angriffstag: Gesamtstärke Luftfl, 4 mit (ohne dem WB Nor – 3 Aufkl. St. wegen unterstehende 12 Kampfgr. davon




Zeitpunkt Lfd. Heer Nr.
Luftwaffe Kriegsmarine 0 KW
Bemerkungen



Verbände): 80 Inf. Div.
1 K. D. 17 Pz. Div.
12 I. D. (mot.) 9 Sich. Div.
2 Verb. 15. Welle und 2 Inf. Div.
H eeresreserven (bereits mit 4 b-Staffel eingetroffen)
1 vorübergehend 6 Jagdgr.
Luftfl. 2 mit
3 Aufkl. St.
10 Kampfgr.
8 Stuka-Gr.
2 Zerst.-Gr. lVs Schlachtgr.
9 Jagdgr. davon 2 vorübergehend
Luftfl. 1 mit
2 Aufkl. St.
9 Kampfgr. 32/a Jagdgr., davon 3/3 vorübergehend




etwa ab 23. 6.
3 2
36
Beginn des Antransportes der 5. Staffel (0 KH – Reserven) Dauer bis etwa 20. 7. Insgesamt verfügbar: 22 Inf. Div.
2 Pz. Div.
1 I. D. (mot.)
1 Pol. Div. (davon aus dem Westen: 9 1. D., 1 Pol. Div., dafür Zuführung von 2 Verb. 15. Welle beabsichtigt)


Schweden: Verhandlungen zur Benutzung schwedischer Bahnen für
a) Zuführung 163. I.D. aus Südnorwegen nach Rovaniemi
b) Versorgungstransporte.
Einsatz einer deutschen Transportorganisation und eines Nachr. Verb. Offz.


Zeitpunkt
Lfd. Heer Luftwaffe Kriegsmarine OKW
Nr.
Bemerkungen

ab etwa 23. 6.
37



Japan, Mandschukuo, Türkei, Iran und Afghanistan durch diplomatische Schritte veranlassen, jegliche Zufuhr nach Rußland abzustoppen
-


38
. J .... .


WB Norwegen: 23.-27. (oder 28.) 6. Bereitstellung zum Angriff auf Murmansk 23.-30. 6. Bereitstellung zum Angriff auf Kandalakscha


frühestens 28. 6.
39



Finnland: Angriffsgruppe «Ladoga» angriffsbereit
Entscheidung, ob Schwerpunkt westlich oder ostwärts des Ladoga-Sees, 5 Tage vor Angriffsbeginn erforderlich

28. 6. oder 29.6.
40



WB Norwegen: Angriff auf Murmansk


1. 7.
41



WB Norwegen. Angriff auf Kandalakscha


2.7.
42



4 Wehrmachtsbefehlshaber-Stäbe stehen abrufbereit


83 Information des Chefs des Generalstabes der Heeresgruppe B über Tarnbezeichnung und Erkennungszeichen der Diversionsgruppen im Bereich der Heeresgruppe B, 17. Juni 1941 *
Heeresgruppe B (Ic/AO) Nr. 36/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: I. A. v. G., Majori. G., 7 Ausf. 7. Ausf.
AMO, f. 6598, op. 12 454, d. 35, l. 52.
Für den Einsatz der Angehörigen des «Lehrregiments Brandenburg z.b.V. 800» sowie für die weißrussischen und litauischen Nationalisten gelten folgende Kennworte und Erkennungszeichen:
a) Kennworte
Angehörige des Lehrrgts. z.b.V. 800 (in Tarnkleidung) : Wecklabrück
Weißrussen : Minsk
Litauer : Dünkirchen
b) Erkennungszeichen Angehörige des Lehrrgts, z.b.V. •
800 (in Tarnkleidung) rotes Tuch mit weißem oder gelbem
Weißrussen Fleck in der Mitte.
Litauer
Kennworte und Erkennungszeichen sind nicht vor dem B minus 1 Tag der
Truppe bekannt zu geben.
Angehörige des Lehrregiments Brandenburg z.b.V. 800 sind umgehend den in der Nähe befindlichen Einsätzen des Regiments zuzuführen.
1 Siehe auch Dokument 78.
84 Zahlenmäßige Übersicht des OKH über die Verteilung der deutschen Generalkommandos, Divisionen und Heerestruppen, Stand: 18. Juni 1941
OKH/GenStdH/Op Abt (III) Prüf.-Nr. 15 819, geh.Kdos.Chefs. DMA Potsdam, H 02.02. 10./39, Bl. 438–439.
Dieses Dokument wird als Beilage gebracht.
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85 Zahlenmäßige Übersicht des OKH über die Gliederung der Luft waffe, der Heeresflieger – und Heeresflakverbände zu Beginn des Über falls auf die Sowjetunion, 22. 6. 1941
OKH/GenStdH/Op Abt (Illb) Prüf-Nr. 15450, geh.Kdos. Chefs. DMA Potsdam, H 02.02.10./44, Bl. 850.
Dieses Dokument wird als Beilage gebracht.
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Maßnahmen der Wehrmachtführung zur Vorbereitung des faschistischen Okupationsregimes in der Sowjetunion
86 Eintragung im Kriegstagebuch des Wehrmachtführungsstabes im OKW über die Ziele und Methoden des in der Sowjetunion zu errichtenden faschistischen Okkupationsregimes, 3. März 1941
Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945, a. a. O., S. 340–342.
Chef WFSt sendet einen ihm von der Abt. L am 18. 12. 1940 eingereichten und von ihm umgearbeiteten Entwurf zu «Richtlinien auf Sondergebieten zur Weisung Nr. 21 (Fall «Barbarossa-»)» mit der Bemerkung zurück, daß der Entwurf dem Führer vorgelegen und derselbe daraufhin folgende Richtlinien für die endgültige Fassung gegeben habe:
«Dieser kommende Feldzug ist mehr als nur ein Kampf der Waffen; er führt auch zur Auseinandersetzung zweier Weltanschauungen. Um diesen Krieg zu beenden, genügt es bei der Weite des Raumes nicht, die feindliche Wehrmacht zu schlagen. Das ganze Gebiet muß in Staaten aufgelöst werden mit eigenen Regierungen, mit denen wir Frieden schließen können.
Die Bildung dieser Regierungen erfordert sehr viel politisches Geschick und allgemeine wohlüberlegte Grundsätze.
Jede Revolution großen Ausmaßes schafft Tatsachen, die man nicht mehr wegwischen kann. Die sozialistische Idee ist aus dem heutigen Rußland nicht mehr wegzudenken.1 Sie kann allein die innenpolitische Grundlage für die Bildung neuer Staaten und Regierungen sein. Die jüdischbolschewistische Intelligenz, als bisheriger «Unterdrücker» des Volkes, muß beseitigt werden. Die ehemalige bürgerlich-aristokratische Intelligenz, soweit sie vor allem in Emigranten noch vorhanden ist, scheidet ebenfalls aus.
1 Hitler dachte dabei an einen „primitiven Sozialismus», in dem die Volksmassen der Führung der KPdSU beraubt waren. Die wirklichen Ziele des deutschen Imperialismus zeigt das Dokument 105.
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Sie wird vom russischen Volk abgelehnt und ist letzten Endes deutschfeindlich. Dies gilt auch in besonderem Maße für die ehemaligen baltischen Staaten. Außerdem müssen wir unter allen Umständen vermeiden, an Stelle des bolschewistischen nunmehr ein nationales Rußland treten zu lassen, das, wie die Geschichte beweist, letzten Endes wieder deutschfeindlich sein wird.
Unsere Aufgabe ist es, sobald wie möglich mit einem Minimum an militärischen Kräften sozialistische Staatsgebilde aufzubauen, die von uns abhängen.
Diese Aufgaben sind so schwierig, daß man sie nicht dem Heere zumuten kann.»
Entsprechend diesen Richtlinien des Führers müsse die Weisung folgendermaßen umgeändert werden:
1. Das Heer brauche ein Operationsgebiet. Man müsse es aber der Tiefe nach so weit wie möglich beschränken. Dahinter sei keine militärische Verwaltung einzurichten. An ihre Stelle hätten vielmehr für bestimmte volks-tumsmäßig abzugrenzende Großräume Reichskommissare zu treten, denen der schnelle politische Aufbau neuer Staatsgebilde obliegen würde. Ihnen zur Seite sollten «-Wehrmacht-Befehlshaber» treten, die nur in rein militärischen Fragen, die mit der Fortführung der Operationen zusammenhingen, dem ObdH, im übrigen aber dem OKW unterstehen würden. In diese Stäbe seien auch alle Organisationen einzubauen, die ohnehin Sache der Wehrmacht seien (Wehrwirtschaft, Nachrichtenwesen, Abwehr usw.). Die Masse der Polizeikräfte werde zu den Reichskommissaren treten.
2. Die Grenzsperre könne sich nur auf das Operationsgebiet erstrecken. Ob es notwendig sei, auch dort schon Organe des Reichsführers SS neben der Geheimen Feldpolizei einzusetzen, müsse mit dem Reichsführer SS geprüft werden. Die Notwendigkeit, alle Bolschewistenhäuptlmge und Kommissare sofort unschädlich zu machen, spreche dafür. Militärgerichte müßten für alle diese Fragen ausgeschaltet werden, sie hätten sich nur mit den Gerichtssachen innerhalb der Truppe zu befassen.
3. In den III. Abschnitt des Entwurfes (Richtlinien für Rumänien, Slowakei, Ungarn und Finnland) sei nur der Hinweis aufzunehmen, daß Anträge über besondere Rechte des ObdH diesen Ländern gegenüber, wenn sie sich als notwendig erweisen sollten, an das OKW zu richten seien, das dann mit dem Auswärtigen Amt in Verbindung treten werde. Ein «unmittelbares Ersuchen» des Heeres an die deutschen Gesandten dieser Länder käme nicht in Frage.
Der Entwurf solle sobald wie möglich aufgestellt und mit so weitem Zeilenabstand geschrieben werden, daß der Führer Änderungen vornehmen
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könne. Mit dem OKH könne in Verbindung getreten werden. Besprechungen mit den Staatssekretären Dr. Stuckart (Reichsinnenministerium) und Backe (Reichsernährungsministerium) erübrigten sich vorerst.
Ein diesen Richtlinien entsprechender Entwurf der Abt. L wird am 13. 3. vom Chef OKW unterzeichnet.
87 Richtlinien des Chefs des OKW zur Vorbereitung des Aufmarschgebietes und zur Errichtung eines Okkupationsregimes auf sowjetischem Territorium sowie für die Zusammenarbeit mit den Satellitenstaaten und Schweden (Richtlinien auf Sondergebieten zur Weisung Nr. 21), 13. März 1941
OKW/WFSt/Abt L (IV/Qu) Nr. 44125/41 geh.Kdos. Chefs., Bezug: WFSt/Abt L (I) Nr. 33 408/40 geh. Kdos. Chefs, v. 18. 12. 1940,* unterzeichnet: Keitel, 5 Ausf.: 4. Ausf.
Hitlers Weisungen für die Kriegführung 1939–1945, a. a. 0., S. 88–91.
/. Operationsgebiet und vollziehende Gewalt
1. In Ostpreußen und im Generalgouvernement werden spätestens 4 Wochen vor Operationsbeginn durch OKW die innerhalb der Wehrmacht für ein Operationsgebiet gültigen Befehlsbefugnisse und Bestimmungen für die Versorgung in Kraft gesetzt werden. Vorschlag legt OKH zeitgerecht nach Einvernehmen mit ObdL vor.
Eine Erklärung Ostpreußens und des Generalgouvernements zum Operationsgebiet des Heeres ist nicht beabsichtigt. Dagegen ist der ObdH auf Grund der nichtveröffentlichten Führererlasse vom 19. und 21.10.1939 berechtigt, diejenigen Maßnahmen anzuordnen, die zur Durchführung seines militärischen Auftrages und zur Sicherung der Truppe notwendig sind. Diese Ermächtigung kann er auf die Oberbefehlshaber der Heeresgruppen und Armeen weiter übertragen. Derartige Anordnungen gehen allen anderen Obliegenheiten und den Weisungen ziviler Stellen vor.
2. Das im Zuge der Operationen zu besetzende russische Gebiet soll, sobald der Ablauf der Kampfhandlungen es erlaubt, nach besonderen Richtlinien in Staaten mit eigenen Regierungen aufgelöst werden.
Hieraus folgert:
a) Das mit dem Vorgehen des Heeres über die Grenzen des Reiches und der Nachbarstaaten gebildete Operationsgebiet des Heeres ist der Tiefe nach soweit als möglich zu beschränken. Der ObdH hat die Befugnis, in diesem
1 Siehe Dokument 36.
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Gebiet die vollziehende Gewalt auszuüben mit der Ermächtigung, sie auf die Oberbefehlshaber der Heeresgruppen und Armeen zu übertragen.
b) Im Operationsgebiet des Heeres erhält der Reichsführer SS zur Vorbereitung der politischen Verwaltung Sonderaufgaben im Auftrage des Führers, die sich aus dem endgültig auszutragenden Kampf zweier entgegengesetzter politischer Systeme ergeben. Im Rahmen dieser Aufgaben handelt der Reichsführer SS selbständig und in eigener Verantwortung. Im übrigen wird die dem ObdH und den von ihm beauftragten Dienststellen übertragene vollziehende Gewalt hierdurch nicht berührt. Der Reichsführer SS sorgt dafür, daß bei Durchführung seiner Aufgaben die Operationen nicht gestört werden. Näheres regelt das OKH mit dem Reichsführer SS unmittelbar.
c) Sobald das Operationsgebiet eine ausreichende Tiefe erreicht hat, wird es rückwärts begrenzt. Das neubesetzte Gebiet rückwärts des Operationsgebietes erhält eine eigene politische Verwaltung. Es wird entsprechend den volkstumsmäßigen Grundlagen und in Anlehnung an die Grenzen der Heeresgruppen zunächst in Nord (Baltikum), Mitte (Weißrußland) und Süd (Ukraine) unterteilt. In diesen Gebieten geht die politische Verwaltung auf Reichskommissare über, die ihre Richtlinien vom Führer empfangen. 3. Zur Durchführung aller militärischen Aufgaben in den politischen Verwaltungsgebieten rückwärts des Operationsgebietes werden Wehrmachtbefehlshaber eingesetzt, die dem Chef des Oberkommandos der Wehrmacht unterstehen.
Der Wehrmachtbefehlshaber ist der oberste Vertreter der Wehrmacht in dem betreffenden Gebiet und übt die militärischen Hoheitsrechte aus. Er hat die Aufgaben eines Territorialbefehlshabers und die Befugnisse eines Armee-Oberbefehlshabers bzw. Kommandierenden Generals.
In dieser Eigenschaft obliegen ihm vor allem folgende Aufgaben:
a) Enge Zusammenarbeit mit dem Reichskommissar, um ihn in seiner politischen Aufgabe zu unterstützen.
b) Ausnutzung des Landes und Sicherung seiner wirtscliaftlichen Werte für die Zwecke der deutschen Wirtschaft (siehe Ziffer 4).
c) Ausnutzung des Landes für die Versorgung der Truppe nach den Anforderungen des OKH.
d) Militärische Sicherung des gesamten Gebietes, vor allem der Flughäfen, Nachschubstraßen und Nachschubeinrichtungen gegen Aufruhr, Sabotage und feindliche Fallschirmtruppen.
e) Straßen Verkehrsregelung.
f) Regelung der Unterkunft für Wehrmacht, Polizei und Organisationen, für Kriegsgefangene, sofern sie in den Verwaltungsgebieten bleiben.
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Gegenüber den zivilen Dienststellen hat der Wehrmachtbefehlshaber das Recht, die Maßnahmen anzuordnen, die zur Durchführung der militärischen Aufgaben erforderlich sind. Seine Anordnungen auf diesem Gebiet gehen allen anderen, auch denen der Reichskommissare vor. Dienstanweisung, Aufstellungsbefehl und Anweisungen über die Zuteilung der erforderlichen Kräfte folgen gesondert.
Der Zeitpunkt der Befehlsübernahme durch die Wehrmachtbefehlshaber wird befohlen werden, sobald die militärische Lage einen Wechsel in den Befehlsverhältnissen ohne Störung der Operationen zuläßt. Bis dahin bleiben die vom OKH eingesetzten Dienststellen nach denselben Grundsätzen, wie sie für die Wehrmachtbefehlshaber festgelegt sind, in Tätigkeit.
4. Mit der einheitlichen Leitung der Wirtschaftsverwaltung im Operationsgebiet und in den politischen Verwaltungsgebieten hat der Führer den Reichsmarschall beauftragt, der diese Aufgabe dem Chef des WiRüAmtes übertragen hat. Besondere Richtlinien hierzu ergehen vom OKW/WiRü-Amt.
5. Die Masse der Polizeikräfte wird den Reichskommissaren unterstellt. Forderungen auf Unterstellung von Polizeikräften im Operationsgebiet werden vom OKH frühzeitig an OKW/WFSt/Abt. Landesverteidigung erbeten.
6. Das Verhalten der Truppe gegenüber der Bevölkerung und die Aufgaben der Wehrmachtgerichte werden gesondert geregelt und befohlen werden. 77. Personen-, Waren – und Nachrichtenverkehr
7. Für die vor Beginn der Operationen erforderlichen Maßnahmen zur Beschränkung des Personen-, Waren – und Nachrichtenverkehrs nach Rußland ergehen durch OKW/WFSt besondere Richtlinien.
8. Mit Beginn der Operationen ist die deutsch-sowjetrussische Grenze, später die rückwärtige Grenze des Operationsgebietes durch den ObdH für jeden nichtmilitärischen Personen-, Waren – und Nachrichtenverkehr, mit Ausnahme der vom Reichsführer SS nach Weisung des Führers einzusetzenden Polizeiorgane, zu sperren. Unterkunft und Versorgung dieser Organe regelt OKH-GenQu, der hierzu beim Reichsführer SS die Abstellung von Verbindungsoffizieren anfordern kann.
Die Grenzsperre erstreckt sich auch auf leitende Persönlichkeiten und Beauftragte der Obersten Reichsbehörden und Dienststellen der Partei. OKW/WFSt wird die Obersten Reichsbehörden und Parteidienststellen dementsprechend benachrichtigen. Über Ausnahmen von dieser Grenzsperre entscheiden der ObdH und die von ihm beauftragten Dienststellen.
19 Moritz, Barbarossa
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Von den für die Polizeiorgane des Reichsführers SS nötigen Sonderregelungen abgesehen, sind Anträge auf Einreisegenehmigungen ausschließlich an den ObdH zu leiten.
III. Richtlinien für Rumänien, Slowakei, Ungarn und Finnland
9. Die erforderlichen Vereinbarungen mit diesen Staaten werden entsprechend den Anträgen der Oberkommandos vom OKW in Verbindung mit dem Auswärtigen Amt getroffen. Soweit darüber hinaus im weiteren Verlauf der Operationen besondere Rechte sich als notwendig erweisen sollten, sind sie beim OKW zu beantragen.
10. Polizeiliche Maßnahmen zum unmittelbaren Schutz der Truppe sind, unabhängig von der Übertragung besonderer Rechte, zulässig.
Weitere Anordnungen hierüber ergehen später.
11. Besondere Anordnungen für den Bereich dieser Staaten über: Beschaffung von Verpflegung und Futtermitteln, Unterkunft und Gerät,
Ankauf und Warenversand, Geldversorgung und Zahlungsregelung, Besoldung,
Schadenersatzansprüche, Post-und Telegrafenwesen, Verkehrswesen, Gerichtsbarkeit, folgen später.
Wünsche der Wehrmachtteile und Dienststellen des OKW auf diesen Gebieten an die Regierungen dieser Länder sind dem 0KW/WFSt/Abt. Landesverteidigung bis zum 27. März 1941 anzumelden.
IV. Richtlinien für Schweden
12. Da Schweden lediglich Durchmarschgebiet werden kann, sind für den Befehlshaber der deutschen Truppen keine besonderen Befugnisse vorgesehen. Er ist jedoch berechtigt und verpflichtet, den unmittelbaren Schutz der Eisenbahntransporte gegen Sabotageakte und Angriffe sicherzustellen.
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88 Aus der Tagebucheintragung Halders über eine Besprechung bei Hitler über die politischen Ziele der Aggression gegen die Sowjetunion, 17. März 1941
Franz Halder, a. a. O., S. 320.
[Hitler führt aus] Rückwärtige Gebiete: Keine Schwierigkeiten in Nordrußland, das Finnland übernimmt.
Ostseestaaten werden von uns mit ihrer Verwaltung übernommen. Ruthenen1 werden uns begrüßen (Frank). Ukraine fraglich, Donkosaken fraglich.
Wir müssen stalinfreie Republiken schaffen. Die von Stalin eingesetzte Intelligenz muß vernichtet werden.
Die Führermaschinerie des russischen Reiches muß zerschlagen werden. Im großrussischen Bereich ist Anwendung brutalster Gewalt notwendig. Weltanschauliche Bande halten das russische Volk noch nicht fest genug zusammen. Es wird mit dem Beseitigen der Funktionäre zerreißen.
Kaukasien soll später an die Türkei abgegeben, aber von uns ausgenutzt werden.
89 Aus der Tagebucheintragung Halders über die Ausführungen Hitlers zum politischen Charakter des geplanten Vernichtungsfeldzuges gegen die Sowjetunion, 30. März 1941
Franz Halder, a. a. 0., S. 335–337.
11.00 Uhr Generals-Versammlung beim Führer: [. . .] Unsere Aufgaben gegenüber Rußland: Wehrmacht zerschlagen, Staat auflösen. [. . .]
Kampf zweier Weltanschauungen gegeneinander. Vernichtendes Urteil über Bolschewismus, ist gleich asoziales Verbrechertum. Kommunismus ungeheure Gefahr für die Zukunft. Wir müssen von dem Standpunkt des soldatischen Kameradentums abrücken. Der Kommunist ist vorher kein Kamerad und nachher kein Kamerad. Es handelt sich um einen Vernichtungskampf. Wenn wir es nicht so auffassen, dann werden wir zwar den Feind schlagen, aber in 30 Jahren wird uns wieder der kommunistische
1 Ursprünglich Bezeichnung für die in der österreichisch-ungarischen Monarchie, besonders Ost-galizien, lebenden Ukrainer.
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Feind gegenüberstehen. Wir führen nicht Krieg, um den Feind zu konservieren.
Künftiges Staatenbild: Nordrußland gehört zu Finnland. Protektorate Ostseeländer, Ukraine, Weißrußland.
Kampf gegen Rußland: Vernichtung der bolschewistischen Kommissare und der kommunistischen Intelligenz.
Die neuen Staaten müssen sozialistische Staaten sein, aber ohne eigene Intelligenz.1 Es muß verhindert werden, daß eine neue Intelligenz sich bildet. Hier genügt eine primitive sozialistische Intelligenz.
Der Kampf muß geführt werden gegen das Gift der Zersetzung. Das ist keine Frage der Kriegsgerichte. Die Führer der Truppe müssen wissen, worum es geht. Sie müssen in dem Kampf führen. Die Truppe muß sich mit den Mitteln verteidigen, mit denen sie angegriffen wird. Kommissare und GPU-Leute sind Verbrecher und müssen als solche behandelt werden.
Deshalb braucht die Truppe nicht aus der Hand der Führer zu kommen. Der Führer muß seine Anordnungen im Einklang mit dem Empfinden der Truppe treffen.
Der Kampf wird sich sehr unterscheiden vom Kampf im Westen. Im Osten ist Härte mild für die Zukunft.
Die Führer müssen von sich das Opfer verlangen, ihre Bedenken zu überwinden.
90 Nicht unterzeichnete Denkschrift aus den Akten des «Beauftragten für die zentrale Bearbeitung der Fragen des osteuropäischen Raumes» über die Ziele der Aggression und die Methoden der Beherrschung der zu erobernden sowjetischen Gebiete, 2. April 19412
IMGN, Bd. 26, Nürnberg 1947, S. 547–554 (Dokument 1017-PS).
Wie das einstige zaristische so ist auch das bolschewistische Rußland ein aus sehr verschiedenartigen Völkerschaften zusammengesetztes Konglo– 

1 Siehe Dokument 86.
2 Weitere Dokumente Rosenbergs zur faschistischen Besatzungspolitik in der Sowjetunion siehe IMGN, Bd. 26, S. 555–627 (Dokumente 1019-PS, 1024-PS, 1028-PS, 1029-PS, 1030-PS, 1031-PS, 1039-PS, 1056-PS, 1058-PS), zum Teil abgedruckt in: Der Nürnberger Prozeß. Aus den Protokollen, Dokumenten und Materialien des Prozesses gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militiirgerichtshof, hrsg. von P. A. Steiniger, Bd. 2, Berlin i960, S. 262 bis 269.
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merat, entstanden durch Anexionen verwandter oder auch stark wesensfremder Staatsgebilde.
Eine militärische Auseinandersetzung mit der UdSSR wird zu einer außerordentlich schnellen Okkupation eines wichtigen großen Teiles der UdSSR führen. Es ist sehr wahrscheinlich, daß auf ein militärisches Vorgehen unsererseits sehr bald der militärische Zusammenbruch der UdSSR folgt. Die Besetzung der Gebiete würde dann weniger militärische als verwaltungsmäßige und wirtschaftliche Schwierigkeiten aufwerfen. Hier entsteht die erste Frage:
Soll die Besetzung von rein militärischen bzw. wirtschaftlichen Notwendigkeiten bestimmt werden, oder sind für die Ausdehnung der Besetzung auch schon politische Gründe für eine künftige Gestaltung der Gebiete mitbestimmend? In diesem Falle ist die Festlegung des zu erreichenden politischen Zwecks vordringlich, da er unzweifelhaft auch auf das militärische Vorgehen zurückwirken wird.
Wird als Ziel des militärischen Vorgehens eine politische Zertrümmerung des östlichen Großreiches in seinem derzeitigen Schwächezustand festgelegt, dann ergeben sich folgende Schlußfolgerungen:
1. Die Besetzung muß ungeheuer große Gebiete umfassen;
2. Die Behandlung der einzelnen Gebietsteile sollte von vornherein auf die angestrebten politischen Ziele ausgerichtet werden, sowohl in verwaltungsmäßiger als auch wirtschaftlicher und ideologischer Hinsicht;
3. die Behandlung der für diese ungeheuren Gebiete übergeordneten Fragen, wie insbesondere die Sicherstellung der kriegswichtigen Lieferungen zur Fortführung des Krieges gegen England, die Aufrechterhaltung der deswegen notwendigen wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und die für die einzelnen Gebiete von einander völlig abweichenden großen Direktiven sollten wiederum am besten in einer Stelle konzentriert werden.
Es soll hier nochmals betont werden, daß auch alle nachfolgenden Ausführungen natürlich nur nach Sicherstellung der zur Fortführung des Krieges für das Großdeutsche Reich eben notwendigen kriegswichtigen Lieferungen aus dem zu besetzenden Gebiet Geltung haben.
Aus der Bevölkerungskarte Rußlands ergeben sich für den Kenner des Ostens folgende nationale oder geographische Einheiten:
a) Großrußland mit Moskau als Zentrum,
b) Weißrußland mit Minsk bzw. Smolensk als Hauptstadt,
c) Estland, Lettland und Litauen,
d) Ukraine und die Krim mit Kiew als Zentrum,
e) das Dongebiet mit Rostow als Hauptstadt,
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f) das Kaukasusgebiet,
g) Russisch-Mittel-Asien oder Russisch-Turkestan.
A) Groß-Rußland
Aus dem Moskauer Großfürstentum entwickelte sich nach der Tatarenherrschaft das Russische Reich zaristischer Prägung. Dieses Kerngebiet besitzt auch heute noch die größte Stoßkraft. Seine sehr nachhaltige Schwächung wäre also das politische Ziel bei einem Vorgehen gegen die UdSSR, um den anderen Gebieten eine Entfaltungsmöglichkeit zu sichern. Diese Schwächung könnte durch eine zeitweilige Besetzung dieses Gebietes auf dreierlei Weise erfolgen:
1. durch eine völlige Vernichtung der bolschewistisch-jüdischen Staatsverwaltung, ohne die Errichtung eines zusammenfassenden neuen Staatsapparates zu fördern;
2. durch eine sehr weitgehende Wirtschaftsausnutzung, wie Entfernung aller irgendwie entbehrlichen Vorräte, maschineller Anlagen, insbesondere des vorhandenen Transportmaterials, der Flußkähne usw. usw.;
3. durch Zuteilung größerer Gebietsteile dieses russischen Kernlandes an neuzubildende Verwaltungseinheiten, wie insbesondere an Weißrußland, die Ukraine und das Dongebiet.
Dadurch eröffnet sich auch gleichzeitig für alle übrigen Gebiete die Möglichkeit, das moskowitische Rußland als Abschubgebiet für unerwünschte Bevölkerungslemente in größerem Ausmaße zu benutzen.
B) Weiß-Rußland
Weißrußland umfaßt einen kulturell wie auch wirtschaftlich sehr zurückgebliebenen Teil der UdSSR. Es enthält zugleich das zweitgrößte Judenreservoir der UdSSR mit völlig verjudeten Städten, wie Bialystock, Minsk, Polozk, Witebsk u. a. m. Die Erweckung eines Eigenlebens wie auch die Errichtung eines lebensfähigen staatlichen Gebildes kann als ein außerordentlich langwieriges und auch schwieriges Unterfangen gelten. Weißrußland ist kulturell viel rückständiger als z. B. Litauen und vom Judentum ausgebeuteter als Polen. Trotzdem wäre im Hinblick auf die notwendige Schwächung des russischen Kernlandes ein solcher Versuch zu befürworten.
Die UdSSR hat Weißrußland auf das Gebiet von der polnischen Nord-West-Grenze bis ungefähr zur Pronja beschränkt. Aber die eigentliche Hauptstadt des ganzen Gebietes wäre Smolensk. Der halbe Verwaltungsbezirk gleichen Namens wie auch ein Teil des Verwaltungsbezirkes Kalinin (früher Twer) könnte bevölkerungsmäßig hinzugerechnet oder verwaltungsmäßig hinzugeschlagen werden. Dadurch würde die Grenze Weißrußlands bis auf ungefähr 250 km an Moskau herangerückt werden.
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Falls die Errichtung eines politischen Eigenlebens für wünschenswert angesehen wird, wäre eine Zerstückelung dieses Gebiets evtl. zugunsten des Generalgouvernements Polen nicht zu empfehlen.
C) Estland, Lettland und Litauen
Bei diesen Gebieten erhebt sich die Frage, ob ihnen die besondere Aufgabe zugewiesen werden sollte, deutsches Siedlungsgebiet der Zukunft unter Assimilierung der rassisch Geeignetsten zu werden.
Wird dieses Ziel gesetzt, bedürfen die Gebiete auch einer ganz besonderen Behandlung im Rahmen der Gesamtaufgabe.
Es müßte für eine notwendige Abschiebung größerer Intelligenzschichten – insbesondere lettischer – ins russische Kernland Sorge getragen werden. Die Ansiedlung einer mengenmäßig bedeutenden deutschen Landbevölkerung müßte in Angriff genommen werden, eventuell könnte ein großes Kontingent dafür geeigneter deutscher Siedler aus den Wolgadeutschen -nach Ausscheidung der unerwünschten Elemente – entnommen werden. In Frage käme aber auch die Ansiedlung von Dänen, Norwegern, Holländern und – . nach siegreicher Beendigung des Krieges – auch von Engländern, um im Laufe einer oder zweier Generationen dieses Gebiet als neues eingedeutschtes Land dem deutschen Kerngebiet anschließen zu können.
Auch wäre die Aussiedlung rassisch minderwertiger, größerer Bevölkerungsgruppen aus Litauen wohl in diesem Fall nicht zu vermeiden.
D) Die Ukraine (Randgebiet)
Zum Hauptzentrum des nordisch überschichteten Warägerstaates wurde Kiew. Aber auch nach der Tatarenherrschaft spielte Kiew eine längere Zeit den Gegenpol zu Moskau. Sein nationales Eigenleben beruht im Gegensatz zu den Behauptungen der moskowitischen Geschichtsschreibung, die auch die ganze europäische Wissenschaft beherrschte, auf einer im Grunde genommen ziemlich ungebrochenen Tradition.
Die politische Aufgabe für dieses Gebiet wäre die Förderung des nationalen Eigenlebens bis zur eventuellen Errichtung einer Eigenstaatlichkeit mit dem Ziel, allein oder in Verbindung mit dem Dongebiet und dem Kaukasus als Schwarzmeerbund Moskau stets in Schach zu halten und den großdeutschen Lebensraum von Osten her zu sichern. Wirtschaftlich aber hätte dieses Gebiet zugleich die Aufgabe, eine mächtige Rohstoff – und die ergänzende Ernährungsbasis für das Großdeutsche Reich zu bilden.
Dem von der UdSSR als rein ukrainisch angesehenen Teil wären auch noch Grenzstreifen aus dem russischen Kerngebiet zuzuschlagen – wie schon erwähnt – , um jenes zu schwächen und um zugleich einen ständigen Gegensatz wachzuhalten. Hierbei dürfte es sich um Teile des Kursker und Woronesher Verwaltungsbezirks handeln.
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Auf die Erreichung dieses politischen Zieles müßte dann auch die verwaltungsmäßige und wirtschaftliche Behandlung des ganzen Gebietes ausgerichtet werden.
E) Das Dongebiet
Es wird bewohnt von den Donkosaken. Sie sind national viel weniger eigenständig als die Ukrainer, kulturell moskowitisch durchtränkt, politisch auch vorwiegend auf Moskau ausgerichtet, aber entwickelter als die Weißrussen. Die Aufgabe in diesem Gebiet wäre der in Weißrußland ähnlich.
Eine Ausdehnung dieses Gebietes nach Norden bis zum Verwaltungsbezirk Saratow, um den verwaltungsmäßigen Anschluß an das Gebiet der Wolgadeutschen herzustellen, wäre gleichfalls wünschenswert.
F) Der Kaukasus
Der Kaukasus wird von rassenmäßig völlig verschiedenartigen Bevölkerungsteilen wie auch nationalen Einheiten bewohnt. Die Flußebene des Kuban und Terek, die heutigen Verwaltungsbezirke Krasnodar und Ordshonikidse werden von Kosaken bewohnt, die sich überwiegend den Ukrainern zurechnen. Die kulturelle fortschrittlichste Nation sind die Georgier zwischen dem Großen und dem Kleinen Kaukasus, die auf eine jahrhundertealte eigene kulturelle Tradition und Eigenstaatlichkeit verweisen können. Dann folgt Aserbeidshan mit einer muselmännischen Bevölkerung ugrotatarischen Ursprungs mit Baku als Zentrum. Südlich schließen sich noch die Armenier an, während die nördlichen Berghänge von einer ganzen Anzahl von Bergvölkern der allerverschiedensten Herkunft bewohnt werden.
Das Gebiet ist das Ölzentrum Rußlands. Von der wirtschaftlichen Instandhaltung dieses Gebietes hängt zum größten Teil die materielle Leistungsfähigkeit, ja die Existenz der übrigen vorwiegend agrarischen Teile der UdSSR, wie der Ukraine, des Don-, Kuban – und Terek-Gebietes wie auch zum Teil des russischen Kernlandes ab. Durch die Einführung der bolschewistischen gemeinsamen Dorfbewirtschaftungen ohne Eigenbesitz, der Kolchosen, mit maschineller Landbearbeitung hängt die Getreide – und Nahrungsmittelproduktion von der planmäßigen Gestellung des notwendigen Betriebsstoffes ab. Infolge der stark zurückgegangenen und mengenmäßig außerordentlich differenzierenden Verteilung des Zugviehbestandes führt eine eventuelle Drosselung der Ölgestellung – abgesehen von der Instandhaltung des Maschinenparks und Bereitstellung des notwendigen Bedienungspersonals für denselben – zu Hungersnöten.
G) Russisch-Mittelasien oder Russisch-Turkestan
Es ist anzunehmen, daß nach dem militärischen Zusammenbruch der Sowjets in Europa es mit sehr geringen Kräften gelingen könnte, auch die
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Moskauer Zwingherrschaft in Zentralasien zu beseitigen. Auch dieses Gebiet wird von sehr verschiedenartigen, vorwiegend turanisch-mongoloiden Völkerschaften bewohnt, die dem Mohammedanismus anhängen. Sie befinden sich in einem langjährigen national-konfessionellen Gegensatz zu den Sowjets und zugleich auch gegen das Russentum, ohne fürs erste in der Lage zu sein, mit eigenen Kräften die russische Herrschaft brechen zu können. Mit deutscher Hilfe und der in den Sowjets entstehenden Kopflosigkeit dürfte die Durchführung aber als nicht zu schwierig anzusehen sein.
Das Gebiet ist die Baumwollkammer Rußlands mit einer jährlichen Produktion von 4–500000 t Baumwolle nach bolschewistischer Statistik.
Ein Erscheinen der Deutschen in Mittelasien würde eine ungeheure Rückenstärkung für Iran und Afghanistan bedeuten. Es fragt sich, ob nicht eventuell diese Staaten dadurch zu einem aktiveren Vorgehen gegen Indien veranlaßt werden könnten, wenn das überhaupt beabsichtigt ist, falls auch die Türkei bis dahin ihre Haltung schon einer Revision unterzogen hätte. Die Bedrohung der englischen Verbindungswege nach Indien gewinnt dadurch eine reale Bedeutung und wird England unzweifelhaft zu größeren Kraftentfaltungen an dieser Stelle zwingen, die ihm in Europa oder an anderen Stellen abgehen dürften.
Allgemeine wirtschaftlich-rechtliche Fragen
Neben die Gewinnung des Öles, hauptsächlich im Kaukasus, tritt zur Erhaltung der landwirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in den besetzten Gebieten sofort die Frage seines Transportes. Die Transportfrage, die auch für die Landwirtschaft von ausschlaggebender Bedeutung ist, ist aber wiederum mit der Regulierung der Kohlenfrage verknüpft. Gleichzeitig erscheint noch für alle Gebiete übergeordnet die Finanzfrage.
Eine ebenso allgemeine alle Gebiete berührende Frage ist die des von dem Sowjetsystem fast völlig abgeschafften Privateigentums. Es ist nicht unwahrscheinlich, daß diese Frage schon gleich bei der Besetzung des Gebietes zu praktischen Auswirkungen führt. Ein spontanes Vorgehen der völlig ungebildeten Landbevölkerung bei eventuellen eigenmächtigen Auflösungen der Kolchosenwirtschaften könnte zu unabsehbaren materiellen Schädigungen führen.
Infolgedessen bedürfen diese Fragen nicht einer rayonmäßigen, sondern für alle Gebiete übergeordneten Regelung, womit sich auch gebietsmäßig bedingte Abweichungen als auch ein vielleicht verschiedenes taktisches Vorgehen leicht vereinbaren ließen.
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Zusammenfassung
Aus den hier flüchtig skizzierten Erwägungen ergibt sich folgender planmäßiger Aufbau:
1. Die Schaffung einer mehr oder minder nur auf die Kriegszeit beschränkten Zentralstelle für die besetzten Gebiete der UdSSR.
Ihr obläge im Einklang mit den obersten und oberen Reichsbehörden:
a) verbindliche politische Anweisungen unter Berücksichtigung der vorgefundenen Lage und des zu erreichenden Zieles an die einzelnen Verwaltungsgebiete herauszugeben.
b) Die kriegswichtigen Lieferungen aus allen besetzten Gebieten für das Reich zu sichern.
c) Die prinzipielle Durchführung der für alle Gebiete übergeordneten Fragen, wie z. B. der Finanz – und Geldmittel, des Transports, der Öl-, Kohlen – und Nahrungsmittelproduktion vorzubereiten und zu überwachen.
2. Die Durchführung einer scharf abgegrenzten Dezentralisation in den einzelnen national oder wirtschaftspolitisch zusammengefaßten Verwaltungsgebieten zur Durchführung der ihnen gestellten völlig verschiedenen Aufgaben.
Dagegen dürfte eine aus rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu errichtende schematische Verwaltungsstelle, wie sie zur Zeit ins Auge gefaßt wird, sehr bald ihre Unzulänglichkeit erweisen und ihren Zweck verfehlen. Eine solche Zentrale wäre gezwungen, eine gleichartige, nur von wirtschaftlichen Erwägungen diktierte Behandlung in allen Gebieten durchzuführen, was die Erfüllung der politischen Aufgabe behindern und bei der rein bürokratischen Zusammenfassung vielleicht sogar verhindern dürfte.
Es erhebt sich daher die Frage, ob nicht aus rein zweckmäßigen Gründen von vornherein beim Aufbau der militär-wirtschaftlichen Verwaltung die dargelegten Gesichtspunkte berücksichtigt werden sollten. In Anbetracht der ungeheuren Räume und der allein daraus erwachsenden Schwierigkeiten der Verwaltung sowie in Anbetracht der von den westeuropäischen völlig abweichenden Lebensverhältnisse, wie sie durch den Bolschewismus hervorgerufen worden sind, bedürfte die Gesamtfrage der UdSSR einer anderen Behandlung als sie bei den einzelnen Ländern Westeuropas zur Anwendung gebracht worden ist.
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91 Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres zur Errichtung eines militärischen Okkupationsregimes in den zu erobernden Gebieten der Sowjetunion, 3. April 1941
Anlage 6 Teil C zu OKH/GenStdH/Op Abt (IN) Nr. 050/41 geh.Kdos. (= OKH/üenStdH/GenQu Abt Kriegsverwaltung Nr. 11/0315/41 geh.Kdos.), unterzeichnet: I. A. Halder, 60 Ausf.: 59. Ausf.
DZA Potsdam, Historische Abteilung I, Fall XII, Bd. 181, Bl. 30–34 (Dokument NOKW-1648).
Die Sicherung der großen Verkehrswege und die Ausnutzung des Landes für die Bedürfnisse der Truppe zur Entlastung des Nachschubs ist von ausschlaggebender Bedeutung für die Operationen. Es kommt daher darauf an, daß alle im rückwärtigen Gebiet eingesetzten Kräfte des Heeres ausschließlich für diese Aufgaben eingesetzt werden.
Die planmäßige Verwaltung und Ausnutzung des Landes kann erst eine spätere Sorge sein. Sie ist nicht Aufgabe des Heeres. Jedoch sind sinnlose Zerstörungen und Vergeudung kriegswichtiger Güter mit allen Mitteln zu verhindern. I. Organisation und Sicherung im rückwärtigen Gebiet
1. Das Feindgebiet wird Operationsgebiet.
2. Im Armeegebiet üben die Oberbefehlshaber der Armeen vollziehende Gewalt aus und sind für Sicherung und Ausnutzung des Landes verantwortlich.
Die Heeresgruppenkommandos unterstellen den Armeen von Operationsbeginn, sodann laufend entsprechend der zunehmenden Tiefe der rückwärtigen Armeegebiete Teile der Sicherungsdivisionen. Diese sind unter den Kommandanten des rückwärtigen Armeegebiets nach näherer Anordnung der Heeresgruppen zum Schutz der Versorgungsstützpunkte und der Hauptnachschubstraßen einzusetzen.
Die den Armeen unter dem Kommandant r.A. kriegsgliederungsmäßig unterstehenden Ordnungsdienste sind im allgemeinen ostwärts des Bereiches der Sicherungsdivisionen beweglich einzusetzen. Auf die Sicherung der rückwärtigen Verbindungen durchgebrochener Panzerverbände wird besonders hingewiesen.
Die Heeresgruppenkommandos sind dafür verantwortlich, daß auch die Eingreifgruppen der Sicherungsdivisionen, die gemäß OKH GenStdH Op. Abt./GenQu Nr. 11/0245/41 g.Kdos. Chefs, v. 19. 3. 1941 zur Grenzsicherung oder zum Vortäuschen eines Angriffs herangezogen werden, spätestens nach Ablauf der ersten Grenzoperationen ihren eigentlichen Aufgaben zugeführt werden.
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3. Die Tiefe des Armeegebietes wird auf das unbedingt erforderliche Maß beschränkt werden. Sobald es die Lage gestattet, wird daher auf Befehl des OKH ein «Rückwärtiges Heeresgebiet» gebildet, das von den Heeresgruppen zu übernehmen ist. Hierzu wird im Streifen jeder Heeresgruppe ein dem Heeresgruppenkommando unmittelbar unterstellter «Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebiets» (Kriegsgliederung siehe Anlage 1) eingesetzt. Er übt vollziehende Gewalt nach den Weisungen des Oberbefehlshabers der Heeresgruppe aus und ist für Sicherung und Ausnutzung des Landes in seinem Gebiet verantwortlich.
Die Sicherungsdivisionen (Kriegsgliederung siehe Anlage 2) sind dem Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes zu unterstellen. Ihr flügelweiser Einsatz in einer den Armeeabschnitten entsprechenden Breite wird oft zweckmäßig sein; doch kann auch treffenweiser Einsatz notwendig werden.
Im Zuge der fortschreitenden Operationen wird die vordere Grenze des rückwärtigen Heeresgebiets durch das OKH auf Vorschlag des Heeresgruppenkommandos jeweils vorverlegt. Über die Vorverlegung der rückwärtigen Grenze des Heeresgebiets bzw. Abgabe von Teilen dieses Gebietes an eine politische Verwaltung ergeht besonderer Befehl.
4. Die Sicherungsaufgaben im rückwärtigen Gebiet (rückwärtigen Armee-und Heeresgebiet) umfassen:
a) Sicherung der Versorgungsstützpunkte,
b) Sicherung der Nachschubstraßen und Querverbindungen an den wichtigsten Verkehrknotenpunkten und Brücken,
c) Sicherung der Nachschubtransporte, gegebenenfalls durch Geleit, und Überwachung der Rollbahnen durch Streifen,
d) Sicherung der wichtigsten Flughäfen,
e) Sicherung der Eisenbahnen und Nachrichtenverbindungen,
f) Regelung des Straßenverkehrs,
g) Bewachung und Abschub der Kriegsgefangenen: Einsatz von Kgf.-Arbeitsabteilungen,
h) Bewachung zurückgelassener Lagerbestände und Beutelager. Der Schwerpunkt liegt auf der Sicherung der Versorgungsstützpunkte (auf Verfügung OKH/GenStdH/Ausb. Abt. (Ia) Nr. 700/41 g. v. 21. 3. 1941 wird hingewiesen).
6. Für den Einsatz der Kräfte der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes und der Sicherungsdivisionen gelten folgende Grundsätze;
300
a) Die Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes, die Kommandos der Sicherungsdivisionen und die örtlichen Führer der eingesetzten Kräfte arbeiten im engsten Einvernehmen mit der Befehlsstelle GenQu, den Oberquartiermeistern der Armeen und den Leitern der Versorgungsstützpunkte sowie mit den betreffenden Nachrichtenführern. Es muß erreicht werden, daß wenige, gut gesicherte, einheitlich geleitete Stützpunkte für Versorgung und Beherrschung des Landes unter Ausnutzung des zwangsläufig weitmaschigen Nachrichtennetzes entstehen.
b) Feldkommandanturen und Ortskommandanturen sind an wichtigen Punkten der Nachschubstraßen und Querverbindungen (Versorgungsstützpunkte, Verkehrsknotenpunkte pp.) nach näherer Anweisung der H.Gr.Kdos. bodenständig einzusetzen. Sie bilden mit den zu unterstellenden Sicherungstruppen und Polizeikräften Stützpunkte für Versorgung, Beherrschung des Landes und Nachrichtenwesen, die gegen jede Feindeinwirkung nachhaltig zu sichern sind.
c) Die Sicherungstruppen versehen den örtlichen Sicherungsdienst in den Versorgungsstützpunkten, auf den Nachschubstraßen und in wichtigen Lagern.
d) Die Feldgendarmerie – und Polizei-Einheiten sind im Polizeidienst (Verkehrsregelung, Ordnungsdienst) einzusetzen. Geschlossener Einsatz ist nur in besonderen Fällen vorzusehen.
Eine wohldurchdachte und rücksichtslos durchgeführte Verkehrsregelung (Straßenkommandanten, Blockverkehr, Einbahnstraßen usw.) ist von entscheidender Bedeutung für das Flüssighalten des Verkehrs auf den wenigen zur Verfügung stehenden Nachschubstraßen. Die im Verkehrsregelungsdienst eingesetzten Kräfte sind durch die örtlich eingesetzten Sicherungstruppen zu unterstützen.
e) Die Eingreiftruppen sind an taktisch wichtigen Punkten zur Verfügung zu halten und gegen versprengte Feindkräfte oder sich bildende Banden angrift'sweise einzusetzen.
f) Durch Truppenstreifen («Jagdkommandos») sind die Nachschubstraßen und wichtigen Querverbindungen zu überwachen.
g) Der rechtzeitige Einsatz der Ordnungsdienste macht es erforderlich, daß die hierzu benötigten Kräfte möglichst dicht hinter der kämpfenden Truppe vorgeführt werden.
7. Aktiver oder passiver Widerstand der Zivilbevölkerung ist mit scharfen Strafmaßnahmen im Keime zu ersticken. Selbstbewußtes und rücksichtsloses Auftreten gegenüber den deutschfeindlichen Elementen wird ein wirksames Vorbeugungsmittel sein. Frühzeitig muß darüber Klarheit geschaffen werden, auf welche Bevölkerungsteile sich die deutsche Truppe
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stützen kann. Die der sowjetrussischen Regierung und Stattsform feindliche Bevölkerung ist den deutschen Interessen, gegebenenfalls durch Zubilligung gewisser Freiheiten und materieller Vorteile, nutzbar zu machen.
8. Im rückwärtigen Armeegebiet und im rückwärtigen Heeresgebiet führt der Reichsführer SS mit eigenen Organen selbständig und in eigener Verantwortlichkeit Sonderaufgaben durch. Hierüber ergeht besonderer Befehl.
9. Nachrichtenverbindungen, Straßenbau und technische Aufgaben siehe Teil D.
IL Verwaltung und Ausnutzung des Landes.
In eine planmäßige Verwaltung wird das eroberte Feindgebiet erst übernommen werden, wenn es aus dem rückwärtigen Heeresgebiet ausgeschieden ist. Bis zu diesem Zeitpunkt sind nur solche Verwaltungsmaßnahmen zu ergreifen, die zur Sicherung der rückwärtigen Gebiete und Ausnutzung des Landes für die Truppe unbedingt erforderlich sind.
Die notwendigen wirtschaftlichen Maßnahmen werden im Auftrage des Reichsmarschalls durch das Wehrwirtschafts – und Rüstungsamt in engster Anlehnung an die militärische Kommandogewalt durchgeführt. Hierüber ergeht Sonderbefehl.
III. Aufmarschgebiet . Ostpreußen und das Generalgouvernement werden nicht zum Operationsgebiet erklärt werden. Der ObdH ist jedoch berechtigt, diejenigen Maßnahmen anzuordnen, die zur Durchführung seines militärischen Auftrages und zur Sicherung der Truppe notwendig sind. Diese Ermächtigung wird auf die Oberbefehlshaber der Heeresgruppen und Armeen mit dem Tage des Operationsbeginns übertragen. Die Anordnungen der Oberbefehlshaber gehen allen anderen Obliegenheiten und den Weisungen der zivilen Stellen vor.
IV. Kriegsgefangenenwesen
1. Die Kriegsgefangenen sind wertvolle Arbeitskräfte. Ihre beschleunigte Nutzbarmachung im Operationsgebiet für Zwecke der Truppe ist von besonderer Wichtigkeit.
Bereits die Divisionen können im Rahmen des eigenen Bedarfs den Versorgungs-Truppen Kriegsgefangene als Arbeitskräfte zuteilen.
Sache der AOKs und der Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes ist es, mit einfachsten Mitteln aus Kriegsgefangenen Arbeitskompanien zu bilden zum Einsatz in den Versorgungsstützpunkten, zum Straßen – und Brückenbau sowie zur Ausnutzung des Landes für die Truppe.
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Zur Aufstellung dieser Arbeitskompanien ist es notwendig, daß den Kriegsgefangenen bei der Gefangennahme Beutefahrzeuge und vor allen Dingen Beutefeldküchen, möglichst mit Bespannung, belassen werden.
Ein Abschub ins Reich hat sich auf die im Operationsgebiet nicht eingesetzten Kriegsgefangenen zu beschränken. Die in den Anfangsschlachten anfallenden Kriegsgefangenen sind sofort geschlossen in die Stalags der durch OKW eingerichteten Heimatorganisation (Gliederung wird rechtzeitig verteilt) zu überführen.
Das kriegsgefangene Führerpersonal (Offiziere,1 Unteroffiziere) ist vordringlich abzusondern und in die Heimatorganisation abzuschieben.
2. Durch die Divisionen sind Div.Gef.Sammelstellen mit eigenen Bewachungskräften einzurichten.
Aufgabe der AOKs ist es, durch Vorwerfen von Abholkommandos (Feldgendarmerie, Landesschützen auf Fahrrad usw.) den Divisionen so frühzeitig wie möglich die Bewachung der Gefangenen abzunehmen. Es ist anzustreben, größere Div.Gef.Sammelstellen frühzeitig als Armee-Gef .Sammelstellen zu übernehmen. In den Armee-Gef.Sammelstellen sind die Gefangenen in größeren Arbeitseinheiten zusammenzufassen und zur Arbeit einzusetzen.
Der verbleibende Überschuß ist den durch die Sicherungsdivisionen in der Nähe der Versorgungsstützpunkte einzurichtenden Durchgangslagern zuzuführen, die ebenfalls Arbeitseinheiten bilden und einsetzen. Der Weitertransport der restlichen Kriegsgefangenen erfolgt in die Stammlager der Heimat.
3. Armee-Gef.Sammelstellen und Durchgangslager verfügen über eigene Bewachungskräfte. Da diese jedoch nur schwach sind, haben die Heeresgruppen im Bedarfsfalle Kräfte rückwärtiger Truppenteile zur Bewachung der Gefangenen zusätzlich heranzuziehen.
4. Der Kgf.Bez.Kdt. des Bef. d. rückw. Heeresgebiets [ist] dessen Sachbearbeiter für Fragen des Kgf.Wesens. Er schlägt den Einsatz der Durchgangslager und der durch diese aufzustellenden Arbeitsabteilungen vor. Er sorgt für den Abtransport in die Stammlager.
5. Zum Abschub von Kgf. sind Leerkolonnen auszunutzen. Durch Marschbewegungen von Kgf. darf keine Störung des Straßenverkehrs eintreten, wie es im Westen der Fall war.
6. Beurlaubungen und Entlassungen von Kgf. sind verboten. Gegen Unbotmäßigkeiten von Gefangenen ist von vornherein scharf einzuschreiten,
1 Im Original sind die hier folgenden Worte «politische Kommissare» handschriftlich gestrichen.
303
während williger Arbeitsdienst durch ausreichende Verpflegung und gute Fürsorge zu belohnen ist.
7. Meldungen
a) Die Armeen melden alle 3 Tage bis 12.00 Uhr den Zugang an Gefangenen während der letzten 3 Tage, getrennt nach Offizieren, Unteroffizieren und Mannschaften entsprechend Verfügung OKH GenStdH/Gen Qu 1/1160/41 geh. v. 24. 1. 41, Muster 7, an OKH/Gen Qu.
b) Die Heeresgruppenkommandos melden am 1. und 15. jeden Monats getrennt nach Offizieren, Unteroffizieren und Mannschaften
1. den Zugang der im rückwärtigen Heeresgebiet seit der letzten Meldung zur Arbeit eingesetzten Gefangenen,
2. die Gesamtzahl der seit Operationsbeginn im Bereich des rückwärtigen Heeresgebietes angefallenen Gefangenen getrennt nach
a) den zur Arbeit eingesetzten,
b) den ohne Arbeitseinsatz in Lagern befindlichen,
c) den an die Heimatorganisation abgeschobenen Gefangenen,
3. die seit der letzten Meldung an die Heimatorganisation abgeschobenen Gefangenen.
V. Grenzsperre
Für die vor Beginn der Operationen erforderlichen Maßnahmen zur Beschränkung des Personen-, Nachrichten-, Waren – und Zahlungsverkehrs nach Rußland ergehen noch besondere Richtlinien.
Mit Angriffsbeginn wird die Grenze zwischen dem Reich (einschließlich Gen.Gouv.) und Rußland für jeden Verkehr gesperrt. Der Grenzübertritt ist außer Angehörigen der Wehrmacht und des W?ehrmachtgefolges nur bestimmten Polizeiorganen und Inhabern von Grenzdurchlaßscheinen gestattet.
Die Durchführung der Grenzsperre mit Ausnahme des Nachrichtenverkehrs erfolgt durch den Zollgrenzschutz (VGAD) und an bestimmten Übergängen durch SS-Grenzpolizei. Die Sperrung des Nachrichtenverkehrs wird noch besonders befohlen.
Durchführungsbestimmungen über die Ausgestaltung der Grenzsperre und Ausnahmen von dieser folgen.
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92 Befehl des Oberkommandos des Heeres über den Einsatz der Sonderkommandos und Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes in der Sowjetunion, 28. April 1941x
OKH/GenStdH/GenQu Abt Kriegsverwaltung Nr. 11/2101/41 geh., unterzeichnet: von Brauchitsch DZA Potsdam, Historische Abteilung I, Fall XII, Bd. 144, Bl. 11–13 (Dokument NO KW 2080).
Die Durchführung besonderer sicherheitspolizeilicher Aufgaben außerhalb der Truppe macht den Einsatz von Sonderkommandos der Sicherheitspolizei (SD) im Operationsgebiet erforderlich. Mit Zustimmung des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD wird der Einsatz der Sicherheitspolizei und des SD im Operationsgebiet wie folgt geregelt:
1. Aufgaben
a) Im rückwärtigen Armeegebiet:
Sicherstellung vor Beginn von Operationen festgelegter Objekte (Material, Archive, Karteien von reichs – oder staatsfeindlichen Organisationen, Verbänden, Gruppen usw.) sowie besonders wichtiger Einzelpersonen (führende Emigranten, Saboteure, Terroristen usw.). Der Oberbefehlshaber der Armee kann den Einsatz der Sonderkommandos in Teilen des Armeegebietes ausschließen, in denen durch den Einsatz Störungen der Operationen eintreten können.
b) Im rüchvärtigen Heeresgebiet:
Erforschung und Bekämpfung der Staats – und reichsfeindlichen Bestrebungen, soweit sie nicht der feindlichen Wehrmacht eingegliedert sind, sowie allgemeine Unterrichtung der Befehlshaber der rückwärtigen Heeresgebiete über die politische Lage.
Für die Zusammenarbeit mit den Abwehroffizieren bzw. Abwehrstellen gelten sinngemäß die mit der Abwehrabteilung IaWA am 1. 1. 1937 gemeinsam aufgestellten Grundsätze für die Zusammenarbeit zwischen der Geheimen Staatspolizei und den Abwehrstellen der Wehrmacht.
2. Zusammenarbeit zwischen den Sonderkommandos und den militärischen Kommandobehörden im rückivärligen Armeegebiet (zu la)
Die Sonderkommandos der Sicherheitspolizei (SD) führen ihre Aufgaben in eigener Verantwortlichkeit durch. Sie sind den Armeen hinsicht– 

1 Den Entwurf dieses Befehls vom 26. März 1941 sandte der Generalquartiermeister des Heeres Generalmajor Wagner am 4. April 1941 an den Chef der Sicherheitspolizei und des SD Heydrich mit der Bitte, ihn zu prüfen und sich einverstanden zu erklären (DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 142–145).
20 Moritz, Barbarossa
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lieh Marsch, Versorgung und Unterbringung unterstellt. Disziplinare und gerichtliche Unterstellung unter den Chef der Sicherheitspolizei und des SD werden hierdurch nicht berührt.
Sie erhalten ihre fachlichen Weisungen vom Chef der Sicherheitspolizei und des SD und sind bezüglich ihrer Tätigkeit gegebenenfalls einschränkenden Anordnungen der Armeen (siehe Ziffer la) unterworfen.
Für die zentrale Steuerung dieser Kommandos wird im Bereich jeder Armee ein Beauftragter des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD eingesetzt.
Dieser ist verpflichtet, die ihm vom Chef der Sicherheitspolizei und des SD zugegangenen Weisungen dem Oberbefehlshaber der Armee rechtzeitig zur Kenntnis zu bringen. Der militärische Befehlshaber ist berechtigt, an den Beauftragten Weisungen zu geben, die zur Vermeidung von Störungen der Operationen erforderlich sind; sie gehen allen übrigen Weisungen vor. Die Beauftragten sind auf ständige enge Zusammenarbeit mit dem Ic angewiesen; Abstellung eines Verbindungsbeamten des Beauftragten zum Ic kann von den Kommandobehörden gefordert werden.
Der Ic hat die Aufgaben der Sonderkommandos mit der militärischen Abwehr, der Tätigkeit der Geh.Feldpolizei und den Notwendigkeiten der Operationen in Einklang zu bringen. Die Sonderkommandos sind berechtigt, im Rahmen ihres Auftrages in eigener Verantwortung gegenüber der Zivilbevölkerung Exekutivmaßnahmen zu treffen.
Sie sind hierbei zu engster Zusammenarbeit mit der Abwehr verpflichtet. Maßnahmen, die sich auf die Operationen auswirken können, bedürfen der Genehmigung des Oberbefehlshabers der Armee.
3. Zusammenarbeit zwischen den Einsatzgruppen bzw. -kommandos der Sicherheitspolizei und des SD und dem Befehlshaber im rückwärtigen Heeresgebiet (zu lb)
Im rückwärtigen Heeresgebiet werden Einsatzgruppen und Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei (SD) eingesetzt. Sie unterstehen dem Beauftragten des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes und sind letzterem hinsichtlich Marsch, Unterkunft und Versorgung unterstellt.
Sie erhalten ihre fachlichen Weisungen vom Chef der Sicherheitspolizei und des SD.
Zur Befehlsübermittlung bedienen sie sich, falls keine anderen Nachrichtenmittel verfügbar sind, des Funkweges mit eigenen Geräten und besonderen Schlüsselmitteln. Die Frequenzzuteilung regelt Chef HNW.
Der Beauftragte und gegebenenfalls die Kommandoführer der Einsatzkommandos bei den Sicherungsdivisionen sind verpflichtet, die ihnen zu– 
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gegangenen Weisungen den militärischen Befehlshabern rechtzeitig zur Kenntnis zu bringen. Bei Gefahr im Verzuge ist der Befehlshaber im rückwärtigen Heeresgebiet berechtigt, einschränkende Weisungen zu erteilen, die allen übrigen Weisungen vorgehen.
Die Einsatzgruppen bzw. -kommandos sind berechtigt, im Rahmen ihres Auftrages in eigener Verantwortung Exekutivmaßnahmen gegenüber der Zivilbevölkerung zu treffen.
Sie sind zu engster Zusammenarbeit mit der Abwehr verpflichtet. 4. Abgrenzung der Befugnisse zwischen Sonderkommandos, Einsatzkommandos und Einsatzgruppen und der Geheimen Feldpolizei
Die abwehrpolizeilichen Aufgaben innerhalb der Truppe und der unmittelbare Schutz der Truppe bleiben alleinige Aufgabe der Geheimen Feldpolizei. Alle Angelegenheiten dieser Art sind von den Sonderkommandos bzw. Einsatzgruppen und -kommandos sofort an die Geheime Feldpolizei abzugeben, wie umgekehrt diese alle Vorgänge aus dem Aufgabenbereich der Sonderkommandos ungesäumt an die Sonderkommandos bzw. Einsatzgruppen und Einsatzkommandos abzugeben hat. Im übrigen gilt auch hierfür das Abkommen vom 1. 1. 1937 (siehe Ziffer 1).
93 Entwurf eines Erlasses des Oberbefehlshabers des Heeres über Gewaltmaßnahmen gegen die sowjetische Bevölkerung und Einschränkung der Bestrafung von Wehrmachtangehörigen für Kriegsverbrechen in der Sowjetunion (Entwurf des Kriegsgerichtsbarkeitsbefehls), Anfang Mai 1941 *
ObdH/Gen zbV b. ObdH Nr. 75/41 geh.Kdos. Chefs., nicht unterzeichnet, 15 Ausf. vorgesehen. DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 243–246.
Die weite Ausdehnung der östlichen Operationsräume, die Art der hierdurch bedingten Kampfführung, die Eigenart des östlichen Gegners erfordern eine besonders umfangreiche und wirksame Sicherung der kämpfenden Truppe gegenüber der feindlichen Wehrmacht und der feindlichen Zivilbevölkerung sowie schnellste Befriedung der gewonnenen Gebiete.
1 Diesen Entwurf übersandte der General z.b.V. beim Oberbefehlshaber des Heeres Generalleutnant Müller am 6. Mai 1941 zusammen mit dem Entwurf des Kommissarbefehls an den Chef des OKW, und zwar zu Händen von Generalmajor Warlimont oder seines Vertreters im Amt (DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 242).
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Selbstverständlich bleiben Bewegung und Kampf mit der feindlichen Wehrmacht die Hauptaufgabe der Truppe; sie verlangt vollste Sammlung und höchsten Einsatz aller Kräfte. Die Truppe darf sich von dieser Hauptaufgabe nicht abziehen lassen.
Andererseits wird sie aber vielfach als erste und einzige rechtzeitig in der Lage sein, im Sinne ihrer Sicherung und der Befriedung des Landes wirksame Maßnahmen zu ergreifen und durchzuführen.
Hierbei ist festzuhalten, daß außer den sonst bekämpften Widersachern der Truppe diesmal als besonders gefährliches und jene Ordnung zersetzendes Element aus der Zivilbevölkerung der Träger der jüdischbolschewistischen Weltanschauung entgegentritt. Es ist kein Zweifel, daß er seine Waffe der Zersetzung heimtückisch und aus dem Hinterhalt, wo er nur kann, gegen die im Kampf stehende und das Land befriedende deutsche Wehrmacht gebraucht. Die Truppe hat daher das Recht und die Pflicht, sich auch gegen diese zersetzenden Kräfte umfassend und wirksam zu sichern.
Auf Grund der mit vom Führer und Obersten Befehlshaber der Wehrmacht erteilten Weisungen bestimme ich deshalb für die Durchführung des Unternehmens «Barbarossa»:
I. Behandlung feindlicher Landeseinwohner
Angriffe jeder Art von Landeseinwohnern gegen die Wehrmacht sind mit der Waffe sofort und unnachsichtlich mit den äußersten Mitteln niederzuschlagen.
Landeseinwohner, die als Freischärler an den Feindseligkeiten teilnehmen oder teilnehmen wollen, die durch ihr Auftreten eine unmittelbare Bedrohung der Truppe bedeuten oder die sonst durch irgend eine Tat sich gegen die deutsche Wehrmacht auflehnen (z. B. Gewalttaten gegen Wehrmachtangehörige oder Wehrmachteigentum, Sabotage, Widerstand), sind im Kampf oder auf der Flucht zu erschießen.
Wo derartige verbrecherische Elemente auf diese Weise nicht erledigt werden, sind sie sogleich einem Offizier vorzuführen, der zu entscheiden hat, ob sie zu erschießen sind.
Gegen Ortschaften, aus denen hinterlistige und heimtückische Angriffe irgendwelcher Art erfolgt sind, sind unverzüglich auf Anordnung wenigstens eines Btls. – usw. Kommandeurs kollektive Gewaltmaßnahmen durchzuführen, fallsdie Umstände eine rasche Feststellung einzelner Täter nicht erwarten lassen.
Es ist Gebot der Selbsterhaltung und Pflicht aller Kommandeure, gegen feige Überfälle einer verblendeten Bevölkerung mit eiserner Strenge ohne jede Verzögerung vorzugehen.
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Über die Behandlung politischer Hoheitsträger usw. erfolgt besondere Regelung.
IL Lockerung des Verfolgungszwanges bei Straftaten Heeresangehöriger gegen feindliche Landeseinwohner
1. Strafbare Handlungen, die Heeresangehörige aus Erbitterung über Greueltaten oder die Zersetzungsarbeit der Träger des jüdisch-bolschewistischen Systems begangen haben, sind nicht zu verfolgen, soweit nicht im Einzelfalle die Aufrechterhaltung der Mannszucht ein Einschreiten erfordert.
Es bleibt unter allen Umständen Aufgabe aller Vorgesetzten, willkürliche Ausschreitungen einzelner Heeresangehöriger zu verhindern und einer Verwilderung der Truppe vorzubeugen. Der einzelne Soldat darf nicht dahin kommen, daß er gegenüber Landeseinwohnern tut und läßt, was ihm gut dünkt, sondern er ist in jedem Falle gebunden an die Befehle seiner Vorgesetzten.
In den Fällen, in denen der Beweggrund der Erbitterung erst in der Hauptverhandlung vor einem Feldkriegsgericht hervortritt, sind die Befehlshaber und Kommandeure, denen ich das Bestätigungsrecht übertragen habe, dafür verantwortlich, daß nur solche Urteile bestätigt werden, die den vorstehend aufgeführten militärischen und politischen Gesichtspunkten in vollem Umfang gerecht werden.
2. Im übrigen bleibt es bei der Ahndung strafbarer Handlungen von Heeresangehörigen wie bisher.
III.
Bei dieser Gelegenheit weise ich erneut auf die Notwendigkeit hin, daß die Strafe der Tat auf dem Fuße folgen muß. Oft kann es gerade im Verlauf von Operationen wichtiger und wirksamer sein, überhaupt und sofort zu strafen, als verspätet und dann besonders hart. Die durch § 16 a KStVO und meinen Erlaß vom 12. 11. 39 (HVB1. 1939, Teil C, S. 116) geschaffene Möglichkeit, Disziplinarstrafen in allen Fällen zu verhängen, wo sie nach Straftat und Persönlichkeit des Schuldigen vertretbar sind, ist von allen Disziplinarvorgesetzten weitgehend auszunutzen. Die Regiments – usw. Kommandeure haben die ihnen unterstellten Offiziere nochmals über die Möglichkeit und Bedeutung der ihnen zugestandenen erweiterten Disziplinarstrafgewalt, zu unterrichten.
IV. ■ « >■; '■■»'■': :::■■
Mit der Enttarnung verliert dieser Erlaß den besonderen Geheimschulz.
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94 Stellungnahme des Chefs der Wehrmachtrechtsabteilung im OKW zum Entwurf des Kriegsgerichtsbarkeitsbefehl des OKH, 9. Mai
1941
WR Nr. 32/41 geh.Kdos Chefs., unterzeichnet: Lehmann, 3 Ausf.: 2. Ausf. DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 259–261.
I.
Über die Regelung der Gerichtsbarkeit habe ich vereinbarungsgemäß mit General Müller und General Jeschonnek verhandelt, ferner gestern mit den Chefs der Rechtsabteilungen.
Der Vorschlag, den das Heer an L gegeben hat (Schreiben vom 6. 5. Gen zbV b. ObdH 75/41 g.Kdos.Chefs.1), beruht auf einem Vortrag, den General Müller nach der Rücksprache mit mir bei Generaloberst Halder gehalten hat.
Der Vorschlag des Heeres nähert sich unseren Vorschlägen. Es fehlt in ihm nur der Satz, daß eine Gerichtsbarkeit der Wehrmachtgerichte über Landeseinwohner überhaupt nicht besteht. Generaloberst Halder wollte für Fälle, in denen die Truppe keine Zeit hat, Ermittlungen anzustellen, die Gerichtsbarkeit gern erhalten sehen, ebenso für die vielen Delikte kleinerer Art, die ein Erschießen nicht rechtfertigen.
Ich habe dagegen Bedenken, die General Jeschonnek teilt.
Wenn wir nun schon einmal diesen Schritt tun, dann muß er auch ganz getan werden. Es besteht sonst die Gefahr, daß die Truppe die Sachen, die ihr unbequem sind, an die Gerichte abschiebt und daß so (und das werden gerade die zweifelhaften Sachen sein) das Gegenteil von dem eintritt, was erreicht werden soll.
Diesen Gedankengang habe ich mit den Chefs der Rechtsabteilungen besprochen. Sie waren schließlich alle einverstanden. Sie alle bezeichneten es aber als unbedingt nötig, Vorsorge zu treffen, daß zu gegebener Zeit die Gerichtsbarkeit wieder eingeführt werden könne. Die Maßnahmen, die der Truppe zugemutet werden, ließen sich im Verlauf der Kampfhandlungen und bis zur ersten Befriedung von der Truppe durchführen. Schon für diese Zeit sei es wahrscheinlich, daß die Offiziere viel weniger scharf sein würden, als die an Härte bei Urteilssprüchen gewöhnten Richter. Nach dem Abschluß von Kampfhandlungen und in etwas ruhigeren Verhältnissen sei
1 Siehe Dokument 93.
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die Truppe an solche Maßnahmen überhaupt nicht mehr heranzubekommen. Die Chefs erklärten übereinstimmend weiter, daß die Verhältnisse in dem Riesenraum und bei der vollkommen verschiedenartigen volks-tumsmäßigen Zusammensetzung der Zivilbevölkerung so verschieden lägen, daß eine Wiedereinführung der Gerichtsbarkeit über Landeseinwohner bei Angriffen gegen die Truppe (z. B. Kabeldurchschneidungen und andere Sabotageakte) nicht zentral geregelt werden kann. Sie baten übereinstimmend, dieses Recht den Armeeoberbefehlshabern und den gleichgeordneten Stellen zu übertragen. Diesen Wünschen wird man sich kaum ganz verschließen können. Ich habe einen vermittelnden Vorschlag gemacht.
Bemerkenswert ist, daß auch General Jeschonnek meinte, die Truppe werde ziemlich viele Leute laufen lassen, die an sich eine andere Behandlung verdient hätten. Dieser Gefahr müsse man aber ins Auge sehen.
IL
In dem anbei überreichten Vorschlag1 ist weiter folgendes neu:
Ich habe eine Präambel eingefügt, die die Sache etwas schmackhafter machen soll.2 Aus dem Vorschlag des ObdH habe ich übernommen, was in 1.4 steht. Das hat die ausdrückliche Billigung von Generaloberst Halder und ist, soweit es sich auf kollektive Maßnahmen bezieht, von ihm selbst vorgeschlagen worden.
Neu und von mir allein eingefügt ist 1.5. Das soll den Versuchen, die Verantwortung für zweifelhafte Sachen doch an die Gerichte abzuschieben, begegnen.
In II.2 hat Chef WFSt aus meinem alten Vorschlag das letzte Wort «hat» durch «darf» ersetzt. Ich bitte zu prüfen, ob «hat» nicht richtiger ist. Nur wenn man unterstellt, daß kein Soldat das vergessen hat, sind gewisse Ausschreitungen verzeihlich.
Neu und aus dem Entwurf des ObdH übernommen ist in II.5 der Gedanke, daß auch dann eingeschritten werden muß, wenn die Truppe zu verwildern droht. Das steht zwar eigentlich schon in dem vorhergehenden Satz. Es ist aber vielleicht gut, diesen besonders wichtigen Punkt auch unter den Beispielen ausdrücklich aufzuführen.
III.
Die Wehrmachtteile bitten auf das Dringendste, daß sie diese Richtlinien spätestens am 14. 5. 41 bekommen.
l
Den wichtigsten Inhalt dieses Vorschlages enthält Dokument 95 in der Spalte «Entwurf WR 3 v. 9. 5.». Die Präambel ist im Dokument 97 enthalten.
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95 Zusammenstellung von Entwürfen der Wehrmachtrechtsabteilung und des OKH zum Kriegsgerichts!)arkeitsbefehl durch die Abteilung Landesverteidigung im OKW, 11. Mai 1941
Abt L (IV/Verw.) geh.Kdos. Chefs. DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 265–270.
Entwurf WR v. 28. 4.
Entwurf 0 KU v. 6. 5.
Entwurf WR v. 9. 5.

A. Angriffe von Zivilpersonen gegen die Truppe:
A. Angriffe von Zivilpersonen gegen die Truppe:
A. Angriffe von Zivilpersonen gegen die Truppe:

(1) Freischärler durch die Truppe im Kampf oder auf der Flucht zu erledigen. Andere Angriffe durch die Truppe auf der Stelle bis zur Vernichtung des Angreifers abzuwehren.
(1) Freischärler (in weitestem Sinne) sowie Saboteure und dergleichen im Kampf oder auf der Flucht zu erschießen. Angriffe jeder Art mit der Waffe unnachsicht-lich niederschlagen.
(1) Freischärler durch die Truppe im Kampf oder auf der Flucht zu erledigen.

(2) Soweit solche Tatennicht von der Truppe geahndet worden sind: gerichtliche Verfolgung (da Dienststellen des Reichsführers SS nicht in genügender Zahl verfügbar).
(2) Soweit Vorstehendes nicht geschehen, entscheidet Offizier über Erschießung.
(2) Straftaten von Zivilpersonen der Wehrmacht-gerichtsbarkeit bis auf weiteres entzogen.

(3) Im übrigen strafbare Handlungen von feindlichen Zivilpersonen (z. B. Bolsche-wist gegen Ukrainer) nur dann kriegsgerichtlich zu verfolgen, wenn politische unerläßlich.
(3) Gegen Ortschaften kollektive Gewaltmaßnahmen auf Anordnung eines Batl. usw. Kommandeurs, falls rasche Feststellung Einzelner nicht zu erwarten.
(4) Über Behandlung politischer Hoheitsträger beson-
(3) Alle anderen A ngriff e von der Truppe bis zur Vernichtung niederzuschlagen.1
(4) Wo Maßnahmen dieser Art nicht erfolgen, Ent-

*;-, V.;!.:.
dere Regelung.
Im '
scheidung durch Offizier.2
(5) Gegen Ortschaften kollektive Gewaltmaßnahmcn auf Anordnung eines Batl. usw. Kommandeurs, wenn Umstände rasche Feststellung von Einzeltätern nicht gestatten.
(6) Verwahrung Verdächtiger zur Abgabe an Gericht verboten.
(7) Einführung der Wehr – • machtgerichtsbarkeit über Zivilpersonen nach ausrei – •

Entwurf WR v. 28. 4.
Entwurf OKH v. 6.5.
Entwurf WR v. 9. 5.



chender Befriedung durch Oberbefehlshaber der Heeresgruppen. – In politischen Verwaltungsbezirken durch ObdH.»

D. Wehrmachtgerichtsbarkeit zur Aufrechlerhaltung der Manneszucht:
Wehrmach tgerichtsbarkeit
in erster Linie zur Erhaltung
der Manneszucht.
B. Wehrmachtgerichtsbarkeit zur Aufrechterhaltung der Manneszucht: Vorgesetzte haben willkürliche Ausschreitungen einzelner Wehrmachtangehöriger* zu verhindern und Verwilderung der Truppe vorzubeugen. Manneszucht aufrecht zu erhalten, nach Möglichkeit disziplinare Ahndung.
B. wie Entwurf WR v. 28.4.

C. Handlungen der Wehrmacht und des Gefolges gegen feindliche Zivilpersonen:
C. Handlungen der Wehrmacht und des Gefolges gegen feindliche Zivilpersonen:
C. Handlungen der Wehrmacht und des Gefolges gegen feindliche Zivilpersonen :

(1) Kein Verfolgungszwang, auch dann nicht, wenn Tat zugleich militärisches Delikt.
Taten aus Erbitterung über Greueltaten oder Zersetzungsarbeit nicht zu verfolgen, sofern nicht aus Gründen der Manneszucht geboten.
(1) Kein Verfolgungszwang, auch dann nicht, wenn militärisches Delikt vorliegt.

(2} Bei der Beurteilung solcher Taten Kampfzeit zu berücksichtigen. (3) Gerichtsherr prüft, ob gerichtliche oder disziplinare Ahndung erforderlich.

(2) Bei der Beurteilung Kampfzeit zu berücksichtigen.
(3) Gerichtsherr entscheidet, ob disziplinare Ahndung oder gerichtliches Einschrei»

(4) Anordnung des Ermittlungsverfahrens nur mit Unterschrift des Gerichtsherrn.

(4) Anordnung des Ermittlungsverfahrens nur mit Unterschrift des Gerichtsherrn.

D. Verantwortung der Truppenbefehlshaber : Grundsätze zu A. müssen sämtlichen Offizieren bekannt sein; den Rechtsberatern außerdem die politischen Absichten. Es dürfen nur Urteile bestätigt werden, die den politischen Absichten der Führung entsprechen.
D. Verantwortung der Truppenbefehlshaber : Befehlshaber verantwortlich, daß nur Urteile bestätigt werden, die den politischen Richtlinien entsprechen.
D. Verantwortung der Truppenbefehlshaber : Offizieren müssen Grundsätze zu A., den Rechtsberatern auch die politischen Absichten der Führung bekannt sein.
Bestätigung nur solcher Urteile, die den politischen Absichten der Führung entsprechen.

Entwurf WR v. 28. 4.
Entwurf 0 KH v. 6. 5.
Entwurf WR v. 9. 5.


Richtlinien betreffend Hoheitsträger: soweit von der Truppe ergriffen, Entscheidung durch Offizier. Politische Kommissare der Truppe nicht als Kriegsgefangene zu behandeln.
Kein Abschieben nach rückwärts. Im rückwärtigen Heeresgebiet Abgabe an SD


1 Handschriftlich eingefügt: «(statt kämpfen)».
2 Handschriftlich eingefügt: «-(Abgabe an Sonderkommandos)».
3 Handschriftlich eingefügt: «-nein!» Am Rand steht ein handschriftliches Fragezeichen.
* Bezogen auf das Wort Wehrmachtangehöriger heißt es am Rande handschriftlich: «statt Heeres<
96 Stellungnahme des Chefs der Abteilung Landesverteidigung zum Entwurf eines Befehls des OKH über die Verfolgung und Ermordung der politischen Funktionäre der Sowjetunion (Entwurf des Kommissarbefehls), 12. Mai 1944
Abt L (IV/Qu) geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: Warlimont. DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 277–278.
I. OKH hat einen Entwurf für
«Richtlinien betr. Behandlung politisclier Hoheitsträger usw. für die einheitliche Durchführung des bereits am 31. 3. 1941 erteilten Auftrages» vorgelegt, der als Anlage l1 beiliegt. Dieser Entwurf sieht vor:
1. Politische Hoheitsträger und Leiter (Kommissare) sind zu beseitigen.
2. Soweit sie von der Truppe ergriffen werden, Entscheidung durch einen Offizier mit Disziplinarstrafgewalt, ob der Betreffende zu beseitigen ist. Hierzu genügt die Feststellung, daß der Betreffende politischer Hoheitsträger ist.
1 Dieser Entwurf ist abgedruckt bei Heinrich Uhlig, Der verbrecherische Befehl. In: Vollmacht des Gewissens, hrsg. von der Europäischen Publikation e. V., Bd. 2, Frankfurt a. M.-Berlin 1965, S. 360–362. Siehe den fertigen Befehl als Dokument 100.
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3. Politische Leiter in der Truppe werden nicht als Gefangene anerkannt und sind spätestens in den Dulags zu erledigen. Kein Abschieben nach rückwärts.
4. Fachliche Leiter von wirtschaftlichen und technischen Betrieben sind nur zu ergreifen, wenn sie sich gegen die Deutsche Wehrmacht auflehnen.
5. Die Durchführung der Operationen darf durch diese Maßnahmen nicht gestört werden. Planmäßige Such – und Säuberungsaktionen unterbleiben.
6. Im rückwärtigen Heeresgebiet sind Hoheitsträger und Kommissare mit Ausnahme der politischen Leiter in der Truppe den Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei abzugeben.
IL Demgegenüber sieht die Denkschrift 3 des Reichsleiters Rosenberg vor, daß nur hohe und höchste Funktionäre zu erledigen seien, da die staatlichen, kommunalen und wirtschaftlichen Funktionäre für die Verwaltung des besetzten Gebietes unentbehrlich sind.
III. Es ist deshalb eine Entscheidung des Führers erforderlich, welche Grundsätze maßgebend sein sollen. Vorschlag L für den Fall II:
1. Funktionäre, die sich gegen die Truppe wenden, was von dem radikalen Teil zu erwarten ist, fallen unter den «Erlaß über die Ausübung der Kriegsgerichtsbarkeit im Gebiet Barbarossa». Sie sind als Freischärler zu erledigen. Eine gleiche Behandlung sehen die «Richtlinien für das Verhalten der Truppe in Rußland» (Anlage 2)1 vor.
2. Funktionäre, die sich keiner feindlichen Handlung schuldig machen, werden zunächst unbehelligt bleiben. Man wird es der Truppe kaum zumuten können, die verschiedenen Dienstgrade der einzelnen Sektoren aussondern zu können. Erst bei der weiteren Durchdringung des Landes wird es möglich sein zu entscheiden, ob die verbliebenen Funktionäre an Ort und Stelle belassen werden können oder an die Sonderkommandos zu übergeben sind, sofern nicht diese selbst die Überprüfung vorzunehmen in der Lage sind.
3. Funktionäre in der Truppe werden entsprechend dem Vorschlag OKH zu behandeln sein. Diese werden nicht als Gefangene anerkannt und sind spätestens in den Durchgangslagern zu erledigen und keinesfalls nach rückwärts abzuschieben.
1 Siehe den fertigen Befehl als Dokument 98.
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97 Erlaß Hitlers über Gewaltmaßnahmen gegen die sowjetische Bevölkerung und über die Einschränkung der Bestrafung von Wehrmachtangehörigen für Kriegsverbrechen in der Sowjetunion (Kriegsgerichtsbarkeitsbefehl), 13. Mai 19411
Der Führer und Oberste Befehlshaber der Wehrmacht geh.Kdos., unterzeichnet: I. A. Keitel. DMA Potsdam, W 31.00./5, Bl. 291–293.
Die Wehrmachtgerichtsbarkeit dient in erster Linie der Erhaltung der Mannszucht.
Die weite Ausdehnung der Operationsräume im Osten, die Form der dadurch gebotenen Kampfesführung und die Besonderheit des Gegners stellen die Wehrmachtgerichte vor Aufgaben, die sie während des Verlaufs der Kampfhandlungen und bis zur ersten Befriedung des eroberten Gebietes bei ihrem geringen Personalbestand nur zu lösen vermögen, wenn sich die Gerichtsbarkeit zunächst auf ihre Hauptaufgabe beschränkt.
Das ist nur möglich, wenn die Truppe seihst sich gegen jede Bedrohung durch die feindliche Zivilbevölkerung schonungslos zur Wehr setzt.
Demgemäß wird für den Raum «Barbarossa» (Operationsgebiet, rückwärtiges Heeresgebiet und Gebiet der politischen Verwaltung) folgendes bestimmt:
I. Behandlung von Straftaten feindlicher Zivilpersonen
1. Straftaten feindlicher Zivilpersonen sind der Zuständigkeit der Kriegsgerichte und der Standgerichte bis auf weiteres entzogen.
2. Freischärler sind durch die Truppe im Kampf oder auf der Flucht schonungslos zu erledigen.
3. Auch alle anderen Angriffe feindlicher Zivilpersonen gegen die Wehrmacht, ihre Angehörigen und das Gefolge sind von der Truppe auf der Stelle mit den äußersten Mitteln bis zur Vernichtung des Angreifers niederzukämpfen.
4. Wo Maßnahmen dieser Art versäumt wurden oder zunächst nicht möglich waren, werden tatverdächtige Elemente sogleich einem Offizier vorgeführt. Dieser entscheidet, oh sie zu erschießen sind.
Gegen Ortschaften, aus denen die Wehrmacht hinterlistig oder heimtückisch angegriffen wurde, werden unverzüglich auf Anordnung eines Offiziers in der Dienststellung mindestens eines Bataillons – usw. -Kom– 

1 Nach der Unterschrift ist handschriftlich angemerkt: «Eine Weitergabe soll möglichst nicht vor dem 1. 6. 41 erfolgen.»
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mandeurs kollektive Gewaltmaßnahmen durchgeführt, wenn die Umstände eine rasche Feststellung einzelner Täter nicht gestatten.
5. Es wird ausdrücklich verboten, verdächtige Täter zu verwahren, um sie bei Wiedereinführung der Gerichtsbarkeit über die Landeseinwohner an die Gerichte abzugeben.
6. Die Oberbefehlshaber der Heeresgruppen können im Einvernehmen mit den zuständigen Befehlshabern der Luftwaffe und der Kriegsmarine die Wehrmachtgerichtsbarkeit über Zivilpersonen dort wieder einführen, wo das Gebiet ausreichend befriedet ist.
Für das Gebiet der politischen Verwaltung ergeht diese Anordnung durch den Chef des Oberkommandos der Wehrmacht.
II. Behandlung der Straftaten von Angehörigen der Wehrmacht und des Gefolges gegen Landeseinwohner
1. Für Handlungen, die Angehörige der Wehrmacht und des Gefolges gegen feindliche Zivilpersonen begehen, besteht kein Verfolgungszwang, auch dann nicht, wenn die Tat zugleich ein militärisches Verbrechen oder Vergehen ist.
2. Bei der Beurteilung solcher Taten ist in jeder Verfahrenslage zu berücksichtigen, daß der Zusammenbruch im Jahre 1918, die spätere Leidenszeit des deutschen Volkes und der Kampf gegen den Nationalsozialismus mit den zahllosen Blutopfern der Bewegung entscheidend auf bolschewistischen Einfluß zurückzuführen war und daß kein Deutscher dies vergessen hat.
3. Der Gerichtsherr prüft daher, ob in solchen Fällen eine disziplinare Ahndung angezeigt oder ob ein gerichtliches Einschreiten notwendig ist. Der Gerichtsherr ordnet die Verfolgung von Taten gegen die Landeseinwohner im kriegsgerichtlichen Verfahren nur dann an, wenn es die Aufrechterhaltung der Mannszucht oder die Sicherung der Truppe erfordert. Das gilt z. B. für schwere Taten, die auf geschlechtlicher Hemmungslosigkeit beruhen, einer verbrecherischen Veranlagung entspringen oder ein Anzeichen dafür sind, daß die Truppe zu verwildern droht. Nicht milder sind in der Regel zu beurteilen Straftaten, durch die sinnlos Unterkünfte sowie Vorräte oder anderes Beutegut zum Nachteil der eigenen Truppe vernichtet wurden.
Die Anordnung des Ermittlungsverfahrens bedarf in jedem einzelnen Fall der Unterschrift des Gerichtsherrn.
4. Bei der Beurteilung der Glaubwürdigkeit von Aussagen feindlicher Zivilpersonen ist äußerste Vorsicht geboten. ,
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III. Verantwortung der Truppenbefehlshaber
Die Truppenbefehlshaber sind im Rahmen ihrer Zuständigkeit persönlich dafür verantwortlich,
1. daß sämtliche Offiziere der ihnen unterstellten Einheiten über die Grundsätze zu I rechtzeitig in der eindringlichsten Form belehrt werden,
2. daß ihre Rechtsberater von diesen Weisungen und von den mündlichen Mitteilungen, in denen den Oberbefehlshabern die politischen Absichten der Führung erläutert worden sind, rechtzeitig Kenntnis erhalten,
3. daß nur solche Urteile bestätigt werden, die den politischen Absichten der Führung entsprechen.
IV. Geheimschutz
Mit der Enttarnung genießt dieser Erlaß nur noch Geheimschutz als Geheime Kommandosache.
98 Richtlinien des Chefs des OKW für das Verhalten der deutschen Truppen in der Sowjetunion, 19. Mai 1941
Anlage 3 zu OKW/WFSt/Abt L (IV/Qu) Nr. 44 560/41 geh.Kdos. Chefs.,1 nicht unterzeichnet, 11. Ausf.
DMA Potsdam, H 07.20.01./12, Bl. 386–387. i
I.
1. Der Bolschewismus ist der Todfeind des nationalsozialistischen deutschen Volkes. Dieser zersetzenden Weltanschauung und ihren Trägern gilt Deutschlands Kampf.
2. Dieser Kampf verlangt rücksichtsloses und energisches Durchgreifen gegen bolschewistische Hetzer, Freischärler, Saboteure, Juden und restlose Beseitigung jedes aktiven oder passiven Widerstandes.
II.
3. Gegenüber allen Angehörigen der Roten Armee – auch den Gefangenen – ist äußerste Zurückhaltung und schärfste Achtsamkeit geboten, da mit heimtückischer Kampfesweise zu rechnen ist. Besonders die asiatischen Soldaten der Roten Armee sind undurchsichtig, unberechenbar, hinterhältig und gefühllos.
4. Bei der Gefangennahme von Truppeneinheiten sind die Führer sofort von den Mannschaften abzusondern.
1 Es handelt sich um «Besondere Anordnungen Nr. 1 zur Weisung Nr. 21 (Fall ,Barbarossa')-» vom 19. Mai 1941 (siehe DMA Potsdam, II 07.20.01./12, Bl. 371–377).
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III.
5. Der deutsche Soldat sieht sich in der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken (UdSSR) nicht einer einheitlichen Bevölkerung gegenüber. Die UdSSR ist ein Staatengebilde, das eine Vielzahl von slawischen, kaukasischen und asiatischen Völkern in sich vereinigt und das zusammengehalten wird durch die Gewalt der bolschewistischen Machthaber. Das Judentum ist in der UdSSR stark vertreten.
6. Ein großer Teil der russischen Bevölkerung, besonders die durch das bolschewistische System verarmte Landbevölkerung steht dem Bolschewismus innerlich ablehnend gegenüber. Im nichtbolschewistischen russischen Menschen ist das Nationalbewußtsein mit tiefem religiösen Gefühl verbunden. Freude und Dankbarkeit über die Befreiung vom Bolschewismus werden ihren Ausdruck häufig in kirchlicher Form finden. Dankgottesdienste und Prozessionen sind nicht zu verhindern oder zu stören.
7. In Gesprächen mit der Bevölkerung und im Verhalten gegenüber Frauen ist größte Vorsicht geboten. Viele Russen verstehen deutsch, ohne es selbst sprechen zu können.
Der feindliche Nachrichtendienst wird gerade im besetzten Gebiet besonders am Werk sein, um Nachrichten über militärisch wichtige Einrichtungen und Maßnahmen zu erhalten. Jede Leichtfertigkeit, Wichtigtuerei und Vertrauensseligkeit kann deshalb schwerste Folgen haben.
IV.
8. Wirtschaftsgüter aller Art und militärische Beute, insbesondere Lebensund Futtermittel, Betriebsstoff und Bekleidungsgegenstände sind zu schonen und sicherzustellen. Jede Vergeudung und Verschwendung schädigt die Truppe. Plünderungen werden nach den Militärstrafgesetzen mit den schwersten Strafen geahndet.
9. Vorsicht beim Genuß von erbeuteten Lebensmitteln! Wasser darf nur in gekochtem Zustand genossen werden (Typhus, Cholera). Jede Berührung mit der Bevölkerung birgt gesundheitliche Gefahren. Schutz der eigenen Gesundheit ist soldatische Pflicht.
10. Für Reichskreditkassenscheine und -münzen sowie für deutsche Scheidemünzen im Wert von 1 und 2 Pfennig sowie 1, 2, 5 und 10 Reichspfennig oder Rentenpfennig besteht Annahmezwang. Anderes deutsches Geld darf nicht verausgabt werden.
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99 Anweisung des Oberbefehlshabers des Heeres zur Bekanntgabe des Kriegsgerichtsbarkeitsbefehls mit Zusätzen, 24. Mai 1941
ObdH/Gen zbV b. ObdH (Gruppe RWes) Nr. 80/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: von Brau-chitsch, 340 Ausf.: 133. Ausf.
AMO, f. 6598, op. 12 454. d. 35, 1. 22.
Nachstehender Führererlaß1 wird bekanntgegeben. Er ist schriftlich bis zu den Kommandeuren mit eigener Gerichtsbarkeit zu verteilen, darüber hinaus sind seine Grundsätze mündlich bekanntzugeben.
Zusätze zu I:
Ich erwarte, daß alle Abwehrmaßnahmen der Truppe zielbewußt zur eigenen Sicherung und zur schnellen Befriedung gewonnenen Gebiets durchgeführt werden. Der vielgestaltigen volkstumsmäßigen Zusammensetzung der Bevölkerung, ihrer Gesamteinstellung und dem Maße ihrer Verhetzung wird Rechnung zu tragen sein.
Bewegung und Kampf mit der feindlichen Wehrmacht sind eigentliche Aufgabe der Truppe. Sie verlangt vollste Sammlung und höchsten Einsatz aller Kräfte. Diese Aufgabe darf an keiner Stelle in Frage gestellt sein. Besondere Such – und Säuberungsaktionen scheiden daher im allgemeinen für die kämpfende Truppe aus.
Die Richtlinien des Führers befassen sich mit schweren Fällen der Auflehnung, in denen schärfstes Durchgreifen geboten ist.
Straftaten geringerer Art sind je nach den Kampfverhältnissen nach näherer Anordnung eines Offiziers (möglichst eines Ortskommandanten) durch Behelfsmaßnahmen zu sühnen (z. B. vorübergehendes Festsetzen bei knapper Verpflegung, Anbinden, Heranziehen zu Arbeiten).
Die Oberbefehlshaber der Heeresgruppen bitte ich vor Wiedereinführung der Wehrmachtsgerichtsbarkeit in befriedeten Gebieten meine Zustimmung einzuholen. Die Oberbefehlshaber der Armeen werden rechtzeitige Vorschläge in dieser Richtung zu machen haben.
Über die Behandlung politischer Hoheitsträger ergeht besondere Regelung.2 Zusätze zu II:
Unter allen Umständen bleibt es Aufgabe aller Vorgesetzten, willkürliche Ausschreitungen einzelner Heeresangehöriger zu verhindern und einer Verwilderung der Truppe rechtzeitig vorzubeugen. Der einzelne Soldat darf
1 Siehe Dokument 97. J
2 Siehe Dokument 100.
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nicht dahin kommen, daß er gegenüber den Landeseinwohnern tut und läßt, was ihm gut dünkt, sondern er ist in jedem Falle gebunden an die Befehle seiner Offiziere. Ich lege besonderen Wert darauf, daß hierüber bis in die letzte Einheit Klarheit besteht. Bechtzeitiges Eingreifen jedes Offiziers, insbesondere jedes Kompanie-Chefs usw. muß mithelfen, die Manneszucht, die Grundlage unserer Erfolge, zu erhalten.
Vorgänge nach I und II, die von Bedeutung sind, sind von der Truppe als besondere Vorkommnisse an OKH zu melden.
100 Richtlinien des Chefs des OKW für die Verfolgung und Ermordung der politischen Funktionäre der Sowjetunion (Kommissarbefehl), 6. Juni 1941
Anlage zu OKW/WFSt/Abt L (IV/Qu) Nr. 44822/41 geh.Kdos. Chefs.,1 nicht unterzeichnet, 30 Ausf.
DMA Potsdam, W 31.00./5. Bl. 340–342.
Im Kampf gegen den Bolschewismus ist mit einem Verhalten des Feindes nach den Grundsätzen der Menschlichkeit oder des Völkerrechts nicht zu rechnen. Insbesondere ist von den politischen Kommissaren aller Art als den eigentlichen Trägern des Widerstandes eine haßerfüllte, grausame und unmenschliche Behandlung unserer Gefangenen zu erwarten. Die Truppe muß sich bewußt sein:
1. In diesem Kampfe ist Schonung und völkerrechtliche Rücksichtnahme diesen Elementen gegenüber falsch. Sie sind eine Gefahr für die eigene Sicherheit und die schnelle Befriedung der eroberten Gebiete.
2. Die Urheber barbarisch asiatischer Kampfmethoden sind die politischen Kommissare. Gegen diese muß daher sofort und ohne weiteres mit aller Schärfe vorgegangen werden.
Sie sind daher, wenn im Kampf oder Widerstand ergriffen, grundsätzlich sofort mit der Waffe zu erledigen.
Im Anschreiben, das Warlimont im Auftrage des Chefs des 0 KW unterzeichnete, werden diese Richtlinien als «im Nachgang» zum Kriegsgerichtsbarkeitsbefehl (siehe Dokument 97) bezeichnet. Sie sollten bis zu den Armeeoberbefehlshabern bzw. Luftflottenchefs verteilt und den übrigen Befehlshabern und Kommandeuren nur mündlich bekanntgegeben werden (DMA Potsdam, a. a. O., Bl. 339).
21 Moritz. Barbarossa
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Im übrigen gelten folgende Bestimmungen:
/. Operationsgebiet
1. Politische Kommissare, die sich gegen unsere Truppe wenden, sind entsprechend dem «Erlaß über Ausübung der Gerichtsbarkeit im Gebiet Barbarossa» zu behandeln. Dies gilt für Kommissare jeder Art und Stellung, auch wenn sie nur des Widerstandes, der Sabotage oder der Anstiftung hierzu verdächtig sind.
Auf die «Richtlinien über das Verhalten der Truppe in Rußland» wird verwiesen.1
2. Politische Kommissare als Organe der feindlichen Truppe sind kenntlich an besonderen Abzeichen – roter Stern mit goldenem eingewebten Hammer und Sichel auf den Ärmeln – (Einzelheiten siehe «Die Kriegswehrmacht der UdSSR». OKH/GenStdH OQu IV Abt. Fremde Heere Ost (II) Nr. 100/ 41 g. vom 15. 1. 1941 unter Anlage 9d.). Sie sind aus den Kriegsgefangenen sofort, d. h. noch auf dem Gefechtsfelde, abzusondern. Dies ist notwendig, um ihnen jede Einflußmöglichkeit auf die gefangenen Soldaten zu nehmen. Diese Kommissare werden nicht als Soldaten anerkannt; der für Kriegsgefangene völkerrechtlich geltende Schutz findet auf sie keine Anwendung. Sie sind nach durchgeführter Absonderung zu erledigen.
3. Politische Kommissare, die sich keiner feindlichen Handlung schuldig machen oder einer solchen verdächtig sind, werden zunächst unbehelligt bleiben. Erst bei der weiteren Durchdringung des Landes wird es möglich sein, zu entscheiden, ob verbliebene Funktionäre an Ort und Stelle belassen werden können oder an die Sonderkommandos abzugeben sind. Es ist anzustreben, daß diese selbst die Überprüfung vornehmen.
Bei der Beurteilung der Frage, ob «schuldig oder nicht schuldig», hat grundsätzlich der persönliche Eindruck von der Gesinnung und Haltung des Kommissars höher zu gelten als der vielleicht nicht zu beweisende Tatbestand.
4. In den Fällen 1. und 2. ist eine kurze Meldung (Meldezettel) über den Vorfall zu richten:
a) von den einer Division unterstellten Truppen an die Division (Ic),
b) von den Truppen, die einem Korps-, Armeeober – oder Heeresgruppenkommando oder einer Panzergruppe unmittelbar unterstellt sind, an das Korps – usw. Kommando (Ic).
5. Alle oben genannten Maßnahmen dürfen die Durchführung der Operationen nicht aufhalten. Planmäßige Such – und Säuberungsaktionen durch die Kampftruppe haben daher zu unterbleiben.
1 Siehe Dokument 98.
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//. Im rückivärtigen Heeresgebiet
Kommissare, die im rückwärtigen Heeresgebiet wegen zweifelhaften Verhaltens ergriffen werden, sind an die Einsatzgruppe bzw.Einsatzkommandos der Sicherheitspolizei (SD) abzugeben. III. Beschränkung der Kriegs – und Standgerichte
Die Kriegsgerichte und die Standgerichte der Regiments – usw. Kommandeure dürfen mit der Durchführung der Maßnahmen nach I und II nicht betraut werden.
101 Vorschlag des Oberbefehlshabers der 4. Armee Generalfeldmarschalls von Kluge zur Änderung des Abschnittes II des Kriegsgerichtsbarkeitsbefehls, 6. Juni 1941x
AOK 4 (IIa) Nr. 16/41 geh.Kdos., nicht unterzeichnet. AMO, f. 6598, op. 12 454, d. 35, 1. 34–35.
Behandlung der Straftaten von Angehörigen der Wehrmacht und des Gefolges gegen Landeseinwohner
1. Bei Beurteilung strafbarer Handlungen, die Angehörige der Wehrmacht und des Gefolges gegen feindliche Zivilpersonen begehen, ist zu berücksichtigen, daß der Zusammenbruch im Jahre 1918, die spätere Leidenszeit des deutschen Volkes und der Kampf gegen den Nationalsozialismus mit den zahllosen Blutopfern der Bewegung entscheidend auf bolschewistischen Einfluß zurückzuführen war und daß kein Deutscher dies vergessen hat.
2. Aus diesen Gründen sind Handlungen von Angehörigen der Wehrmacht und des Gefolges gegen die Landeseinwohner einer anderen Beurteilung zu unterwerfen, als dies bei einer nicht bolschewisierten Bevölkerung der Fall ist. Dies darf aber nicht dazu führen, daß jeder Soldat den Landeseinwohnern gegenüber tun kann, was er will.
3. Leichtere Verfehlungen können, soweit sie keine Belastung der Truppe mit sich bringen, disziplinar gemäß § 16 a KStVO erledigt werden. Die im Verfolg von Kampfhandlungen gegen die Landeseinwohner begangenen Taten sind daraufhin zu prüfen, ob sie überhaupt bestraft werden müssen.
1 Dem schriftlichen Vorschlag Kluges an den Oberbefehlshaber der Heeresgruppe B Generalfeldmarschall von Bock war ein Ferngespräch mit diesem vorausgegangen, in dem sich beide offensichtlich über den Vorschlag geeinigt hatten.
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b) Es sind vorgesehen für

AOK
Gen.Kdo.
Divisionen

Baltikum
1
2 8

Rußland (Ost und West)
2
7 19

Ukraine (Ost und West)
2
7 19

Kaukasus
1
4 10
einschließlich Op. Grup.

Gliederung im einzelnen siehe Ziffer 4. c) Es werden zusammengefaßt unter
Heeresgruppe Nord (Sitz Moskau)
das AOK im Baltikum, das
AOK in Westrußland und das
AOK in Ostrußland
Heeresgruppe Süd (Sitz Charkow)
das AOK im Kaukasus, das
AOK in der Westukraine und das
AOK in der Ostukraine. Der Oberbefehlshaber der H.Gruppe Nord wird zugleich OB Ost und Vertreter der Belange des Heeres gegenüber der zentralen Reichsstelle für die Ostgebiete (Stab Rosenberg).
3. Die schnellen Verbände (12 Pz., 6 mot.Divisionen, 1 Kav.Div.) sind für folgende Aufgaben vorzusehen:
a) 1 Pz. Korps (2 Pz., 1 mot.Div.) als Operationsgruppe in Transkaukasien.
b) 2. Pz. Korps (3 Pz., 2 mot.Divisionen, 1 Kav.Div.) zur Beherrschung des Don – Donez-Industriegebietes und zur Sicherung des südlichen Wolgaabschnittes.
1 Pz. Korps (3 Pz., 1 mot.Div.) zur Beherrschung des zentralrussischen Industriegebietes und zur Sicherung des nördlichen Wolgaabschnittes.
c) 1 Pz. Korps (2 Pz., 1 mot.Div.) vorgeschoben in den südlichen Ural, 1 Pz. Korps (2 Pz., 1 mot.Div.) vorgeschoben in den nördlichen Ural.
4. Verteilung der Divisionen im Einzelnen (siehe Tabelle S.327).
5. Die Truppe im eroberten russischen Raum ist nicht in kleinen Gruppen über das Land und viele Garnisonen zu verteilen, sondern divisionsweise in Lagern zusammenzuhalten.
Die Lage dieser Lager ist im wesentlichen abhängig von der Möglichkeit leichter Verteidigung an starken Abschnitten und von der Lage der zu schützenden Bodenorganisation der Luftwaffe.
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Land
Inf. Div.
Geb. Div.
Kav. Div.
Pz. Div.
mot. Div.
Bemerkungen

Baltikum
8






Rußland West
7


3
1
dazu ein italienisches Korps

Ost
2


4
2
dazu ein finnischer Verband

Kaukasus1
4
3

2
1
dazu 1 spanisches

Ukraine West
7




Korps, dazu 1 slowakischer, 1 rumänischer Verband

Ost
6

1
3
2
dazu 1 ungarischer Verband

Insgesamt:
34
3
1
12
6


6. Vorschlag für die Verteilung und Gliederung der Besatzungstruppe siehe anliegende Karte l.1
Teil II
Folgerungen für die Durchführung der Besetzung und die Weiterführung der Operationen
a) Zeitliche und kräftemäßige Bindungen
Die Notwendigkeit, die in die Heimat zurückzuführenden Verbände noch vor Einbruch des Winters zurückzubringen, ebenso wie die begrenzte Reichweite der Versorgung, machen es erforderlich, die Kräfte für die Weiterführung der Operationen, soweit es die Lage erlaubt, zu beschränken. Sobald die noch ostwärts derDnepr-Düna[Daugawa]-Linie stehenden russischen Kräfte im wesentlichen zerschlagen sind, werden daher die Operationen möglichst nur mit den mot.Verbänden sowie denjenigen Inf.-Verbänden fortzusetzen sein, welche endgültig im russischen Raum verbleiben sollen. Die Masse der Inf.-Verbände muß, soweit sie die Linie Krim-Moskau-Leningrad erreicht haben und – was anzunehmen ist – nicht mit der Bahn gefahren werden können, Anfang August den Rückmarsch antreten; die weiter westlich verbliebenen entsprechend später. Die durch die Operationen über den Besatzungsbedarf hinaus gebundenen Kräfte, die erst später zurückgeführt werden, kommen beim Rückmarsch im Westteil Rußlands in den Winter hinein.
1 Anmerkung: In den Zahlen für Kaukasus ist die Operationsgruppe «Kaukasus-Iran» mit
2 Pz., 1 mot., 2 Geb.Div. eingeschlossen. (Siehe Dokument 104).
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b) Durchführung der Besetzung
Aus der Gegenüberstellung der derzeitigen Operationskräfte und der beabsichtigten Besatzungskräfte (Anlage 1) ergibt sich:
1. Schnelle Verbände {Anlage 3):
Wie aus Karte ersichtlich, bietet sich an, die schnellen Verbände für West-und Ostrußland aus den PzGr 3 und 4 zu bestreiten, von denen dann lediglich 3 mot. I.D. je nach Lage zurückzuführen wären. Die Kräfte für Ukraine und Kaukasus werden von PzGr 1 gestellt. Zur freien Verfügung und späteren Rückführung bleibt die PzGr 2, über deren Operationsrichtung zur Zeit sowieso nicht endgültig entschieden werden kann. Hierdurch ergibt sich zugleich die Möglichkeit, durch Zusammenlegung von 4 Pz.Div. der PzGr 2, welche starke Ausfälle gehabt haben, 2 neue volle Pz.Div. zu bilden, während die Reste in der Heimat zur kurzfristigen Aufstellung von 2 Pz.Div. mit der dort befindlichen Materialreserve verwendet werden können. Die derzeitige Gefechtskraft der PzGr 2 wird hierdurch nicht beeinträchtigt, lediglich die Zahl der Pz.Verbände von 5 auf 3 vermindert. Insgesamt sind zurückzuführen:
5 Pz.Div. von z. Z. 17 Pz.Div.
6 mot.I.D. von z. Z. 12 mot.I.D.
d. h. Va der Panzer-, 1/i der mot. Verbände.
Die Rückführung der nicht verbleibenden mot. Verbände muß etwa ab Anfang September erfolgen, soweit nicht für einzelne Teile Bahntransport möglich ist.
2. Infanterieverhände:
Die als Besatzung vorgesehenen Infanterieverbände sind aus Anlage 2 ersichtlich. Sie stehen bis zum Erreichen der Besatzungsräume zur Bildung von kleinen Operationsgruppen aus schnellen und Infanterieverbänden zur Verfügung.
Es sind im Endziel zurückzuführen: bei H.Gr.Süd:
4 Gen.Kdos. | 22 I.D. j
| von z. Z. 1
12 Gen.Kdos. 42 I.D.

bei H.Gr.Mitte: 1
1 ]


8 Gen.Kdos.
von z. Z. }
12 Gen.Kdos.

31 I.D. 1
1 1
41 I.D.

bei H.Gr.Nord ]
1 )


5 Gen.Kdos.
[ von z. Z. [
7 Gen.Kdos.

14 I.D. 1
1 1
21 I.D.

c) Kräfte für Weiterführung der Operation.
Sobald die russischen Kräfte ostwärts der Dnepr-Düna-Linie zerschlagen sind, ergibt sich der aus Anlage 4 ersichtliche Mindestkräfteansatz, der je nach Entwicklung der Lage durch weitere (später wieder zurückzuführende) Inf.-Verbände zu verstärken wäre. Er enthält die als Besatzung vorgesehenen Inf.-Divisionen, sowie sämtliche Panzer – und mot. Kräfte. Ansatz der vier Gruppen kommt wie folgt in Frage:
die südliche Gruppe zur Besetzung des ukrainischen Industriegebietes und des Kaukasus,
die beiden nördlichen Gruppen zur Gewinnung des Industriegebietes um und ostwärts Moskau sowie am Ural, PzGr 2: Ansatz je nach Entwicklung der Lage im Zusammenhang mit südlicher Gruppe oder mit beiden nördlichen Gruppen.1
Teil III
Umbau des Heeres nach Abschluß des Ostfeldzuges
a) Bedarf an großen Verbänden (siehe anliegende Karte)2

Inf. Div.
Pz.
Div.
mot.
Div.
Geb.
Div.
K. D.

Osten
34 + 9 Sich.
12

6

3

1

Norwegen
8
1



2



Dänemark
1








Holland
2








Balkan
6








Mittlerer Orient
5
4

2

3



Afrika

2







Frankreich
36
3

3

1



(einschließlich Spanien)









OKH-Reserven
9
14

7

1



Summe:
101 +
9 Sich.
36

18

10

1 = 175

b) Folgerungen für die Ueeresverminderung
Vorhanden 209 Verbände (einschließlich 3 SS-Div., SS-AH, I.R.-Gr.D.,
Pol.-Div. und 9 Sich.Div., ohne Lehr-Brig.
900) Bedarf 175 Verbände
1 Die hier folgenden Anlagen 1–4 siehe DMA Potsdam, H 02.02.10./40, Bl. 427–430.
2 Karte 2 siehe ebenda, Bl. 434.
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Aufzulösen 34 Verbände entspricht 17 Div. 13. und 14. Welle
12 Div. 15. Welle1 5 Div. 3. Welle2
104 Gegenüberstellung der für die weiteren Operationen und für die Besatzung in den eroberten sowjetischen Gebieten vorgesehenen Kräfte, 15. Juli 1941
Anlage 1 zu «Folgerungen für die Durchführung der Besetzung und Weiterführung der Operationen»,3 geh. Kdos. Chefs.
DMA Potsdam, H 02.02.10./40, Bl. 429–430.
Bei den in den Rechtecken und Quadraten aufgeführten Kräften handelt es sich um die vorgesehenen Besatzungskräfte.
1 3 Div. 15. Welle (2 Norwegen, 1 Kreta) bleiben bestehen.
2 7 Div. 3. Welle bleiben bestehen (1 Norwegen, 2–3 Osten, 3–4 Westen).
3 Siehe Dokument 103.
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105 Aus den Aufzeichnungen Bormanns über die Besprechung Hitlers mit Göring, Rosenberg, Lammers, Keitel und Bormann über die Umwandlung der Sowjetunion in eine faschistische Kolonie und über die Behandlung der Bevölkerung in den okkupierten sowjetischen Gebieten, 16. Juli 1941
Geh. Reichss.
IMGN, Bd. 38, Nürnberg 1949, S. 86–94 (Dokument 221-L).
Auf Anordnung des Führers fand heute bei ihm um 15 Uhr eine Besprechung mit Reichsleiter Rosenberg, Reichsminister Lammers, Feldmarschall Keitel, mit dem Reichsmarschall und mir statt. Die Besprechung begann um 15 Uhr und dauerte mit einer Kaffeepause bis gegen 20 Uhr.
Einleitend betonte der Führer, er wolle zunächst einige grundsätzliche Feststellungen treffen. Verschiedene Maßnahmen seien jetzt notwendig; dies bewiese u. a. ein von einer unverschämten Vichy-Zeitung gebrachter Hinweis, der Krieg gegen die Sowjetunion sei ein Krieg Europas; er sei also auch für ganz Europa zu führen. Offenbar wolle diese Vichy-Zeitung mit diesen Hinweisen erreichen, daß die Nutznießer dieses Krieges nicht allein die Deutschen sein dürften, sondern daß alle europäischen Staaten daraus ihren Nutzen ziehen müßten.
Wesentlich sei es nun, daß wir unsere Zielsetzung nicht vor der ganzen Welt bekanntgäben; dies sei auch nicht notwendig, sondern die Hauptsache sei, daß wir selbst wüßten, was wir wollten. Keinesfalls solle durch überflüssige Erklärungen unser eigener Weg erschwert werden. Derartige Erklärungen seien überflüssig, denn soweit unsere Macht reiche, könnten wir alles tun und was außerhalb unserer Macht liege, könnten wir ohnehin nicht tun.
Die Motivierung unserer Schritte vor der Welt müsse sich also nach taktischen Gesichtspunkten richten. Wir müßten hier genau so vorgehen, wie in den Fällen Norwegen, Dänemark, Holland und Belgien. Auch in diesen Fällen hätten wir nichts über unsere Absichten gesagt und wir würden dies auch weiterhin klugerweise nicht tun.
Wir werden also wieder betonen, daß wir gezwungen waren, ein Gebiet zu besetzen, zu ordnen und zu sichern; im Interesse der Landeseinwohner müßten wir für Ruhe, Ernährung, Verkehr usw. usw. sorgen; deshalb unsere Regelung. Es soll also nicht erkennbar sein, daß sich damit eine endgültige Regelung anbahnt! Alle notwendigen Maßnahmen – Erschießen, Aussiedeln etc. – tun wir trotzdem und können wir trotzdem tun.
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Demgemäß handelt es sich darum:
Wir wollen uns aber nicht irgendwelche Leute vorzeitig und unnötig zu Feinden machen. Wir tun also lediglich so, als ob wir ein Mandat ausüben wollten. Uns muß aber dabei klar sein, daß wir aus diesen Gebieten nie wieder herauskommen.
1. Nichts für die endgültige Regelung zu verbauen, sondern diese unter der Hand vorzubereiten;
2. wir betonen, daß wir die Bringer der Freiheit wären. Im einzelnen:
Die Krim muß von allen Fremden geräumt und deutsch besiedelt werden. Ebenso wird das alt-österreichische Galizien Reichsgebiet. Jetzt ist unser Verhältnis zu Rumänien gut, aber man weiß nicht, wie künftig zu jeder Zeit unser Verhältnis sein wird. Darauf haben wir uns einzustellen, und danach haben wir unsere Grenzen einzurichten. Man soll sich nicht vom Wohlwollen Dritter abhängig machen; danach müssen wir unser Verhältnis zu Rumänien einrichten.
Grundsätzlich kommt es also darauf an, den riesenhaften Kuchen handgerecht zu zerlegen, damit wir ihn erstens beherrschen, zweitens verwalten und drittens ausbeuten können.
Die Russen haben jetzt einen Befehl zum Partisanen-Krieg hinter unserer Front gegeben. Dieser Partisanenkrieg hat auch wieder seinen Vorteil: er gibt uns die Möglichkeit auszurotten, was sich gegen uns stellt. Grundsätzliches:
Die Bildung einer militärischen Macht westlich des Ural darf nie wieder in Frage kommen und wrenn wir hundert Jahre darüber Krieg führen müßten. Alle Nachfolger des Führers müssen wissen: die Sicherheit des Reiches ist nur dann gegeben, wenn westlich des Ural kein fremdes Militär existiere; den Schutz dieses Raumes vor allen eventuellen Gefahren übernimmt Deutschland.
Eiserner Grundsatz muß sein und bleiben: Nie darf erlaubt werden, daß ein anderer Waffen trägt als der Deutsche!
Dies ist besonders wichtig; selbst wenn es zunächst leichter erscheint, irgendwelche fremden unterworfenen Völker zur Waffenhilfe heranzuziehen, ist es falsch! Es schlägt unbedingt und unweigerlich eines Tages gegen uns aus. Nur der Deutsche darf Waffen tragen, nicht der Slawe, nicht der Tscheche, nicht der Kosak oder der Ukrainer!
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Keinesfalls dürfen wir eine Schaukel-Politik führen, wie dies vor 1918 im Elsaß geschah. Was den Engländer auszeichnet, ist sein immer gleichmäßiges Verfolgen einer Linie und eines Zieles! In dieser Hinsicht müssen wir unbedingt vom Engländer lernen. Wir dürfen demgemäß unsere Stellungnahme auch nie abhängig machen von einzelnen vorhandenen Persönlichkeiten : auch hier ist das Verhalten der Engländer in Indien gegenüber den indischen Fürsten usw. ein Beispiel: Immer muß der Soldat das Regime sicherstellen!
Aus den neugewonnenen Ostgebieten müssen wir einen Garten Eden machen; sie sind für uns lebenswichtig; Kolonien spielen dagegen eine ganz untergeordnete Rolle.
Auch wenn wir einzelne Gebietsteile jetzt schon abteilen, immer müssen wir als Schützer des Rechts und der Bevölkerung vorgehen. Demgemäß seien die jetzt notwendigen Formulierungen zu wählen, wir sprechen nicht von einem neuen Reichsgebiet, sondern von einer durch den Krieg notwendigen Aufgabe. Im einzelnen:
Im Baltikum muß jetzt das Gebiet bis zur Düna nach näherer Festlegung mit Feldmarschall Keitel in Verwaltung genommen werden.
Reichsleiter Rosenberg betont, nach seiner Auffassung sei in jedem Kommissariat eine andere Behandlung der Bevölkerung notwendig. In der Ukraine müßten wir mit einer kulturellen Betreuung einsetzen, wir müßten dort das Geschichtsbewußtsein der Ukrainer wecken, müßten eine Universität in Kiew gründen und dergleichen.
Der Reichsmarschall stellt demgegenüber fest, daß wir doch zunächst an die Sicherung unserer Ernährung denken müssen, alles andere könne f doch erst viel später kommen.
(Nebenfrage: Gibt es überhaupt noch eine kulturelle Schicht in der Ukraine oder gibt es Ukrainer gehobenen Standes lediglich außerhalb des heutigen Rußland als Emigranten?)
Rosenberg fährt fort, auch in der Ukraine müßten gewisse Selbständigkeitsbestrebungen gefördert werden.
Der Reichsmarschall bittet den Führer um Mitteilung, welche Gebiete anderen Staaten zugesagt seien.
Der Führer erwidert, Antonescu wolle Bessarabien und Odessa nebst einem Streifen, der von Odessa in West-Nordwest führt.
Auf die Einwände des Reichsmarschalls und Rosenbergs stellt der Führer fest, daß die neue von Antonescu gewünschte Grenze wenig außerhalb der alten rumänischen Grenze führe.
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Der Führer betont weiter, den Ungarn, den Türken und den Slowaken sei nichts Bestimmtes zugesagt worden.
Der Führer stellt dann zur Erwägung, ob man nicht den altösterreichischen Teil Galiziens sofort zum Gouvernement geben soll; auf Einwände hin bestimmt der Führer, dieser Teil solle nicht zum Gouvernement kommen, sondern lediglich gleichzeitig dem Reichsminister Frank unterstellt werden (Lemberg).
Der Reichsmarschall hält es für richtig, verschiedene Teile des Balten-Landes, z. B. die Bialystoker Forsten, Ostpreußen zuzuteilen.
Der Führer betont, das gesamte Balten-Land müsse Reichsgebiet werden.
Ebenso müsse die Krim mit einem erheblichen Hinterland (Gebiet nördlich der Krim) Reichsgebiet werden; das Hinterland müsse möglichst groß sein.
Hiergegen hat Rosenberg Bedenken wegen der dort wohnenden Ukrainer.
(Nebenbei: Es tritt mehrfach in Erscheinung, daß Rosenberg für die Ukrainer sehr viel übrig hat; er will die alte Ukraine auch erheblich vergrößern.)
Der Führer betont weiter, auch die Wolga-Kolonie müsse deutsches Reichsgebiet werden, ebenso das Gebiet um Baku; es müsse deutsche Konzession werden (Militär-Kolonie).
Die Finnen wollen Ost-Karelien, doch soll wegen der großen Nickelvorkommen die Halbinsel Kola zu Deutschland kommen. Mit aller Vorsicht müsse die Angliederung Finnlands als Bundesstaat vorbereitet werden. Das Gebiet um Leningrad wird von den Finnen beansprucht; der Führer will Leningrad dem Erdboden gleich machen lassen, um es dann den Finnen zu geben. [. ..]
Reichsleiter Rosenberg schnitt dann die Frage der Sicherung der Verwaltung an.
Der Führer sagt dem Reichsmarschall und dem Feldmarschall, er habe immer darauf gedrängt, daß die Polizei-Regimenter Panzerwagen bekämen; für den Einsatz der Polizei in den neuen Ostgebieten sei dies höchst notwendig, denn mit einer entsprechenden Anzahl von Panzerwagen könne ein Polizei-Regiment natürlich ein Vielfaches leisten. Im übrigen, betont der Führer, aber sei die Sicherung natürlich sehr dünn. Der Reichsmarschall werde aber alle seine Übungs-Flugplätze in die neuen Gebiete verlegen und wenn es notwendig sei, dann könnten selbst Ju 52 bei Aufruhr Bomben schmeißen. Der Riesenraum müsse natürlich so rasch wie möglich befriedet werden; dies geschehe am besten dadurch, daß man jeden, der nur schief schaue, totschieße.
Feldmarschall Keitel betont, für ihre Dinge müsse man die Einwohner selbst verantwortlich machen, denn es sei natürlich nicht möglich, für
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jeden Schuppen und für jeden Bahnhof eine Wache zu stellen. Die Einwohner müßten wissen, daß jeder erschossen würde, der nicht funktioniere, und daß sie für jedes Vergehen haftbar gemacht würden.
Auf die Rückfrage Reichsleiter Rosenbergs erwiderte der Führer, Zeitungen – auch z. B. für die Ukraine – müßten wieder ins Leben gerufen werden, um die Einwirkungsmöglichkeit auf die Landeseinwohner zu bekommen.
106 Vortragsnotiz aus der Operationsabteilung des Generalstabes des Heeres zu den Äußerungen des Chefs des Generalstabes des Heeres über das militärische Okkupationsregime in den eroberten sowjetischen Gebieten, Mitte Juli 1941
OKH/GenStdH/Op Abt (V), unterzeichnet: Menzel.
Kriegstagebuch des Oberkommandos der Wehrmacht (Wehrmachtführungsstab) 1940–1945, a. a. O., S. 1026–1027.
Für die vorgeschlagene Truppenzahl und Truppenverteilung waren folgende Gesichtspunkte maßgebend.
I. Die Zahl der Besatzungsverbände ist möglichst gering zu halten. Ein erster Vorschlag hatte die Zahl von insgesamt 60 Divisionen errechnet, nach genauerer Überrechnung war die Zahl von 54 Divisionen insgesamt festgelegt worden.
Die Zahl der mot.Verbände ist durch Weisung des Führers auf 12 Pz., 6 mot.Divisionen festgelegt worden.
Die Zahl von 2 Pz., 1 mot., 2 Geb.Divisionen für die Operationsgruppe Kaukasus-Iran entspricht einer Berechnung der Gruppe West.
II. Die Truppenverteilung ist von dem Vorschlag des Reichsleiters Rosenberg ausgegangen, der die Aufteilung in die vier Staatsgebilde Ostland, Rußland, Ukraine und Kaukasus vorsieht.
Für jedes der beiden kleineren Staatsgebilde Ostland und Kaukasus und für jede Hälfte der räumlich großen Staaten Ukraine und Rußland wurde die Zahl von je 7–10 Divisionen und 1 AOK für notwendig erachtet.
Die für die Verteilung der schnellen Verbände maßgebenden Gesichtspunkte sind im Teil 1 Ziffer 3 festgelegt.
III. Für die Truppen Verteilung im einzelnen waren folgende Gesichtspunkte maßgebend:
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1. Die Truppe ist in begrenzten Piäumen, die an starke Abschnitte anzulehnen und rundum verteidigungsfähig auszubauen sind, in Stärke von 1–2 Divisionen zusammenzuhalten (Befestigte Plätze).
2. Die befestigten Plätze müssen in der Nähe der russischen industriellen und wirtschaftlichen Lebenszentren liegen, so daß diese dauernd unter dem bestimmenden Einfluß der deutschen Besatzungsmacht stehen. Hierfür sind besonders wichtig:
das Don-Donez-Industriegebiet, das zentralrussische Industriegebiet, das Gebiet um Petersburg [Leningrad] und das Ural-Industriegebiet.
3. Die befestigten Plätze sollen nach Möglichkeit nicht in den Industriegebieten liegen, sondern an deren Rande, um nicht die Wirtschaft zu hemmen und abgesetzt von großen Städten, um die Beeinflussungsmöglichkeit der Besatzung herabzumindern.
4. Sie sollen weitgehend an die Schlüsselpunkte der wichtigsten West-Ostverbindungen herangelegt werden und selbst gesicherten Eisenbahnanschluß haben. Versorgungseinrichtungen müssen in ausreichendem Umfang in gesicherter Nähe liegen oder innerhalb der befestigten Plätze liegen.
5. Ein Teil von ihnen soll ermöglichen, den Mittellauf der Wolga in beweglich geführter Verteidigung gegen Angriffe aus ostwärtiger Richtung zu halten.
6. Sie sollen in sich eine leistungsfähige Bodenorganisation der Luftwaffe (bereits bestehende Flugplätze oder neu zu schaffende E-Häfen) aufnehmen können.
7. Sie sollen so liegen, daß sie sich gegenseitig mit mot.Kräften unterstützen können (1–2 Tagesmärsche Entfernung für mot.Verbände).
8. Ehemalige russische Truppenübungsplätze können in gewissem Umfange verwendet werden, doch ist zu bemerken, daß diese nur als Sommerlager eingerichtet sind, in denen die Truppe in Zelten lebt.
IV. Die nach vorstehenden Gesichtspunkten kartenmäßig am geeignetsten erscheinenden Landesteile sind in anliegender Karte eingezeichnet.
V. Wenn die Besetzung vorerst über die Linie Wolga bis Kasan-Kirow – Dwinalauf [Daugawa] nicht auszudehnen ist, entfällt zunächst die territoriale Einteilung in zwei Armeebereiche Rußland Ost und West. Die Zahl an Divisionen wird trotzdem in gleicher Höhe für erforderlich gehalten.
Es würde sich empfehlen, ein Besatzungs-AOK zu bilden, Sitz Moskau, an dessen Ostgrenze exterritorial eine Operationsarmee unterzubringen wäre.
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Maßnahmen der Wehrmachtführung zur Vorbereitung der Ausplünderung der Sowjetunion
107 Aktenvermerk über eine Besprechung Generalleutnants Stud mit Offizieren aus den Abteilungen des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes zur Schaffung einer Organisation für die wirtschaftliche Ausplünderung des zu erobernden sowjetischen Gebiets, 1. November 1940x
Rü (Ic) geh.Kdos., unterzeichnet: Gädke. DMA Potsdam, W 65.00./47, Bl. 811–812.
1. Von Generalleutnant Stud ist zunächst in Aussicht genommen, die Aufstellung von einem WiRüStab mit 4 Rüstungsinspektionen und 4x3 Rüstungskommandos.
Als Termin für die Beendung der kalendermäßigen Aufstellung wurde der 15. 12. festgelegt.
2. Dringendste Aufgabe ist die Erfassung von geeignetem Personal mit Landeskenntnissen: dazu
a) Ausgabe einer Verfügung von Rü VI an die Rüstungsinspektionen, für besondere AufgabÄ der Rußlandgruppe des WiRüAmts geeignetes Personal zu erkunden.
b) Entsprechende getarnte Fühlungnahme von Wi mit anderen Stellen – Spediteure usw. – . Hierfür sind Vorschläge von Rü und Ro erwünscht.
3. Wi wird Karten für die in Frage kommenden Bezirke anfertigen, in denen die wichtigsten wehrwirtschaftlichen Industrieanlagen und Rohstoffvorkommen eingezeichnet sind.
1 An der Besprechung nahmen nachweislich teil: von der Wehrwirtschaftlichen Abteilung Oberst Dietrich, von der Rohstoffabteilung Oberstleutnant Tietze, von der Rüstungsabteilung VI Major Pauck und Major Gadke als Protokollant.
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4. Ro soll im Laufe der nächsten Woche seine Forderungen bezüglich der Rohstoffabteilungen bzw. Gruppen der Wehrwirtschaftsorganisation und bezüglich sonstiger Einheiten (Mineralöle, Reifengebiet usw.) zusammenstellen.
5. Nach Vorlage des Materials gemäß 4. wird Rü I Vorschläge für die Gliederung der Wehrwirtschaftsorganisation und der Stärkenachweisungen aufstellen.
108 Studie des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes über das sowjetische Wirtschaftspotential und die voraussichtlichen kriegswirtschaftlichen Gewinne durch die geplante Aggression gegen die Sowjetunion, 13. Februar 1941
WiRüAmt Nr. 10/41 geh.Kdos. Chefs., unterzeichnet: Thomas, 554 Ausf.: 9. Ausf.
Georg Thomas, Geschichte der deutschen Wehr – und Rüstungswirtschaft (1918–1943/45), hrsg. von Wolfgang Birkenfeld, Boppard a. Rh. 1966, S. 515–532.
I. Landwirtschaft
a) Getreide
Der Ertrag der gesamtrussischen Getreideernte ist außerordentlichen großen Schwankungen unterworfen und bewegt sich auf den Halm geschätzt zwischen 80 und 110 Mill. t. Im Jahre 1937 betrug die Gesamternte rund 110 Mill. t. An ihr war das europäische Rußland (ohne neuerworbene und Uralgebiete* bei einer Bevölkerung von rund 130 Mill. rund 76% der Gesamtbevölkerung der UdSSR) im ganzen mit rund 77 Mill. t = 71% bei Roggen mit 22 Mill. t = 83%, bei Weizen mit 26 Mill. t = 63%, bei Hirse, Buchweizen und Mais mit 7 Mill. t = 83%, bei Brotgetreide insgesamt mit 56 Mill. t = 77%,
bei Hafer mit 13 Mil. t = 64%, , , ::
bei Gerste mit 7 Mill. t = 80% beteiligt.
Die Hauptanbaugebiete des europäischen Rußlands sind bei Weizen die Ukraine, das Gebiet der mittleren Wolga und das Schwarzmeergebiet, bei
* In die Uralgebiete sind hier alle ostwärts der Linie Wolga – Archangelsk liegenden europäischen Gebiete einbezogen.
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Roggen in erster Linie Zentralrußland, dann Ukraine, Wolga und der Norden, bei Gerste die Ukraine und bei Hafer Zentralrußland und die Ukraine.
Größere Überschüsse liefern die Ukraine und das Gebiet der mittleren Wolga, während die an sich großen Erträge Zentralrußlands bei Durch-schittsernten knapp für die Ernährung der eigenen, verhältnismäßig dichten Bevölkerung ausreichen. Der Norden und Nordwesten Rußlands sind ausgesprochene Mangelgebiete.
Unterlagen über Gesamtverbrauch und Überschüsse sind nicht vorhanden. Die Überschüsse lassen sich jedoch durch folgende Überlegungen einigermaßen bestimmen:
1. Die UdSSR hat in den Jahren 1932,33, 35, 37 und 38 durchschnittlich je Jahr rund 1 Mill. t Brotgetreide und 4–600000 t Futtergetreide ausgeführt.
Diese Ausfuhren wurden nach oben nie wesentlich überschritten.
Beim Abschluß des deutsch-russischen Lieferabkommens für 1941x wurde von russischer Seite ausdrücklich betont, daß die Abgabe von 21/2 Mill. t Getreide nur möglich sei, wenn die nationale Getreidereserve angegriffen werde.
Die Ausfuhren der Jahre 1932–1938 stellen demnach anscheinend das Höchstmaß an Überschüssen der gesamten UdSSR dar, die für Ausfuhrzwecke freigemacht werden konnten.
2. Die außergewöhnlich großen Ertragsschwankungen (auf dem Halm 80:110 Mill t) lassen darauf schließen, daß zum Ausgleich schlechter Ernten verhältnismäßig große Reserven vorhanden sein müssen. Ihre Bildung ist möglich, da bei guten Ernten die Überschüsse bis zu 10 Mill. t betragen können.
Die Fassungskraft der größeren Lagerhäuser, Getreidespeicher usw. wird auf rund 3^2 Mill t* geschätzt. Daneben gibt es eine erhebliche Zahl kleinerer Lagerhäuser, insbesondere bei den Sowjetgütern, Kolchoswirtschaften (90% der Anbaufläche) und den Maschinentraktorenstationen. Sowjetgüter und Kolchoswirtschaften sind außerdem verpflichtet, zusätzlich Reserven in Höhe von 20% ihres Saatgutbedarfs einzulagern.
Man wird infolgedessen damit rechnen können, daß die Vorräte der Kolchoswirtschaften im ganzen gesehen nicht unbeträchtlich sind.
3. Die ausgeführten Überschüsse stammen im wesentlichen aus der Ukraine und der unteren Wolga, also aus dem europäischen Teil der UdSSR.
1 Am 10. Januar 1941 wurde ein Abkommen zwischen der Sowjetunion und Deutschland unterzeichnet, das die beiderseitigen Lieferverpflichtungen für 1941 festlegte (siehe Gerhard Eichler, Die deutsch-sowjetischen Wirtschaftsbeziehungen vom August 1939 bis zum faschistischen ÜberfaU im Juni 1941, Phil. Diss. HaUe 1965, S. 184).
* (einschließlich der neu erworbenen Gebiete auf 4,2 Mill t).
22*
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90% der Lieferungen an Deutschland kamen 1940 aus dem Räume Kiew – Winniza – Odessa – Dnepropetrowsk.
4. Die zwischengebietlichen Getreidetransporte zeigen im Jahre 1937, einem besonders guten Erntejahr, daß der europäische Teil der UdSSR darüber hinaus insgesamt 0,8 Mill. t Getreide an Ural und Mittelasien abgegeben hat. Die gesamten Überschüsse (ohne die zur Einlagerung kommenden Mengen) des europäischen Teils scheinen demnach etwa 21j2 bis 3 Mill. t zu betragen. Dazu führten die neuerworbenen Gebiete bisher jährlich 1 Mill. t Getreide aus.
Bestellung der Felder, Saat und Ernte werden in den bäuerlichen Kollektivwirtschaften und den Sowjetgütern weitgehend durch Maschinen durchgeführt. Diese sind in den sogenannten Maschinentraktorenstationen (MTS, 6358 in der UdSSR) vereinigt. Ersatz der Traktoren durch Zugtiere* ist aus dem Lande nur in geringem Umfange, Ersatz der Maschinen** durch andere, durch Zugtiere bzw. mit der Hand zu betätigende Maschinen usw. überhaupt nicht möglich. Ebenso wenig kann eine ausreichende Versorgung mit deutschen Traktoren, Maschinen und Geräten erfolgen.
Das Gesamtergebnis wird deshalb ausschlaggebend davon abhängen, ob es gelingt, durch die Schnelligkeit der Operationen die zur Vernichtung der MTS, Getreidespeicher usw. mit Sicherheit vorbereiteten Organisationen zu zerschlagen und damit MTS und Vorräte vor der Vernichtung zu bewahren. Eine weitere nicht zu unterschätzende Voraussetzung ist die rechtzeitige Versorgung der MTS mit Treibstoff (die Landwirtschaft hat 1938 60% = rd. 9 Mill. t des verarbeiteten Mineralöls verbraucht.
Die Kollektivwirtschaft würde im Fall einer Besetzung die Ausnutzung des Landes erleichtern. Eine zu schnelle Änderung der Wirtschaftsform würde dagegen zu sehr schweren Störungen führen.
Wenn es auch ungewiß erscheint, ob es gelingt, MTS und Vorräte in großem Umfange vor der Vernichtung zu bewahren, wenn außerdem infolge der Einwirkungen eines Krieges im Höchstfalle eine 70%ige Ernte erwartet werden kann, so muß man doch berücksichtigen, daß der Russe gewöhnt ist, seinen Verbrauch schlechten Ernten anzupassen, und daß bei einer Bevölkerung von 160 Mill. auch eine kleine Senkung des je Kopf-Verbrauchs erhebliche Getreidemengen freimacht.
Unter diesen Voraussetzungen könnte es möglich sein, den deutschen Zuschußbedarf luv 1941 und 1942 zu decken. Eine wesentliche Verbesserung der
s Vieh wird im allgemeinen bei der bäuerlichen Arbeit nicht verwendet und ist aus diesem Grunde
an den schweren Zug nicht gewöhnt. ** Die in den MTS vorhandenen Erntemaschinen usw. sind zu groß, als daß sie durch Tiere oder normale deutsche Traktoren bewegt werden könnten.
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Versorgung Deutschlands und des von ihm beherrschten Raumes mit Getreide wird jedoch voraussichtlich erst nach einem Neuaufbau der Landwirtschaft und nur bei Sicherstellung des Treibstoffbedarfs zu erreichen sein.
b) Viehhaltung
Der Anteil des europäischen Rußland (ohne Uralgebiete) an dem Viehbestand der UdSSR beträgt bei Pferden rund 15 Mill. = 74%, bei Rindvieh rund 43 Mill. = 71%, bei Schweinen rund 27 Mill. = 86%, bei Schafen und Ziegen rund 46 Mill. = 62%.
Die wichtigsten Zuchtgebiete sind bei Pferden die Ukraine (rund 25% des Gesamtbestandes der UdSSR), dann Mittelrußland, die Ostseeländer und Weißrußland. Bei Rindvieh steht ebenfalls die Ukraine mit 19% an der Spitze. Es folgen Mittelrußland und die Ostseegebiete. Hauptgebiet der Schweinezucht ist die Ukraine (rund 25% des gesamten Bestandes der UdSSR), dann Weißrußland, die baltischen Länder (rund 19%) und das westliche Mittelrußland.
Überschußgebiete an Rindvieh sind der Kaukasus, Transkaukasien, Weißrußland und die Ostseeländer (diese lieferten 1940 77000 Schweine an Deutschland) und die Ukraine.
Die Dichte der Viehhaltung im Verhältnis zur Bevölkerungszahl ist bei Rindvieh, Schafen und Ziegen erheblich größer als im deutschen Reich. Sie wird jedoch mehr als ausgeglichen durch die sehr niedrigen Schlachtgewichte und die geringe Leistung der Tiere. Obwohl der Russe ein geringer Fleischverbraucher ist, stehen deshalb nennenswerte Überschüsse für die Ausfuhr nicht zur Verfügung. Die Vorratsbildung an Viehzuchterzeugnissen ist unbedeutend, da nur die großen Städte (an erster Stelle Moskau) Kühleinrichtungen besitzen. Butter hat die UdSSR in den letzten Jahren nicht mehr ausgeführt. Lediglich die baltischen Staaten haben im Jahre 1938 50000 t an Deutschland geliefert.
Mit einer Verbesserung der Fleischversorgung Deutschlands ist mit Sicherheit nicht zu rechnen. Es sei denn, daß die Versorgung der Truppe aus dem Lande vorübergehend eine gewisse Entlastung bringt. Im ganzen gesehen ist jedoch zu befürchten, daß die durch die Kriegsereignisse bedingten Ausfälle an Vieh auch die Überschußgebiete zu Mangelgebieten werden lassen.
c) Technische Kulturen 1. Baumwolle
Rund 35% der Anbaufläche und rund 25% der Erzeugung an Baumwolle liegen im europäischen Rußland, und zwar in der Südukraine, im Kaukasus und Schwarzmeergebiet. Der Ertrag an entkörnter Baumwolle der gesamt– 
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russischen Ernte belief sich 1938 (ohne den erst später erweiterten Anbau der Südukraine mit 22,6 v.H. der Gesamtfläche) auf 835000 t.
Rußland verfügt über verhältnismäßig große Reserven an Baumwolle, weil Verarbeitung und Produktion nicht miteinander Schritt hielten. Es hat sich deshalb verpflichtet, in den Jahren 1940–1942 2000001 an Deutschland zu liefern (1940 rund 74000 t).
Die Baumwollverarbeitung erolgt im Gegensatz zur Erzeugung im wesentlichen im europäischen Teil der UdSSR. Da die Bevorratung der verarbeitenden Industrien unmittelbar nach der Ernte einsetzt, sind normalerweise die Vorräte der Werke im Sommer nicht sehr bedeutend. Es besteht jedoch die Möglichkeit, daß die umfangreichen Baumwollieferungen aus USA hierin eine Änderung herbeiführen, weil sie zum Teil der verarbeitenden Industrie wahrscheinlich erst bis zum Sommer zugeführt werden können. Die übrigen Vorräte sind in den Erzeugungsgebieten und damit in der Hauptsache im asiatischen Teil anzunehmen.
Im ganzen wird es vielleicht möglich sein, die im deutsch-russischen Lieferabkommen vorgesehenen Mengen (95000 t) zu erhalten.
2. Hanf und Flachs
90% an Hanf und Flachs werden im europäischen Teil angebaut, und zwar in Nordwestrußland, den baltischen Staaten, Weißrußland und dem Nordostteil Mittelrußlands. Die Flachserzeugung betrug 1938 635000 t (88% der Welterzeugung), die Hanferzeugung 162000 t (38% der Welterzeugung). Die Ausfuhr an Flachs betrug 1938 22400 t, dazu kamen noch rund 50 000 t Ausfuhr aus Ostpolen und Baltikum.
Für 1941 ist die Lieferung von 22 0001 Flachs an Deutschland vorgesehen. Bei der Höhe des Gesamtertrages werden die russischen Lieferungen eine beträchtliche Steigerung erfahren können. Ebenso kann Hanf in größeren Mengen herausgezogen werden.
3. Ölpflanzen
Die wichtigste Ölpflanze ist die Sonnenblume mit einem Jahresanfall von rund 325000 t öl, davon 91% aus dem europäischen Teil. Hauptanbaugebiete: Südukraine, Bessarabien, Krim, Wolga – und Schwarzmeergebiet. Die Jahreserzeugung an Lein – und Hanföl beträgt 135000 t, an Baumwollöl 225000 t. Lein – und Hanföl stammen fast vollständig, Baumwollöl zu 25% (rund 50000 t) aus dem europäischen Teil.
Dazu kommen etwa 15000 t Sojaöl aus Nordkaukasus, Ukraine und Bessarabien, ferner Rizinus mit einer Anbaufläche von 185000 ha und etwa 45000 t öl in der Schwarzmeerzone und im Nordkaukasus. Ferner Raps, Senf und Mohn mit etwa 60000 t ÖL
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Die Gesamternte an Ölsaaten beträgt im Durchschnitt 3–4 Mill. t. Die russischen ölpressereien liefern jährlich etwa 800000 t Pflanzenöl (6% der Welterzeugung), davon rund 670000 t aus dem europäischen Teil. Rußland ist damit auf diesem Gebiet autark. Es hat in den Jahren 1933–1937 jährlich rund 28000 t Ölsaaten und 261000 t Ölkuchen ausgeführt.
Trotz des zu erwartenden Rückgangs der Erzeugung kann man damit rechnen, daß es möglich sein wird, die aus dem Fernen Osten eingeführten Sojabohnen (300000 t Sojabohnen – 50000 t Sojaöl) und das Walöl (70000 t) bei einer Einschränkung des russischen Verbrauchs zumindest teilweise aus der UdSSR zu ersetzen, zumal, da die UdSSR das aus Sonnenblumenkernen erzeugte Speiseöl zum Teil auch für technische Zwecke eingesetzt hat und außerdem das von der Landbevölkerung selbst verbrauchte Öl nicht miteingerechnet ist.
77. Rohstoffe, NE-Metalle usw.
a) Allgemein:
Die UdSSR kann sich mit fast allen mineralischen Rohstoffen bereits heute oder in absehbarer Zeit selbst versorgen.
Lediglich bei Wolfram-, Molybdänerz, Vanadium und Antimon kann die zur Zeit geringe Bedarfsdeckung aus dem Inlande voraussichtlich keine nennenswerte Steigerung erfahren. Die Erzeugung von Kupfer und Zinn ist mit hohen Kosten verbunden. Sie wird bei Kupfer mit der Zeit die volle Deckung des Bedarfs erreichen können, bei Zinn aber voraussichtlich geringfügig bleiben.
Die für uns wichtigen Legierungs – und NE-Metalle stammen mit Ausnahme von Manganerz, Nickel und Schwefelkies fast vollständig aus dem Ural und dem asiatischen Teil. In geringen Mengen kommen sie fast alle auch im Kaukasus vor.
b) Im einzelnen: 1. Kohle
Die Kohleförderung betrug im Jahre 1938 rund 133 Mill. jato (davon 113 Mill. Stein – und rund 20 Mill. Braunkohle). Der Anteil des Donez-beckens betrug rund 60%, des Moskauer Beckens rund 6%. Ausgeführt wurden 1938 nur 427000 t. Im übrigen wurde die Kohle ausschließlich im Inland verbraucht.
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2. Eisenerz
Von der Gesamtförderung entfallen 70% (rd. 18 Mill. t) auf den europäischen Teil, und zwar 16 Mill. auf die Ukraine, rund 1,3 Mill. auf Zentralrußland, der Rest auf die Krim.
Die Vorräte bei den Eisenhütten an Erzkalkstein sollen 40 Tagessätze betragen. Ob dieses Ziel überall erreicht ist, erscheint fraglich. Ausfuhren sind in gewissem Umfange möglich.
3. Manganerz
Die wichtigsten Manganerzvorkommen liegen im Kaukasus mit 1,6 Mill. t und im Donez-Gebiet mit 1 Mill. t Jahresförderung.
Es dürfte an sich möglich sein, im Bedarfsfalle die vorgesehenen Lieferungen in Höhe von 200000 t zu steigern. Schwierigkeiten durch den vorübergehenden Ausfall werden sich voraussichtlich nicht ergeben, da die eigenen Vorräte bis zum Frühjahr 1942 reichen.
4. Chromerz
Im Ural werden jährlich 200000 t Chromerz gewonnen. Im übrigen europäischen Rußland ist Chromerz nicht vorhanden.
Die eigenen Vorräte reichen voraussichtlich bis Anfang 1942. Nach dem Aufbrauch der russischen Vorräte werden sich deshalb gewisse Schwierigkeiten in der Chromerzversorgung Deutschlands ergeben, falls der Ausfall Rußlands bis dahin nicht durch griechische Lieferungen zu einem Teil ausgeglichen werden kann. c) NE-Metalle und Stahlveredler
NE-Metalle und Stahlveredler sind von Rußland nur in geringen Mengen und nur zur Verwendung bei russischen Aufträgen geliefert worden.
1. Aluminium
Bauxit wird im europäischen Teil in der Hauptsache mit 160000 t bei Leningrad gewonnen. Dazu wird das auf der Halbinsel Kola anfallende Mineral Nephelin zur Aluminiumherstellung verwendet. Die Gesamterzeugung an Alumiuim beträgt zur Zeit rund 50000 jato, 90% davon werden in den beiden Aluminiumhütten am Wolchow und am Dnepr gewonnen.
2. Kupfer
Kupfervorkommen, ihre Aufbereitung und Verhüttung erfolgen in der Hauptsache im Ural (Jahresförderung an Kupferkiesen 4 Mill. t) und in geringem Umfange im Kaukasus (Jahresförderung an Kupferkiesen 400000 t).
Die kupferverarbeitende Industrie befindet sich jedoch im wesentlichen im europäischen Rußland (Moskau, Leningrad). Die ungewöhnlich hohen
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Kupfereinfuhren nach Kriegsbeginn lassen darauf schließen, daß die Bevorratung der Werke verhältnismäßig hoch sein wird.
3. Nickel
Die bedeutendsten Nickellagerstätten befinden sich im mittleren und südlichen Ural und auf der Halbinsel Kola. Die Jahresförderung betrug bisher 7000 t. Sie wird in diesem Jahre durch die Inbetriebnahme neuer Hütten auf der Halbinsel Kola eine erhebliche Steigerung erfahren und voraussichtlich 15000 t betragen.
Die Nickelvorkommen auf der Halbinsel Kola würden zusammen mit dem bisherigen Anteil Rußlands an der Nickelgewinnung in Finnland den deutschen Kriegsbedarf an Nickel nicht nur decken, sondern darüber hinaus wesentlich verbessern.
4. Zinn
Die Verhüttung der in Sibirien gewonnenen Zinnkonzentrate (eigene Zinnerzeugung einige Tausend Tonnen) erfolgt ausschließlich in Podolsk bei Moskau, die der eingeführten Zinnerze in Leningrad.
Man wird deshalb in Podolsk und Leningrad mit gewissen Vorräten an Zinn rechnen können.
5. Wolframit usw.
Förderzahlen sind bei Wolframit, Molybdänit, Vanadin und Kobalterz nicht bekannt. Förderstätten und Aufbereitungsanlagen liegen im wesentlichen im Ural und im asiatischen Teil.
Die Mehrzahl aller Werke, die Edelstahle und Ferrolegierungen herstellen, liegt jedoch im europäischen Teil. Gewisse Vorräte an Stahl-veredlern und Legierungsmetallen wird man deshalb mit Sicherheit auch im europäischen Teil vorfinden.
6. Phosphate
Rohphosphate werden im europäischen Teil rd. 2,5 Mill. jato auf der Halbinsel Kola und im Moskauer Gebiet gefördert.
Der für Deutschland abzuzweigende Anteil (bisher vorgesehen 40000 t) läßt sich bei Bedarf erheblich steigern.
7. Asbest
Asbest wird im europäischen Teil nur im Ural in Höhe von 100000 jato gewonnen und aufbereitet.
Es ist damit zu rechnen, daß die für Deutschland vorgesehenen 12000 t bei der weiterverarbeitenden Industrie vielleicht nicht in voller Höhe vorhanden sein werden und daß damit der unentbehrliche kriegswichtige Bedarf gegen Jahresende nicht mehr sichergestellt werden kann.
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8. Platin und Platinmetalle
Platin und Platinmetalle werden am Ural gewonnen. Mengenangaben sind nicht vorhanden. Da die weiterverarbeitende Industrie im wesentlichen um Leningrad und Moskau konzentriert ist, kann man hier mit gewissen Vorratsmengen rechnen.
9. Holz
Die Holzlieferungen der UdSSR lassen sich sowohl aus den Karpaten und den baltischen Staaten als auch aus den Waldgebieten Nordrußlands steigern.
III. Industrie
Die UdSSR ist in der Rangordnung der großen Industriestaaten der Welt hinter USA und Deutschland an die dritte Stelle getreten.
Die Produktionsgüterindustrie ist bei ihr stark bevorzugt gegenüber der Verbrauchsgüterindustrie.
Der Anteil der europäischen Gebiete am Bruttowert der Industrieproduktion betrug 1937 rd. 90%. Er dürfte sich inzwischen jedoch zugunsten des asiatischen Teils verringert haben.
Rüstungsindustrie und die mit [ihr] zusammenhängende Zubringerindustrie der UdSSR sind als leistungsfähig anzusprechen. Sie wTaren in der Lage, die Friedenswehrmacht gut zu versorgen, eine gewisse Bevorratung für den Kriegsfall und einen geringfügigen Export nach asiatischen Gebieten durchzuführen.1
Der mit der Besetzung der Gebiete westlich der Linie Wolga-Archangelsk (ohne Kaukasusgebiete) zufallende Anteil an der gesamtrussischen Erzeugung beträgt etwa bei: Munition 80%
Waffen 69%
Kampfwagen 75%
Flugzeugzellen 80%
Flugzeugmotoren 75%
Pulver, Spreng – und
chemische Kampfstoffe 80% Traktoren 80%
Lokomotiven 80%
1 Siehe Geschichte des Großen. Vaterländischen Krieges der Sowjetunion in 6 Bänden, Bd. I.Berlin 1962, S. 148.
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Waggon 70%
Feinmechanische und
optische Industrie 99%
Erdöl 1%
Kohle 69%
Eisenerz 70%
Manganerz 36%
NE-Metalle 20%
Eisenhüttenindustrie 70% •
Buntmetallindustrie 37%
Elektr[oenergie]erzeugung 70% Aluminiumerzeugung 90%
Elektrizitätswirtschaft
Kraftwerke mit einer installierten Leistung von über 20000 Watt gibt es im europäischen Teil der UdSSR rund 100, darunter 20 besonders große. Sie sind meist in der Nähe von Wasserkräften, Kohle – oder Erdölvorkommen errichtet. Zusammenhängende Strombelieferungsgebiete gibt es in der Ukraine, in den Gebieten um Moskau, Leningrad und in Transkaukasien. Die Industrien dieser Gebiete sind von der Strombelieferung durch die Kraftwerke im wesentlichen abhängig.
IV. Transportverhältnisse
Die sowjetrussischen Eisenbahnen haben sich bei der Durchführung der Transporte auf Grund des Liefervertrages wesentlich leistungsfähiger gezeigt, als man ursprünglich angenommen hatte. Trotzdem ist während der Durchführung und auch in absehbarer Zeit nach Abschluß der Operationen mit dem Transport kriegswichtiger Güter auf der Eisenbahn nur in sehr geringem Umfange zu rechnen. Die Bahnen werden, soweit sie instandgesetzt und betrieben werden können, ausschließlich für Versorgungs-, An – und Abtransport der Truppe usw. eingesetzt werden müssen.
Dagegen wird der Abschub kriegswichtiger Güter vor allem über die Häfen des Schwarzen Meeres, falls es gelingt, Störungen in größerem Umfange durch die russische und englische Flotte zu verhindern, dann über die russischen Ostseehäfen und ferner über Murmansk und Archangelsk bereits früher erfolgen können. Dies setzt voraus, daß die zum Teil notwendigen Zubringerstrecken zu den Einladehäfen verhältnismäßig bald ivieder benutzbar sein werden und für diese Aufgaben zur Verfügung stehen.
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Die für Deutschland wichtigen Produkte stammen in der Hauptsache aus den an die Ostsee, das Eismeer und das Schwarze Meer angrenzenden Gebieten. Zufuhren nach Deutschland werden sich deshalb voraussichtlich leichter gestalten, als die Versorgung der neu besetzten Gebiete.
V. Der Verlust
Ganz oder in großem Umfange fallen für Deutschland zumindest für einen längeren Zeitraum aus:
a) aus Rußland:
Asbest, dessen kriegswichtiger Bedarf gegen Ende des Jahres nicht mehr sichergestellt werden kann.
Platin und Iridium, mit deren Ausbleiben die Fertigung von Spezialinstrumenten für die Wehrmacht sofort eingestellt werden muß, weil Bestände nicht vorhanden sind.
Chromerze, bei denen Ausweichmöglichkeiten zum Teil voraussichtlich gegeben sind. Mineralöl siehe Abschnitt IX.
b) aus Ostasien
Kautschuk siehe Abschnitt X. Sojabohnen, Erdnüsse,
Walöl, deren Ausfall voraussichtlich durch Rückgriff auf die russische Erzeugung von Pflanzenöl zumindest zum Teil ausgeglichen werden kann. Wolfram. Das Ausbleiben der Wolframlieferung würde zur Einstellung der Fertigung von Panzermunition führen müssen, um mit den vorhandenen Vorräten möglichst lange die für die Waffen – und Munitionsfertigung unentbehrlichen Werkzeugstähle und die Herstellung der Treibstoffkontakte1 sicherzustellen.
Manilahanf und Ramie, auf deren Einfuhr die Kriegsmarine zur Herstellung von Tauen und die Luftwaffe zur Fertigung von Bespannungsstoffen angewiesen ist. Bedarfsdeckung ist nur bis Februar vorhanden. Seide. Die zur Herstellung von Fallschirmen notwendige Seide kommt, von geringen italienischen Lieferungen abgesehen, fast ausschließlich aus Japan. Es ist möglich, daß unter Umständen auf französische Seide ausgewichen werden kann.
1 Handschriftliche Randbemerkung: «Katalysatoren! (ehem. Reaktionsbeschleuniger!)».
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VI. Was bleibt der UdSSR?
Die Industrie des Urals und des asiatischen Teils der UdSSR kann im wesentlichen ohne den europäischen Teil des Landes bestehen. Es fehlen dann jedoch fast völlig feinmechanische und optische Industrie, Zinnhütten, ferner weitgehend die Aluminiumproduktion. Der Anteil an Erdöl mit 10% ist sehr gering.
Wie weit der in Gang befindliche weitere Ausbau der Industrie des asiatischen Teils das Bild in absehbarer Zeit zu verändern vermag, ist zur Zeit nicht zu übersehen.
Im einzelnen verbleiben der UdSSR etwa an: Munition
Kuibyschew 3% .
Nordural 6%
Mittelural 4%
im asiatischen Teil 5% =?= 18%
Waffen
Ishewsk 4%
Nordural 13%
Mittelural 10%
Südural 2%
asiatisches Rußland 2% = 31%
Kampfwagen
Nordural 5%
Mittelural 15% \l;- :
asiatisches Rußland 4% = 24%
Flugzeugzellen
Nordural 2%
Mittelural 7%
asiatisches Rußland 10% = 19%
Flugmotoren
Nordural ' 15%
Mittelural 5%
Südural 5% = 25%
Pulver, Spreng – und Kampfstoffe
Nordural 8%
Mittelural 7%
asiatisches Rußland 3% = 18%
Traktoren
Ural 20% = 20% -■■<;.■■
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Lokomotive
n




Ural
14%



asiatisches Rußland
4%
= 18%

Waggon





Ural
27%



asiatisches Rußland
2%
= 29%

Feinmechanik, Optische Industrie




Ural und asiatisches Rußland
rund 1%
= 1%

Erdöl





Ural ,
6%



asiatisches Rußland
4%
= 10%

Kohle





Ural
6%



asiatisches Rußland
25%
= 31%

Eisenerz





Ural
29%



asiatisches Rußland
1%
= 30%

Mangan





Ural und asiatisches Rußland
4%
= 4%

NE-Metalle





Ural «
36%



asiatisches Rußland
40%
= 76%

Eisenhüttenindustrie




Ural
21%



asiatisches Rußland
9%
= 30%

Buntmetallindustrie




Ural
32%



asiatisches Rußland
20%
= 52%

Elektr[oenergie]erzeugung




Ural
14%



asiatisches Rußland
unbekannt.

VII. Die Bedeutung des Gebietes südlich Don – und Wolgamündung
Das Gebiet südlich der Don – und Wolgamündung einschließlich des Kaukasus hat besondere Bedeutung sowohl für den Verteidiger als auch für den Angreifer.
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Es liefert etwa an:
Erdöl 89%
Manganerz 60%
Ferner an:
Munition 1%
Pulver, Spreng – und
chemischer Kampfstoff 2%
Werkzeugmaschinen 4%
NE-Metalle 4%
Buntmetallindustrie 11%
Elektr[oenergie]erzeugung 8%
Steht dieses Gebiet weiterhin der UdSSR zur Verfügung, so tritt eine wesentliche Verbesserung der Versorgung mit Mineralöl und Manganerz ein. Der Transport nach dem Ural und den asiatischen Gebieten über das Kaspische Meer erscheint im großen als gesichert.
Dem Angreifer bleibt in diesem Falle für die Versorgung der besetzten Gebiete lediglich 1% (rund 360000 jato) der Mineralölerzeugung aus der Westukraine. Dies ist um so schwerwiegender, als die gesamte russische Landwirtschaft auf Traktoren umgestellt und damit von der Belieferung mit Mineralöl völlig abhängig ist. Gleiches gilt für die russische Schwarz-meerschiffahrt, die fast ganz auf den Verbrauch von 01 eingestellt ist. (Die UdSSR führte im letzten Jahr bei einer Gesamtförderung von 31,5 Mill. jato nur rund 1 Mill. jato Mineralöl aus. Die ganze übrige Erzeugung wurde im Inland verbraucht oder den Reserven zugeführt.) Allein die Landwirtschaft verbrauchte im Jahre 1938 etwa 60°/o = 9 Mill. t des verarbeiteten Mineralöls. «^ ^ ;
VIII. Die Bedeutung der asiatischen Industrie
Gelingt es, die gesamte Industrie der Uralgebiete im wesentlichen zu zerstören, so kommt der im asiatischen Teil verbleibenden Rüstungsindustrie keine nennenswerte Bedeutung mehr zu. Das Gefüge der auf Zusammenarbeit zwischen Ural und Kusnezk aufgebauten Industrie wird durch den Ausfall der Uralgebiete auf das schwerste erschüttert. Der Zeitbedarf für den Ausbau der asiatischen Industrie zu einer leistungsfähigen und in sich geschlossenen Industrie läßt sich nicht voraussehen.
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IX. Mineralöl
1. Die Erzeugung des europäischen Teils
Rd. 90% = 27,1 Mill. jato der gesamtrussischen Förderung stammen aus
dem Kaukasus, rund 1% = 360000 jato aus der Westukraine (Droho– 

bytsch) und 4% = 2 Mill. jato aus dem Ural. Die Verarbeitung erfolgt
jedoch auch für den Hauptteil der Uralerzeugung (rund 1,2 Mill. jato) im
europäischen Teil der UdSSR. Die Hauptverarbeitungsstätten liegen in
dem Donezgebiet, an der Wolga und im Gebiet um Moskau. Von den
23 Raffinerien der Westukraine sind nur 3 in Betrieb mit einer Kapazität
von 250000–300000 jato.
Aus der Gesamtförderung werden gewonnen:
Benzin 7 Mill. t
Petroleum 6,5 Mill. t
Gas und Dieselöl 2,2 Mill. t
Heizöl 13 Mill. t
Schmieröl 2 Mill. t
Das russische Mineralöl ist verhältnismäßig benzinarm. Die wichtigsten
Anlagen für die Gewinnung von Flugbenzin liegen im südwestlichen
Ural.
Daneben ergibt die Destillation von Schieferteer in Estland jährlich rd. 180000 t Schieferteeröl.
2. Bedarf und Bedarfsdeckung Deutschlands
Der Bedarf Deutschlands (Wehrmacht – und Wirtschaftsforderungen) an Betriebsstoffen und die Bedarfsdeckung aus Eigenerzeugung, Einfuhren und Vorräten werden sich bei der Durchführung einer größeren Operation bis zum 1. 8. 41 voraussichtlich folgendermaßen gestalten (in 1000 t):
Deckung:
Kraftstoffe Bedarf eigene Einfuhren Vorräte
Erzeugung Rumänien Rußland*
258 331
79 136
195
72 301
Flugvergaser
880
604
18

Kfz. Vergaser
1781
826
624

Kfz. Diesel
1149
567
367

Schiffsdiesel
266
8
63

Heizöl
1088
575
140

* bis 1.4.[194i].
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Der aus den Vorräten einzusetzende Anteil kann ohne Rückgriff auf die sogenannten nichteinsetzbaren Bestände gedeckt werden: bei Flugvergaserkraftstoffen bis Herbst 1941 bei Kfz.-Vergaserkraftstoffen bis Ende Juli bei Kfz. – und Schiffsdiesel bis Ende August bei Heizöl* bis Ende des Jahres.
Von diesem Zeitpunkt an kann insbesondere der erhöhte Operationsbedarf nur aufrecht erhalten werden durch Rückgriff auf russische Vorräte oder russische Förderungen. Falls dies nicht möglich ist, müßte der Verbrauch auf deutsche Eigenerzeugung und rumänische Einfuhren gesenkt werden.
Nach Abschluß der Operationen könnte ab Herbst 1941 ein Normalverbrauch in Höhe des zur Zeit kontingentierten Bedarfs und des augenblicklichen Verbrauchs der Luftwaffe und der Marine mit Ausnahme von Dieselkraftstoffen durch Eigenerzeugung und rumänische Einfuhren gedeckt werden, falls keine erhebliche Störung in der Erzeugung durch Feindeinwirkung eintritt und der Transport aus Rumänien sichergestellt ist (Transportfrage).
Im übrigen ist die Inbetriebnahme der russischen Förderanlagen allein schon zur Versorgung der russischen Landwirtschaft erforderlich. 3. Transportmöglichkeiten
Im Jahre 1939 waren an den gesamten durchgeführten Mineralöltransporten der UdSSR beteiligt: die Eisenbahn mit 42% die Flußschiffahrt mit 14%
die Seeschiffahrt mit 49% (davon allein 80% auf dem Kaspischen Meer) die Leitungen mit 15%.
Eine alte Quelle gibt die Zahl der Tankschiffe mit insgesamt 89 an (davon 25 See – und 26 Flußschiffe). Die Fassungskraft bei Seeschiffen betrug 126000 t, bei Flußschiffen 140000 t (hierbei ist anscheinend die Kaspische Meerschiffahrt miteingerechnet). Die Zahl der Kesselwagen kann mit 66000 angenommen werden. Ihre Fassungskraft bewegt sich zwischen 15 und 40 t.
Mineralöltransporte mit Schiffen vom Schwarzen Meer nach Murmansk, Leningrad und dem Fernen Osten sind seit dem letzten Jahr eingestellt. Die Versorgung des Fernen Ostens und zum mindesten auch Ostsibiriens erfolgt aus Sachalin und den USA. Man kann damit rechnen, daß aus diesem Grunde bei dem zur Verfügung stehenden Tankschiffraum seit der Einstellung dieser Transporte eine gewisse Entlastung eingetreten ist und
* falls es gelingt, genügend Mischungskomponenten sicherzustellen.
23 Moritz, Barbarossa
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daß ferner der größere Teil der Kesselwagen für die Versorgung des europäischen Teils der UdSSR eingesetzt ist.
X. Kautschuk
1. Die Produktion der UdSSR
Die UdSSR erzeugte im Jahre 1938 rund 53000 t synthetischen Kautschuk und führte rund 27000 t Rohkautschuk ein. Der synthetische Kautschuk wurde in den Werken Jaroslawl, Woronesh, Jefremow bei Moskau und Kasan, also im europäischen Teil, gewonnen.
Der Erzeugung von Kautschuk aus Kautschukpflanzen kommt zur Zeit noch keine Bedeutung zu.
Die Hauptwerke für die Kautschukverarbeitung (Reifen – und hochentwickelte Industrie zur Herstellung von Gummischuhen, Jahreserzeugung 1937: 85 Mill. Paar) liegen in Leningrad, Moskau und Jaroslawl. Bei der geringen Zahl der weiterverarbeitenden Werke muß man bei ihnen mit erheblichen Vorräten rechnen.
2. Deutschlands Bedarf und seine Deckung
Die Gesamteinfuhr von Kautschuk erfolgt zur Zeit über die UdSSR.
Die Versorgungslage zeigt folgendes Bild: Deutsche Bestände 1. 2.[1941] 2200 t
Voraussichtliche Zugänge über UdSSR bis 1. 4. 6000 t Zugänge aus Frankreich 800 t
Insgesamt 9000 t
Verarbeitung Februar und März 6400 t
Bestand 2600 t Naturkautschuk.
Dieser Bestand gestattet eine Gesamtproduktion von monatlich 3300–3500 t auf die Dauer von 8–10 Monaten. Diese deckt bei weitem nicht den dringlichsten Gesamtbedarf Deutschlands mit 8500 t (Wehrmachtbedarf 6000 t) je Monat.
Die bisher vorgesehene deutsche Produktion war durch die Käufe in Indochina sichergestellt auf der Grundlage der Durchfuhr durch die UdSSR.
In der Unterbrechung der Zufuhren über die UdSSR liegt deshalb ein erhebliches Gefahrenmoment, da große Teilgebiete des Wehrmachtbedarfs nicht aus reinem Buna hergestellt werden können, sondern eine erhebliche Beimischung von Naturkautschuk benötigen.
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Schlußfolgerungen :
Eine Operation, die zur Besetzung des europäischen Teiles der UdSSR (ohne Uralgebiet) führt, bringt folgende Ergebnisse:
I. Für die ersten Monate wird sowohl auf dem Ernährungssektor wie auf dem Rohstoffgebiet für Deutschland eine Entlastung eintreten, wenn es gelingt, durch schnelles Zufassen
a) die Zerstörung der Vorräte zu verhindern,
b) das Erdölgebiet des Kaukasus unzerstört in unsere Hand zu bekommen und
c) die Transportfrage zu lösen.
II. Für eine längere Kriegsdauer ist eine wirksame Entlastung von folgenden Voraussetzungen abhängig:
a) auf allen Gebieten
1. von der Lösung der Transportfrage,
2. von dem Verbleib der Bevölkerung und ihrer Gewinnung zur Mitarbeit.
b) auf dem Gebiet der Landwirtschaft:
1. von der Verhinderung einer Zerstörung der MTS und der Möglichkeit des Ersatzes ihres Traktoren – und Maschinenparks durch Wiederaufnahme der Fertigung in der UdSSR.
2. von der Versorgungsmöglichkeit mit Treibstoffen.
c) auf industriellem Gebiet:
1. von der unzerstörten Inbesitznahme oder raschen Wiederherstellung der Kraftwerke.
2. von der Sicherstellung der Belieferung der Industrie mit den im europäischen Teil der UdSSR nicht vorhandenen Rohstoffen.
III. Ungelöst bleibt bis zur Gewinnung einer Verbindung mit dem Fernen Osten die Versorgung Deutschlands mit Kautschuk, Wolfram, Kupfer, Platin, Zinn, Asbest und Manilahanf.
IV. Die Gebiete südlich der Wolga – und Donmündung einschließlich des Kaukasus müssen in die Operation mit einbezogen werden. Das kaukasische Treibstoff gebiet ist für die Ausnutzung der besetzten Gebiete unentbehrlich.
V. Auf dem Gebiet der reinen Rüstungsindustrie führt sie zu einer Inbesitznahme von rund 75% der gesamten russischen Rüstungs – und fast 100% der
23*
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feinmechanischen und optischen Industrie. Der UdSSR verbleiben rund 25°/0 der reinen Rüstungs – und kaum 1% der feinmechanischen und optischen Industrie.
Anmerkung: Die amtliche russische Statistik ist in den letzten Jahren stark eingeschränkt worden. Ihre Angaben sind aus politischen Gründen oft zu hoch.
Alle Zahlenangaben sind deshalb nur Annäherungswerte. Verhältniszahlen müssen weitgehend auf Schätzung und Kombination beruhen.
109 Aktennotiz über eine Besprechung am 28. Februar 1941 beim Chef des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes zur Schaffung einer Organisation für die wirtschaftliche Ausplünderung der Sowjetunion (Wirtschaftsstab z.b.V. Oldenburg), 1. März 19411
Rü (Ic) geh.Kdos., unterzeichnet: Hamann, 5 Ausf.: 1. Ausf. IMGN, Bd. 27, Nürnberg 1948, S. 169–171 (Dokument 1317-PS).
Der General befahl, einen erweiterten Organisationsentwurf für den Reichsmarschall aufzustellen. Wesentlicher Inhalt:
1. Unterstellung der gesamten Organisation unter den Reichsmarschall. Zweck: Stützung und Erweiterung der Maßnahmen des Vierjahresplans.
2. Organisation muß alles umfassen, was Wehrwirtschaft betrifft. Ausgenommen nur Ernährung, auf deren Gebiet bereits Sonderauftrag an Staatssekretär Racke erteilt sein soll.
3. Eindeutige Feststellung, daß die Organisation unabhängig zu sein hat, von der Militär – bzw. Zivilverwaltung.
Wohl enge Zusammenarbeit, aber Weisungen direkt von der Zentralstelle in Rerlin.
4. Teilung der Arbeitsgebiete in zwei Sektoren:
a) Regleitung des Vormarsches unmittelbar hinter der vordersten Front, um die Zerstörung von Vorräten zu vermeiden und den Abtransport wichtiger Güter sicherzustellen.
1 An der Besprechung nahmen neben dem Amtschef General der Infanterie Thomas teil: Oberst Becht, die Oberstleutnante Witte, Luther und Matzky, die Majore v. Gusovius, v. Payr und Huch sowie die Hauptleute Emmerich und Dr. Hamann.
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b) Verwaltung der besetzten Industriebezirke und Auswertung in sich zusammengehöriger Wirtschaftsbezirke.
5. Angesichts des erweiterten Aufgabenkreises Rezeichnung Wehrwirtschaflnspektion statt Rüstungsinspektion vorzuziehen.
6. Angesichts des großen Aufgabenkreises großzügige Ausgestaltung der Organisation mit entsprechend zahlreichen Kräften erforderlich.
Hauptaufgabe der Organisation werde in der Erfassung von Rohstoffen und in der Übernahme aller wichtigen Retriebe bestehen. Für die letztere Aufgabe würden zweckmäßiger Weise von Anfang an zuverlässige Persönlichkeiten deutscher Konzerne eingeschaltet werden, da nur mit Hilfe ihrer Erfahrungen von Beginn an erfolgreiche Arbeit geleistet werden könne (z. R. Rraunkohle, Erz, Chemie, Erdöl).
Nach Erörterung weiterer Einzelfragen wurde Oberstleutnant Luther beauftragt, innerhalb von acht Tagen einen ersten derartigen Organisationsentwurf aufzustellen.
Enge Zusammenarbeit mit den einzelnen Abteilungen des Hauses erforderlich. Für Wi und Ro muß noch ein Offizier bestimmt werden, mit dem der Arbeitsstab in ständiger Verbindung bleiben kann. Wi soll jedem Abteilungschef und Oberstleutnant Luther ein Exemplar der neuen Ausarbeitung Rußland zur Verfügung stellen.
Generalleutnant Schubert soll gebeten werden, sich in der zweiten Hälfte der nächsten Woche in Rerlin einzufinden. Ebenso sollen sich die bei den einzelnen Rüstungsinspektionen mit der Aufstellung beauftragten 4 Offiziere Ende nächster Woche beim Herrn Amtschef melden.
110 Aufzeichnung über eine Besprechung des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes mit Vertretern der Wehrmachtteile über den Wirtschaftsstab z.b.V. Oldenburg, 29. April 1941
Rü (Ic) geh.Kdos., nicht unterzeichnet, 4 Ausf.: 1. Ausf.
IMGN, Bd. 27, Nürnberg 1948 S. 32–38 (Dokument 1157-PS). ' '
I. Begrüßung
Zweck der Zusammenkunft: Einführung in den organisatorischen Aufbau
des wirtschaftlichen Sektors des Unternehmens Barbarossa-Oldenburg.
Wie bereits bekannt, hat Führer im Gegensatz zu bisherigem Vorgehen für dieses Unternehmen einheitliche Zusammenfassung aller wirtschaft– 
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liehen Vorgänge befohlen und mit der Gesamtleitung der Wirtschaftsverwaltung im Operationsgebiet und in den politischen Verwaltungsgebieten den Reichsmarschall beauftragt.
Dieser hat die Aufgabe einem wirtschaftlichen Führungsstab unter dem Chef Wi Rü Amt delegiert.
Unter dem Reichsmarschall und dem wirtschaftlichen Führungsstab steht als oberste Zentralstelle im Gebiet des Unternehmens selbst der Wirtschaftsstab z.b.V. Oldenburg unter Generalleutnant Schubert.
Ihm sind in örtlicher Aufgliederung unterstellt: 5 Wirtschaftsinspektionen, 23 Wirtschaftskommandos und 12 Außenstellen, die auf wichtige Plätze im Bereich der Wi Kdos verteilt sind.
Die Verwendung dieser Dienststellen erfolgt im rückwärtigen Heeresgebiet; und zwar soll im Bereich jeder Heeresgruppe beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes eine Wirtschaftsinspektion eingesetzt werden, der die Leitung der wirtschaftlichen Ausnutzung des Gebiets obliegt.
Von dem rückwärtigen Heeresgebiet zu unterscheiden ist das eigentliche Gefechtsgebiet und das rückwärtige Armeegebiet. In ihnen erfolgt die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Belange durch den IV Wi der AOKs, d. h. den VO des OKW/Wi Rü Amt bei den Armeeoberkommandos. Für das Gefechtsgebiet sind ihm beigegeben: Technische Bataillone sowie Er-kundungs – und Bergungstrupps für Rohstoffe, Mineralöl, landwirtschaftliche Maschinen, insbesondere Traktoren und Produktionsmittel.
In dem zwischen dem Gefechts – und dem rückwärtigen Heeresgebiet liegenden rückwärtigen Armeegebiet sind dem VO des Wi Rü Amtes für die Unterstützung der Sachbearbeiter des AOK bei der Versorgung der Truppe aus dem Lande sowie zur Vorbereitung der späteren allgemeinen wirtschaftlichen Ausnutzung Gruppen IV Wi bei den einzelnen Feldkommandanturen zur Verfügung gestellt.
Während diese Einheiten mit der Truppe mitgehen, sind die Wirtschaftsinspektionen, Wi Kdos und Außenstellen bodenständig.
Das Neue für die dem Wi Stab Oldenburg unterstellte Organisation ist, daß sie nicht nur die Wehrwirtschaft betreut, sondern das Gebiet der gesamten Wirtschaft umfaßt. Demzufolge sind alle Dienststellen nicht mehr als Wehrwirtschafts – oder Rü-Dienststellen bezeichnet, sondern ganz allgemein als Wirtschaftsinspektionen, Wirtschaftskommandos etc.
Dem entspricht auch der innere Aufbau der einzelnen Dienststellen, die sich vom Wi Stab Oldenburg selbst bis zu den Wi Kdos hinunter gleichmäßig in drei große Gruppen gliedern, nämlich die Gruppe M, deren.
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Arbeitsgebiet Truppenbedarf, Rüstung, wirtschaftliches Transportwesen umfaßt, die Gruppe L, die alle Fragen der Ernährung und Landwirtschaft bearbeitet, und die Gruppe W, der die Bearbeitung der gesamten gewerblichen Wirtschaft einschließlich Rohstoffe und Versorgungsbetriebe obliegt, ferner die Fragen der Forstwirtschaft, des Finanz – und Bankwesens, des Feindvermögens, des Handels – und Warenverkehrs und des Arbeitseinsatzes.
Als Beauftragter für Ernährung und Landwirtschaft ist beim Führungsstab Staatssekretär Backe eingesetzt, während die Bearbeitung der Fragen des Bereichs der Gruppe W von General v. Hanneken geleitet wird.
Bevor wir auf die Einzelgliederung und die uns obliegende Besetzung der Gruppe M eingehen, kurze Übersicht über die geplante II. Ortliche Aufgliederung
(Karte, die bereits übergeben) Eintragungen in die Karte erläutern die Decknamen.
Von den 5 Inspektionen sind von Beginn an 4 eingesetzt, während die 5. mit vorläufig unbestimmter Verwendung in Reserve gehalten wird.
1. Leningrad (Holstein)
mit Wi Kdos in Wilna [Vilnius], Riga, Reval [Tallin], Leningrad, Murmansk und Außenstellen in Wologda, Archangelsk.
2. Moskau (Sachsen)
mit Wi Kdos in Minsk, Moskau, Tula, Gorki und Außenstellen in Brjansk, Jaroslawl, Rybinsk.
3. Kiew (Baden)
mit Wi Kdos in Lemberg [Lwow], Kiew, Kischinjow, Odessa, Charkow, Dnjepropetrowsk, Stalino, Rostow, Stalingrad und Außenstellen in Sewastopol, Kertsch, Woronesh, Kursk. '
Schließlich
4. Baku (Westfalen)
mit Wi Kdos in Krasnodar, Grosny, Tiflis, Baku und einer Außenstelle in Batumi.
In Reserve stehen dann noch neben der 5. Inspektion mit Decknamen Hessen ein Wi Kdo (Borkum) und 2 Außenstellen. III.
Es handelt sich nun darum, die einzelnen Dienststellen so zu besetzen, wie es den örtlichen und sachlichen Erfordernissen entspricht.
Beim Wi Stab Oldenburg und bei den Wi Inspektionen, die im wesentlichen über den gleichen Aufbau verfügen, erscheint eine Unterscheidung
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nach örtlichen Gesichtspunkten nicht erforderlich, da in jedem der riesigen Arbeitsgebiete alle Fragen vorkommen und daher alle Abteilungen besetzt sein müssen.
Die Herren finden daher in den ihnen vorliegenden Stärkenachweisungen beim Wi Stab Oldenburg und allen Wirtschaftsinspektionen gleichmäßig hinter dem Chef mit seinem Ordonnanzoffizier eine Stabsgruppe, die entsprechend dem Ihnen überreichten Schema enthält: die Adjutantur, das Referat Einsatz der Dienststellen, Abwehr, Nachrichten, Kommandant des Stabsquartiers, Verpflegungsoffizier und Dolmetscher.
Ebenso ist die Gruppe M gleichmäßig mit allen Abteilungen Wehrmacht (Heer, Marine, Luft, Verwaltung), sowie den Abteilungen Transport, Technik, Allgemeines und Truppenbedarf zu besetzen. Hier läßt sich keine Einsparung erreichen.
Auch bei den Wi Kdos ist als gemeinsamer Ausgangspunkt eine Normalstärke vorgesehen, die Ihnen ebenfalls vorliegt. Es ist aber nicht notwendig oder erwünscht, sie bei allen Wi Kdos in vollem Umfange oder in gleichem Ausmaße auszufüllen; vielmehr kommt es hierbei entscheidend auf die Eigenarten der einzelnen Gebiete an.
Stabsgruppe und Referat Transport, Technik und Allgemeines werden bei allen Wi Kdos besetzt werden müssen. Ob aber die einzelnen Wehrmachtteile das betreffende Wi Kdo besetzen wollen, wird im wesentlichen davon abhängen, ob der betreffende Wehrmachtteil in dem Gebiet irgendwelche bedeutsamen Interessen zu vertreten hat.
Dabei ist zu bedenken, daß die gesamte Organisation einen riesigen Menschenapparat erfordert und daß bei dem allgemeinen Mangel an qualifizierten Kräften nur die Stellen besetzt werden können, bei denen eine sachliche Notwendigkeit hierzu besteht.
Die Wehrmachtteile werden daher zu entscheiden haben, bei welchen der 23 Wi Kdos sie vertreten sein wollen. Die Besetzung aller 4 Referate Heer, Marine, Luft und Verwaltung wird nur an wenigen zentral gelegenen Punkten nötig sein. Sollten auf der anderen Seite in einigen Fällen alle Wehrmachtteile auf eine Besetzung verzichten, so würden wir an die Stelle der vorgesehenen Gliederung in 4 Teile ein gemeinsames rüstungswirtschaftliches Referat treten lassen und dies vom Wi Rü Amt aus besetzen.
Der Beschleunigung halber – die Aufstellung muß bis zum 5. Mai beendet sein – müssen wir die Wehrmachtteile bitten, ihre Entscheidung bis zum Freitag, den 2. Mai, dem Wi Rü Amt mitzuteilen.
Um diese Entscheidung weitgehend vorzubereiten und zu erleichtern, hat Rittmeister Jonas als genauer Kenner des Gebiets eine Aufstellung angefertigt, in der hinter dem Namen eines jeden Wi Kdos durch den
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Buchstaben des betreffenden Wehrmachtteils ausgedrückt ist, welcher Wehrmachtteil nach seiner Ansicht an einer Besetzung seines Referats interessiert sein sollte.
Material liegt Ihnen in der großen Ausarbeitung Rfußland]1, insbesondere in der Wirtschaftskarte und der Liste, in der alle rüstungswirtschaftlich bedeutsamen Firmen aufgeführt sind, vor. Um den Herren aber angesichts der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit bei der Urteilsbildung behilflich zu sein, wird Rittmeister Jonas jetzt in einem kurzen Vortrag die Besonderheiten der einzelnen Gebiete auf rüstungswirtschaftlichem Gebiet darlegen: Vortrag Rittmeister Jonas. Ferner zu erörternde Punkte
a) Für die Besetzung einiger der genannten Dienststellen wollen wir im Interesse der Personalersparnis bereits vorhandene Dienststellen der besetzten Gebiete heranziehen. So soll die Wirtschaftsinspektion Moskau durch die aus Frankreich herauszuziehende RülnA besetzt werden. Wi Kdo Murmansk soll von Norwegen aus besetzt werden, Wi Kdo Moskau durch RüKdo Troppau, WiKdo Lemberg durch RüKdo Radom, Außenstelle Sewastopol durch Außenstelle Aarhuis. Wenn diese Formationen auch noch auf die erforderliche Stärke gebracht und ergänzt werden müssen, so ist durch ihren Einsatz doch wenigstens der Grundstock geschaffen und damit eine wesentliche Ersparnis an Personal erreicht.
b) Welche Angehörigen der Wehrmachtteile sind bereits durch Rü VI in Anspruch genommen?
c) Bei welchen Wi Kdos sollen Kommandeur oder z. B. Leitung des Referats Transport mit den Angehörigen eines vorzugsweise interessierten Wehrmachtteils besetzt werden?
1 Gemeint ist offensichtlich die vom Wehrwirtschafts – und Rüstungsamt angefertigte Übersicht «Die Wehrwirtschaft der Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken (UdSSR)» vom März 1941 (siehe Dokument 20).
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111 Aktennotiz über eine Besprechung von Mitgliedern des Wirtschaftsstabes Ost mit Vertretern des Wirtschaftsführungsstabes Ost zur geplanten wirtschaftlichen Ausplünderung der okkupierten sowjetischen Gebiete, 2. Mai 1941x
Chefs., 2 Ausf.
IMGN, Bd. 31, Nürnberg 1948, S. 84 (Dokument 2718-PS).
1. Der Krieg ist nur weiter zu führen, wenn die gesamte Wehrmacht im 3. Kriegsjahr aus Rußland ernährt wird.'
2. Hierbei werden zweifellos zig Millionen Menschen verhungern, wenn von uns das für uns Notwendige aus dem Lande herausgeholt wird.
3. Am wichtigsten ist die Bergung und Abtransport von Ölsaaten, Ölkuchen, dann erst Getreide. Das vorhandene Fett und Fleisch wird voraussichtlich die Truppe verbrauchen.
4. Die Beschäftigung der Industrie darf nur auf Mangelgebieten wieder aufgenommen werden, z. B.
die Werke für Verkehrsmittel,
die Werke für allgemeine Versorgungsanlagen (Eisen), die Werke für Textilien,
von Rüstungsbetrieben nur solche, bei denen in Deutschland Engpässe bestehen.
Aufmachung von Reparaturwerkstätten für die Truppe natürlich in erhöhtem Ausmaß.
5. Für die Sicherung der weiten Gebiete zwischen den Rollbahnen müssen besondere Truppen bereitgestellt werden, vielleicht wird man den RAD oder Ergänzungsformationen des Heeres herein legen.
Notwendig ist, die besonders wichtigen und daher zu schützenden Gebiete herauszusuchen.
1 An dieser Sitzung, die die Grundzüge für die barbarische Ausplünderung der Sowjetunion festlegte, nahmen mit Sicherheit Göring, General der Infanterie Thomas, Generalleutnant Schubert und die Staatssekretäre aus dem Wirtschaftsführungsstab (Körner, Backe, Generalleutnant v. Hanneken, Syrup und Alpers) teil. Wahrscheinlich ist die Teilnahme von Rosenberg und Generaloberst Jodl, von weiteren Staatssekretären (Neumann, Friedrich, Landfried, Keppler, Adolf v. Schell, Fritz Reinhardt, Wilhelm Kleinmann) und anderen ministeriellen Fachleuten (Schlotterer, Riecke, Werner Mansfeld) (siehe Dietrich Eichholtz, Geschichte der deutschen . Kriegswirtschaft 1939–1945, Bd. 1, 1939–1941, Berlin 1969, S. 239–242).
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112 Richtlinien des Wirtschaftsführungsstabes Ost für die wirtschaftliche Ausplünderung der besetzten sowjetischen Gebiete (Grüne Mappe, Teil I: Aufbau und Organisation der Wirtschaft), Juni 1941
Der Reichsmarschall des Großdeutschen Reiches/Wirtschaftsführungsstab Ost, geh.Kdos. (Reichss.), nicht unterzeichnet, 1000 Ausf.
DMA Potsdam, W 65.00./12, Bl. 850–876.
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Vorbemerkung
Die «Grüne Mappe», Teil I, dient der Truppenführung und den Wirtschaftsdienststellen zur Orientierung über die wirtschaftlichen Aufgaben in den neu zu besetzenden Ostgebieten. Sie enthält Weisungen für die Versorgung der Truppe aus dem Lande und gibt Richtlinien für die Truppe zur Unterstützung der Wirtschaft.
Die in der «Grünen Mappe-» enthaltenen Anforderungen und Richtlinien entsprechen den vom OKW und den Wehrmachtteilen gegebenen militärischen Befehlen.
Die wirtschaftlichen Hauptaufgaben
Die nachstehenden Ausführungen sind zunächst als Orientierung für die Zeit der Operationen gedacht. Sie enthalten aber zugleich die Richtlinien, die für die Gesamtzeit der Besetzung als erste Grundlage dienen. Die im weiteren Verlauf der Besetzung notwendigen wirtschaftlichen Anordnungen werden erlassen werden, sobald die große politische Zielsetzung bekanntgegeben wird, die in Verbindung mit der notwendigen Verbesserung der deutschen Kriegswirtschaft festgelegt wird.
I. Nach den vom Führer gegebenen Befehlen sind alle Maßnahmen zu treffen, die notwendig sind, um die sofortige und höchstmögliche Ausnutzung der besetzten Gebiete zugunsten Deutschlands herbeizuführen. Dagegen sind alle Maßnahmen zu unterlassen oder zurückzustellen, die dieses Ziel gefährden könnten.
II. Die Ausnutzung der neu zu besetzenden Gebiete hat sich in erster Linie auf den Gebieten der Ernährungs – und der Mineralölwirtschaft zu vollziehen. Soviel wie möglich Lebensmittel und Mineralöl für Deutschland zu gewinnen, ist das wirtschaftliche Hauptziel der Aktion. Daneben müssen sonstige Rohstoffe aus den besetzten Gebieten der deutschen Kriegswirtschaft zugeführt werden, soweit das technisch durchführbar und im Hinblick auf die draußen aufrechtzuerhaltende Produktion möglich ist. Was Art und Umfang der in den besetzten Gebieten zu erhaltenden, wieder herzustellenden oder neu zu ordnenden gewerblichen Produktion anlangt, so ist auch das in allererster Linie nach den Erfordernissen zu bestimmen, die die Ausnutzung der Landwirtschaft und der Mineralölwirtschaft für die deutsche Kriegswirtschaft stellt.
Hiernach ergeben sich für die Wirtschaftsführung in den besetzten Gebieten klar zu umreißende Schwerpunkte. Das gilt sowohl hinsichtlich
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der Hauptziele als auch für die ihrer Durchführung dienenden Einzel-und Hilfsaufgaben. Daraus ergibt sich ferner, daß diejenigen Aufgaben, die sich mit der grundsätzlich gegebenen Zielrichtung nicht vereinbaren lassen bzw. die ihre Innehaltung erschweren könnten, außer Betracht bleiben müssen, so wünschenswert ihre Bearbeitung im einzelnen erscheinen mag. Völlig abwegig wäre die Auffassung, daß es darauf ankomme, in den besetzten Gebieten einheitlich die Linie zu verfolgen, daß sie baldigst wieder in Ordnung gebracht und tunlichst wieder aufgebaut werden müßten. Die Behandlung der einzelnen Landstriche wird im Gegenteil durchaus verschiedenartig sein müssen. Nur diejenigen Gebiete werden wirtschaftlich gefördert und vordringlich in Ordnung gehalten werden müssen, in denen bedeutende Ernährungs – und Mineralölreserven für uns erschlossen werden können. In anderen Landesteilen, die sich nicht selbst ernähren können – also in großen Teilen Nord – und Mittelrußlands – , muß sich die Wirtschaftsführung auf die Ausnutzung der vorgefundenen Vorräte beschränken.
Welche Rüstungsbetriebe aufrechtzuerhalten oder wieder abzubauen sein werden, bleibt späterer Entschließung vorbehalten. III. Für die einzelnen Sachgebiete ergibt sich folgendes:
a) Ernährung und Landwirtschaft
1. Die erste Aufgabe ist es, sobald wie möglich zu erreichen, daß die deutschen Truppen restlos aus dem besetzten Gebiet verpflegt werden, um so die Verpflegungslage Europas zu erleichtern und die Verkehrswege zu entlasten. Der Gesamtbedarf der Wehrmacht an Hafer ist aus dem mittleren Rußland, dem Hauptanbaugebiet für Hafer, zu decken, soweit er nicht aus anderen besetzten Gebieten beschafft werden kann. In Südrußland ist zu erstreben, statt Hafer auch Gerste und Mais zu verfüttern.
2. Das Schwergewicht bei der Erfassung von Nahrungsmitteln für die heimische Wirtschaft liegt bei Ölfrüchten und Getreide. Die in den Südgebieten anfallenden Ernteüberschüsse und Vorräte sind mit allen Mitteln zu sichern, der ordnungsgemäße Ablauf der Erntearbeiten ist zu beaufsichtigen, der Abfluß in die landwirtschaftlichen Zuschußgebiete Mittel-und Nordrußlands ist rücksichtslos zu unterbinden, soweit nicht Ausnahmen angeordnet werden oder durch die Verpflegung der Truppen geboten sind.
b) Bei den industriellen Rohstoffen liegt das Schwergewicht auf dem Mineralöl. Unter den Vorhaben, die nicht der Ernährungswirtschaft dienen, haben die mit der Erzeugung und dem Abtransport von Mineralöl zusammenhängenden Aufgaben unter allen Umständen den Vorrang. Für die Durch– 
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führung der auf dem Mineralölgebiet, insbesondere in Kaukasien, zu treffenden Maßnahmen, wird die Kontinentale öl A.G. eingesetzt.
Eine besondere Aufgabe wird die Versorgung der Landwirtschaft mit Traktorentreibstoff bilden. Von ihr hängt die Ernte und die Herbstbestellung ab. Bis zu ihrer Beendigung haben die Transporte innerhalb des neuen Gebiets insoiveit den Vorrang vor dem Abtransport nach Deutschland.
c) Die Industrien, welche die Voraussetzung für das Funktionieren der im deutschen Interesse betriebenen landwirtschaftlichen Produktion in den Überschußgebieten, der Mineralölerzeugung und der Rohstofförderung bilden, sind bevorzugt und rasch in Betrieb zu setzen.
Über die Ingangsetzung von Verbrauchsgüterindustrien zur Versorgung insbesondere der Südgebiete wird später zu entscheiden sein.
d) Zur Bewältigung der im deutschen Interesse zu erfüllenden Transportleistungen ist besonderer Wert zu legen
1. auf den Straßenbau in den Südgebieten und auf den Durchgangsstrecken,
2. auf den Ausbau der Eisenbahnwege, insbesondere zur Schaffung zweigleisiger Strecken in den wichtigsten Verkehrsgebieten,
3. auf die Verbesserung von Kanälen und Umschlagseinrichtungen an den Binnenwasserstraßen, insbesondere im Nord-Südverkehr,
4. auf den Wiederaufbau von Hafenanlagen.
Hierfür werden die Wehrmachttransportdienststellen das Erforderliche veranlassen. Soweit militärische Anordnungen auf diesem Gebiete nicht ergehen, sind auch die Bauarbeiten im Rahmen dieser Richtlinien zu halten. Die Ausschreibung von Handdiensten1 darf die Ernte – und Bestellungsarbeiten nicht gefährden. Arbeiter sind aus den Städten oder der Industriearbeiterschaft zu entnehmen.
e) Für die sonstige industrielle Produktion gilt folgendes:
1. Die Ausnutzung der sonstigen Industriekapazitäten einschließlich der Rüstungsindustrie kommt zunächst nur insoweit in Frage, als dadurch die vorstehenden Hauptaufgaben nicht beeinträchtigt werden.
2. Im Rahmen dieser Industriebelegung hat die Ausnutzung der Rüstungsindustrie den Vorrang.
3. In den landwirtschaftlichen Zuschußgebieten Nord – und Mittelrußlands ist ein durch Abwandern von Arbeitern aufs Land eintretender industrieller Produktionsausfall grundsätzlich in Kauf zu nehmen.
1 Der Begriff Handdienste dient hier als Umschreibung der vorgesehenen rücksichtslosen Ausnutzung manueller Fronarbeit für die Wehrmacht.
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4. Betriebe, die in landwirtschaftlichen Überschußgebieten zunächst stillliegen müssen, sind weiterhin betriebsfähig zu erhalten. f) Die in den Industriestädten arbeitslos werdenden und nicht aufs Land abwandernden Arbeiter sind möglichst sofort im Rahmen einer hierfür zu schaffenden Organisation für den Wiederaufbau und die Verbesserung des Verkehrswesens auf den für die deutsche Kriegswirtschaft bedeutsamen Verkehrswegen einzusetzen oder einer ähnlichen, im deutschen Interesse liegenden Tätigkeit zuzuführen.
IV. Um den im deutschen Interesse liegenden Wirtschaftserfolg sicherzustellen, sind die leitenden Männer in den Wirtschaftskommissariaten, in den Hauptverwaltungen und in anderen Wirtschaftsbehörden sowie die in landwirtschaftlichen und industriellen Betrieben eingesetzten Leiter (nicht also die Funktionäre mit rein politischen Aufgaben) weitestgehend zur Mitarbeit heranzuziehen. Ihr weiteres Schicksal wird später bestimmt. Das Entscheidende ist zunächst allein die Leistung und das Funktionieren des im deutschen Interesse laufenden Wirtschaftsapparates unter möglichst sparsamem Einsatz deutscher Kräfte.
V. Bei der Größe des wirtschaftlich auszunutzenden Raumes, der Unsicherheit der vorhandenen Unterlagen und der Ungewißheit über den Zustand der Wirtschaft nach der Besetzung ist es unmöglich, schon jetzt ins einzelne gehende Richtlinien zu geben. Wie im einzelnen zu verfahren ist, wird vielmehr von der weiteren Entwicklung der Dinge abhängen, insbesondere auch von den militärischen Operationen. Es wird Sache der Wirtschaftsdienststellen sein, im Notfall selbständige Entschlüsse zu fassen und hierüber zu berichten.
Die Wirtschaftsorganisation
A. Allgemeines
Der Reichsmarschall hat zur einheitlichen Leitung der Wirtschaftsverwaltung im Operationsgebiet und in den später einzurichtenden politischen Verwaltungsgebieten den «Wirtschaftsführungsstab Ost» gebildet, der ihm unmittelbar untersteht und in seiner Vertretung von Staatssekretär Körner geleitet wird. Zur Vertretung der militärischen Belange hat für die Vorbereitung und für die Dauer der militärischen Operationen der Chef des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamts, General der Infanterie Thomas, die Federführung, die er als Mitglied des Wirtschaftsführungsstabes Ost ausübt.
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Die Weisungen des Reichsmarschalls erstrecken sich auf alle Gebiete der Wirtschaft, einschließlich Ernährung und Landwirtschaft. Sie sind durch die nachgeordneten Wirtschaftsdienststellen (siehe B) durchzuführen.
Die Anordnungen des «-Wirtschaftsführungsstabes Ost» werden durch Chef WiRüAmt dem ins besetzte Gebiet vorgeschobenen «Wirtschaftsstab Ost» zur Durchführung übermittelt, der sich während der Operationen in unmittelbarer Nähe von OKH/Gen Qu befindet.
B. Wirtschaftsorganisation im Operationsgebiet
I. Die dem Wirtschaftsstab Ost nachgeordneten Wirtschaftsdienststellen sind, soweit sie im Operationsgebiet tätig sind, bei den Kommandostellen des Heeres eingesetzt und diesen militärisch unterstellt, und zwar:
a) Im rückwärtigen Heeresgebiet:
Je eine Wirtschaftsinspektion bei den Befehlshabern des rückwärtigen
Heeresgebietes,
je ein oder mehrere Wirtschaftskommandos bei den Sicherungsdivisionen,
je eine Gruppe IV Wi bei den Feldkommandanturen.
b) Im Armeegebiet:
Je ein IV Wi (= VO WiRüAmt) bei den AOKs
je eine Gruppe IV Wi bei den in das Armeegebiet vorgezogenen, den AOKs unterstehenden Feldkommandanturen, ferner nach Bedarf in das Armeegebiet vorgeschobene, den AOKs militärisch unterstellte Wirtschaftskommandos.
IL Die Wirtschaftsdienststellen stehen den Kommandostellen der Wehrmacht, bei denen sie eingesetzt sind, für Zwecke der Wehrmachtversorgung zur Befriedigung des Sofortbedarfs der Truppe zur Verfügung. Während der Operationen haben diese Aufgaben den Vorrang gegenüber den sonstigen Wirtschaftsaufgaben.
III. Befehlsweg für das Operationsgebiet (siehe Skizze, Schlußblatt)1 1. Wirtschaftliche Weisungen, deren Durchführung die Einschaltung des Inhabers der vollziehenden Gewalt als notwendig oder selbständig voraussetzt oder Anweisungen an die Truppe erfordert, leitet der Wirtschaftsstab Ost an OKH/GenQu.
OKH/GenQu. befiehlt die Durchführung auf dem militärischen Befehlsweg (für rückwärtiges Heeresgebiet: OKH/GenQu – Befehlshaber rückwärtiges Heeresgebiet, nachrichtlich Heeresgruppenkommando – Sicherungsdivision – Feldkommandantur; für Armeegebiet: OKH/GenQu – AOK.
1 Hier nicht abgedruckt. ,
24 Moritz, Barbarossa
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nachrichtlich Befehlshaber rückwärtiges Heeresgebiet – Feldkommandantur bzw. Wirtschaftskommando).
Den im Operationsgebiet des Heeres eingesetzten Dienststellen und Truppen der Kriegsmarine und der Luftwaffe ist von den wirtschaftlichen Anordnungen besonders Kenntnis zu geben, falls sie nicht durch die Anordnungen der Kommandostellen des Heeres erfaßt werden. Hierfür haben die Wirtschaftsdienststellen zu sorgen.
2. Andere, rein fachliche wirtschaftliche Weisungen bringt der Wirtschaftsstab Ost unmittelbar auf dem Fachdienstweg zur Durchführung (für rückwärtiges Heeresgebiet: Wirtschaftsstab Ost – Wirtschaftsinspektion – Wirtschaftskommando – Gruppe IV Wi bei der Feldkommandantur; für Armeegebiet: Wirtschaftsstab Ost – IV Wi beim AOK – Gruppe IV Wi bei der Feldkommandantur bzw. Wirtschaftskommando). Hierbei haben Wirtschaftsstab Ost das OKH/GenQu, die übrigen Wirtschaftsdienststellen diejenigen Kommandostellen des Heeres, bei denen sie eingesetzt sind, laufend über alle erhaltenen und von ihnen erteilten Weisungen zu unterrichten. Engste Verbindung zwischen IV Wi beim AOK und der Wirtschaftsinspektion ist geboten.
IV. Gliederung der Wirtschaftsdienststellen im einzelnen 1. Wirtschaftsstab Ost
Der Wirtschaftsstab Ost befindet sich als vorgeschobene Befehlsstelle des Wirtschaftsführungsstabes Ost in unmittelbarer Nähe von OKH/GenQu. Er hat die vom Reichsmarschall über den Wirtschaftsführungsstab Ost durch Chef WiRüAmt an ihn gelangenden Weisungen bei OKH/GenQu zu vertreten und ihre Durchführung auf den unter B III festgelegten Wegen zu veranlassen.
Der Wirtschaftsstab Ost gliedert sich in: Chef des Wirtschaf Isstabes mit Führungsgruppe (Arbeitsgebiet: Führungsfragen; dazu Arbeitseinsatz).
Gruppe La (Arbeitsgebiet: Ernährung und Landwirtschaft, Bewirtschaftung aller landwirtschaftlichen Erzeugnisse, Bereitstellung der Truppenverpflegung im Einvernehmen mit den zuständigen Dienststellen des Heeres).
Gruppe W (Arbeitsgebiet: Gewerbliche Wirtschaft, einschließlich Rohstoffe und Versorgungsbetriebe, Forstwirtschaft, Finanz – und Bankwesen, Feindvermögen, Handel und Warenverkehr). In der Gruppe W befindet sich der Sonderstab des Generalbevollmächtigten für das Kraftfahrwesen (GBK). Gruppe M (Arbeitsgebiet: Truppenbedarf, Rüstungswirtschaft, wirtschaftliches Transportwesen).
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2. Die Wirtschaftsinspektionen
Im Bereich jeder Heeresgruppe ist beim Befehlshaber des rückwärtigen Heeresgebietes je eine Wirtschaftsinspektion eingesetzt, die die wirtschaftliche Ausnutzung des Gebietes leitet. Fachliche Weisungen hierfür erhält der Wirtschaftsinspekteur vom Wirtschaftsstab Ost.
Die Wirtschaftsinspektion gliedert sich in: Wirtschaftsinspekteur mit Führungsgruppe, dazu Arbeitseinsatz. Gruppe La l (Die Arbeitsgebiete entsprechen den Arbeitsgebieten der
! Gruppen La, W und M des Wirtschaftsstabes, siehe oben Gruppe W | unter Iy ±j
Gruppe M J Dazu ein Beauftragter für technische Nachrichtenmittel
3. Die Wirtschaftskommandos
Im Bereich jeder Sicherungsdivision werden Wirtschaftskommandos eingesetzt. Ein Wirtschaftskommando wird zur einheitlichen Leitung bestimmt, zugleich als Gruppe IV Wi der Sicherungsdivision.
Der Wirtschaftskommandeur erhält hierfür fachliche Weisungen von der Wirtschaftsinspektion und bringt sie durch die übrigen im Divisionsbereich eingesetzten Wirtschaftskommandos, die Wirtschaftskommandos ihrerseits durch die zu ihrem Bereich gehörenden weiteren Dienststellen zur Durchführung.
Die Wirtschaftskommandos sind bodenständig. Beim Vorrücken der Sicherungsdivisionen werden diesen neue Wirtschaftskommandos zugeführt.
Das Wirtschaftskommando besteht aus: 1 Offizier als Kommandeur und mehreren Fachbearbeitern (davon mindestens je 1 Fachbearbeiter für Arbeitseinsatz, für Landwirtschaft, für gewerbliche Wirtschaft und allgemeine Wirtschaftsfragen, für Rüstung und wirtschaftliches Transportwesen).
Zur Bergung erkundeter Vorräte und Maschinen werden dem Wirtschaftskommando nach Bedarf zugeteilt: Bergungstrupps für Produktionsmittel, Bergungstrupps für Rohstoffe,
(bereits tätige, vorweg eingesetzte Trupps treten unter den Befehl des örtlich zuständigen Wirtschaftskommandeurs). Ferner werden dem Wirtschaftskommando nach Bedarf zugeteilt: Wirtschaftsführer der Gruppe La (Landwirtschaftsführer) zur Führung von Landwirtschaftsbetrieben,
Ingenieure und Obermeister zur Führung von Motoren-Traktoren-Stationen (MTS).
24*
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Bemerkung: In das Armeegebiet vorgeschobene Wirtschaftskommandos sind dem AOK unterstellt und erhalten fachliche Weisungen vom AOK (IV Wi), siehe nachstehend Ziffer 5.
4. Die Gruppen IV Wi bei den Feldkommandanturen
Bei jeder Feldkommandantur wird ein Offizier als Leiter der Gruppe IV Wi eingesetzt. Er ist dem Feldkommandanten militärisch unterstellt. Seine Aufgabe ist Befriedigung des im Bezirk der Feldkommandantur auftretenden Sofortbedarfs der Truppe sowie Vorbereitung der wirtschaftlichen Ausnutzung des Landes für die Kriegswirtschaft. Fachliche Weisungen erhält er, wenn die Feldkommandantur im rückwärtigen Heeresgebiet eingesetzt ist, vom Wirtschaftskommando und, wenn die Feldkommandantur in das Armeegebiet vorgeschoben ist, vom AOK (IV Wi), (siehe nachstehend Ziffer 5), unter Fortführung der von diesem eingeleiteten Maßnahmen.
Der Gruppe IV Wi bei den Feldkommandanturen werden nach Bedarf beigegeben:
1 Fachbearbeiter für Arbeitseinsatz, 1 Fachbearbeiter für Ernährung und Landwirtschaft,
1 oder mehrere Fachbearbeiter für gewebliche Wirtschaft und allgemeine Wirtschaftsfragen.
Die Gruppen IV Wi verbleiben bei den Feldkommandanturen im allgemeinen bis zum Abschluß der Operationen. In besonderen Fällen kann ein Verbleiben am Einsatzort in Frage kommen. Das Nachführen einer neuen Gruppe IV Wi zu der Feldkommandantur ist alsdann erforderlich.
5. Die IV Wi (VO/WiRüAmt) bei den AOK
Bei jedem AOK ist ein Offizier als IV Wi ( = VO WiRüAmt) eingesetzt. Er ist dem Chef des Generalstabes des AOK unterstellt und dem Oberquartiermeister als Fachbearbeiter zugeteilt. Seine Aufgabe ist Unterstützung der Sachbearbeiter des AOK bei Versorgung der Truppe aus dem Lande nach Weisung des Oberquartiermeisters und Vorbereitung der späteren allgemeinen wirtschaftlichen Ausnutzung des Landes für die Kriegswirtschaft nach den fachlichen Weisungen des Wirtschaftsstabes Ost.
Wirtschaftliche Meldungen legt er dem Wirtschaftsstab Ost vor, Abdruck gleichzeitig an die für seine Heeresgruppe zuständige Wirtschaftsinspektion, mit der engste Verbindung zu halten ist.
Dem IV Wi beim AOK werden beigegeben: 1 oder mehrere Fachbearbeiter für Ernährung und Landwirtschaft,
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1 oder mehrere Fachbearbeiter für gewerbliche Wirtschaft und allgemeine Wirtschaftsfragen.
Das Gebiet der Rüstungswirtschaft bearbeitet der IV Wi selbst.
Dem IV Wi beim AOK werden unterstellt: 1 Techn.Btl. (für Instandsetzung von Versorgungsbetrieben, insbesondere Gas-, Wasser – und Elektrizitätsanlagen und betriebliche Notstandsaufgaben), mit einem Techn. Zug für die Instandsetzung von Ernährungsbetrieben.
Ferner je nach den zu erwartenden Aufgaben: Erkundungstrupps für gewerbliche Wirtschaft (insbesondere für Rohstoffe und Mineralöl), bestehend aus Führerstaffeln und Erkundungsstaffeln, Erkundungs – und Bergungstrupps für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Maschinen einschließlich Traktoren.
Die Techn.Batlne., die Führerstaffeln der Erkundungstrupps für gewerbliche Wirtschaft sowie die Erkundungs – und Bergungstrupps für landwirtschaftliche Erzeugnisse und Maschinen einschließlich Traktoren sind nicht bodenständig, sondern folgen dem AOK. Die Erkundungsstaffeln für gewerbliche Wirtschaft hingegen verbleiben beim Vorrücken des AOK bodenständig in den Gebieten, in denen sie angesetzt sind, und treten dann unter den Befehl des örtlich zuständigen Wirtschaftskommandos.
Bereits im rückwärtigen Armeegebiet eingesetzte Wirtschaftskommandos und Feldkommandanturen (Gruppe IV Wi) sind an die wirtschaftlichen Weisungen der IV Wi beim AOK gebunden, solange ihr Arbeitsbezirk im rückwärtigen Armeegebiet liegt.
Zuteilung von techn. Mineralöleinheiten (Bataillone oder Kompanien) und von Bergbaukompanien wird von Fall zu Fall befohlen. C. Wirtschaftsorganisation für die politischen Verwaltungsgebiete Regelung erfolgt später durch den Reichsmarschall.
Die Durchführung der wirtschaftlichen Einzelaufgaben
1. Innerhalb der Ernährungswirtschaft steht im Vordergrund die Gewinnung von Getreide und ölhaltigen Pflanzenfrüchten. Alle Maßnahmen hierfür sind auf lange Sicht abzustellen (Bergung der Ernte, Sicherung der Lagerung, Vorsorge und Durchführung der Herbstbestellung, Bereitstellung der Arbeitskräfte und der Maschinen, des Saatgutes, der Düngemittel, Drosselung des Verbrauchs der einheimischen Bevölkerung. Von der Einrichtung einfachster Gemeinschaftsküchen ist weitgehend Gebrauch zu machen.).
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Die Instandsetzungsbetriebe und Fabriken der landwirtschaftlichen Maschinen und Geräte, insbesondere für Traktoren, die Vor – und Unterlieferungsbetriebe hierzu, insbesondere für Ersatzteilerzeugung, sind baldigst in Gang zu setzen. Die Nahrungs – und Futtermittelfabriken und die Pflanzenölwerke sind von den Wirtschaftsdienststellen nach Bedarf in Betrieb zu nehmen.
Die Intendantur kann zur Versorgung der Truppe Mühlen, Brotfabriken und Schlachthöfe selbst betreiben. Dagegen sind Verarbeitungsbetriebe wie Konservenfabriken, Zuckerfabriken und -raffinerien, Nährmittelfabriken usw. grundsätzlich nur durch die Wirtschaftsdienststellen in Gang zu setzen.
Die Bedeutung der Wiederingangsetzung der mechanischen Werkstätten und die Notwendigkeit ihres Einsatzes für die Reparaturen usw. der landwirtschaftlichen Maschinen geht aus folgendem hervor: Die Regierung hat im Laufe der Jahre die Landwirtschaft vollkommen mechanisiert. Im Jahre 1913 besaß Rußland 29 Mill. Pferde, im Januar 1938 16,2 Mill. Pferde. Zur Bestellung des Landes gibt es Motoren-Traktoren-Stationen (MTS), die bereits zum größten Teil mit einer Motortraktoren-Reparaturwerkstätte (MTM)1 ausgestattet sind. Im Jahre 1937 bestanden 6358 Stationen. Eine Station bearbeitet durchschnittlich 33 Kolchosen mit je 561 ha Saatfläche. Im Mittel sind auf jeder Station folgende Maschinen vorhanden: 64 Traktoren mit Anhängegeräten, 18 Mähdrescher, 10 Lastwagen.
Im Jahre 1941 stehen im ganzen 520000 Traktoren und 180000 Mähdrescher zur Verfügung. Einsatzfähige Traktoren vor der Ernte 80%, nach der Ernte 60%, nach der Herbstbestellung 50%. Von den Mähdreschern sind nach der Ernte 30% einsatzbereit.
Der Getreidetransport vom Felde zur Bahn oder Silo erfolgt meist durch Lastkraftwagen. Hieraus geht hervor, daß der Treibstoffbedarf ungeheuer groß ist. Man rechnet je Traktor jährlich ungefähr 10 t. Zu erwähnen sei noch, daß die Traktorentypen genaue Kopien der amerikanischen Marken International und Caterpillar sind. Diese Typen haben alle einen sehr großen Treibstoffverbrauch. Aus diesem Grunde sind in den letzten Jahren die Traktorenfabriken zum Bau von Diesel – und Holzgasmotoren übergegangen. Jedoch spielt zur Zeit in den MTS-Stationen der Diesel – und Holzgasmotor noch keine Rolle. Der gesamte Treibstoffbedarf im europäischen Rußland wird für die Landwirtschaft mit jährlich 71/2 Mill. t angegeben. Von der rechtzeitigen Heranschaffung dieses riesigen Treibstoffbedarfs ist das Gelingen der Bestellung und der Ernte abhängig. Klappt
1 Gemeint sind: Maschinen-und-Traktoren-Werkstätten (masino-traktornye masterskie-MTM).
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die Organisation der Heranschaffung des Treibstoffes nicht, so ist die Bestellung der Ernte gefährdet. Jede Störung des Betriebes der Traktorenstationen macht eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Betriebe unmöglich. Das Funktionieren dieses starken mechanisierten Systems liegt also in der rechtzeitigen Bereitstellung des Kraftstoffes, der Bereithaltung von Ersatzteilen und nicht zuletzt in der Lieferung von neuen Traktoren und Anhängegeräten durch die Fabriken.
In den für die Truppenverpflegung und Heimatversorgung wichtigen Gebieten werden in beschränkter Zahl deutsche Landwirtschaftsführer als Oberleiter eingesetzt.
Da sämtliche Geräte und Maschinen für die Wiedereinrichtung bäuerlicher Betriebe fehlen, müssen mit Ausnahme der Randgebiete alle Betriebe als Großbetriebe weitergeführt werden. Durch Wi-Kommandos werden lediglich, soweit erforderlich, beschleunigt neue Betriebsleiter eingesetzt.
2. Bei der Mineralölversorgung handelt es sich nicht allein um die Sicherung und zweckmäßige Verwendung der vorgefundenen Vorräte, sondern um die beschleunigte Ingangsetzung der Förderungs – und Aufbereitungsanlagen (Bohrtürme, Ölquellen, Raffinerien, Ölleitungen, Pumpanlagen, Lager-, Misch – und Abfüllanlagen, Sonderanlagen in den Häfen und Umschlagplätzen, Sicherung der Behälter, Tankanlagen aller Art, Benzin-fässer, Kanister usw.). Die Fabriken für den einschlägigen Apparatebau, für Röhren – und Tankanlagen, Behälterherstellung usw. sind wieder in Gang zu setzen.
3. Abgesehen von den Arbeiten zur unmittelbaren Sicherstellung von Getreide, Ölsaaten und Mineralöl müssen alle diejenigen Industrien bevorzugt und rasch in Betrieb gesetzt werden, welche die Voraussetzung für das Funktionieren der Getreideproduktion und Mineralölerzeugung erfüllen. Demgemäß müssen weiterlaufen:
a) Betriebe der Urproduktion, insbesondere Mineralölbetriebe einschließlich Raffinerien sowie Bergbau. Als besonders dringend sind hervorzuheben die Arbeiten zur Beseitigung und Verhütung von Notständen, z. B. des Ersaufens von Bergwerken.
b) Soweit zur Inganghaltung und Förderung der Landwirtschaft und der Urproduktion und ihrer Zubringe-Industrien erforderlich:
1. Energiewirtschaftliche Betriebe und sonstige Betriebe der Versorgungswirtschaft (Gas, Wasser, Ölleitungen).
2. Erzeugung von Traktoren und landwirtschaftlichen Maschinen.
3. Betriebe der eisenschaffenden Industrie und Metallhütten.
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4. Verkehrswirtschaft: Bau von Straßen, Wiederaufbau der Hafenanlagen, Instandhaltung der Eisenbahnen und Wasserstraßen; Bau von Transportmitteln: Lokomotiven, Waggons, Lastwagen, Binnen – und Seeschiffe, Tanker.
5. Eisen – und metallverarbeitende Industrie, die als Zubringer zu a) und b) erforderlich sind, z. B. Ausrüstung für Mineralölindustrie einschließlich Raffinerien und für Bergbau – und Baumaschinen, Motoren und Kompressoren, landwirtschaftliches Gerät, Drähte für Kabel, Seile, Geflechte usw.
6. Chemie: Kautschukerzeugung einschließlich der den Kok-Sagys verarbeitenden Betriebe, Phosphate, Stickstoffe, Schwefelsäure, Ätznatron, Karbid.
7. Sonstige Industrie: Erzeugung von Baustoffen (Zement, Brückenbaumaterial, Sägemühlen), ferner Gerbereien und ähnliche Betriebe, die einem vordringlichen Bedarf (siehe a und b) dienen.
Die übrigen für uns wichtigen Industriebetriebe sollen vorläufig nach Möglichkeit weiter produzieren. Dabei ist jedoch sicherzustellen, daß die für die deutsche Wirtschaft besonders wichtigen Rohstoffe, die in besonderer Liste verzeichnet sind, nur zu Produktionen verwendet werden, die gemäß obiger Aufzählung (a und b) von vordringlichem Interesse sind.
In allen Zweifelsfällen, insbesondere in der Verbrauchsgüterindustrie, ist die Produktion zunächst auf das Mindestmaß zu drosseln, das die Erhaltung der Anlagen in betriebsfähigem Zustand und eines Mindest-Arbeiterstammes gewährleistet.
Textilrohstoffe und Leder dürfen zunächst nur zu Gegenständen verarbeitet werden, die später Verwendung für den Bedarf der deutschen Fronttruppe finden können.
Wichtige Rohstoffe sind demnach zunächst zu sichern. Die Entscheidung, ob sie an Ort und Stelle verarbeitet oder exportiert werden sollen, fällt später. Platin, Kautschuk und Magnesium sollen nach besonderer Anweisung möglichst sofort zurückgeführt werden.
4. Die wirtschaftlichen Maßnahmen zur Wiederingangsetzung des Verkehrs sind ebenfalls auf lange Sicht abzustellen. Dahin gehören neben der Inbetriebnahme der Reparaturwerkstätten die baldige Fortführung aller Arbeiten in den Fabriken für Kraftwagen und Zugmaschinen, Lokomotiven, Eisenbahnwagen, insbesondere Kesselwagen, ferner für Schiffsreparatur und Schiffsausrüstung sowie die Fabriken für Nachrichtenmittel (Kabel, Verstärker, Batterien, Fernsprechgeräte, Funk – und Radiogeräte, Isolierglocken und dergleichen).
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Die Wiederherstellung, Verbesserung und die Neuanlagen von Straßen-und Schienenwegen, Kanälen und Schleusenanlagen erfordert neben der Bereitstellung der Arbeitskolonnen aus der Bevölkerung die Ingangsetzung der Kalk – und Zementwerke, der Sägewerke, ferner aller Betriebe, die Brückenbaumaterial und Baumaschinen liefern können.
5. Bei der Wiederingangsetzung der Kraft – und Energieanlagen sind vornehmlich die für 1 bis 3 arbeitenden Betriebe in Gang zu setzen.
Wegen der Abschaltung, Überwachung und Wiederzulassung der Hochstrom-Fernsprechverbindungen zwischen den Werken ist Verbindung mit der Abwehr und dem Armeenachrichtenkommandeur aufzunehmen.
6. Die Rohstoffgewinnung (siehe auch Abschnitt «Rohstoffe») ist zunächst auf die Hauptaufgaben unter 1 bis 3 abzustellen.
7. Die Rüstungswirtschaft, soweit sie nicht der Sofortversorgung der in den besetzten Gebieten untergebrachten Truppe dient, tritt gegenüber den Hauptaufgaben, namentlich während der Ernte – und Bestellzeit, zurück, wie überhaupt die Ingangsetzung der Rüstungsbetriebe sich im großen Rahmen vorerst noch nicht übersehen läßt und gebietsmäßig unterschiedlich zu behandeln ist. Die Wiederherstellung der Traktoren und landwirtschaftlichen Maschinen bleibt vordringlich. Daneben wird auch die Inbetriebnahme einzelner Rüstungsbetriebe, z. B. der Luftwaffen – und Werftbetriebe, sowie der Spezialbetriebe für Panzerwaffen und Kraftfahrzeuge auch in der ersten Zeit der Besetzung durchaus notwendig werden. (Weiteres siehe Abschnitt «Rüstungswirtschaft».)
Wirtschaftliche Transporte
1. Allgemeines
In der UdSSR werden 90% der Transporte auf dem Schienenwege (Deutschland dagegen nur 77%) durchgeführt. Der weitaus größte Teil aller militärischen und wirtschaftlichen Transporte wird daher auch durch die Eisenbahn (2/3 nur eingleisig, Spurweite 1,524 m, europäische Spurweite 1,435 m) bewältigt werden müssen. Die Seeschiffahrtswege (Ostsee, Schwarzes Meer und Asowsches Meer) sind zur Entlastung der Eisenbahn einzuschalten. Land – (2% der Transporte mittels LkW)fund besonders Binnen-Wasser-Straßen sind stark vernachlässigt und spielen für unsere Begriffe als Transportwege nur eine untergeordnete Rolle.
2. Die Sachbearbeiter wirtschaftlicher Transporte bei den Wirtschaftsinspektionen haben darauf hinzuwirken, daß bei der Auswahl der Über– 
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gangsstationen (von russischer auf europäischer Spur) genügend Einrichtungen für die Umladung und Umfüllung von Wirtschaftsgütern vorhanden sind oder eingerichtet werden können.
3. Bei dem voraussichtlich großem Mangel an Lokomotiven und Wagen hat der Sachbearbeiter für wirtschaftliche Transporte der Wirtschaftsinspektionen sich dauernd durch Nachfrage bei der zuständigen Etra oder den sonstigen militärischen Transportdienststellen darüber zu unterrichten, in welcher Weise die erforderlichen Transporte für die wirtschaftlichen Hauptaufgaben eingereiht werden können. Eine Unterscheidung von Wirtschaftstransporten militärischer oder nichtmilitärischer Bedeutung ist nicht angebracht. Vielmehr handelt es sich darum, die Dringlichkeit abzustufen. Unter Umständen haben militärische Transporte von geringerer Dringlichkeit zurückzustehen gegenüber dringlichen Transporten wirtschaftlicher Art im Sinne der Hauptaufgabe. Bei den zeitlich dringlichen Transporten, z. B. für die Erntebergung, kann der Antrag berechtigt sein, nicht unbedingt sofort nötige Truppenverlegungen zu verschieben und somit den unaufschiebbaren Wirtschaftstransporten den Vorrang vor nicht dringlichen Militärtransporten zu geben.
4. Aus den von Fall zu Fall einzuschiebenden Wirtschaftstransporten der ersten Besetzungszeit muß sich allmählich ein wirtschaftlicher Transportplan entwickeln. Für die Aufstellung hat der Sachbearbeiter beim Wirtschaftsinspekteur zu sorgen. Dieser Transportplan ist als Vorschlag der Etra zuzuleiten und durch Ergänzungsvorschläge, soweit sie durch die Transport – und Wirtschaftslage bedingt sind, stets auf dem laufenden zu halten.
5. Mit Rücksicht auf den beschränkten Laderaum haben alle Dienststellen dafür zu sorgen, daß für Wirtschaftstransporte bereitgestellte Eisenbahnwagen, Schiffsgefäße und Lastkraftwagen so schnell als möglich be – und entladen werden. Hierzu sind, soweit erforderlich, besondere Ladekolonnen zu bilden. Beladen von Eisenbahnwagen ist ohne besonderen Befehl verboten.
6. Bei jedem Transport ist zu prüfen, ob derselbe nicht mit anderen Verkehrsmitteln (LkW, Binnen – und Seeschiffahrt) zur Entlastung des Schienenweges durchgeführt werden kann,*wobei bei Lastkraftwagen Rücksicht auf Reifen – und Mineralölersparnis zu nehmen ist.
7. Trotz der schwierigen Landstraßenverhältnisse ist der Einsatz von Straßenverkehrsmitteln anzustreben. Dabei darf während der Ernte – und Bestellzeit auf keinen Fall auf die landwirtschaftlichen Pferde, Fahrzeuge und Traktoren zurückgegriffen werden. Es empfiehlt sich, Fahrbereit– 
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Schäften mit einheimischen Fahrzeugen und Fahrern bei den bodenständigen Feldkommandanturen (zu unterstellen der Gruppe IV Wi bzw. dem Wirtschaftskommando) einzurichten, die sowohl für militärische wie für wirtschaftliche Zwecke eingesetzt werden können. Es ist festzulegen, daß die Fahrzeuge dieser Bereitschaften stets wieder an ihren Heimatstandort (Feldkommandantur) zurückkehren.
8. Besonderes Augenmerk ist der geregelten An – und Abfuhr zu den Bahnhöfen und Wasserumschlagplätzen zu widmen.
9. Soweit Waggons und Eisenbahnzüge mit Wirtschaftsgütern auf Bahnhöfen oder den Strecken stehengeblieben sind (russische Wirtschafts-räumungszüge) sind Maßnahmen zur Verwertung, Stapelung oder für den Abtransport dieser Güter beschleunigt zu treffen. Der IV Wi beim AOK setzt hierzu die Erkundungs – und Bergungstrupps ein. Als Kennziffer für die spätere Eigentumsfeststellung ist die Waggon Nr. in den Berichten der Trupps als Besitzbezeichnung festzuhalten. Weitere Einzelheiten sind in Sonderanweisungen für die Trupps enthalten.
10. Massen von wichtigen Wirtschaftsgütern, die der Luftgefahr besonders ausgesetzt sind, müssen baldigst dezentralisiert werden. Hierfür gibt der Sachbearbeiter für wirtschaftliche Transporte die Anregungen.
11. Eisenbahnzüge oder Teile davon, die mit Wirtschaftsgütern beladen sind, sind zur Sicherung während des Transportes und zur Vermeidung von Fehlleistungen mit militärischem Begleitpersonal zu versehen.
12. Bei den auf längere Sicht abzielenden Maßnahmen ist zu erstreben, in den holzreichen, aber mineralölarmen Gebieten Holzgeneratoren einzuführen.
13. Die Abdrosselung des zivilen Kraftwagenverkehrs durch ein allgemeines Verbot und die Einführung einfachster Erlaubnisscheine ist frühzeitig vorzunehmen. Entsprechende Maßnahmen haben die IV Wis, insbesondere die IV Wis bei den Feldkommandanturen, anzuregen bzw. durchzuführen.
Militärische Sicherungsaufgaben für die Wirtschaft
1. Um der Zerstörung von Betrieben, Anlagen und Vorräten durch den Feind vorzubeugen, kann es erforderlich werden, besonders wichtige Objekte frühzeitig in die Hand zu nehmen und hierauf auch die taktischen Maßnahmen abzustellen. Der IV Wi beim AOK hat hierzu seinem AOK
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Vorschläge zu machen, insbesondere für Einzelmaßnahmen im Laufe der Operationen.
2. Schon während des Vormarsches und bei allen sonstigen militärischen Maßnahmen haben die Truppenführer ihr Augenmerk darauf zu richten, daß die Verkehrs – und Versorgungsanlagen (Gas, Wasser, Elektrizität), Vorräte aller Art und deren Aufbewahrungsanlagen (Ölbehälter, Tankanlagen, Silos, Kühlhäuser), ferner Bergwerke und sonstige Förderungsanlagen, Fabriken, Werften und Werfthilfsindustrie, Kraftwagen und Zugmaschinen vor Beschädigungen bewahrt bleiben. Die Maschinen-Traktoren-Stationen sind das Rückgrat der Ernte und Bestellung.
3. Durch die Truppe oder die besonderen Erkundungstrupps festgestellte wichtige Anlagen, Betriebe, Maschinen, Vorräte, Schnaps usw. sind militärisch zu sichern, um sie vor gewaltsamen Beschädigungen und vor jedem unbefugten Zugriff zu schützen. Die Truppen sind anzuweisen, hierfür aus eigenem Entschluß zu sorgen und den Anforderungen der Erkundungstrupps, soweit es die Gefechtslage und Marschbewegungen zulassen, zu entsprechen. Für Übernahme der Sicherungen durch nachfolgende Truppen ist zu sorgen. Für die rückwärtigen Gebiete wird hierzu auf die Reserve und die Truppe der Sicherungsdivisionen, ferner Polizei und SS-Trupps hingewiesen. Es ist eine Hauptaufgabe der IV Wi-Offiziere, bei den verschiedenen Dienststellen hierfür rechtzeitig Vorschläge zu machen. Insbesondere ist bei der Truppenverteilung und der Unterbringung rückwärtiger Truppenteile dahin zu streben, daß wirtschaftswichtige Gebiete zwischen den Hauptvormarschstreifen der AOKs nicht unbelegt bleiben. Im übrigen wird die Ingangsetzung von Betrieben nur dann möglich sein, wenn diese durch Sicherungstruppen der Stützpunkte in kurzer Zeit erreicht werden können (Überfallkommandos).
4. Zur Sicherung können auch geeignete Landeseinwohner – unter militärischer Aufsicht – herangezogen werden.
5. Besonderes Augenmerk ist auf die Traktoren (Maschinen-Traktoren-Stationen) zu richten. Einzelmaschinen sind zu sammeln (am besten zu den Traktoren-Stationen) und zu bewachen.
6. Es ist der Truppe zur besonderen Pflicht zu machen, nach Kräften dafür zu sorgen, daß weder von der Bevölkerung wirtschaftswichtige Güter, Vorräte, und Maschinen usw., Pferde und Vieh abtransportiert oder beschädigt werden, noch von der Truppe die Wiederingangsetzung der Wirtschaft dadurch erschwert wird, daß Traktoren, Einzelgeräte, landwirtschaftliche Fahrzeuge, Pferde, Zuchtvieh sowie Handwerkszeuge und Geräte usw. aus den gewerblichen Betrieben entfernt oder mitgenommen
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werden. Herrenloses Vieh ist, soweit es nicht für den Truppenbedarf geschlachtet werden kann, zusammen zu treiben und nach Möglichkeit zu den nächsten Viehfarmen zu bringen.
Auch auf die Schonung der Verwaltungsgebäude, Betriebsakten und Zeichnungen, Laboratorien, Versuchsanstalten, Bergbaubilder, Waffen-und Gerätezeichnungen und Vorschriften bei militärischen Dienststellen wird hingewiesen.
Den einzelnen Wehrmachtangehörigen ist zu untersagen, kriegswichtige Betriebe ohne dienstlichen Befehl zu betreten.
Die Versorgung der Truppe aus dem Lande
Soweit die Truppe aus dem Lande versorgt werden muß, wird auf folgendes hingewiesen:
I. Verpflegung, Bekleidung, Unterkunftsbedarf und Verbrauchsmittel
1. Die im Gefechts – und rückwärtigen Armeegebiet vom AOK eingesetzten Erkundungs – und Bergungstrupps des IV Wi (für die Vorbereitung der systematischen Ausnutzung) haben nach näherer Anordnung des OQ mit den Erfassungsstäben des IVa (für den Sofortbedarf der Truppe) engstens zusammenzuarbeiten. IVa und IV Wi haben sich über die Erkundungsergebnisse ihrer Organe gegenseitig laufend zu unterrichten, damit Doppelerfassung vermieden und eine einheitliche Sicherung (Bewachung) gewährleistet wird (siehe Abschnitt «Militärische Sicherungsaufgaben»).
2. Die im Gefechtsgebiet und rückwärtigen Armeegebiet vorgefundenen Verpflegungsmittel, Unterkunfts-, Verbrauchsmittel und Bekleidungsgegenstände stehen in erster Linie dem IVa für die Befriedigung des Sofortbedarfs der Truppe zur Verfügung (siehe jedoch Ziffer 3).
3. Um die Möglichkeit eines späteren Abtransportes von Verpflegungsvorräten zu erleichtern, sind die für den Sofortverbrauch der Truppe benötigten Mengen möglichst nicht den Lagern zu entnehmen, die in allgemein guter Verkehrslage oder transportgünstig zu Deutschland liegen (an den Hauptbahnen und Wasserstraßen, in den Häfen, besonders Ostseehäfen, in den Randstaaten, in der Nähe der deutschen Grenzen).
4. Über alle Verpflegungsmittel, Unterkunfts-, Verbrauchsmittel und Bekleidungsbestände, die im Gefechtsgebiet und im rückwärtigen Armeegebiet nicht für den Sofortverbrauch der Truppe vom IVa und seinen Dienststellen übernommen sind, verfügt der IV Wi, der damit für die
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Betreuung und Übergabe an die nachfolgenden Wirtschaftsdienststellen verantwortlich ist.
5. Im rückwärtigen Heeresgebiet obliegt die Erkundung, Sicherung und Betreuung der Verpflegungsmittel, Unterkunfts-, Verbrauchsmittel und Bekleidungsbestände ausschließlich den Wirtschaftsdienststellen unter Übernahme der Vorarbeiten vom IV Wi. Die Zuweisung an die Truppen erfolgt durch die Wi-Stellen an die bodenständigen Verpflegungsdienststellen, die den Bedarf der Truppen aller Wehrmachtteile feststellen und bei den örtlichen zuständigen Wirtschaftsdienststellen anmelden. Diese regeln die Bedarfsdeckung.
6. Saatgutbestände sind nicht anzugreifen. Zuchtvieh und Jungvieh (Kälber, Ferkel, Lämmer) darf nicht geschlachtet werden.
7. Die Wirtschaftsinspektionen haben dafür zu sorgen, daß Herstellungsbetriebe für Lebensmittel, Bekleidung, insbesondere für Schuhzeug, Unterwäsche und Pelze sowie für Unterkunftsbedarf (Baracken, Wolldecken, Öfen, Seife, Beleuchtungsmittel) inganggesetzt und mit Rohstoffen und Betriebsmitteln versorgt werden.
Bedarfsanmeldung der Truppe bei den Wirtschaftsdienststellen, Auftragserteilung nur durch diese nach näherer Anweisung der Wirtschaftsinspektionen.
II. Treibstoffe und Bereifung
a) Die Truppen greifen auf die von ihnen vorgefundenen Bestände zurück. Nur im Notfall sind in Anspruch zu nehmen:
a) Vorräte in den Gas-, Wasser-, Elektrizitäts – und Bergwerksanlagen,
b) Kraftstoffe und Schmieröle der landwirtschaftlichen und lebenswichtigen Industriebetriebe,
c) Vorräte in den Motoren-Traktoren-Stationen.
Flugbenzin ist nur für die Fliegertruppe bestimmt. Größere Bestände, die durch die Truppe und die Mineralölerkundungstrupps festgestellt werden, nehmen die IV Wi beim AOK und die ihnen nachfolgenden Wirtschaftsdienststellen in Betreuung. Sie sorgen, so bald möglich, für eine geregelte Versorgung der Truppe. Der dringliche Bedarf für die Zivilbevölkerung ist – gegen Bezahlung – wieder freizugeben. (Näheres siehe Abschnitt «Wirtschaftliche Transporte».)
b) Bereifung. Die Truppe greift in Notfällen bei der Reifenversorgung auf etwa vorgefundene und sichergestellte Reifenbestände zurück. Die seitens der Truppe mitgeführte erbeutete bzw. sichergestellte Bereifung ist meldepflichtig. Nähere Anweisungen geben die AOKs.
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III. Lazarettbedarf, Materialien für Brücken – und Wegebau
Soweit nicht ein dringlicher Sofortbedarf vorliegt, regeln die Wirtschafts-dienststellen die Bedarfsdeckung, insbesondere für bodenständige Einrichtungen. Alle Anforderungen auf Materialien für Lazarettbedarf, Rollfeldanlagen, Brücken – und Wegebau, auch Straßenbaumaschinen, Decken, Öfen usw. sind an die Wirtschaftsdienststellen (IV Wi bei den Feldkommandanturen bzw. Wirtschaftskommandos) zu richten, sobald diese eingesetzt sind.
IV. Allgemeines
Die Festsetzung der Ziffer I – III ist für die Truppen aller Wehrmachtteile sowie für die eingesetzten Formationen des Wehrmachtgefolges (Organisation Todt, NSKK-Abteilungen, Bereitschaftsabteilungen der TN, Bergungsabteilungen aller Art usw.) und alle eingesetzten Dienststellen mit ihren Formationen oder Gefolgschaften maßgebend.
V. Vorgeschobene Dienststelle des OKH/GenQu
Mit einer Außenstelle des GenQu (in Höhe der Heeresgruppen) ist durch die Wirtschaftsinspektion Verbindung zu halten in allen Fragen der Sofortversorgung der Truppe aus dem Lande, soweit sie von der Außenstelle des OKH/GenQu bearbeitet wird, insbesondere bei Beschlagnahmungen.
Arbeitseinsatz, Heranziehung der einheimischen Bevölkerung
I. Allgemeines
1. In der Landwirtschaft und in den für uns wichtigen Industriebetrieben muß alles versucht werden, um die Betriebe aufrechtzuerhalten. Sind wichtige Industriebetriebe bisher nicht voll beschäftigt, so bestehen keine Bedenken, beschäftigungslose Arbeiter dort nach Möglichkeit einzusetzen.
2. Soweit durch Erliegen von Industriebetrieben Arbeitslose entstehen, sind diese möglichst bald bei der Wiederherstellung und der Verbesserung des Verkehrswesens zu beschäftigen. Die Abwanderung Arbeitsloser auf das flache Land wird nicht verhindert werden können, da überall die Vorstellung einer neuen Landverteilung herrschen wird. Den Abwanderungslustigen ist eindeutig klarzumachen, daß eine allgemeine Landverteilung nicht beabsichtigt ist. Da aber voraussichtlich infolge Maschinenausfall Arbeiterbedarf auf dem Lande in hohem Maße bestehen wird, sind wir an
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einer planmäßigen Bildung und Steuerung von Landarbeiterkolonnen sehr interessiert.
3. Die Lohnzahlungen müssen von den beschäftigten Betrieben weiter geleistet werden. Verfügen die Betriebe über keine Mittel, so sind diese bei den Bankanstalten oder den Reichskreditkassen anzufordern und entweder in Landeswährung oder in Reichskreditkassenscheinen zur Verfügung zu stellen. Es empfiehlt sich auch in den dazu geeigneten Gebieten (Ostseestaaten) und wo eine Gemeindeobrigkeit vorhanden ist, die Gemeinden zu veranlassen, Reichskreditkassen-Kredite aufzunehmen unter Haftung der Gemeinden und über die Gemeinden die Lohnfinanzierung der Betriebe zu unterstützen.
4. Für Lohnzahlungen an Notslandsarbeiten für Arbeiter auf dem Verkehrsgebiet, für Anlagen der Luftwaffe usw., sollen ebenfalls entweder Mittel der Bankanstalten oder der Reichskreditkassen bereitgestellt werden.
5. In allen Fällen kann statt der Löhnung die Gemeinschaftsverpflegung oder Lieferung in Naturalien erfolgen, aber nur für den eigenen unmittelbaren Bedarf. Im übrigen regelt den Arbeitseinsatz der Wirtschaftsinspekteur.
6. Es ist anzustreben, auch Kriegsgefangene für die Arbeit einzusetzen. Hierzu ist mit den örtlichen militärischen Dienststellen Verbindung aufzunehmen.
7. Auch die Truppe kann – im geordneten Großeinsatz – zur Arbeit angefordert werden, insbesondere zur Bergung der Ernte.
IL Heranziehung der einheimischen Bevölkerung
A. Soweit nicht besondere Verhältnisse, wie in den Ostseerandstaaten oder in anderen einzelnen Teilgebieten (siehe Abschnitt C) vorliegen, ist nach folgenden Richtlinien zu verfahren:
1. Schon während des Vormarsches sind die geeigneten Landesbewohner zur Arbeit heranzuziehen, und zwar insbesondere für: provisorische Wiederherstellung der Verkehrsverbindungen, Beseitigung von Kadavern, Aufräumung von Ortschaften, die durch Kriegseinwirkungen gelitten haben, Herrichtung von Notunterkünften für die Truppe und dergleichen.) Diese Heranziehung darf nicht auf Kosten der Ernte – und Feldbestellungsarbeiten geschehen. Der Einsatz erfolgt durch die Truppe bzw. durch die Feldkommandanten.
2. Für den Ausbau der Verkehrs Verbindungen, für die Herstellung von Rollfeldern und sonstigen Bodenanlagen der Luftwaffe, für Hallen – und Barackenbau sind Arbeitskräfte g»gen Bezahlung oder Verpflegung, für,
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die bei dringlichen Arbeiten interessierten Stellen in Verbindung mit IV Wi oder den Wirtschaftsdienststellen (Sachgebiet «Arbeitseinsatz und Lohnfragen») zu sorgen hat, einzusetzen, die in einfachster ortsüblicher Weise zu werben und nötigenfalls zu Kolonnen zusammenzustellen sind.
Diese Arbeiter dürfen anderen wichtigen Betrieben nicht entzogen werden, vor allem nicht der Landwirtschaft, soweit dies nicht durch die militärische Lage geboten ist.
3. Die Arbeiter in den Versorgungsbetrieben (Gas, Wasser und Elektrizität), der Erdölförderungs-, Aufbereitungs – und Aufbewahrungsanlagen sowie bei den Notstandsarbeiten in wichtigen Betrieben (z. B. Wasserhaltung in den Bergwerken, Kühlhäuser), sind anzuweisen – nötigenfalls unter Androhung mit Strafe – , ihre Arbeiten weiter zu versehen. Sie sind gegen Angriffe aus der Bevölkerung unter besonderen Schutz zu stellen. Ihre Arbeiten sind zu beaufsichtigen (Techn. Bataillone, später Wirtschaftskommandos). In gleicher Weise ist mit den landwirtschaftlichen Arbeitern, insbesondere den Viehversorgern, Viehmelkern und bei den Arbeitern in den Molkereien und sonstigen leicht verderblichen Waren verarbeitenden Betrieben zu verfahren. Die Bezahlung erfolgt durch die Betriebe in bar oder durch Verpflegung, für die die Wirtschaftsdienststellen, wenn erforderlich, zu sorgen haben. Nötigenfalls sind – bei Abwesenheit der Betriebsleiter – die Gemeinden zur Lohnzahlung zu veranlassen (siehe Abschnitt «Geldwesen und Geldwirtschaft»).
4. In den Reparaturbetrieben für den Truppenbedarf können Facharbeiter aus der Bevölkerung – gegen ortsüblichen Lohn oder Verpflegung – eingesetzt werden, wenn genügende Beaufsichtigung gegen Sabotage möglich ist.
5. Für die Leitung der größeren gewerblichen und landwirtschaftlichen Betriebe (Gemeinschaftsbetriebe, Staatsbetriebe) sind besondere Maßnahmen vorgesehen (Einsetzung deutscher Betriebsführer unter Zusammenfassung gleichartiger Betriebe, Belassung geeigneter einheimischer Betriebsführer, Neubesetzung durch geeignete Personen aus der Bevölkerung).
6. Wo Absetzung von Betriebsführern nicht in Frage kommt, ist der bisherige Betriebsführer zu verpflichten, den Betrieb weiter sachgemäß zu leiten.
7. Die wirtschaftlichen Kommissariate und Organisationen, die grundsätzlich von Parteifunktionären geführt wurden, sind anderweitig zu besetzen (siehe auch Abschnitt B).
25 Moritz, Barbarossa
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8. Den allgemeinen Arbeitseinsatz regelt der Wirtschaftsinspekteur bzw. IV Wi mit dem Ziel vordringlich die landwirtschaftlichen Ernte – und Bestellungsarbeiten und die erforderlichen Kräfte für die Mineralölförderung und deren Aufbereitung und Transport zu sichern. Je nach den weiteren Aufgaben und der Wirtschaftsentwicklung ist der weitere Arbeitseinsatz zu regeln, insbesondere der Ausgleich der Kräfteanforderungen zwischen den anfordernden Stellen vorzunehmen.
9. Landeseinwohner, die zur Betriebsleitung oder zu wichtigen Arbeiten herangezogen werden, werden nicht ohne rechtzeitige Benachrichtigung der Wirtschaftsdienststellen als Geiseln ausgewählt oder politisch verfolgt.
B. Behandlung der leitenden Wirtschaftsschicht*
Unter der leitenden Wirtschaftsschicht im allgemeinen sind zu verstehen :
1. die Funktionäre in den wirtschaftlichen Kommissariaten der Union und der einzelnen Republiken, der wirtschaftlichen Hauptverwaltungen, wirtschaftlichen Behörden der Städte usw.;
2. die Funktionäre der Gewerkschaften, Genossenschaften;
3. die leitenden Angestellten der Betriebe in Industrie, Handel, Verkehr, Banken, die wirtschaftlichen Leiter der Kolchosen, Sowchosen, Maschinen-Traktoren-Stationen usw.
Es besteht ein Interesse daran, daß das Wirtschaftsleben, soweit dies mit unseren Interessen vereinbar ist, nicht zum Erliegen kommt. Ein im deutschen Interesse liegender nötiger Umbau wird später erfolgen, sobald die Lage genauer überblickt werden kann. Da es in der Sowjetunion an Fachkräften fehlt und deutsche Fachkräfte für die einzelnen Arbeitsgebiete mindestens nicht sofort zur Verfügung stehen, sind wir auf die Mitarbeit der einheimischen leitenden Wirtschaftsschicht angewiesen. Dies gilt auch für die unter 1. genannten wirtschaftlichen Behördenorganisationen. Die Sowjetwirtschaft ist vom Staat her straff organisiert. Zerfällt diese Organisation oder kommt sie infolge Beseitigung der wirtschaftlich leitenden Schicht in Unordnung, so besteht die Gefahr wirtschaftlicher Anarchie.
Mit den unter 1.-3. genannten Personen kann daher grundsätzlich zusammengearbeitet werden. Durch Aufruf, Maueranschläge und Einzelanordnungen ist ihnen der Befehl zu erteilen, auf ihren Arbeitsplätzen zu bleiben und ihre bisherige Tätigkeit fortzusetzen. Ihre Verantwortlichkeit für die Aufrechterhaltung der Ordnung und für die Durchführung aller im
* Für die Landwirtschaft sind Sonderregelungen vorgesehen.
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Interesse der Weiterführung der Betriebe erforderlichen und möglichen Maßnahmen ist mit strengsten Strafandrohungen im Nichterfüllungsfalle festzulegen.
Ausgenommen von dieser Behandlung sind alle politisch kompromittierten Persönlichkeiten (etwa der Volkskommissar und sein oder seine Stellvertreter in einem Volkskommissariat der Union oder einer Unionsrepublik) sowie in Ausnahmefällen besonders belastete Personen.
Der Gesamtbevölkerung und insbesondere den Arbeitern und sonstigen Angehörigen der Wirtschaftsbetriebe ist in Wort und Schrift immer wieder klarzumachen, daß es in ihrem eigenen Interesse liegt, daß nichts zerstört wird. Den Belegschaften in den Fabriken oder sonstigen Betrieben ist die kollektive Verantwortung für die Unversehrtheit der Betriebe und für die Verhinderung von Zerstörung und WegschafTung von Gegenständen aufzuerlegen. Bestraft werden soll nicht nur derjenige, der zerstört oder wegschafft, sondern auch alle diejenigen, die die Zerstörung und Wegschaffung nicht verhindert haben. C. Regionale Behandlung
1. Baltische Länder, Gebiete Leningrad und nördlich
In den baltischen Ländern werden sich die deutschen Stellen am zweckmäßigsten auf die noch verbliebenen Deutschen sowie auf die Litauer, Letten und Esten stützen. Die Spannung zwischen diesen Volksgruppen und den verbliebenen Russen ist zum Vorteil der Deutschen auszunutzen. Die ganz besonderen Verhältnisse in dem großrussischen, sehr schwierig zu verpflegenden Leningrad mit seinen wertvollen Werften und [seiner] nahegelegenen Aluminiumindustrie erfordern besondere Maßnahmen, die rechtzeitig ergehen werden.
2. Das Gebiet Mitte
In Weißrußland wird es wahrscheinlich zunächst nicht leicht sein, eine loyal für uns arbeitende Führungsschicht zu finden, da die Weißruthenen intellektuell hinter den sonst dort befindlichen Großrussen, Juden und Polen weit zurückstehen. Auf der anderen Seite muß ein Weg gefunden werden, um die Vorräte an Vieh, Hafer, Pferden, Holz usw. für uns nutzbar zu machen.
Das Gebiet Moskau und östlich, von Großrussen bewohnt, u. a. mit sehr wertvollen Kapazitäten für den GBK und die Textilinteressen, bildet in der Menschenbehandlung ein ebenso schwieriges Problem wie Leningrad, besonders da die Millionenstadt starken Verpflegungszuschuß braucht. Für die zu treffenden Maßnahmen werden auf Grund der Erfahrungen der ersten Kriegswochen weiter Anweisungen ergehen.
25*
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3. Süden
Im Südgebiet werden, sofern nicht große Zerstörungen vorkommen, die besten Voraussetzungen für eine Weiterführung des normalen Wirtschaftslebens gegeben sein. Nahrungsmittel für die Bevölkerung sind vorhanden, Kohle und Eisen ist im Lande. Inwieweit das aus dem Kaukasus stammende öl verfügbar sein wird, läßt sich nicht im voraus sagen. Es muß alles versucht werden, hier die wichtige Industrie und die übrigen Wirtschaftsbetriebe in Gang zu halten und Zerstörungen zu vermeiden. Zwischen der einheimischen Bevölkerung, d. h. in diesem Falle den Arbeitern und Angestellten [und den deutschen Dienststellen], ist ein möglichst gutes Verhältnis herzustellen. Etwa bestehende Gegensätze zwischen Ukrainern und Großrussen sind in unserem Sinne auszunutzen.
Besonderes Interesse ist hier wiederum auf die Industrien zu verwenden, die der landwirtschaftlichen Produktion, dem Verkehrsaufbau und dem Bergbau dienen (landwirtschaftliche Maschinen, Traktoren, Lokomotiven, Waggons, Eisen – und Stahlerzeugnisse, Röhren für Mineralöl usw.).
Das Südgebiet ist das wichtigste Hauptgebiet für die Versorgung des Reiches mit Nahrungsmitteln.
4. Kaukasus
Die Ernährungslage im wichtigsten Erdölgebiet (südlich [des] K[aukasus]) hängt vom Herankommen des Getreides aus der reichen Gegend nördlich des Kaukasus ab.
Mit der Bevölkerung ist ein gutes Verhältnis anzustreben, insbesondere auch mit den Arbeitern in der Ölwirtschaft. Der Gegensatz zwischen den Einheimischen (Georgiern, Armeniern, Tataren) zu den Großrussen ist in unserem Sinne auszunutzen. Dabei ist bei Georgiern und Tataren im Gegensatz zu den Armeniern Deutschfreundlichkeit anzunehmen. Weitere Anweisungen werden nötigenfalls folgen.
Kriegsbeute, Leistungen gegen Bezahlung, Wehrmacfitöeute, Prise
I. Allgemeines
1. Wenn auch nach der Haager Landkriegsordnung das gesamte bewegliche Eigentum des feindlichen Staates als Kriegsbeute unentgeltlich weggenommen werden kann, so soll zunächst nur das bewegliche Eigentum der feindlichen Wehrmacht als Kriegsbeute behandelt werden. Sonstiges bewegliches Eigentum des Staates kann von der Truppe zwar im Rahmen
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des Bedarfs verwendet werden, es ist jedoch wie Privateigentum zu behandeln und bei der Inanspruchnahme oder Beitreibung zu bezahlen.
2. Die Bezahlung erfolgt bei Werten bis zu 1000 RM mit Reichskassenscheinen, bei den Beträgen über 1000 RM durch Ausstellung von Empfangsbescheinigungen.
Zur Ausstellung von Empfangsbescheinigungen ist jede Dienststelle im Range des Bataillons oder höher berechtigt, soweit sich nicht Ausnahmen aus der Gefechtslage ergeben oder vom OKH nicht weitergehende Anweisungen erfolgen.
3. Die Entnahme herrenloser Güter ist dem Gemeindeältesten zu bescheinigen oder der Feldkommandantur anzuzeigen.
4. Mit Einrichtung der Feldkommandanturen und der bodenständigen Wirtschaftsdienststellen übernehmen die letzteren in Verbindung mit den militärischen Dientsstellen die Beschaffung und Bereitstellung des Truppenbedarfs aus der Wirtschaft. In dringenden Fällen kann auch dann noch die Truppe ihren Sofortbedarf selbständig decken. Soweit möglich, ist die örtlich zuständige Feldkommandantur hiervon zu benachrichtigen.
II. Einlösung der Empfangsbescheinigungen
a) Über die Einlösung von Empfangsbescheinigungen folgen besondere Bestimmungen.
b) Falls bei Unternehmungen bewegliches Eigentum (z. B. Rohstoffe, Halb – und Fertigerzeugnisse) gegen Empfangsbescheinigung entnommen wird, sind die Bescheinigungen in RKK-Scheinen oder Landeswährung sofort einzulösen, wenn dies zur Aufrechterhaltung des Betriebes erforderlich ist. Die in Betracht kommenden Betriebe bestimmen die Wirtschaftskommandos.
Die Einlösung hat durch die AOKs bzw. durch die Feldkommandanturen zu erfolgen.
III. Bei industriellen Unternehmungen kann bewegliches Eigentum (z. B. Rohstoffe, Halb – und Fertigfabrikate) nur gegen Empfangsbescheinigungen entnommen werden. Soweit die Aufrechterhaltung des Betriebes dies erforderlich macht, veranlaßt das zuständige Wirtschaftskommando die Einlösung der Empfangsbescheinigung, damit die Geldflüssigkeit des Betriebes für Lohnzahlung usw. gesichert ist.
Dies gilt grundsätzlich für die Einlösung von Empfangsbescheinigungen, die für landwirtschaftliche Erzeugnisse gegeben worden sind und sich in der Hand von Kolchosen, Sowchosen und MTS befunden haben.
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IV. Die Weiterführung der Produktion und die Sicherung der Betriebe durch die entsprechenden militärischen Maßnahmen erfolgt zunächst unabhängig von den Eigentumsverhältnissen.
V. Die Anwendung des Prisenverfahrens darf eine sofort erforderlich werdende Verwendung der Prisenbeute nicht hindern.
VI. Wehrmachtbeute
Die Übernahme und Verwendung der Wehrmachtbeute, das ist der Teil des beweglichen Staatseigentums, der in der Verwaltung und Verwendung der feindlichen Wehrmachtteile lag, richtet sich nach den Einzelvorschriften, die für die Übernahme vom OKH, OKM und ObdL hierfür gegeben sind.
Danach werden in der Regel eingesetzt:
a) Vom Heer: Beuteerfassungstrupps 1
Oberfeldzeugstäbe > als Beutestäbe
Feldzeugstäbe '
für Waffen, Gerät, Fahrzeuge, Munition usw., die dem feindlichen Heer entstammen.
b) Luftzeugstäbe für Flugzeuge, Luftwaffengerät usw. einschließlich Flak und Munition sowie Ersatz – und Vorratsteilen.
c) Marinestäbe (See – und Hafenkommandanten, Küsten – und Hafenüberwachungsstellen) für Schiffe und Schiffsausrüstung, Marine-Artilleriewaffen, Gerät und Munition für Bordverwendung, Küsten – und Flakschutz, Torpedowaffen, Sperrwaffen und dergleichen. Bezüglich der Abmontierung von Kränen, Maschinen für den Schiffsbau usw. und deren Abtransport bedarf es der Zustimmung des Wirtschaftsinspekteurs, desgleichen für Fischereifahrzeuge und Fischtransportschiffe.
d) Übernahmestellen des HBA für allgemeinen Wehrmachtsbedarf (fertige Bekleidung [Uniformen], Militärschuhe und alles Lederzeug, Ausrüstungsstücke, ferner, jedoch nur aus ehemaligen feindlichen Wehrmachtbeständen: Stoffe jeder Art und jeder Farbe, Spinnstoffe [Wolle, Baumwolle], Ledervorräte [Zuschnitte, gegerbte Häute und Rohhäute], Bekleidungs-Instand-setzungsmaterialien, Bekleidung für Kriegsgefangene, Decken, Kochgeschirre, Wäsche, Unterkunftsgeräte, Sportgeräte).
Bemerkung: Die Erfassung der vorstehenden Gegenstände und Waren, die nicht aus feindlichem Wehrmachteigentum stammen, ist Sache der von den Wirtschaftsdienststellen eingesetzten Erkundungs – und Bergungs-Formationen. Es ist Aufgabe der IV Wi und der Wirtschaftsdienststellen, durch rechtzeitige Verbindungsaufnahme dafür zu sorgen, daß keine Doppelerfassung und Doppelarbeit erfolgt.
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e) Pionierstäbe für abmontierbare Teile der Festungsanlagen, einschließlich Hindernis – und Tankabwehranlagen.
f) Amtsgruppe K, «Außenstelle Zentralkraft Ost», für Wehrmachtfahrzeuge fertige Ersatz – und Zubehörteile.
g) Verbindungsoffizier der Wehrmachtreifenstelle bei der Wi In. Die Erfassung und Sicherstellung von Beutebeständen auf dem Reifengebiet erfolgt auf Grund der Dienstanweisung für VO der Wehrmachtreifenstelle bei der Wi In.
h) Luftgaustäbe übernehmen sämtliche Einrichtungen der Bodenorganisation der Luftwaffe einschließlich der Reparaturwerkstätten in den Fliegerhorsten und Flugplätzen.
i) Der Beauftragte für technische Nachrichtenmittel, eingesetzt bei der Wirtschaftsinspektion, regelt die Ausnutzung der Nachrichtenmittel, k) Wehrmachtverkehrsdirektionen oder Feldeisenbahndirektionen übernehmen die schienengebundenen Fahrzeuge außer Eisenbahngeschützen, Festungssonderfahrzeugen, Kesselwagen und betriebseigenen Transportfahrzeugen für Sonderzwecke.
1) Prisenstellen werden vom OKM zur Feststellung der Prise eingesetzt. Für den rechtzeitigen Einsatz ist der Reichskommissar bei dem Oberprisenhof verantwortlich, der den Wirtschaftsführungsstab Ost darüber unterrichtet, wann und an welchen Hafenplätzen Dienststellen der Kriegsmarine eingerichtet werden. Die Stellen folgen unmittelbar den vorrückenden Truppen. Die Leiter sind angewiesen, sofort mit den IV Wis die Verbindung aufzunehmen. Das Arbeitsgebiet der Prisenstelle gegenüber den Erkundungstrupps und Bergungstrupps ist durch den Wirtschaftsinspekteur abzugrenzen. Nötigenfalls hat der Wirtschaftsinspekteur bzw. das von ihm beauftragte Wi-Kommando den Prisenstellen der KM Hilfskräfte zur Verfügung zu stellen. Der Wirtschaftsinspekteur regelt auch das Meldewesen, so daß Doppelerfassungen vermieden werden. Über die Prise verfügt der Wirtschaftsinspekteur nach den vom Reichsmarschall gegebenen Weisungen. Die Durchführung des Prisenverfahrens darf die vom Wirtschaftsinspekteur getroffenen oder beabsichtigten Maßnahmen nicht verzögern.
VII. Alle unter Via – k genannten Dienststellen haben die bei ihren Erkundungen etwa vorgefundenen Roh – und Halbstoffe in runden Zahlen und mit Orts – und Betriebsangaben den Feldkommandanturen (Gruppe IV Wi) und nach deren Einsetzung den Wi-Kommandos zu melden, in deren Bereich sie vorgefunden werden.
VIII. Abmontierung und Abtransport von Maschinen, sonstigen Betriebseinrichtungen und Vorräten sind untersagt. Vorschläge sind an die Wirt– 
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Schaftsinspektion zu richten, die eine Entscheidung trifft oder herbeiführen wird.
IX. Die Ingangsetzung und Betreuung von wehrmachteigenen Betrieben regelt der Wirtschaftsinspekteur nach den ihm erteilten Weisungen. (Ausnahme: Bodenbetriebe der Luftwaffe, Hafenanlagen, Schiffswerften, Marinearsenale und Zeugämter.)
Rüstungswirtschaftliche Aufgaben
1. Für die rüstungswirtschaftliche Ausnutzung der eroberten Gebiete sind die Wirtschaftsdienststellen allein zuständig und verantwortlich, soweit nicht ausdrücklich Ausnahmen angeordnet werden.
2. Der IV Wi beim AOK (und später alle anderen Wirtschaftsdienststellen) hat die Truppen bei ihren Reparaturaufgaben für Waffen, Fahrzeuge und Geräte nachdrücklichst zu unterstützen und, wenn nötig, eine zweckentsprechende Zuweisung von Reparaturwerkstätten beim AOK anzuregen. Bei größeren Betrieben, die für den Sofortbedarf der Armeen, der Kriegsmarine und der Luftwaffe nicht sofort von den entsprechenden Dienststellen übernommen werden, hat der IV Wi für eine militärische Sicherung zu sorgen. Die IV Wis haben sich daher rechtzeitig und laufend zu unterrichten, welche Betriebe durch die Truppen für den Sofortbedarf in Anspruch genommen wurden. Sie haben sich ausgleichend und helfend einzuschalten, insbesondere auch durch Sicherstellung der Kraft und Energie und der Arbeiteranwerbung aus der Bevölkerung.
3. Für die nachhaltige Ausnutzung der Betriebe, Vorräte und Erzeugnisse gibt der Wirtschaftsinspekteur die erforderlichen Anweisungen (für alle Wirtschaftszweige, einschließlich der Betriebe für die Ernährungswirtschaft). Alle Dienststellen sind daher an seine Weisungen gebunden, die er rechtzeitig allen Truppen und sonstigen Dienststellen bekanntzugeben hat.
Beauftragte der Heimatdienststellen oder vorgeschobene Sonderkommandos (Verbindungsstellen der Wasserämter, Werftbeauftragte, Beauftragte des BKF usw.) haben daher unverzüglich ihren Auftrag dem Wirtschaftsinspekteur zu unterbreiten. Sie haben ihre Aufträge nur in Verbindung mit dem Wirtschaftsinspekteur durchzuführen und haben ihn über den Fortgang der Aufgaben laufend zu unterrichten.
Beabsichtigte Abtransporte von Maschinen und Vorräten, Einsatz der Vorräte und der Arbeitskräfte unterliegen der Weisung des Wirtschaftsinspekteurs, dem die gesamte Organisation des Abtransportes obliegt und
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der hierzu die ihm unterstellten Organe und Einheiten einsetzt (siehe auch «Wirtschaftliche Transporte»).
4. Je nach den tatsächlich angetroffenen Verhältnissen und Möglichkeiten (Zustand der Betriebe, Rohstoffbeschaffung, Kraft – und Energieversorgung, Betriebsleitung, Arbeitseinsatz, Transportlage) hat der Wirtschaftsinspekteur die Entscheidung herbeizuführen, ob eine Wiederinbetriebnahme oder ein Abtransport von Maschinen und Vorräten erfolgen soll. Vorzeitigen und ungeregelten Abtransporten und der vorzeitigen Beladung von Eisenbahnwagen mit Beutegut ist mit aller Energie vorzubeugen.
5. Für nachhaltige Ausnutzung der Betriebe (gemäß 3) und die Entscheidungen der Wi In (gemäß 4) sind folgende Grundsätze zu beachten:
a) Der Sofortbedarf der Truppe und der Bedarf der Kriegswirtschaft (Ernährungswirtschaft, Mineralölgewinnung, Eisen – und Kohleförderung als Grundlage) darf in keiner Weise beeinträchtigt werden.
b) Alsdann liegen die nächsten rüstungswirtschaftlichen Aufgaben, deren Durchführung teilweise vielleicht erst später erfolgen wird, voraussichtlich auf folgenden Gebieten:
Das Heer hat großen Bedarf an:
a) Kampfwagen und Zugwagen, von Flakgeschützen und allem, was damit zusammenhängt, weittragenden Flachfeuergeschützen, etwa von 15 cm an aufwärts (Küstenschutz), Brückengerät, optischem und feinmechanischem Gerät, Sicherstellung von Sprengstoffen und K-Stoffen,
b) Fertigung von Kampfgeräten, wo Engpaß vorhanden. Flak, Flakscheinwerfer, Teile für Panzerkampfwagen (Schmiedestücke usw.), Flakmunition für alle Kaliber.
Die Kriegsmarine beabsichtigt, in erster Linie die Werften und die Werfthilfsindustrie nutzbar zu machen, und zwar:
a) für Instandhaltung, Reparatur und Ausrüstung,
b) zum Weiterbau in Bau befindlicher Kriegs – und Hilfsschiffe, Betriebsfahrzeuge, Handelsschiffe, soweit sie zur Verwendung geeignet sind,
c) gegebenenfalls zum Neubau von Hilfsschiffen, Betriebsfahrzeugen und auch von Handelsschiffen.
Die Kriegsmarine ist ferner interessiert an optischer und feinmechanischer Fertigung und an Nachrichtengerät. Sie ist gegebenenfalls mitzubeteiligen bei der Fertigung von Marinewaffen und Munition für Bordverwendung, Küsten – und Flakschutz.
Die Luftwaffe wird die Industrie zunächst und in erster Linie für Reparaturen und FertigungsVerlegungen, später auch für Flugzeugmotorenherstellung ausnutzen.
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fachste Sicherheiten an die Betriebe weitergegeben werden, an deren Inganghaltung ein deutsches Interesse besteht. Die ersten Maßnahmen hierzu trifft der IV Wi beim AOK. Sind noch keine Reichskreditkassen eingerichtet, so hat die Intendantur die Mittel vorzuschießen unter möglichst baldiger Verrechnung mit der zuständigen Reichskreditkasse, die Darlehns-geberin wird und zunächst bleibt.
4. Staatsbanken und sonstige Geldinstitute, die über größere Geldmittel verfügen, sind sofort unter Aufsicht zu stellen durch Einsetzung eines «vorläufigen komissarischen Verwalters», der nach Möglichkeit aus der bisherigen Leitung des Instituts zu nehmen ist. Diesem ist eine entsprechende zunächst jederzeit widerrufliche einfache Bestallung auszuhändigen. Gesetzliche Unterlagen sind, sobald nötig, durch Verordnungen der vollziehenden Gewalt zu schaffen.
Es wird sich im allgemeinen empfehlen, die Geldinstitute zunächst für den allgemeinen Verkehr zu schließen, ihnen aber die Aufgaben der Kreditierung für Lohn-, Gehalt – und Pensionszahlungen zu ermöglichen.
Die zunächst erforderlichen Maßnahmen veranlaßt der IV Wi beim AOK.
5. Sobald als möglich werden Reichskreditkassen eingerichtet. Sie unterstehen persönlich und sachlich der Hauptverwaltung der Reichskreditkassen in Berlin. Den Reichskreditkassen liegt die Regelung des Geld – und Kreditwesens ob. Sie erfüllen ihre Aufgaben mit Reichskreditkassenscheinen, die in Werten von 50, 20, 5, 2, 1 und 0,50 RM ausgegeben werden. Die Reichskreditkassenscheine sind neben der Landeswährung gesetzliches Zahlungsmittel. Das Währungsverhältnis der Reichsmark zur Landeswährung wird durch Verordnung der vollziehenden Gewalt geregelt.
Die Reichskreditkassenscheine dienen sowohl dazu, die Wirtschaft des besetzten Landes – soweit für uns wichtig und im Interesse der Ruhe und Ordnung geboten – in Gang zu halten, als auch die Geldbedürfnisse der deutschen Truppen zu befriedigen und auszugleichen. Das erstere wird erreicht durch Gewährung von Krediten an industrielle und andere Unternehmungen sowie an Geldinstitute oder auch an staatliche und bezirkliche Verwaltungsorgane, wenn die Kreditgewährung im deutschen Interesse liegt (siehe Ziffer 3).
Auch die Geldinstitute der besetzten Gebiete sind anzuhalten, sich Konten bei den Reichskreditkassen einzurichten.
Die Truppe hat den Befehl erhalten, die Soldaten nach Überschreiten der Grenze nur mit Reichskreditkassenscheinen oder mit dem Gelde des fremden Landes zu lohnen und deutsches Reichsgeld lediglich in der
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kleinsten Stückelung von 10, 5, 2 und 1 Rpf. zu verwenden, wenn das fremde Kleinstgeld nicht verfügbar ist.
Das in den Händen der Soldaten z. Z. des Einmarsches noch befindliche Reichsgeld bis herunter zu 0,50 RM haben die Truppenkassen gegen Reichskreditkassenscheine bei der nächstgelegenen Reichskreditkasse einzutauschen.
6. Die Truppe hat Befehl, dafür zu sorgen, daß die Soldaten ihrerseits im besetzten Gebiet nur mit Reichskreditkassenscheinen oder mit dem Geld des fremden Landes zu befohlenen Kursen zahlen. Eine Verordnung, daß im besetzten Gebiet neben dem Geld des fremden Landes auch die Reichsmark, und zwar in der Form der Reichskreditkassenscheine, gesetzliche Zahlungsmittel sind und welches Wertverhältnis zwischen ihnen ist, wird rechtzeitig ergehen.
7. Die Pflege des Kurses der Reichskreditkassenscheine ist besonders wichtig. Ihre Bewertung in der Bevölkerung ist deshalb sehr sorgfältig zu beobachten. Sollten irgendwie Schwierigkeiten auftreten in der Weise, daß die Bevölkerung die Reichskreditkassenscheine überhaupt nicht oder nur zu anderen als den festgesetzten Kursen abnehmen will, so ist dem, wenn notwendig, durch Bestrafung entgegenzutreten. Die Wirtschaftsdienststellen haben über derartige Vorkommnisse zu berichten.
Zur Kurspflege gehört es auch, daß bei etwaiger Ausschreibung von Zwangsauflagen und auch beim Verkauf von Waren an die Bevölkerung nicht nur Geld des fremden Landes verlangt wird, sondern zu dem von uns festgesetzten Kurse auch Reichskreditkassenscheine angenommen werden.
8. Notgeld herzustellen ist auf jeden Fall zu verhindern. Bei Mangel an Zahlungsmitteln siehe Ziffer 3.
9. Die Reichskreditkassen haben in engster Verbindung mit den Wirtschaftsdienststellen zu arbeiten. Sie haben – unbeschadet der fachlichen Unterstellung unter die Hauptverwaltung der Reichskreditkassen – ihre Maßnahmen mit den Absichten des Wirtschaftsinspekteurs im Geld – und Kreditwesen in Einklang zu bringen.
IV Wi und Wirtschaftskommandos haben den Leiter der nächstgelegenen Reichskreditkasse insbesondere bei den in Ziffer 3 behandelten Kreditfestsetzungen zu beteiligen.
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Auswärtiger Waren – und Zahlungsverkehr
1. Allgemeines
Bezüglich der Frage des Waren – und Zahlungsverkehrs zwischen den besetzten Gebieten und dritten Ländern ist davon auszugehen, daß alle Warenüberschüsse grundsätzlich für den deutschen Bedarf bestimmt sind. Soweit ein Abtransport nicht möglich ist, sollen die Waren zunächst gestapelt und gesichert und zum späteren Abtransport bereitgehalten werden. Daher ist ein Warenverkehr zwischen den besetzten Gebieten und dritten Ländern vorläufig grundsätzlich nicht möglich. Richtlinien für die spätere Durchführung eines im Interesse Deutschlands liegenden Warenverkehrs mit dritten Ländern werden erfolgen, sobald der nötige Überblick vorliegt.
2. Ausnahmen in einem gewissen Rahmen können unter folgenden Umständen stattfinden:
Sofern nicht die Versorgung der im besetzten Gebiet eingesetzten oder untergebrachten Truppen und der Bevölkerung oder der Bedarf des Reiches geschädigt wird, kann in einem gewissen Rahmen ein Grenzverkehr gestattet werden. Hierfür kommen im Kaukasus der Iran und die Türkei, im Norden Finnland in Frage. Es wird sich hier in erster Linie darum handeln, einen bereits bestehenden kleinen Grenzverkehr aufrechtzuerhalten oder nach Maßgabe des Vorstehenden auszudehnen. Voraussetzung in allen Fällen ist, daß gegen die aus den besetzten Gebieten exportierten Waren eine entsprechende Wareneinfuhr von mindestens gleichem Wert erfolgt.
3. Vor jeder beabsichtigten Wiederingangsetzung des Handelsverkehrs über die Grenzen ist rechtzeitig mit der Abwehr in Verbindung zu treten, deren Mitwirkung von entscheidender Bedeutung ist.
4. Der Handel mit Waffen und Kriegsgeräten – aus der Fabrikation oder aus Fertigvorräten – unterliegt in jedem Einzelfalle der Genehmigung des OKW (WiRüAmt; bearbeitende Stelle Abteilung Wehrwirtschaft, Gruppe Ein – und Ausfuhr von Waffen und Kriegsgerät). Dies bezieht sich auf die Erfüllung laufender Verträge.
5. Über die Abgabe von Wehrmachtbeute an befreundete Staaten ist ebenfalls in jedem Einzelfalle die Entscheidung des OKW erforderlich. Abgabe erfolgt nur gegen Bezahlung. Unmittelbare Übergabe ist unzulässig.
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Preisregelung
Eine Verordnung oder Bekanntmachung einfachster Art wird die Erhöhung der Preise und sonstigen Entgelte (auch der Lohne) verbieten und unter Strafe stellen. Hierbei handelt es sich nur um eine vorläufige Lösung. Eine Preisänderung stark politisch bedingter Preise wird ins Auge zu fassen sein.
Für landwirtschaftliche Erzeugnisse sind die nachfolgenden Preise festgelegt, die in den besetzten Gebieten nicht überschritten werden dürfen. Für Bekanntgabe haben die IV Wis und die Wirtschaftsdienststellen zu sorgen. Die festgelegten Preise sind auch bei allen Ankäufen für die Truppenverpflegung einzuhalten.
1. Feldfrüchte, Preise für 1 dz: Weizen 140 Rubel Roggen 120 Rubel 100%iges Roggenschrot 145 Rubel Gerste 110 Rubel Hafer 120 Rubel Mais 100 Rubel Erbsen • 160 Rubel Hirse 100 Rubel Buchweizen 130 Rubel Kartoffeln 50 Rubel Heu ' 30 Rubel Stroh 15 Rubel
2. Veredelungsprodukte, Preise für 1 dz;
80%iges Weizenmehl 200 Rubel ,
85%iges Roggenmehl 155 Rubel Zucker 400 Rubel
3. Tiere (lebend): Rinder je dz Schweine je dz Kälber je Stück Schafe je Stück
4. Tierprodukte: Milch je Liter Butter je kg
500 Rubel 600 Rubel 250 Rubel 200 Rubel
1 Rubel 44 Rubel
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113 Aktenvermerk des Leiters der Auslandsabteilung des Otto-WoliT-Konzerns über Pläne zur Übernahme der sowjetischen Eisen-und Stahlindustrie durch Treuhänder des Monopolkapitals, 25. Juni 19411
Unterzeichnet: Dr. Reichard.
Roswitha Czollek/Dietrich Eichholtz, Die deutschen Monopole und der 22. Juni 1941. Dokumente zu Kriegszielen und Kriegsplanung führender Konzerne beim Überfall auf die Sowjetunion, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft, 15. Jg. (1967), S. 72–73.
Mit der fortschreitenden militärischen Besetzung russischen Gebietes ist bekanntlich beabsichtigt, eine weitverzweigte wirtschaftliche Organisation aufzuziehen. Für den Bereich Eisen und Stahl sind für die im ganzen vorgesehenen vier Verwaltungsbezirke (Leningrad, Moskau, Kiew und Kaukasus) folgende leitende Persönlichkeiten vorgesehen:
1. für Leningrad Herr Direktor Korschan (Krupp A.G.)
2. für Moskau Herr Direktor Gärtner (Reichswerke Hermann Göring)
3. für Kiew Herr Direktor Dr. vom Brück (Hoesch A.G.)
4. für Kaukasus noch unbesetzt.
Das weitaus wichtigste Gebiet stellt die Ukraine mit einer Erzförderung von 22 Millionen Tonnen Eisenerz, 1,8 Millionen Tonnen Manganerz, einer Stahlproduktion von 12 Millionen Tonnen und etwa 35 wichtigen Hochofen – und Walzwerken dar.
Heute besuchte ich den mir sehr gut bekannten für die südrussische Eisenindustrie vorgesehenen Bevollmächtigten, Herrn Dr. vom Brück, dessen Stab vorläufig aus folgenden Herren besteht:
1. Dr. Faulhaber bisher Wirtschaftsgruppe Eisen schaffende Industrie
2. Bleckmann aus Fa. Schoeller & Bleckmann
3. Dr. Wesemann Maxhütte
4. Dr. Küttner Fachgruppe Edelstahl
5. Dr. Becker Hoesch A.G.
6. Ostermann Werkstoffverfeinerung
7. Dr. Bruhn Gute-Hoffnungshütte
Der Zuständigkeitsbereich des Herrn Dr. vom Brück umfaßt das Gebiet der Eisen schaffenden Industrie, der Gießereiindustrie und der Werkstoffverfeinerung, voraussichtlich auch noch Stahl – und Eisenbau; ferner wird Herrn
1 Zur beabsichtigten Übergabe der Werke an die Monopole siehe Anatomie des Krieges. Neue Dokumente über die Rolle des deutschen Monopolkapitals bei der Vorbereitung und Durchführung des zweiten Weltkrieges, hrsg. und eingel. von Dietrich Eichholtz und Wolfgang Schumann, Berlin 1969, S. 369–370.
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Dr. vom Brück die Verteilung der Erze obliegen. Herr Dr. vom Brück teilte mir im Laufe der Unterhaltung mit, daß die Werke 22, 23 und 24 sowie das Werk 41 zur Betreuung (vorläufig technischer Art) durch die Gruppe Otto Wolff vorgesehen sei. Leider hatte Herr Dr. vom Brück die Vergleichsliste nicht zur Hand, so daß er auch im Augenblick nicht sagen konnte, um welche Werke es sich im einzelnen handelt. Er versprach mir aber, dies nachzuholen, sobald er die Liste zur Hand habe. Er erklärte jedoch, daß es sich seiner Erinnerung nach um recht beachtliche Werke handele und daß voraussichtlich für die Werke 22, 23 und 24, die räumlich nahe beieinander lägen, ein leitender technischer Herr mit der nötigen Anzahl Assistenten in Frage käme, für das Werk 41 ein weiterer leitender technischer Herr.
Im weiteren Verlauf der Besprechung gab ich Herrn Dr. vom Brück Aufschluß über die Einstellung unserer Geschäftsleitung zu den Zukunftsfragen der bisher sowjetrussischen Eisen-, Walz – und sonstigen Werke.
Über Herrn Dr. vom Brück wird mit Zuständigkeitsbereich für die gesamte gewerbliche Wirtschaft Herr Scheer-Hennings (Reichswerke Herrmann Göring) stehen und über diesem wieder Herr Ministerialrat Burandt vom Reichswirtschaftsministerium.
26 Moritz, Barbarossa
Verzeichnis der Dokumente in zeitlicher Folge
3. 2. 1933 Niederschrift der Rede Hitlers vor den Befehlshabern des
Heeres und der Marine über sein Regierungsprogramm (Dok. 1)
17. 8. 1936 Aus der Denkschrift des Industriellen Hermann Röchling für
Hitler zur Vorbereitung des Krieges (Dok. 2) 26. 8. 1936 Aus der Denkschrift Hitlers zum Vier jahresplan und zur be– 

schleunigten Vorbereitung des Krieges (Dok. 3) 5. 11. 1937 Aus dem Protokoll der Besprechung Hitlers mit dem Reichs– 

kriegsminister, den Oberbefehlshabern der Wehrmachtteile, dem Reichsaußenminister und Oberst d.G. Hoßbach (Dok. 4)
18. 11. 1938 Aus der Denkschrift Arnold Rechbergs für den Chef der Reichs– 

kanzlei über eine Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 5)
23. 5. 1939 Aus dem Bericht über eine Besprechung Hitlers mit den Ober– 

befehlshabern der Wehrmachtteile und anderen führenden Offizieren am 23. Mai 1939 über die Ziele der faschistischen Ostexpansion (Dok. 6)
23. 11. 1939 Aus der Rede Hitlers vor den Oberbefehlshabern der Wehr– 

machtteile über die Kriegsziele des deutschen Imperialismus (Dok. 7)
Ende Dezem – Einschätzung der Roten Armee durch den Generalstab des
ber 1939 Heeres (Dok. 12)
29. 6. 1940 Anweisungen des Oberbefehlshabers des Heeres an das Armee– 

oberkommando 18 zur Übernahme des Befehls über die an der Grenze zur Sowjetunion und zu Litauen stationierten deutschen Truppen (Dok. 64)
3. 7. 1940 Tagebucheintragung Halders über seine dem Chef der Opera– 

tionsabteilung des Generalstabes des Heeres mitgeteilte Auffassung zur Führung eines Aggressionskrieges gegen die Sowjetunion (Dok. 28)
9. 7. 1940 Erlaß des Chefs des OKW über die Schwerpunktverlagerung
der Rüstung entsprechend den neuen Kriegszielen (Dok. 55)
13. 7. 1940 Aus der Tagebucheintragung Halders über Hitlers Absicht,
Großbritannien mit Gewalt zum Frieden zu zwingen (Dok. 8)
22. 7. 1940 Tagebucheintragung Halders über die ihm durch den Ober– 

befehlshaber des Heeres mitgeteilte Auffassung Hitlers zur Vorbereitung der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 9)
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27. 7. 1940 Tagebucheintragung Halders über seine mit der Operations– 

abteilung des Generalstabes des Heeres erörterten Operationsvarianten für den Überfall auf die Sowjetunion (Dok. 29)
31. 7. 1940 Aus der Tagebucheintragung Halders über einen Vortrag Hitlers
zur strategischen Lage und über den Entschluß zum Überfall auf die Sowjetunion im Jahre 1941 (Dok. 10) Vorläufige Weisung der Gruppe Guderian über die Unterstellungsverhältnisse in ihrem Bereich und über den vorgesehenen Einsatz bei einer Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 65)
1. 8. 1940 Tagebucheintragung Halders über die Erörterung eines Opera– 

tionsentwurfs des Generalmajors Marcks für die Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 30)
5. 8. 1940 Aus dem Operationsentwurf des Generalmajors Marcks für die
Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 31)
17. 8. 1940 Protokoll einer Besprechung des Chefs des OKW über die
forcierte Steigerung der Rüstungsproduktion zur Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion (Dok. 56)
20. 8. 1940 Anordnung Hitlers zur Änderung der Dringlichkeitsstufen der
Rüstungsvorhaben (Dok. 57)
Aktennotiz des Chefs des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes über die deutsche Rüstung im Sommer 1940 und die Aufgaben zur Vorbereitung der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 58)
3. 9. 1940 Tagebucheintragung Halders über die Beurteilung der Roten
Armee durch den deutschen Militärattache in Moskau (Dok. 13)
5. 9. 1940 Weisung des Chefs des OKW für den beschleunigten Ausbau
des Kriegsheeres (Dok. 59)
Aus der Aktennotiz über eine Besprechung beim Chef des Stabes des Befehlshabers des Ersatzheeres über Aufstellung und Aufmarsch deutscher Truppen zur Vorbereitung der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 66)
6. 9. 1940 Anweisung des Oberbefehlshabers des Heeres an die Heeres– 

gruppe B zur Übernahme des Befehls über die an der Grenze zur Sowjetunion stationierten deutschen Truppen (Dok. 67) Befehl des Chefs des OKW an das Amt Ausland/Abwehr über die Tarnung des Aufmarsches der deutschen Truppen und der Kriegsvorbereitungen an der Grenze zur Sowjetunion (Dok. 68)
15.9.1940 Operationsstudie des Gruppenleiters Heer in der Abteilung
Landesverteidigung im OKW für die Aggression gegen die Sowjetunion (Loßberg-Studie) (Dok. 32)
16. 9. 1940 Stellungnahme des Chefs der Heeresrüstung und Befehlshabers
des Ersatzheeres zum Rüstungsprogramm B (Dok. 60)
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20. 9. 1940 Richtlinien des Chefs des OKW für die Tätigkeit der deutschen
Militärmissionen in Rumänien zur Vorbereitung einer Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 33)
28. 9. 1940 Erlaß Hitlers zur Steigerung der deutschen Rüstungsproduktion
für die Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion und zur Bereitstellung der dafür notwendigen Arbeitskräfte (Dok. 61)
1. 10. 1940 Aus den Richtlinien des Oberbefehlshabers der 4. Armee für die
Vorbereitung der Truppen auf die Aggression gegen die Sowjetunion im Winterhalbjahr 1940/41 (Dok. 69)
7. 10. 1940 Richtlinien des Oberbefehlshabers des Heeres zur militärischen
Ausbildung des deutschen Heeres für die Aggression gegen die Sowjetunion im Winterhalbjahr 1940/41 (Dok. 70) Richtlinien des Oberbefehlshabers des Heeres zur ideologischen Vorbereitung des deutschen Heeres auf die Aggression gegen die Sowjetunion im Winterhalbjahr 1940/41 (Dok. 71)
1. 11. 1940 Aktenvermerk über eine Besprechung Generalleutnants Stud
mit Offizieren aus den Abteilungen des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes zur Schaffung einer Organisation für die wirtschaftliche Ausplünderung des zu erobernden sowjetischen Gebiets (Dok. 107)
5. 12. 1940 Aus der Niederschrift über die Vorträge des Oberbefehlshabers
und des Generalstabschefs des Heeres zur Operationsplanung gegen die Sowjetunion und die Stellungnahme Hitlers (Dok. 34)
6. 12. 1940 Überblick der Rüstungswirtschaftlichen Abteilung des Wehr– 

wirtschafts – und Rüstungsamtes über die voraussichtlichen Ergebnisse der Rüstungsproduktion bis 1. Mai 1941 (Dok. 62)
13. 12. 1940 Aus den Notizen Halders zu einem Vortrag über die militär– 

politischen Ziele einer Aggression gegen die Sowjetunion in einer Besprechung mit den Chefs der Generalstäbe der Heeresgruppen und Armeen (Dok. 35)
18. 12. 1940 Hitlers Weisung Nr. 21 (-Fall Barbarossa-) für den Überfall auf
*******»' die Sowjetunion (Dok. 36)
1. 1. 1941 Aus der Einschätzung der politisch-moralischen Stabilität der
Sowjetunion und der Kampfkraft der Roten Armee durch die Abteilung Fremde Heere Ost des Generalstabes des Heeres (Dok. 14)
9. 1. 1941 Aus der Niederschrift über die Ausführungen Hitlers zur inter– 

nationalen politischen Lage und zur Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 37)
15. 1. 1941 Einschätzung der Streitkräfte, der Rüstungsindustrie und des
Eisenbahnwesens der Sowjetunion durch die Abteilung Fremde Heere Ost (Dok. 15)
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30. 1. 1941 Aufzeichnung über die Besprechung beim Chef der Seekriegs– 

leitung über den Einsatz der deutschen Kriegsmarine bei der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 38)
31. 1. 1941 Aus der Aufmarschanweisung des Oberbefehlshabers des Heeres
für die Aggression gegen die Sowjetunion (Aufmarschanweisung Barbarossa) (Dok. 39)
2. 2. 1941 Aus den Notizen Halders für seinen am 3. Februar 1941 bei
Hitler zu haltenden Vortrag über die Verbände der Roten Armee im europäischen Teil der Sowjetunion (Dok. 16)
3. 2. 1941 Aus dem Protokoll der Besprechung Hitlers mit führenden
Offizieren des OKW, des OKH und des OKL über die Operationen gegen die Sowjetunion und die Heranziehung der Satellitenstaaten (Dok. 40)
13. 2. 1941 Studie des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes über das
sowjetische Wirtschaftspotential und die voraussichtlichen kriegswirtschaftlichen Gewinne durch die geplante Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 108)
14. 2. 1941 Tagebucheintragung Halders über den Vortrag Heusingers zur
militärischen Zusammenarbeit mit Finnland bei der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 41))
15. 2. 1941 Richtlinien des Chefs des OKW für die Tarnung der Aggressions– 

vorbereitungen gegen die Sowjetunion (Dok. 72) 22. 2. 1941 Tagebucheintragung Halders über die Einschätzung der sowjeti– 

schen Luftstreitkräfte durch den Verbindungsoffizier des OKH zum Oberbefehlshaber der Luftwaffe (Dok. 17) 26./27. 2. 1941 Aktennotiz über eine Besprechung beim Oberbefehlshaber der (28. 2. 1941) Heeresgruppe B am 26. und 27. Februar 1941 zur Vorbereitung
der Stäbe und zur Ausbildung der Truppen (Dok. 73) März 1941 Beurteilung des Kriegspotentials der Sowjetunion durch das
Wehrwirtschafts – und Rüstungsamt (Dok. 20) 28. 2. 1941 Aktennotiz über eine Besprechung am 28. Februar 1941 beim
(1. 3. 1941) Chef des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes zur Schaffung
einer Organisation für die wirtschaftliche Ausplünderung der Sowjetunion (Wirtschaftsstab z.b.V. Oldenburg) (Dok. 109) 3. 3. 1941 Eintragung im Kriegstagebuch des Wehrmachtführungsstabes
im OKW über die Ziele und Methoden des in der Sowjetunion zu errichtenden faschistischen Okkupationsregimes (Dok. 86) 13. 3. 1941 Richtlinien des Chefs des OKW zur Vorbereitung des Auf– 

marschgebietes und zur Errichtung eines Okkupationsregimes auf sowjetischem Territorium sowie für die Zusammenarbeit mit den Satellitenstaaten und Schweden (Richtlinien auf Sondergebieten zur Weisung Nr. 21) (Dok. 87)
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15. 3. 1941 Bericht aus der Abteilung Fremde Heere Ost über die Einleitung
militärischer Abwehrmaßnahmen in der Sowjetunion (Dok. 18)
17. 3. 1941 Aus der Tagebucheintragung Halders über eine Besprechung bei
Hitler über die gegen die Sowjetunion vorhandenen Kräfte und die vorläufige Beschränkung der in Rumänien stehenden Verbände auf Defensivaufgaben (Dok. 42)
Aus der Tagebucheintragung Halders über eine Besprechung bei Hitler über die politischen Ziele der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 88)
20. 3. 1941 Bericht des Chefs der Abteilung Fremde Heere Ost über weitere
militärische Abwehrmaßnahmen in der Sowjetunion (Dok. 19)
30. 3. 1941 Aus der Tagebucheintragung Halders über die Ausführungen
Hitlers zum politischen Charakter des geplanten Vernichtungsfeldzuges gegen die Sowjetunion (Dok. 89)
2. 4. 1941 Nicht unterzeichnete Denkschrift aus den Akten des «Beauf– 

tragten für die zentrale Bearbeitung der Fragen des osteuropäischen Raumes» über die Ziele der Aggression und die Methoden der Beherrschung der zu erobernden sowjetischen Gebiete (Dok. 90)
3. 4. 1941 Befehl des Chefs des OKW über die Verlegung des Termins für
den Angriff auf die Sowjetunion infolge der Aggressionen gegen Griechenland und Jugoslawien (Dok. 43)
Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres zur Errichtung eines militärischen Okkupationsregimes in den zu erobernden Gebieten der Sowjetunion (Dok. 91)
4. 4. 1941 Tagebucheintragung Halders über die veränderte Einschätzung
der Stärke der Roten Armee durch die Abteilung Fremde Heere Ost (Dok. 21)
7. 4. 1941 Weisung des Chefs des OKW an den Wehrmachtbefehlshaber
Norwegen über seine Aufgaben beim Überfall auf die Sowjetunion und über die Einbeziehung finnischer Verbände (Dok. 44)
26. 4. 1941 Tagebucheintragung Halders zum Bericht des Chefs der Ab– 

teilung Fremde Heere Ost über Truppenverschiebungen und den Zustand der Roten Armee (Dok. 22)
28. 4. 1941 Auffassung der Abteilung Landesverteidigung im OKW über
die Bedeutung der Schwarzmeerengen und ihrer Schließung für die Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 45) Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres über den Einsatz der Sonderkommandos und Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des Sicherheitsdienstes in der Sowjetunion (Dok. 92)
29. 4. 1941 Aufzeichnung über eine Besprechung des Wehrwirtschafts – und
Rüstungsamtes mit Vertretern der Wehrmachtteile über den Wirtschaftsstab z.b.V. Oldenburg (Dok. 110)
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30. 4. 1941 Tagebueheintragung Halders über eine Besprechung bei Hitler
über die weiteren Vorbereitungen auf die Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 74)
Anfang Mai Entwurf eines Erlasses des Oberbefehlshabers des Heeres über
1941 Gewaltmaßnahmen gegen die sowjetische Bevölkerung und Ein– 

schränkung der Bestrafung von Wehrmachtangehörigen für Kriegsverbrechen in der Sowjetunion (Entwurf des Kriegsgerichtsbarkeitsbefehls) (Dok. 93)
1. 5. 1941 Richtlinien des Chefs des OKW für Besprechungen mit Ver– 

tretern Finnlands, Ungarns und Rumäniens über die Beteiligung dieser Staaten an der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 46)
2. 5. 1941 Aktennotiz über eine Besprechung von Mitgliedern des Wirt– 

schaftsführungsstabes Ost mit Vertretern des Wirtschaftsstabes Ost zur geplanten wirtschaftlichen Ausplünderung der okkupierten sowjetischen Gebiete (Dok. 111)
4. 5. 1941 Planungsunterlage der Abteilung Landesverteidigung im OKW
für die Eroberung des Erdölgebiets im Kaukasus (Dok. 47)
5. 5. 1941 Tagebucheintragung Halders über die Eindrücke des Obersten
i.G. Krebs von der Friedenspolitik der Sowjetunion und der Leistungsfähigkeit der sowjetischen Streitkräfte (Dok. 23)
8. 5. 1941 Vorschläge der Abteilung Landesverteidigung im OKW zur
propagandistischen Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion (Dok. 75)
Konzept des Chefs des Generalstabes der 4. Armee für die Einweisung der Ersten Generalstabsoffiziere in die Aufgaben der unmittelbaren Vorbereitung des Überfalls auf die Sowjetunion ; (Dok. 76)
9. 5. 1941 Stellungnahme des Chefs der Wehrmachtrechtsabteilung im
OKW zum Entwurf des Kriegsgerichtsbarkeitsbefehl des OKH (Dok. 94)
11.5.1941 Zusammenstellung von Entwürfen der Wehrmachtrechts– 

abteilung und des OKH zum Kriegsgerichtsbarkeitsbefehl durch die Abteilung Landesverteidigung im OKW (Dok. 95)
12. 5. 1941 Anordnung des Chefs des OKW zur Durchführung der 2. Phase
der Feindtäuschung zur Tarnung des Aufmarsches gegen die Sowjetunion (Dok. 77)
Stellungnahme des Chefs der Abteilung Landesverteidigung zum Entwurf eines Befehls des OKH über die Verfolgung und Ermordung der politischen Funktionäre der Sowjetunion (Entwurf des Kommissarbefehls) (Dok. 96)
13. 5. 1941 Erlaß Hitlers über Gewaltmaßnahmen gegen die sowjetische
Bevölkerung und die Einschränkung der Bestrafung von Wehr– 
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machtangehörigen für Kriegsverbrechen in der Sowjetunion (Kriegsgerichtsbarkeitsbefehl) (Dok. 97)
19. 5. 1941 Richtlinien des Chefs des OKW für das Verhalten der deutschen
Truppen in der Sowjetunion (Dok. 98)
20. 5. 1941 Aus den Notizen über eine Besprechung des Oberbefehlshabers
der 4. Armee über die Einschätzung der Roten Armee und über die gegen sie anzuwendenden Kampfmethoden (Dok. 24) Befehl des Chefs des Generalstabes der Heeresgruppe B zum Einsatz von Diversanten beim Überfall auf die Sowjetunion (Dok. 78)
24. 5. 1941 Anweisung des Oberbefehlshabers des Heeres zur Bekanntgabe
des Kriegsgerichtsbarkeitsbefehls mit Zusätzen (Dok. 99)
25. 5. 1941 Aus dem Protokoll der Besprechung zwischen Vertretern der
Wehrmacht und des finnischen Generalstabes in Salzburg über den Operationsplan und die militärischen Aufgaben Finnlands bei der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 48)
26. 5. 1941 Protokoll der Verhandlungen zwischen Vertretern des deutschen
und finnischen Generalstabes in Zossen zur Festlegung der finnischen Operationen im Rahmen der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 49)
Juni 1941 Richtlinien des Wirtschaftsführungsstabes Ost für die wirtschaft– 

liche Ausplünderung der besetzten sowjetischen Gebiete (Grüne Mappe, Teil I: Aufbau und Organisation der Wirtschaft) (Dok. 112)
1. 6. 1941 Zeittafel des OKW über die letzten Vorbereitungen zum Über– 

fall auf die Sowjetunion (Dok. 82)
4. 6. 1941 Aus den Notizen Halders für seinen Vortrag vor den Chefs der
Generalstäbe der Heeresgruppen und Armeen über den Entschluß zum Überfall auf die Sowjetunion und die Planung weiterer Aggressionen nach dem erhofften Blitzsieg (Dok. 50) Aus den Notizen Halders für seine Besprechung mit den Chefs der Generalstäbe der Heeresgruppen und Armeen über die letzten Vorbereitungen für den Überfall auf die Sowjetunion (Dok. 80) Vortragsnotiz des Chefs des Amtes Ausland/Abwehr im OKW über den Einsatz von Spionen in der Sowjetunion (Dok. 81)
6. 6. 1941 Weisungen des Chefs des OKW für die Propaganda beim Über– 

fall auf die Sowjetunion (Dok. 79)
Richtlinien des Chefs des OKW für die Verfolgung und Er-i mordung der politischen Funktionäre der Sowjetunion (Kom– 

missarbefehl) (Dok. 100)
Vorschlag des Oberbefehlshabers der 4. Armee Generalfeld-> marschall von Kluge zur Änderung des Abschnittes II des
Kriegsgerichtsbarkeitsbefehls (Dok. 101)
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8. 6. 1941 Mitteilung des Ic der Heeresgruppe B über die zahlenmäßige
Stärke der sowjetischen Streitkräfte, die Qualität ihrer Waffengattungen und ihre Befestigungsanlagen (Dok. 25) Befehl des Oberbefehlshabers des Heeres zur Bekanntgabe des Kommissarbefehls mit Zusätzen (Dok. 102)
9. 6. 1941 Aus dem Befehl des Oberbefehlshabers der Truppen des deut– 

schen Heeres in Rumänien und Oberbefehlshabers der 11. Armee über die Aufgaben der 11. Armee beim Überfall auf die Sowjetunion (Operation «München-») (Dok. 51)
10. 6. 1941 Mitteilung des Oberbefehlshabers des Heeres über die Festlegung
des Angriffsbeginns gegen die Sowjetunion (Dok. 52)
11. 6. 1941 Entwurf der Weisung Nr. 32 über die Weiterführung des
Kampfes um die Weltherrschaft nach der Zerschlagung der Sowjetunion (Dok. 11) 13. 6. 1941 Antrag der Seekriegsleitung zur Vernichtung sowjetischer
U-Boote noch vor Beginn der Aggression gegen die Sowjetunion (Dok. 53)
17. 6. 1941 Richtlinien des Chefs des OKW über die Unterstellung der
rumänischen Truppen beim Überfall auf die Sowjetunion (Dok. 54)
Information des Chefs des Generalstabes der Heeresgruppe B über Tarnbezeichnungen und Erkennungszeichen der Diversionsgruppen im Bereich der Heeresgruppe B (Dok. 83)
18. 6. 1941 Aus der Berichtigung der vorhandenen Aufklärungsergebnisse
über die zahlenmäßige Stärke der sowjetischen Streitkräfte durch den Chef des Generalstabes der Heeresgruppe B (Dok. 26) Zahlenmäßige Übersicht des OKH über die Verteilung der deutschen Generalkommandos, Divisionen und Heerestruppen (Dok. 84)
21. 6. 1941 Tagebucheintragung Halders über das vermutete Kräfte– 

verhältnis an der deutsch-sowjetischen Front (Dok. 27)
22. 6. 1941 Zahlenmäßige Übersicht des OKH über die Gliederung der Luft– 

waffe zu Beginn des Überfalls auf die Sowjetunion (Dok. 85) 25. 6. 1941 Aktenvermerk des Leiters der Auslandsabteilung des Otto– 

Wolf f-Konzerns über Pläne zur Übernahme der sowjetischen Eisen – und Stahlindustrie durch Treuhänder des Monopolkapitals (Dok. 113) 10.7.1941 Aus dem Bericht des Wehrwirtschafts – und Rüstungsamtes
über die vom 1. Spetember 1940 bis 1. April 1941 erzielten Ergebnisse in der Rüstungsproduktion mit einem Vorschlag über die Einrichtung einer zentralen Wehrmachtplanungsstelle (Dok, 63)
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15. 7. 1941 Vortragsnotiz aus der Operationsabteilung des Generalstabes
des Heeres über den Kräftebedarf für das Okkupationsregime in den eroberten sowjetischen Gebieten, für die faschistische / Herrschaft über das besetzte Europa sowie für Operationen im
Nahen Osten und in Afrika (Dok. 103)
Gegenüberstellung der für die weiteren Operationen und für die Besatzung in den eroberten sowjetischen Gebieten vorgesehenen Kräfte (Dok. 104)
Mitte Juli Vortragsnotiz aus der Operationsabteilung des Generalstabs
1941 des Heeres zu den Äußerungen des Chefs des Generalstabs des
Heeres über das militärische Okkupationsregime in den eroberten sowjetischen Gebieten (Dok. 106)
16. 7. 1941 Aus den Aufzeichnungen Bormanns über die Besprechung
Hitlers mit Göring, Rosenberg, Lammers, Keitel und Bormann über die Umwandlung der Sowjetunion in eine faschistische Kolonie und über die Behandlung der Bevölkerung in den okkupierten sowjetischen Gebieten (Dok. 105)
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